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1 Einleitung 

Im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens für das Vorhaben „Wind-

park Penkun“ der ENERTRAG AG und der Notus energy Wind GmbH & Co. KG wird ab Montag, 

12. Oktober 2020, bis einschließlich Freitag, 23. Oktober 2020, in Zuständigkeit des Staatlichen 

Amts für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte (StALU), Neustrelitzer Str. 120, 

17033 Neubrandenburg eine Online-Konsultation durchgeführt.  

Gemäß § 10 Abs. 6 BImSchG kann die Behörde rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobene Ein-

wendungen mit den Antragstellerinnen und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, erör-

tern. Aufgrund der Qualität und der Vielzahl der Einwendungen entschied das StALU MS eine Er-

örterung durchzuführen. Der anberaumte Erörterungstermin wurde Aufgrund der wegen der CO-

VID-19-Pandemie geltenden Beschränkungen abgesagt. Für die den gesetzlichen Bestimmungen 

entsprechende Durchführung von Verfahren mit öffentlicher Beteiligung, deren Fortführung durch 

die COVID-19 Beschränkungen nicht möglich bzw. mit besonderen Gefährdungen für teilneh-

mende Personen verbunden wären, hat der Gesetzgeber im März 2020 das Planungssicherstel-

lungsgesetz (PlanSiG) beschlossen. Das StALU MS entschied im Rahmen des § 5 PlanSiG eine 

Erörterung in Form einer Online-Konsultation durchzuführen.  

Die Einwender*innen (zur Teilnahme Berechtigte gemäß § 5 Abs. 3 PlanSiG) wurden über die 

Durchführung der Online-Konsultation schriftlich benachrichtigt. Die Vertretung durch einen Bevoll-

mächtigten ist möglich. Dieser muss seine Bevollmächtigung durch eine schriftliche Vollmacht 

nachweisen und zu den Akten der Anhörungsbehörde (StALU MS) geben. 

Es besteht keine Verpflichtung zur Teilnahme an der Online-Konsultation. 

1.1 Ziel der Online-Konsultation 

Wesentliches Ziel der Online-Konsultation ist es – wie im Erörterungstermin auch – die vorgebrach-

ten Einwendungen, unter Berücksichtigung der Argumentationen der Antragstellerinnen, der Stel-

lungnahmen der Fachbehörden, zu erörtern.  

Hierfür wurden im Vorfeld der Online-Konsultation alle frist- und formgerecht vorgetragenen Ein-

wendungen durch das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte 

ausgewertet und themenbezogen zusammengestellt (vgl. Kap. 4).  

Auf dieser Grundlage wurden durch die Antragstellerinnen ENERTRAG AG und der Notus energy 

Wind GmbH & Co. KG schriftliche Erwiderungen und Erläuterungen erarbeitet. Dies erfolgte 

ebenso durch die Fachbehörden (vgl. Kap. 4). 

1.2 Erörterung/Beiträge im Rahmen der Online-Konsultation 

Die Einwender*innen haben nunmehr in der Online-Konsultation die Möglichkeit, ihre Einwendun-

gen unter Kenntnisnahme der Erwiderungen der Antragsstellerinnen und ggf. der Stellungnahme 

der Fachbehörde zu konkretisieren und schriftlich vorzutragen. 

In der Online-Konsultation können keine neuen Einwendungen vorgebracht werden, da 

diese mit Ablauf der Einwendungsfrist ausgeschlossen sind. Eine Vertiefung der bereits er-

hobenen Einwendungen ist hingegen zulässig. 
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2 Darstellung des Vorhabens durch die Antragsteller 

Gegenstand des Vorhabens ist die Erstellung des Windfelds Penkun mit insgesamt 17 Windener-

gieanlagen. Hierbei werden zwölf der Windenergieanlagen durch die ENERTRAG AG und fünf 

durch die Notus energy Wind GmbH & Co. KG geplant. Der überplante Bereich grenzt direkt an 

bereits bestehende bzw. genehmigte Windenergieanlagen des Windeignungsgebietes „28 – 

Schönfeld“ des sachlichen Teilplans „Windnutzung, Rohstoffsicherung und -gewinnung" der Regi-

onalen Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim. Die geplanten Anlagen dienen der Erzeugung 

elektrischer Energie aus Wind. Die erzeugte Energie wird über eine interne unterirdische Verkabe-

lung an einem zentralen Übergabepunkt zusammengeführt und anschließend über eine externe 

Kabeltrasse in das Versorgungsnetz eingespeist. Die externe Kabeltrasse ist nicht Bestandteil des 

hier vorliegenden Genehmigungsantrages. Die Betriebsdauer der Anlagen ist auf mindestens 20 

Jahre ausgelegt. 

Die Windenergieanlagen sind in einem Gebiet geplant, welches in einem gemäß dem Entwurf für 

die zweite Änderung des regionalen Raumentwicklungsprogramms Vorpommern (RREP VP) vor-

gesehenen Eignungsgebiet „54/2015 – Penkun“ liegt (Beschluss zur 4. Beteiligung – Entwurf 

2018). Derzeit wird die Abwägung in Auswertung der 5. Öffentlichkeitsbeteiligung zur zweiten Än-

derung des RREP VP erarbeitet. In den vergangenen vier Entwürfen war das Gebiet 54/2015 je-

weils in leicht unterschiedlicher Ausformung enthalten. 

Größe und Lage 

Das Windfeld Penkun befindet sich im Land Mecklenburg-Vorpommern im Landkreis Vorpommern-

Greifswald, auf einer ackerbaulich genutzten Fläche im Gebiet der Stadt Penkun. Die geplanten 

Standorte der Windenergieanlagen sind süd- und südöstlich der Stadt Penkun und westlich der 

Ortslage Büssow auf einer Ackerfläche, beidseitig des Gartzer Weges angeordnet. Der überplante 

Bereich grenzt direkt an bestehende bzw. genehmigte Windenergieanlagen des Windeignungsge-

bietes „28 – Schönfeld“ des sachlichen Teilplans „Windnutzung, Rohstoffsicherung und -gewin-

nung" der Regionalen Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim. 

Die Erschließung erfolgt zu einem Teil über die Nutzung vorhandener öffentlicher Straßen (Ge-

meindestraße Penkun-Kirchenfeld und Gemeindestraße zur Biogasanlage) und zum anderen über 

die Neuanlage von Zuwegungen auf landwirtschaftlich genutzten Flächen.  

Der Flächenbedarf der Windenergieanlagen beschränkt sich auf die versiegelten Fundamentflä-

chen, die teilversiegelten Kranstellflächen und die teilweise neu anzulegende Zuwegung (ebenfalls 

teilversiegelt). Für die Anlieferung des erforderlichen Baumaterials und der Anlagenteile werden, 

wo erforderlich, vorhandene Wege für den Schwerlastverkehr mittels wassergebundenen Materials 

ausgebaut bzw. Einfahrten verbreitert. Die geforderten Mindestabstände zu Ortschaften, Straßen, 

Leitungen und anderweitig vorhandenen Infrastrukturelementen sowie zu bereits bestehenden 

Windenergieanlagen wurden bei der Planung berücksichtigt. 
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Abb. 1: Übersichtsplan 

Anlagen- und Betriebsbeschreibung 

Es kommen Anlagen des Herstellers Vestas vom Typ V150 zum Einsatz. Die technischen Daten 

des Anlagentyps können in Tab. 1 eingesehen werden. Je nach Baugrundbeschaffenheit wird vor-

sorglich eine Fundamenterhöhung um maximal 3 m beantragt. Die geplante Windenergieanlage 

V150 hat damit eine maximale Nabenhöhe von 169 m und eine maximale Gesamthöhe über Ge-

ländeoberkante von 244 m.  

Aufgrund der Gesamtbauhöhe sind eine Tages- und Nachtkennzeichnung sowie eine Turmbefeu-

erung zur Flugsicherung vorgesehen. Die Tageskennzeichnung soll über eine orange-weiß-orange 
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bzw. rot-grau-rote Kennzeichnung der Flügel, der Gondel und des Turmes erfolgen (nicht über ein 

weißes Gefahrenfeuer). Um eine Reduzierung der Lichtemission durch die Befeuerung zu errei-

chen, werden die Windenergieanlagen mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung ausge-

stattet. Die bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung kann das dauerhafte Blinken vermeiden, in-

dem sämtliche Warnlichter eines Windparks grundsätzlich nachts ausgeschaltet bleiben und erst 

aktiviert werden, wenn sich ein Luftfahrzeug nähert.  

Um Überschreitungen der Schall- und Schattenimmissionsrichtwerte zu vermeiden, sind entspre-

chende Abschaltzeiten sowie ein reduzierter nächtlicher Betrieb der Anlagen vorgesehen.  

Hersteller Vestas Wind Systems A/S, 8940 Randers SV, Dänemark 

Typenbezeichnung V150 

Nennleistung 4,2 MW 

Rotordurchmesser 150 m 

Nabenhöhe 166 m 

Gesamthöhe 241 m 

Turmart LDST (Large diameter steel tower) 

Drehzahl (Rotor) Ca. 4,9 – 12 U/min 

Blattverstellung (Rotor) Je Rotorblatt ein autarkes Stellsystem mit zugeordneter Not-

versorgung 

Netzeinspeisung Vollumrichtersystem 

Windnachführung mittels Giermotoren über Gleitlagersystem mit integrierter 

Reibung 

Einschaltwindgeschwindigkeit 3,0 m/s 

Nennwindgeschwindigkeit 12,0 m/s 

Abschaltwindgeschwindigkeit 22,5 m/s 

Tab. 1: Technische Daten des geplanten Anlagentyps 

Anlagensicherheit 

Die Windenergieanlagen sind mit einer umfassenden Anlagenüberwachung ausgestattet. 

Sicherheitseinrichtungen schalten die Anlagen oder Baugruppen bei entsprechenden Feh-

lermeldungen ab.  

Jede beantragte Windenergieanlage wird mit der von der zuständigen Luftfahrtbehörde festgeleg-

ten Tages- und Nachtkennzeichnung ausgestattet. Für die Tageskennzeichnung werden rot-weiß-

rote Flügel nach Vorgaben der Flugsicherheit verbaut. Die Nachtbefeuerung wird mit Sichtweiten-

messgeräten ausgestattet und nach den Anforderungen der Luftfahrt betrieben. Betreiberseitig 
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wird eine Synchronisierung der Befeuerung angestrebt. Des Weiteren werden weich aufleuchtende 

Feuer installiert. 

Zur Minimierung der Gefahrenpotentiale durch elektrische Überspannungen sind die Windenergie-

anlagen mit einem umfassenden Blitzschutz- und Erdungssystem ausgerüstet. Die Rotorblätter der 

Anlage verfügen über ein integriertes Blitzschutzsystem, das mögliche Blitzeinschläge mit hoher 

Sicherheit schadlos ableitet. 

Um mögliche Brände in ihrer Entstehung zu löschen, stehen Kleinlöschgeräte in der Windenergie-

anlage sowie eine Löschdecke zur Verfügung. Bei Auslösung des Rauchmelders im Maschinen-

haus geht eine entsprechende Meldung bei der ganztags besetzten Fernüberwachung (Service-

Center) ein. Daraufhin wird die Windenergieanlage abgebremst, die Steuerung heruntergefahren 

und bei Bedarf die Feuerwehr angefordert. Darüber hinaus ist die V150 serienmäßig mit einem 

automatischen Löschsystem ausgestattet. Dieses ist im Maschinenhaus verbaut und wird bei Ent-

stehungsbränden selbstständig ausgelöst, um ein Übergreifen auf weitere Komponenten zu ver-

hindern.  

In der Anlage kommen wassergefährdende Stoffe zum Einsatz. Im Falle einer Havarie sind ent-

sprechende Rückhaltesysteme in Turm, Gondel und Rotornabe angelegt, um austretende Flüssig-

keiten aufzunehmen.   

Möglicher Eisabwurf wurde bei der Standortplanung berücksichtigt. Für Windenergieanlagen mit 

einem geringeren Abstand als 1,5 x (Nabenhöhe + Rotordurchmesser) zu öffentlichen Verkehrs-

flächen sind Vorkehrungen gegen Eisabwurf vorzusehen. An Standorten, an denen eine akute Ge-

fährdung durch Eisabwurf besteht, kann dieser durch den optionalen Einbau eines Rotorblattverei-

sungsüberwachungssystems ausgeschlossen werden. Das System ermittelt die Gewichtsverän-

derung des Rotors bei Eisansatz und schaltet die Windenergieanlage in diesem Fall selbständig 

ab. Die Wiederinbetriebnahme der WEA erfolgt erst nachdem die Eisfreiheit sicher festgestellt 

wurde.  

Betriebseinstellung und Rückbau 

Die Betriebszeit der Windenergieanlagen ist auf mindestens 20 Jahre ausgelegt. Die Vorhabenträ-

ger haben sich zum Rückbau der Windenergieanlagen verpflichtet und werden zur Finanzierung 

der Rückbaukosten entsprechende Rücklagen bilden. Zusätzlich erfolgt eine finanzielle Absiche-

rung über eine vor Baubeginn zu hinterlegende Rückbaubürgschaft. Der Rückbau wird so erfolgen, 

dass der Boden wieder ohne Einschränkungen der ursprünglichen Nutzung zur Verfügung steht. 

Im Rahmen der vorgenannten Verpflichtung werden nach endgültiger Betriebseinstellung folgende 

Komponenten entfernt:  

1. Windenergieanlage: vollständige Entfernung  

2. Fundamente: gesamte geschlossene Betondecke  

3. Wege:  Falls durch die landwirtschaftlichen Nutzer keine weitere Nutzung gewünscht ist, 

erfolgt die vollständige Entfernung der Wege.  

4. Kabelsysteme: Es ist keine Entfernung vorgesehen.  

 



Seite 9/127 Windfeld Penkun 

 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 2 Plansicherstellungsgesetz 

Die gesamten Antragsunterlagen sowie die wesentlichen Stellungnahmen der Fachbehör-

den können während der Online-Konsultation auf der Internetseite des UVP-Verbunds unter 

http://www.uvp-verbund.de (Freitextsuche: „Penkun“) eingesehen werden. 
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3 Information zum Verfahrensablauf 

3.1 Bisheriger Verfahrensablauf 

Verfahrensablauf Verfahren 1556 

Notus energy Wind GmbH 

& Co. KG 

5 WEA 

Verfahren 1663  

ENERTRAG AG  

12 WEA 

Antragseingang 25.10.2018 27.12.2018 

Vollständigkeit / Beginn  

Behördenbeteiligung 

16.11.2018 01.03.2019 

Bekanntmachung gemäß  

§ 10 Abs. 3 BImSchG 

20.01.2020 

Auslegung der  

Antragsunterlagen 

27.01.2020 – 26.02.2020 

Ende des  

Einwendungszeitraums 

26.03.2020 

Bekanntmachung Absage des 

Erörterungstermins 

25.05.2020 

Online-Konsultation (PlanSiG) 12.10.2020 - 23.10.2020 

 

3.2 Weitere Verfahrensschritte 

 Die im Zuge der Online-Konsultation eingehenden Stellungnahmen werden in der Verfahrens-

akte entsprechend dokumentiert. 

 Den Vorhabenträgern wird nochmals die Möglichkeit eingeräumt, sich zu den eingegangenen 

Stellungnahmen und vertiefenden Einwendungen gegenüber dem StALU MS zu positionieren. 

 Nach Auswertung der Stellungnahmen und Einwendungen ist nicht auszuschließen, dass ge-

gebenenfalls noch weiterführende Untersuchungen und z. T. Änderungen und Ergänzungen 

der Antragsunterlagen erforderlich werden, sodass die bereits erörterten Antragsunterlagen 

nochmals zu überarbeiten sind. 

 Die Ergebnisse der Online-Konsultation werden in die Entscheidung einfließen. 

 Nach Entscheidung wird im Falle einer Genehmigung der Bescheid gem. § 10 Abs. 8 BIm-

SchG bekannt gemacht und zusammen mit den Antragsunterlagen für zwei Wochen beim 

StALU MS und im Amt Löcknitz- Penkun öffentlich ausgelegt.  
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4 Einwendungen, Erwiderungen der Antragsteller und Stellungnahmen 

der Fachbehörden 

Im Folgenden sind in tabellarischer Form die Einwendungen, die Erwiderungen der Antragstelle-

rinnen sowie die Stellungnahmen der Fachbehörde dargestellt. Bei den Erwiderungen handelt es 

sich um die Einschätzung der Antragsstellerinnen, die nicht mit den Einschätzungen der Fachbe-

hörden bzw. des Staatlichen Amts für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte 

als Genehmigungsbehörde übereinstimmen müssen. 
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4.1 Immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren  

4.1.1 Zugänglichkeit, Lesbarkeit und Vollständigkeit der Antragsunterlagen 

Nr. Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

1 Die im Planverfahren 

vorgelegten Privatgut-

achten genügen nicht 

den Ansprüchen des 

§ 13 9. BImSchV mit der 

Folge, dass der Antrag 

unvollständig ist. 

Die eingereichten Antragsunterlagen sind vollständig. Die einzu-

reichenden Antragsunterlagen bestimmen sich nach § 4 9. BIm-

SchV; § 13 9. BImSchV ist hier schon aus systematischen Grün-

den nicht für die Bestimmung der Vollständigkeit anwendbar (er 

findet sich nicht im ersten Abschnitt "Antragsunterlagen", sondern 

im zweiten Abschnitt "Beteiligung Dritter" und bezieht sich somit 

nicht auf den Schritt der Einreichung der Unterlagen, sondern auf 

das Beteiligungsverfahren). Es ergibt sich mithin bereits aus der 

Systematik der Verordnung, dass es sich bei den eingereichten 

Gutachten nicht um Gutachten i.S.d. § 13 9. BImSchV handeln 

muss, damit die erforderlichen Antragsunterlagen nach §§ 4 ff. 9. 

BImSchV vorliegen.  

 

Privatgutachten sind der Normalfall bei Einreichung der Antragsun-

terlagen, wie sich auch aus der Kommentierung zu § 13 9. BIm-

SchV ergibt: "Privatgutachten sind Teil der Antragsunterlagen 

(„sonstige Unterlagen“ im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 2) und mit 

diesen auszulegen. " (vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer (Hrsg.), 

UmweltR, 91. EL September 2019, 9. BImSchV § 13 Rn. 11).  

 

Die Antragsunterlagen müssen den inhaltlichen Anforderungen der 

§§ 4 ff. 9. BImSchV entsprechen (vgl. Czajka, in: Feldhaus (Hrsg.), 

Bundesimmissionsschutzrecht, 29. Update Februar 2020, 9. BIm-

SchV § 4, Rn. 8). Weder aus den §§ 4 ff. 9. BImSchV, noch aus 

§ 10 BImSchG ergibt sich, dass die eingereichten Gutachten dabei 

den Anforderungen des § 13 9. BImSchV entsprechen müssen, 

dazu ergibt sich auch kein Konsens in der Literatur. 

 

"Vollständig [gem. § 7 Abs. 1 9. BImSchV] sind Unterlagen grund-

sätzlich dann, wenn sie in einer Weise prüffähig sind, dass sie sich 

zu allen rechtlich relevanten Aspekten des Vorhabens verhalten 

und die Behörde in die Lage versetzen, den Antrag unter Berück-

sichtigung dieser Vorgaben näher zu prüfen. Nicht vollständig sind 

Unterlagen etwa dann, wenn sie rechtlich relevante Fragen voll-

ständig ausblenden. Voraussetzung der Vollständigkeit der Unter-

lagen ist nicht, dass sie die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens 

belegen. Es ist nicht erforderlich, dass ein vorzulegendes Gutach-

ten der Prüfung in jeder Hinsicht standhält und keine weiteren 

fachlichen Fragen aufwirft. Fachliche Einwände und ein fachliches 

Nachhaken stehen der Annahme der Vollständigkeit nicht entge-

gen, sofern die fragliche Unterlage eine fachliche Prüfung über-

haupt ermöglicht." (vgl. Lang, in: Säcker (Hrsg.), Berliner Kommen-

tar zum Energierecht, Band 2, 4. Aufl. 2017, § 10 Genehmigungs-

verfahren Rn. 16). Die von Notus eingereichten Unterlagen verhal-

ten sich zu allen rechtlich relevanten Aspekten des Vorhabens und 

versetzen das STALU in die Lage, den Antrag unter Berücksichti-

gung der eingereichten Unterlagen zu prüfen. 

 

Rechtsprechung hinsichtlich Gutachter im Zivilprozess ist nicht auf 

die Gutachter im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-

fahren übertragbar, es ermangelt schon an einer Regelungslücke 

Die Einwender verkennen, dass die Antragstellerin die Antragsunterlagen vorzule-

gen hat (§ 10 Abs. 1 Satz 2 BImSchG). Die Genehmigungsbehörde nimmt auf die-

ser Grundlage die „nachvollziehende Amtsermittlung“ vor. Gutachten gehören inso-

fern zu den Antragsunterlagen, soweit ihnen nicht die Qualität eines Sachverstän-

digengutachtens zukommt (§ 13 Abs. 2 S. 1 der 9. BImSchV). Es handelt sich nicht 

um ein Privatgutachten, sondern um einen Teil der gesetzlich vorgesehenen An-

tragsunterlagen. Zudem holt die Genehmigungsbehörde erforderlichenfalls auch 

eigene Sachverständigengutachten ein (§ 13 Abs. 1 der 9. BImSchV). Es ist aus-

reichend, wenn wie vorliegend die Antragsunterlagen mit Gutachten vorgelegt wur-

den, die es der Genehmigungsbehörde mit den Stellungnahmen der Fachbehörde 

ermöglicht, über den Genehmigungsanspruch nach § 6 Abs. 1 BImSchG zu ent-

scheiden. Soweit sich die Einwender auf Art. 5 Abs. 3 lit. a) und b) UVP-RL beru-

fen, betrifft diese Regelung den UVP-Bericht. Dieser wurde durch das Fachbüro 

Planung + Umwelt erstellt und im Rahmen der Prüfung der Antragsunterlagen wur-

den durch die Antragstellerin wie auch durch die Genehmigungsbehörde sicherge-

stellt, dass der UVP-Bericht den Anforderungen des § 4e Abs. 1 bis 5 der 9. BIm-

SchV entspricht (vgl. § 4e Abs. 6 der 9. BImSchV). 

StALU MS: Die von den Antragstellern Notus energy Wind GmbH & Co. KG und EN-

ERTRAG AG vorzulegenden Antragsunterlagen wurden nach deren Einreichung an-

hand der für Verfahren nach § 4 Bundesimmissionsschutzgesetz heranzuziehenden 

Kriterien auf Vollständigkeit geprüft.  

Nach Ergänzung der Antragsunterlagen, insbesondere in Bezug auf naturschutz-

fachlichen Fragestellungen nach Aufforderung der Unteren Naturschutzbehörde, 

wurden die vollständigen Unterlagen öffentlich ausgelegt.  

Die von Antragsstellern vorzulegenden Antragsunterlagen einschl. diverser Gutach-

ten bilden eine wesentliche Grundlage für die Beurteilung der Genehmigungsfähig-

keit von Vorhaben.  

Darüber hinaus kann die Genehmigungsbehörde eine eigene Sachverhaltsermittlung 

durchführen. 

Zudem holt die Genehmigungsbehörde gem. § 13 9. BImSchV Sachverständigen-

gutachten ein, soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen not-

wendig ist. 
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 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr. Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

angesichts der Regelungen des § 10 BImSchG i.V.m. 9. BImSchV. 

Es handelt sich nicht um ein Parteigutachten, sondern um einen 

Teil der gesetzlich vorgesehenen Antragsunterlagen. 
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 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr. Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

2 Folgende Unterlagen 

fehlten bei der Ausle-

gung: 

- Stellungnahme der 

uNB vom 15.04.2019 

- Stellungnahme der 

uNB vom 06.05.2019 

- Bericht vom Büro Salix 

zu 3 WEA WP Schönfeld 

vom 23.10.2018 

- Negativnachweise zur 

Horstnutzung des 

Schwarzstorches 

- Kartierprotokolle zur 

Brutvogelkartierung 2016 

- Kartierprotokolle zur 

Brutvogelkartierung 2018 

- Kartierprotokolle zur 

Rastvogelkartierung 

2016/2017 

- Kartierprotokolle zur 

Fledermauskartierung 

(Chiroptera) 

- möglicherweise weitere 

Vorgaben des StALU o-

der anderer TÖBs zu In-

halten des UVP-Berichts 

- Nachweis der Angaben 

zu Bestandsanlagen im 

Geräuschimmissionsgut-

achten (Anlage 3) 

Stellungnahme uNB 15.04.2019, 06.05.2019: 

 

Der durch Notus eingereichte UVP-Bericht nimmt nicht Bezug auf 

eine Stellungnahme der uNB vom 06.05.2019, sondern auf die 

Stellungnahme vom 15.04.2019. Diese lag mit aus und ist immer 

noch über das Portal www.uvp-verband.de (Bezeichnung 02b.1656 

LK VG uNB NF 15.04.2019) aufrufbar. Es wurden alle nach § 10 

Abs. 3 S. 2 BImSchG und § 10 Abs. 2 9. BImSchV erforderlichen 

Unterlagen ausgelegt und auch in der Bekanntmachung ausgeführt 

(vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer (Hrsg.), UmweltR, 91. EL Sep-

tember 2019, BImSchG § 10 Rn. 91 ff. und vgl. Dietlein, in: Land-

mann/Rohmer (Hrsg.), UmweltR, 91. EL September 2019, 9. BIm-

SchV § 10 Rn. 6 ff.).  

 

Bericht vom Büro Salix zu 3 WEA WP Schönfeld vom 23.10.2018: 

 

Das Gutachten von SALIX-Büro für Umwelt- und Landschaftspla-

nung - 3 WEA Schönfeld - Raumnutzungsuntersuchung 2018, 

Stand: 23.10.2018 lag mit aus und kann immer noch im Portal 

nach § 20 UVPG unter der Bezeichnung 13.5.4-4 Raumnutzungs-

untersuchung 2018 aufgerufen werden. 

 

Negativnachweis:  

 

Die Einwender verkennen, dass nach der AAB WEA LUNG MV 

2016 nur Negativ-Nachweise für einige der betroffenen Arten, für 

die die Horste bzw. Brutreviere durch Geländeerfassungen ermit-

telt werden müssen (Tabelle 4), dokumentiert werden müssen. 

Nach der Tabelle 4 der AAB WEA LUNG MV 2016 ist aber beim 

Schwarzstorch nur dann eine Geländeerfassung ggf. erforderlich, 

wenn eine mögliche Neuetablierungen besteht. Demgegenüber 

handelt es sich bei den Untersuchungsunterlagen zum Besatz ei-

nes brandenburgischen Schwarzstorchhorstes um die grundsätz-

lich erforderliche Datenabfrage und Auswertung bereits vorhande-

ner Erkenntnisse. Solche Unterlagen sind nicht auszulegen. 

 

Kartierprotokolle: 

 

Der Umfang und der Inhalt der auszulegenden Unterlagen richtet 

sich gemäß § 6 Abs. 2 S. 1 UVPG nach dem einschlägigen Fach-

recht (BVerwG, Urteil vom 28. April 2016 – 9 A 9/15 –, BVerwGE 

155, 91-129, Rn. 19). Das Bundesverwaltungsgericht führte in sei-

nem Urteil vom 28. April 2016 wörtlich aus: 

 

"Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-

richts muss die Auslegung nicht alle Unterlagen umfassen, die 

möglicherweise zur vollständigen Beurteilung der Rechtmäßigkeit 

der Planung erforderlich sind. Sie kann sich vielmehr - wie vorlie-

gend - auf die Unterlagen beschränken, deren der Einzelne bedarf, 

um als Laie den Grad seiner Beeinträchtigung abschätzen und sich 

das Interesse, Einwendungen zu erheben, bewusst machen zu 

können (BVerwG, Urteil vom 3. März 2011 - 9 A 8.10 - BVerwGE 

139, 150 Rn. 19)." (BVerwG, Urteil vom 28. April 2016 – 9 A 9/15 –

, BVerwGE 155, 91-129, Rn. 19) 

Stellungnahme der uNB vom 15.04.2019: 

Mit der Stellungnahme der UNB vom 06.05.2019 ist die innerhalb des Landkreises 

Vorpommern-Greifswald datierte Teilstellungnahme des Amtes für Bau und Natur-

schutz, SG Naturschutz, gemeint, die vorab der Genehmigungsbehörde zur Verfü-

gung gestellt wurde und dann Eingang in die ausgelegene Stellungnahme des 

Landkreises Vorpommern-Greifswald vom 21.06.2019 gefunden hat. Insofern han-

delt es sich um identische Stellungnahmen. 

 

Bericht vom Büro Salix zu 3 WEA WP Schönfeld vom 23.10.2018: 

Die Raumnutzungsuntersuchung wurde, wie im UVP-Bericht beschrieben, für ein 

benachbartes Projekt angefertigt. Insofern wurde sie, wie auch andere in den Um-

weltunterlagen herangezogene naturschutzfachliche Erkenntnisse, lediglich zitiert. 

Es handelt sich insofern – wie auch andere Quellen der fachgutachterlichen Be-

wertung – nicht um einen entscheidungserheblichen Bericht und Empfehlung im 

Sinne des § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der 9. BImSchV. Dies wird auch dadurch deut-

lich, dass nach § 10 Abs. 1 Satz 2 der 9. BImSchV von „entscheidungserheblichen 

sonstigen der Genehmigungsbehörde vorliegenden behördlichen Unterlagen zu 

dem Vorhaben" gesprochen wird, es sich aber nur um einen Quellenbezug und 

nicht um eine behördliche Unterlage, noch dazu zu dem beantragten Vorhaben 

handelt. 

 

Stellungnahme der uNB vom 06.05.2019: 

Eine Stellungnahme vom 15.05.2019 der uNB liegt nicht vor. Diese wird auch nicht, 

wie vom Einwender behauptet, im AFB erwähnt.  

 

Negativnachweise zur Horstnutzung des Schwarzstorches: 

Die Einwender verkennen, dass nach der AAB-WEA Vögel 2016 nur Negativ-

Nachweise für einige der betroffenen Arten, für die die Horste bzw. Brutreviere 

durch Geländeerfassungen ermittelt werden müssen (Tabelle 4), dokumentiert wer-

den müssen. Nach der Tabelle 4 der AAB-WEA Vögel 2016 ist aber beim Schwarz-

storch nur dann eine Geländeerfassung ggf. erforderlich, wenn eine mögliche Neu-

etablierungen besteht. Demgegenüber handelt es sich bei den Untersuchungsun-

terlagen zum Besatz eines brandenburgischen Schwarzstorchhorstes um die 

grundsätzlich erforderliche Datenabfrage und Auswertung bereits vorhandener Er-

kenntnisse. Solche Unterlagen sind nicht auszulegen. 

 

Kartierprotokolle zur Brutvogelkartierung 2016/ Kartierprotokolle zur Brutvogelkar-

tierung 2018:  

In der Artenschutzrechtlichen Arbeits- und Beurteilungshilfe für die Errichtung und 

den Betrieb von Windenergieanlagen (AAB-WEA; LUNG MV) vom 01.08.2016 wird 

gefordert: 

„Die Ergebnisse der Brutvogelkartierung im 200 m Radius werden im Maßstab 

1:10.000 dargestellt und der Naturschutzbehörde in einem geeigneten Datenbank-

format (vorzugsweise Multibase CS oder kompatible Import-Tabelle) übergeben.“  

Die Übergabe der maßstäblich angepassten Karten und der Daten im entsprechen-

den Datenbankformat ist gegenüber der Naturschutzbehörde erfolgt (Übergabe-

schreiben vom 16.12.2019).  

Umfang auszulegender Unterlagen richtet sich gem. § 6 Abs. 2 Satz 1 nach dem 

Fachrecht, (Rn19) "kann sich (..) auf die Unterlagen beschränken, deren der Ein-

zelne bedarf, um als Laie den Grad seiner Beeinträchtigung abschätzen und sich 

das Interesse, Einwendungen zu erheben, bewusst machen zu können" (Rn 19 - 

BVerwG Leipzig DE 9 A 9.15 28.04.2016).  

OVG Lüneburg Az. 12 LB 118/16 vom 25.10.2018:  

StALU MS: Die maßgeblichen Stellungnahmen lagen aus und wurden im UVP-Portal 

veröffentlicht. Die Ergebnisse der Kartierungen verschiedener Arten wurden im ar-

tenschutzrechtlichen Fachbeitrag und im UVP-Bericht zusammengefasst. 
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 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr. Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

 

Zudem führte das OVG Lüneburg wörtlich aus: 

"Das Vorhandensein von Angaben über Datum und Witterung und 

– im Einzelfall – des Zeitpunktes des Abbruchs einer Begehung [in-

diziert], dass auch insoweit methodengerecht gearbeitet wurde. 

Der Beklagte war nicht gehalten, sich die Tageskarten der Gut-

achter vorlegen zu lassen, nur um Klarheit über die genauen Zei-

ten der Begehungen zu gewinnen. Denn die Auswertung der Roh-

daten obliegt dem Fachgutachter, der sie dann in seinem Gutach-

ten in aufgearbeiteter Form vorlegt (vgl. Nds. OVG, Urt. v. 

22.4.2016 - 7 KS 27/15 -, juris, Rnrn. 298 und 302; OVG NRW, Urt. 

v. 29.3.2017 - 11 D 70/09.AK -, juris, Rn. 458). Offensichtliche Un-

zulänglichkeiten, die hier eine abweichende Beurteilung gebieten 

könnten, sind gerade nicht erkennbar." 

(OVG Lüneburg, Urteil vom 25. Oktober 2018 – 12 LB 118/16 –, 

Rn. 218, juris) 

 

Der Fachgutachter hat die Rohdaten ausgewertet, in hinreichender 

Art aufgearbeitet und in dem Gutachten dargelegt. Das Gutachten 

enthält im Ergebnisteil konkrete Angaben über Kartierungstage 

und Witterungsbedingungen, die Auswertungen der Transektbege-

hungen und stationären Lauterfassungen in Text, Grafiken und 

Karten. Den Grundsätzen der Rechtsprechung und den fachlichen 

Standards wird damit entsprochen. Der Einzelne kann den Grad 

der Beeinträchtigung und das Interesse Einwendungen zu erheben 

abschätzen. 

 

Während der Kartierungen für das Gutachten „Faunistischer Fach-

bericht Chiroptera“ fanden 31 Begehungen im Untersuchungsge-

biet statt. Neben Untersuchungen zur Fledermausaktivität wurden 

Begehungen zur Arterfassung und Quartiersuche durchgeführt. 

Dies entspricht dem im für Mecklenburg-Vorpommern geltenden 

Leitfaden, welcher Erfassungen für Fledermäuse bei Windkraftan-

lagen vorgibt (vgl. AAB – WEA, Teil Fledermäuse).  

 

Weitere Vorgaben:  

 

Die Antragsunterlagen sind vollständig. "Vollständig [gem. § 7 

Abs. 1 9. BImSchV] sind Unterlagen grundsätzlich dann, wenn sie 

in einer Weise prüffähig sind, dass sie sich zu allen rechtlich rele-

vanten Aspekten des Vorhabens verhalten und die Behörde in die 

Lage versetzen, den Antrag unter Berücksichtigung dieser Vorga-

ben näher zu prüfen. Nicht vollständig sind Unterlagen etwa dann, 

wenn sie rechtlich relevante Fragen vollständig ausblenden. Vo-

raussetzung der Vollständigkeit der Unterlagen ist nicht, dass sie 

die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens belegen. Es ist nicht 

erforderlich, dass ein vorzulegendes Gutachten der Prüfung in je-

der Hinsicht standhält und keine weiteren fachlichen Fragen auf-

wirft. Fachliche Einwände und ein fachliches Nachhaken stehen 

der Annahme der Vollständigkeit nicht entgegen, sofern die fragli-

che Unterlage eine fachliche Prüfung überhaupt ermöglicht." (vgl. 

Lang, in: Säcker, Berliner Kommentar zum Energierecht, Band 2, 

4. Aufl. 2017, § 10 Genehmigungsverfahren Rn. 16) Die von Notus 

„(…) Im Gegenteil indiziert das Vorhandensein von Angaben über Datum und Wit-

terung und – im Einzelfall – des Zeitpunktes des Abbruchs einer Begehung, dass 

auch insoweit methodengerecht gearbeitet wurde. Der Beklagte war nicht gehalten, 

sich die Tageskarten der Gutachter vorlegen zu lassen, nur um Klarheit über die 

genauen Zeiten der Begehungen zu gewinnen. Denn die Auswertung der Rohda-

ten obliegt dem Fachgutachter, der sie dann in seinem Gutachten in aufgearbeite-

ter Form vorlegt (vgl. Nds. OVG, Urt. v. 22.4.2016 - 7 KS 27/15 -, juris, Rnrn. 298 

und 302; OVG NRW, Urt. v. 29.3.2017 - 11 D 70/09.AK -, juris, Rn. 458). Offen-

sichtliche Unzulänglichkeiten, die hier eine abweichende Beurteilung gebieten 

könnten, sind gerade nicht erkennbar.“ 

Demnach sind Auslegungen von Protokollen der Begehungen insofern nicht rele-

vant, als dass sie dem einzelnen keine ergänzenden Informationen bieten. Aus 

dem Urteil des OVG Lüneburg wird deutlich, dass die Auswertung der Rohdaten 

dem Fachgutachter obliegt, der diese Daten in ausreichender Art im vorliegenden 

Gutachten dargelegt hat. 

 

Kartierprotokolle zur Rastvogelkartierung 2016/2017: 

Umfang auszulegender Unterlagen richtet sich gem. § 6 Abs. 2 Satz 1 nach dem 

Fachrecht, (Rn19) "kann sich (..) auf die Unterlagen beschränken, deren der Ein-

zelne bedarf, um als Laie den Grad seiner Beeinträchtigung abschätzen und sich 

das Interesse, Einwendungen zu erheben, bewusst machen zu können" (Rn 19 - 

BVerwG Leipzig DE 9 A 9.15 28.04.2016). 

 

OVG Lüneburg Az. 12 LB 118/16 vom 25.10.2018:  

„(…) Im Gegenteil indiziert das Vorhandensein von Angaben über Datum und Wit-

terung und – im Einzelfall – des Zeitpunktes des Abbruchs einer Begehung, dass 

auch insoweit methodengerecht gearbeitet wurde. Der Beklagte war nicht gehalten, 

sich die Tageskarten der Gutachter vorlegen zu lassen, nur um Klarheit über die 

genauen Zeiten der Begehungen zu gewinnen. Denn die Auswertung der Rohda-

ten obliegt dem Fachgutachter, der sie dann in seinem Gutachten in aufgearbeite-

ter Form vorlegt (vgl. Nds. OVG, Urt. v. 22.4.2016 - 7 KS 27/15 -, juris, Rnrn. 298 

und 302; OVG NRW, Urt. v. 29.3.2017 - 11 D 70/09.AK -, juris, Rn. 458). Offen-

sichtliche Unzulänglichkeiten, die hier eine abweichende Beurteilung gebieten 

könnten, sind gerade nicht erkennbar.“ 

Demnach sind Auslegungen von Protokollen der Begehungen insofern nicht rele-

vant, als dass sie dem einzelnen keine ergänzenden Informationen bieten. Aus 

dem Urteil des OVG Lüneburg wird deutlich, dass die Auswertung der Rohdaten 

dem Fachgutachter obliegt, der diese Daten in ausreichender Art im vorliegenden 

Gutachten dargelegt hat. 

 

Kartierprotokolle zur Fledermauskartierung (Chiroptera): 

Während der Kartierungen für das o.g. Gutachten „Faunistischer Fachbericht Chir-

optera“ fanden 31 Begehungen im Untersuchungsgebiet statt. Neben Untersu-

chungen zur Fledermausaktivität wurden Begehungen zur Arterfassung und Quar-

tiersuche durchgeführt. Dies entspricht dem im für Mecklenburg-Vorpommern gel-

tenden Leitfaden, welcher Erfassungen für Fledermäuse bei Windkraftanlagen vor-

gibt (vgl. AAB – WEA, Teil Fledermäuse).  

Umfang auszulegender Unterlagen richtet sich gem. § 6 Abs. 2 Satz 1 nach dem 

Fachrecht, (Rn19) "kann sich (..) auf die Unterlagen beschränken, deren der Ein-

zelne bedarf, um als Laie den Grad seiner Beeinträchtigung abschätzen und sich 

das Interesse, Einwendungen zu erheben, bewusst machen zu können" (Rn 19 - 

BVerwG Leipzig DE 9 A 9.15 28.04.2016).  

OVG Lüneburg Az. 12 LB 118/16 vom 25.10.2018:  
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 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr. Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

eingereichten Unterlagen verhalten sich zu allen rechtlich relevan-

ten Aspekten des Vorhabens und versetzen das StALU in die 

Lage, den Antrag unter Berücksichtigung der eingereichten Unter-

lagen zu prüfen. 

 

 

Angaben zu Bestandsanlagen: 

In der eingereichten Schallimmissionsprognose wird in den Kapi-

teln 2.3 und 2.4 die Herkunft aller Unsicherheitswerte dargestellt 

und die Vorgehensweise bei der Berechnung der Aufschläge erläu-

tert. Im Anhang D sind zum Nachweis die Auskünfte der Behörden 

angefügt. 

„(…) Im Gegenteil indiziert das Vorhandensein von Angaben über Datum und Wit-

terung und – im Einzelfall – des Zeitpunktes des Abbruchs einer Begehung, dass 

auch insoweit methodengerecht gearbeitet wurde. Der Beklagte war nicht gehalten, 

sich die Tageskarten der Gutachter vorlegen zu lassen, nur um Klarheit über die 

genauen Zeiten der Begehungen zu gewinnen. Denn die Auswertung der Rohda-

ten obliegt dem Fachgutachter, der sie dann in seinem Gutachten in aufgearbeite-

ter Form vorlegt (vgl. Nds. OVG, Urt. v. 22.4.2016 - 7 KS 27/15 -, juris, Rnrn. 298 

und 302; OVG NRW, Urt. v. 29.3.2017 - 11 D 70/09.AK -, juris, Rn. 458). Offen-

sichtliche Unzulänglichkeiten, die hier eine abweichende Beurteilung gebieten 

könnten, sind gerade nicht erkennbar.“ 

Demnach sind Auslegungen von Protokollen der Begehungen insofern nicht rele-

vant, als dass sie dem einzelnen keine ergänzenden Informationen bieten. Aus 

dem Urteil des OVG Lüneburg wird deutlich, dass die Auswertung der Rohdaten 

dem Fachgutachter obliegt, der diese Daten in ausreichender Art im vorliegenden 

Gutachten dargelegt hat.  

 

möglicherweise weitere Vorgaben des StALU oder anderer TÖBs zu Inhalten des 

UVP-Berichts: 

Der UVP-Bericht wurde nach den Vorgaben der Genehmigungsbehörde erarbeitet 

und entspricht den gesetzlichen Anforderungen nach § 16 Abs. UVPG. Alle zu be-

achtenden Rechtsvorschriften sind in dem UVP-Bericht aufgeführt und berücksich-

tigt (Siehe UVP-Bericht Kapitel 2 S.8). 

 

Berichte und Empfehlungen weiterer Behörden, die zum Verfahren eingegangen 

sind, haben ausgelegen.  

 

Die untere Naturschutzbehörde hat am 21.06.2019 eine umfassende Stellung-

nahme zum Verfahren abgegeben. Daraufhin wurden die Unterlagen überarbeitet 

und mit Übergabeschreiben vom 16.12.2019 der Naturschutzbehörde übergeben. 

Diese überarbeiteten Unterlagen sowie die Stellungnahme der Naturschutzbe-

hörde konnten im Zeitraum der öffentlichen Auslegung eingesehen werden. 

 

Nachweis der Angaben zu Bestandsanlagen im Geräuschimmissionsgutachten 

(Anlage 3): 

In der Anlage A3 sind die relevanten Angaben zu der Vorbelastung enthalten. Die 

Angaben wurden durch das Referat T22 des Landesamts für Umwelt Brandenburg 

im Februar 2018 übermittelt.  
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 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

4.1.2 Bekanntmachung, Auslegung, Fristen 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

3 Die Bekanntmachung 

nach § 10 BImSchG so-

wie § 8 9. BImSchV ist - 

soweit ersichtlich - nicht 

erfolgt, vorsorglich wird 

die Vorlage einer sol-

chen beantragt.  

Neben der Veröffentlichung der Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 

und 4 BImSchG i.V.m. §§ 8, 9 9.BImSchV auf der Website des 

StALU MS, wurde diese auch auf der Seite des Landkreise und un-

ter www.uvp-verbund.de veröffentlicht, weiterhin erfolgte die Be-

kanntmachung am 20.01.2020 im Amtlichen Anzeiger M-V Nr. 2, 

15f.. 

Entsprechend § 10 Abs. 3, 4 BImSchG i.V.m. §§ 8, 9 9.BImSchV 

erfolgt die Bekanntmachung im amtlichen Veröffentlichungsblatt 

sowie im Internet oder den örtlichen Tageszeitungen. Das amtliche 

Veröffentlichungsblatt bestimmt sich entweder durch Rechtssatz o-

der durch Gewohnheitsrecht (vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer 

(Hrsg.), Umweltrecht, 91. EL September 2019, BImSchG § 10, Rn. 

72). Das StALU MS veröffentlicht seit Jahren im Amtlichen Anzei-

ger M-V seine Bekanntmachungen, es hat sich somit eine gewis-

sen Gewohnheit ergeben und damit ist der Amtlicher Anzeiger als 

Veröffentlichungsblatt i.S.d. § 10 Abs, 3, 4 BImSchG i.V.m. §§ 8, 9 

9. BImSchV des StALU MS anzusehen. Damit ist das StALU als 

Genehmigungsbehörde ihrer Pflicht zur Bekanntmachung nachge-

kommen. 

Die Öffentliche Bekanntmachung nach § 10 Abs. 4,4 BImSchG i.V.m. § 8,9 der 9. 

BImSchV erfolgte im Amtlichen Anzeiger vom 20.01.2020 und im UVP-Portal.  

StALU MS: Die Bekanntmachung der Vorhaben erfolgte im amtlichen Anzeiger Nr. 2 

(Anlage zum Amtsblatt M-V) vom 20.01.2020. Zusätzlich wurden die Vorhaben am 

20.01.2020 in der Tageszeitung (Nordkurier, Pasewalker Zeitung), der Internetseite 

des StALU MS, des Landkreises V-G und des Amtes Löcknitz-Penkun. 

Die Bekanntmachung geht damit deutliche über die Anforderungen des § 8 der 9. 

BImSchV hinaus.  

4 Der Bekanntma-

chungstext im UVP-Por-

tal ist fehlerhaft (Be-

schneidung von Einwen-

derrechten, Verweis nur 

auf einen Teil der Unter-

lagen) 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG sind mit Ablauf der Einwen-

dungsfrist für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen 

ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 

beruhen. Es handelt sich dabei um die formelle Präklusion, weil sie 

sich auf das Genehmigungsverfahren beschränkt. Der EuGH hat in 

seiner Entscheidung vom 15.10.2015 für UVP-pflichtige Vorhaben 

und Vorhaben nach der IE-RL nur die materielle Präklusion, wo-

nach Einwendungen allgemein ohne Beschränkung auf das Ge-

nehmigungsverfahren ausgeschlossen sind und zwar auch im ver-

waltungsgerichtlichen Verfahren, für unionsrechtswidrig verworfen. 

Vor diesem Hintergrund wurde mit der Gesetzesänderung vom 

29.5.2017 nur die materielle Präklusion abgeschafft und nach § 10 

Abs. 3 Satz 5 BImSchG die Präklusion allein auf das Genehmi-

gungsverfahren hin beschränkt (formelle Präklusion).  

 

Mit dem Zusatz „Diese Einwendungen können dann im Wider-

spruchs- bzw. Klageverfahren erhoben werden.“ wird der Öffent-

lichkeit erläutert, was die formelle Präklusion bedeutet, nämlich 

dass sie gerade nicht zum Ausschluss der Geltendmachung der 

versäumten Einwendungen im Widerspruchs- bzw. Klageverfahren 

führt. Insofern ist diese Erläuterung sogar besonders bürgerfreund-

lich. Es hätte auch nur der davorstehend zitierte Satz des § 10 

Abs. 3 Satz 5 BImSchG ausgereicht. Insofern liegt kein Verfah-

rensfehler vor, schon gar nicht ein absoluter Verfahrensfehler, weil 

es in jedem Fall an der Vergleichbarkeit fehlt. Zudem hatte bereits 

zu Zeiten, in denen noch eine materielle Präklusionsregelung galt 

und eine fehlerhafte Bekanntmachung erfolgte, dies lediglich zum 

Ausschluss der Präklusion geführt. 

 

Eine Verletzung von § 16 UVPG – dort werden die Inhalte des 

UVP-Berichts normiert – durch die Bekanntmachung kommt be-

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG sind mit Ablauf der Einwendungsfrist für das 

Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf beson-

deren privatrechtlichen Titeln beruhen. Es handelt sich dabei um die formelle Präk-

lusion, weil sie sich auf das Genehmigungsverfahren beschränkt. Der EuGH hat in 

seiner Entscheidung vom 15.10.2015 für UVP-pflichtige Vorhaben und Vorhaben 

nach der IE-RL nur die materielle Präklusion, wonach Einwendungen allgemein 

ohne Beschränkung auf das Genehmigungsverfahren ausgeschlossen sind und 

zwar auch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, für unionsrechtswidrig verwor-

fen. Vor diesem Hintergrund wurde mit der Gesetzesänderung vom 29.5.2017 nur 

die materielle Präklusion abgeschafft und nach § 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG die 

Präklusion allein auf das Genehmigungsverfahren hin beschränkt (formelle Präklu-

sion). Mit dem Zusatz „Diese Einwendungen können dann im Widerspruchs- bzw. 

Klageverfahren erhoben werden.“ wird der Öffentlichkeit erläutert, was die formelle 

Präklusion bedeutet, nämlich dass sie gerade nicht zum Ausschluss der Geltend-

machung der versäumten Einwendungen im Widerspruchs- bzw. Klageverfahren 

führt. Insofern ist diese Erläuterung sogar besonders bürgerfreundlich. Es hätte 

auch nur der davorstehend zitierte Satz des § 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG ausge-

reicht. Insofern liegt kein Verfahrensfehler vor, schon gar nicht ein absoluter Ver-

fahrensfehler, weil es in jedem Fall an der Vergleichbarkeit fehlt. Zudem hatte be-

reits zu Zeiten, in denen noch eine materielle Präklusionsregelung galt und eine 

fehlerhafte Bekanntmachung erfolgte, dies lediglich zum Ausschluss der Präklusion 

geführt. 

Eine Verletzung von § 16 UVPG – dort werden die Inhalte des UVP-Berichts nor-

miert – durch die Bekanntmachung kommt bereits deshalb nicht in Betracht, weil in 

der Rechtsprechung und Literatur bereits festgestellt wurde, dass eine abschlie-

ßende Umsetzung durch die 9. BImSchV erfolgte, so dass nach § 1 Abs. 4 UVPG 

die §§ 15 – 32 UVPG keine zusätzliche oder ergänzende Anwendung finden. Dies 

entspricht auch der gesetzgeberischen Intention und ist unionsrechtskonform. Bei 

UVP-pflichtigen Vorhaben sind in der öffentlichen Bekanntmachung ein Hinweis 

auf die UVP-Pflicht und die Angabe, dass ein UVP-Bericht vorgelegt wurde, eben-

falls mitanzugeben (§ 9 Abs. 1a der 9. BImSchV). Weitere Antragsunterlagen müs-

sen im Gegensatz etwa zu den Regelungen des 3 Abs. 2 S. 2 BauGB (verfügbare 

StALU MS: In den gem. § 20 UVPG einzurichtenden Internetportalen wurden die 

gem. § 19 UVPG Nr. 1 und 2. auszulegenden Unterlagen eingestellt. Zusätzlich wur-

den für den Gesamteindruck über die Vorhaben eine Vielzahl zusätzlicher Unterla-

gen eingestellt. 

Art und Umfang der Bekanntmachung für beide Genehmigungsverfahren erfüllen in 

vollem Umfang die gesetzlichen Anforderungen des § 10 Abs. 3 und 4 BImSchG 

i.V.m. §§ 8, 9 9.BImSchV. 
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 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

reits deshalb nicht in Betracht, weil in der Rechtsprechung und Li-

teratur bereits festgestellt wurde, dass eine abschließende Umset-

zung durch die 9. BImSchV erfolgte, so dass nach § 1 Abs. 4 

UVPG die §§ 15 – 32 UVPG keine zusätzliche oder ergänzende 

Anwendung finden. Dies entspricht auch der gesetzgeberischen In-

tention und ist unionsrechtskonform. Bei UVP-pflichtigen Vorhaben 

sind in der öffentlichen Bekanntmachung ein Hinweis auf die UVP-

Pflicht und die Angabe, dass ein UVP-Bericht vorgelegt wurde, 

ebenfalls mitanzugeben (§ 9 Abs. 1a der 9. BImSchV). Weitere An-

tragsunterlagen müssen im Gegensatz etwa zu den Regelungen 

des 3 Abs. 2 S. 2 BauGB (verfügbare Arten umweltbezogener In-

formationen) nicht aufgeführt werden (VGH Baden-Württemberg, 

Beschluss vom 29. Januar 2019 – 10 S 1919/17 –, Rn. 15; 

BVerwG, Urteil vom 28. April 2016 – 9 A 9/15 –, BVerwGE 155, 

91-129, Rn. 20 f.).  

 

Zudem wurde auf das UVP-Portal verwiesen, wo ausgelegte Un-

terlagen direkt einsehbar waren. 

 

Der Inhalt des Bekanntmachungstextes bestimmt sich nach § 10 

Abs. 4 BImSchG ,vgl. Dietlein in: Landmann/Rohmer (Hrsg.), Um-

weltrecht, Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 91. EL September 

2019, BImSchG § 10 Rn. 77f.:  

 

"Die Bekanntmachung muss zunächst die nach § 3 der 9. BIm-

SchV vorgesehenen Angaben enthalten (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 der 

9. BImSchV)[...] Des Weiteren sind nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 nF der 9. 

BImSchV, der der Regelung des § 19 nF Abs. 1 Nr. 6 des UVPG 

entspricht, die Bezeichnung der für das Vorhaben maßgeblichen 

entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der 

Genehmigungsbehörde zum Zeitpunkt des Beginns des Beteili-

gungsverfahrens vorliegen, vorzulegen. Diese Änderung soll im 

Einklang mit den Beteiligungsvorgaben der Aarhus-Konvention den 

Umfang der Informationspflichten näher konturieren."  

 

Mit dem Bekanntmachungstext:  

 

"Die ausgelegten Unterlagen umfassen über den Antrag und die 

Antragsunterlagen hinaus Untersuchungen zur Umweltverträglich-

keit (UVP-Bericht), artenschutzrechtliche Betrachtungen (Arten-

schutzrechtlicher Fachbeitrag), Angaben zum naturschutzfachli-

chen Eingriff-/Ausgleichserfordernis (Landschaftspflegerischer Be-

gleitplan) sowie die im Genehmigungsverfahren bereits abgegebe-

nen Stellungnahmen der beteiligten Fachbehörden. Weiterhin sind 

folgende Fachgutachten enthalten: Schallimmissionsprognose, 

Schattenwurfanalyse, Erfassung und Bewertung der Avifauna und 

Faunistischer Fachbericht Chiroptera (Fledermäuse) sowie die Na-

tura 2000-Vorprüfung."  

 

wird dem hier ausreichend Rechnung getragen. Dies entspricht 

auch den Maßstäben, die das BVerwG vor der Novelle des UVPG 

u.a. aufzeigte, vgl. BVerwGE 154, 73-137, Rn. 36. 

Arten umweltbezogener Informationen) nicht aufgeführt werden (VGH Baden-Würt-

temberg, Beschluss vom 29. Januar 2019 – 10 S 1919/17 –, Rn. 15; BVerwG, Ur-

teil vom 28. April 2016 – 9 A 9/15 –, BVerwGE 155, 91-129, Rn. 20 f.). Zudem 

wurde auf das UVP-Portal verwiesen, wo ausgelegte Unterlagen direkt einsehbar 

waren. 
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 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

5 Die Bekanntmachung 

war unzureichend, da 

das StALU nicht "aktiv", 

"systematisch", "effektiv" 

und "so umfassend wie 

möglich" (vgl. RL 

2011/92/EU) über das 

Verfahren informiert hat. 

Neben der Veröffentlichung der Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 

und 4 BImSchG i.V.m. §§ 8, 9 9.BImSchV auf der Website des 

StALU Mecklenburgische Seenplatte, wurde diese auch auf der 

Seite des Landkreise und unter www.uvp-verbund.de veröffentlicht, 

weiterhin erfolgte die Bekanntmachung am 20.01.2020 im Amtli-

chen Anzeiger M-V Nr. 2, 15f. 

Entsprechend § 10 Abs. 3, 4 BImSchG i.V.m. §§ 8, 9 9.BImSchV 

erfolgt die Bekanntmachung im amtlichen Veröffentlichungsblatt 

sowie im Internet oder den örtlichen Tageszeitungen. Das amtliche 

Veröffentlichungsblatt bestimmt sich entweder durch Rechtssatz o-

der durch Gewohnheitsrecht (vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer 

(Hrsg.), Umweltrecht, 91. EL September 2019, BImSchG § 10, Rn. 

72). Das StALU Mecklenburgische Seenplatte veröffentlicht seit 

Jahren im Amtlichen Anzeiger M-V seine Bekanntmachungen, es 

hat sich somit eine gewissen Gewohnheit ergeben und damit ist 

der Amtliche Anzeiger als Veröffentlichungsblatt i.S.d. § 10 Abs, 

3,4 BImSchG i.V.m. §§ 8, 9 9. BImSchV des StALU Mecklenburgi-

sche Seenplatte anzusehen. Damit ist das StALU als Genehmi-

gungsbehörde ihrer Pflicht zur Bekanntmachung nachgekommen. 

 

Die Richtlinie 2011/92/EU ist selbst grundsätzlich nur mittelbar an-

wendbar, sie bedarf der Transformation in nationales Recht, wel-

che hier stattgefunden hat. Der zitierte Art. 6 Abs. 4 und 5, sowie 

Art. 7 Abs. 5 legen Maßstäbe für das transformierende Recht fest. 

Art. 6 Abs. 4 fordert eine Beteiligung vor der Entscheidung über 

den Antrag, genau dies sieht das Genehmigungsverfahren nach 

§ 10 BImSchG i.V.m. 9. BImSchG vor. Art. 6 Abs. 5 nennt insbe-

sondere Beispiele für die Form der Umsetzung der Öffentlichkeits-

beteiligung in das nationale Recht, stellt es jedoch durchaus ins Er-

messen des nationalen Gesetzgebers. Die getroffenen Regelun-

gen insb. der §§ 8, 9 9. BImSchV werden dem gerecht. Insgesamt 

wird eine umfangreiche Information, insb. durch die die umfangrei-

che Auslegung der Antragsunterlagen, und dadurch auch effektive 

Beteiligung gewährleistet. 

 

Das Umweltinformationsgesetz (UIG) findet gem. § 1 Abs. 2 UIG 

nur informationspflichtige Stellen des Bundes und bundesunmittel-

bare juristische Personen des öffentlichen Rechts Anwendung, bei 

dem StALU MS handelt es sich um eine Landesbehörde und damit 

nicht um eine Stelle, auf die das UIG Anwendung findet. Eine Be-

rufung auf die Maßstäbe dessen zur Öffentlichkeitsbeteiligung im 

Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG i.V.m. 9. BImSchG 

greift also nicht. 

Die öffentliche Bekanntmachung entspricht den rechtlichen Anforderungen nach 

§ 10 Abs. 3 und 4 BImSchG, §§ 8 und 9 der 9. BImSchV, die unionsrechtskonform 

sind. 

StALU MS: Art und Umfang der Bekanntmachung für beide Genehmigungsverfahren 

erfüllen in vollem Umfang die gesetzlichen Anforderungen des § 10 Abs. 3 und 4 

BImSchG i.V.m. §§ 8, 9 9.BImSchV. 
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 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

6 Eine direkte Ansprache 

einzelner Betroffener er-

folgte nicht, daher Ver-

stoß gegen Aarhus-Kon-

vention und § 13 Abs. 2 

LVwVfG 

"Die Art und Weise der Information [nach Art. 6 Abs. 2 Aarhus-

Konvention] – öffentliche Bekanntmachung (in geeigneter Weise) 

oder Information direkt gegenüber Einzelnen – liegt weitgehend im 

Gestaltungsspielraum der Vertragsstaaten [...]" (Epiney/Diezig/Pir-

ker/Reitemeyer, Aarhus-Konvention, 1. Aufl. 2018, Art. 6 Rn. 42). 

Das deutsche Recht sieht eine grds. öffentliche Bekanntmachung 

vor, vgl. § 10 Abs. 3 BImSchG und § 8 9. BImSchV. Die zitierte 

landesrechtliche Vorschrift sieht dagegen einen Ermessenspiel-

raum in Bezug der Beteiligung vor, wohingegen das Verfahrens-

recht der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung dieses nicht 

einräumt. Insofern ist § 10 Abs. 3 BImSchG und § 8 9. BImSchV 

hier als spezieller anzusehen. Es wäre hier jedoch auch kein Er-

messensfehler ersichtlich hinsichtlich der nicht stattgefundenen 

persönlichen Kontaktaufnahme des StALU. Mit der Öffentlichkeits-

beteiligung werden alle angesprochen. 

Eine Hinzuziehung von weiteren Beteiligten (§ 13 Abs. 2 VwVfG M-V) war ermes-

sensfehlerfrei nicht erforderlich. Eine Beteiligung der Nachbarschaft und Allgemein-

heit erfolgt abschließend nach den immissionsschutzrechtlichen Verfahrensvor-

schriften. Auch Art. 6 Abs. 2 der Aarhus-Konvention sieht lediglich die Information 

der betroffenen Öffentlichkeit vor, welche die von umweltbezogenen Entschei-

dungsverfahren betroffene oder wahrscheinlich betroffene Öffentlichkeit oder die 

Öffentlichkeit mit einem Interesse daran, darstellt (Art. 2 Nr. 5 der Aarhus-Konven-

tion). Dabei sieht Art. 6 Abs. 2 der Aarhus-Konvention nach Zweckmäßigkeit einer 

öffentlichen Bekanntmachung vor, was im immissionsschutzrechtlichen Genehmi-

gungsverfahren aufgrund der Vielzahl der betroffenen Nachbarschaft und Allge-

meinheit gilt. 

StALU MS: Die Behörde kann gem. § 13 Abs. 2 LVwVfG von Amts wegen oder auf 

Antrag diejenigen, deren rechtliche Interessen durch den Ausgang des Verfahrens 

berührt werden können, als Beteiligte hinzuziehen.  

Art und Umfang der Bekanntmachung für beide Genehmigungsverfahren erfüllen in 

vollem Umfang die gesetzlichen Anforderungen des § 10 Abs. 3 und 4 BImSchG 

i.V.m. §§ 8, 9 9.BImSchV, um mögliche Betroffene anzusprechen. 

7 Die Pflicht zur Vorabin-

formation des Vorhaben-

trägers über das Vorha-

ben weit vor Antragstel-

lung wurde nicht erfüllt 

(§25 Abs. 3 VwVfG). 

"Das Konzept der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung beruht auf dem 

Ziel der Herbeiführung eines Diskurses von Vorhabenträger und 

Öffentlichkeit, der beidseitig auf Freiwilligkeit beruht. Führt der Vor-

habenträger eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung nicht oder nicht 

entsprechend den vorstehend entwickelten Maßgaben durch, so 

können hieraus für das spätere Zulassungsverfahren relevante 

Verfahrensfehler nicht entstehen. Ein Verstoß der Behörde gegen 

die Hinwirkenspflicht [...] stellt hingegen einen Verfahrensfehler 

dar, der jedoch nach § 46 VwVfG in der Regel unbeachtlich sein 

wird." (vgl. Ziekow (Hrsg.), VwVfG, 4. Aufl. 2020 Rn. 53; VwVfG 

§ 25 Rn. 53) Es handelt sich bei § 25 Abs. 3 VwVfG M-V nicht um 

eine Rechtspflicht, weshalb das ob und das wie der frühen Öffent-

lichkeitsbeteiligung dem Antragsteller obliegt.  

Es handelt sich bei § 25 Abs. 3 VwVfG M-V nicht um eine Rechtspflicht, weshalb 

das ob und das wie der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung dem Antragsteller obliegt. 

Insofern ist eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung auch nicht zwingend erforderlich.  

Nichtsdestotrotz wurde mit Schreiben vom 14.01.2019 darauf hingewiesen, dass 

die betroffene Öffentlichkeit frühzeitig - möglichst vor Antragstellung - über die 

Ziele des Vorhabens, der Mittel, es zu verwirklichen und die voraussichtlichen Aus-

wirkungen des Vorhabens zu unterrichten ist. Dieser Forderung wurde nachgekom-

men. Bereits am 02.11.2016 wurde das Vorhaben bei der Stadtvertretung vorge-

stellt. Am 09.01.2019 fand eine Öffentliche Infoveranstaltung statt. 

Das StALU MS hat in seinen Bestätigungen der Antragseingänge die Vorhabenträ-

ger zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 25 Abs. 3 VwVfG aufgefordert. 

Eine Pflicht zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung ist aus § 25 Abs. 3 VwVfG nicht ab-

zuleiten.  

8 Der Bekanntma-

chungstext im UVP-Por-

tal war nicht laienver-

ständlich, daher besteht 

ein Verstoß gegen § 16 

Abs. 1 Ziffer 7 sowie 

Abs. 5 Ziffer 2 UVPG; 

z.B. können die geplan-

ten WEA nur anhand der 

Flurstückangaben durch 

die meisten Bürger nicht 

verortet werden.  

Es ist von einem durchschnittlich gebildeten Bürger zu erwarten, 

dass er Katasterangaben und - karten lesen kann. Zudem wurden 

auch Karten mitausgelegt und waren auch Teil der Kurzbeschrei-

bung. Die Katasterangaben dienen gerade der genaueren Veror-

tung und sind üblich. Der Maßstab des § 16 Abs. 1 Nr. 7, Abs. 5 

Nr. 2 UVPG bezieht sich nicht auf den Bekanntmachungstext, son-

dern auf den UVP-Bericht. Der ausgelegte UVP-Bericht genügt 

diesem Maßstab, er enthält die erforderliche allgemeinverständli-

che Zusammenfassung (vgl. auch Peters/Balla/Hesselbarth, Ge-

setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, 4. Auflage 2019, § 16 

Rn. 54). 

 

Auch der § 10 Abs. 2 BImSchG bezieht sich nicht auf den Bekannt-

machungstext, sondern auf die ausgelegten Unterlagen und be-

zieht sich auf die Inhaltsdarstellung der Unterlagen, die aufgrund 

von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen nicht ausgelegt werden. 

Diese hat so zu erfolgen, dass "der Inhalt der genehmigungsbe-

dürftigen Unterlagen [...] – soweit dies ohne Preisgabe des Ge-

heimnisses möglich ist – so ausführlich darzustellen [ist], dass es 

Dritten möglich ist zu beurteilen, ob und in welchem Umfang sie 

von den Auswirkungen der Anlage betroffen werden können. " (vgl. 

Dietlein, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 91. EL September 

2019, BImSchG § 10 Rn. 67) Dem wurde hier genüge getan, insb. 

Die öffentliche Bekanntmachung entspricht den rechtlichen Anforderungen nach 

§ 10 Abs. 3 und 4 BImSchG, §§ 8 und 9 der 9. BImSchV. Erforderlich, aber auch 

ausreichend ist eine allgemein verständliche Kurzbeschreibung des Vorhabens so-

wie dessen Standort (wie bspw. Straße und Hausnummer oder Flurstücke). Durch 

die Beschreibung von Anzahl und Umfang der Windenergieanlagen, Baubeginn 

sowie Bezeichnung der betroffenen Flurstücke und Gemarkungen (Büssow, Pen-

kun), ist es für die Nachbarschaft und Allgemeinheit nachvollziehbar, ob sie in ihren 

Belangen betroffen sein könnten und deshalb Einwendungen erheben möchten.  

Die Einwender verkennen, dass § 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7, Abs. 5 Nr. 2 UVPG Re-

gelungen zum UVP-Bericht und nicht zur öffentlichen Bekanntmachung enthält. 

StALU MS: Der § 16 Abs. 1 Ziffer 7 sowie Abs. 5 Ziffer 2 UVPG beziehen sich auf 

den UVP-Bericht und sind nicht maßgeblich für den Bekanntmachungstext.  

Zusätzlich zu den Flurstücken und Gemarkungen ist auch jeweils ein Kartenauszug 

(Lageplan) zur räumlichen Einordnung im UVP-Portal vorgesehen. 
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 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

lag eine laienverständliche Kurzdarstellung des beantragten Pro-

jektes mit aus. 

 

Die öffentliche Bekanntmachung entspricht den rechtlichen Anfor-

derungen nach § 10 Abs. 3 und 4 BImSchG, §§ 8 und 9 der 9. 

BImSchV. Erforderlich, aber auch ausreichend ist eine allgemein 

verständliche Kurzbeschreibung des Vorhabens sowie dessen 

Standort (wie bspw. Straße und Hausnummer oder Flurstücke). 

Durch die Beschreibung von Anzahl und Umfang der Windenergie-

anlagen, Baubeginn sowie Bezeichnung der betroffenen Flurstücke 

und Gemarkungen (Büssow, Penkun), ist es für die Nachbarschaft 

und Allgemeinheit nachvollziehbar, ob sie in ihren Belangen betrof-

fen sein könnten und deshalb Einwendungen erheben möchten.  

 

4.1.3 Sonstiges 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

9 Der Beschluss des 

Stadtrats Penkun gegen 

die Ausweisung des 

Windfeldes wurde igno-

riert, das entspricht nicht 

demokratischen Grunds-

ätzen. 

Eine Gemeinde, wie die Stadt Penkun, kann ihr gemeindliches Ein-

vernehmen nur aus den Gründen nach § 36 Abs. 2 BauGB verwei-

gern. 

Das BImSch-Genehmigungsverfahren sieht gem. § 10 BImSchG 

und 9. BImSchV folgende Verfahrensschritte vor: Antragsstellung 

und Überprüfung der Vollständigkeit der Antragsunterlagen, da-

nach Bekanntmachung und Öffentlichkeitsbeteiligung, nach Ablauf 

der Beteiligungsfrist erfolgt die Erörterung der Einwendung und da-

nach die Entscheidung gem. § 20 9. BImSchG. Die Entscheidung 

setzt die Ermittlung aller Einzelheiten und die Prüfung der Geneh-

migungsvoraussetzung und damit eine Einzelfallprüfung voraus. 

Dies kann jedoch erst nach der Beteiligung und Erörterung ge-

schehen, vgl. Dietlein, in: Umweltrecht, Werkstand: 91. EL Sep-

tember 2019, BImSchG § 10 Rn. 231.  

Nach Auffassung des Antragsstellers ist das gemeindliche Einver-

nehmen zu ersetzen.  

Der Beschluss der Stadtvertreter wurde keinesfalls ignoriert. Die Antragstellerin hat 

seinerseits am 11.06.2019 mit einem Schreiben auf die Stellungnahme der Stadt 

Penkun reagiert. Die sich daraus ergebenden noch ausstehenden Belange werden 

im Verlaufe des Genehmigungsverfahrens geklärt.  

Grundlegend basiert die Gebietsausweisung für Windkraftanlagen auf raumordneri-

schen Kriterien und steht im öffentlichen energiepolitischen Interesse und sind da-

her privilegierte Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB. Das Eivernehmen der 

Gemeinde darf laut § 36 BauGB nur aus den sich aus den §§ 31, 33, 34 und 35 er-

gebenden Gründen versagt werden. Dies geht aus der Stellungnahme der Stadt 

Penkun zum Vorhaben nicht hervor, da keine städtebaulichen Gründe dagegen-

sprechen. Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann daher ein rechtswidrig 

versagtes Einvernehmen der Gemeinde ersetzen (BauGB § 36 Abs. 2).     

StALU MS: Die Ausweisung von Windeignungsgebieten findet auf der Ebene der Re-

gionalplanung durch den Regionalen Planungsverband Vorpommern statt (RREP 

VP). Das Amt für Raumordnung und Landesplanung wird als Fachbehörde an bei-

den Genehmigungsverfahren beteiligt. Die entsprechende Stellungnahme ist bei der 

Entscheidung zu berücksichtigen.  

10 unzulässige Einfluss-

nahme (pos. Stellung-

nahmen) 

Eine unzulässige Einflussnahme liegt nicht vor und eine "Befan-

genheit" von Einwendern im Rahmen des Genehmigungsverfahren 

gibt es nicht:  

 

"Die Befugnis, Einwendungen zu erheben, hat jedermann, d.h. der 

im Einwirkungsbereich der Anlage wohnende Nachbar und Dritte, 

die sich für die Belange der Allgemeinheit einsetzen wollen (vgl. 

statt aller Landemann/Romer UmweltR/Dietlein Rn. 8 mwN i.V.m 

Landemann/Romer UmweltR/Dietlein Rn. 157 ff., 163; BVerwG 

NVwZ 1985, 75 ff.)."  

(vgl. Schack in: BeckOK UmweltR, 53. Ed. 1.1.2020, BImSchG 

§ 10 Rn. 59). 

Es gibt keine Regelung, die einem Vorhabenträger verbietet die Bevölkerung über 

Auswirkungen seines Vorhabens aus seiner Sicht zu informieren und sie zu ermuti-

gen sich im Genehmigungsverfahren zu äußern. Es ist nicht anzunehmen, dass 

sich die Genehmigungsbehörde durch positive Stellungnahme im Genehmigungs-

verfahren in unzulässiger Weise beeinflussen lassen wird. Sie wird sich auf Grund-

lage der geltenden Gesetze Gewissheit darüber verschaffen, ob das Vorhaben ge-

nehmigungsfähig ist. Sämtliche Stellungnahmen dienen der Behörde in der Hin-

sicht, dass alle Aspekte eines Vorhabens, die für die Genehmigungsfähigkeit von 

Relevanz sein können, im Verfahren geprüft werden können. Dies trifft auf ableh-

nende wie auf zustimmende Stellungnahmen gleichermaßen zu.  

Das StALU MS entscheidet über die Anträge für Errichtung und Betrieb von 5 und 12 

WEA bei Penkun nach den Bestimmungen des BImSchG und der Fachgesetze. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

11 Es erfolgte keine gesetz-

lich vorgeschriebene Be-

teiligung anerkannter 

Umweltvereinigungen 

durch das StALU 

Das deutsche Recht sieht grds. eine öffentliche Bekanntmachung 

vor, vgl. § 10 Abs. 3 BImSchG und § 8 9. BImSchV. Die landes-

rechtliche Vorschrift § 13 Abs. 2 LVwVfG sieht dagegen einen Er-

messenspielraum in Bezug der Beteiligung vor, wohingegen das 

Verfahrensrecht der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 

dieses nicht einräumt. Insofern ist § 10 Abs. 3 BImSchG und § 8 9. 

BImSchV hier als spezieller anzusehen.  

 

Es wäre hier jedoch auch kein Ermessensfehler ersichtlich hin-

sichtlich der nicht stattgefundenen Kontaktaufnahme zu Umwelt-

verbänden des StALU. Mit der Öffentlichkeitsbeteiligung werden 

alle angesprochen. § 15 Abs. 3 Nr. 3 UVPG bezieht sich nicht auf 

die Durchführung der Beteiligung, sondern bezieht sich auf einen 

möglichen, dem UVP-Bericht vorgelagerten Schritt der Unterrich-

tung.  

 

Für anerkannte Umweltvereinigungen bestehen im Ergebnis nach 

den verfahrensrechtlichen Vorschriften keine besonderen Beteili-

gungsrechte im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-

fahren. Insbesondere § 10 Abs. 3a BImSchG soll keine Mitwir-

kungspflichten begründen. Anerkannte Umweltvereinigungen sind 

auch keine hinzuzuziehende Beteiligte i.S.d. § 13 Abs. 2 VwVfG M-

V, weil sie allein Allgemeininteressen ohne Tangierung (auch) der 

Individualsphäre wahrnehmen, und deshalb nicht zur Wahrung ei-

gener Interessen hinzuzuziehen sind (Schmitz, in: Stel-

kens/Bonk/Sachs (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz, 9. Auf-

lage 2018, § 13 Rn. 34 f.).  

Für anerkannte Umweltvereinigungen bestehen nach den verfahrensrechtlichen 

Vorschriften keine besonderen Beteiligungsrechte im immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahren. Insbesondere § 10 Abs. 3a BImSchG soll keine Mitwir-

kungspflichten begründen. Anerkannte Umweltvereinigungen sind auch keine hin-

zuzuziehende Beteiligte i.S.d. § 13 Abs. 2 VwVfG M-V, weil sie allein Allgemeinin-

teressen ohne Tangierung (auch) der Individualsphäre wahrnehmen, und deshalb 

nicht zur Wahrung eigener Interessen hinzuzuziehen sind (Schmitz, in: Stel-

kens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 9. Auflage 2018, § 13 Rn. 34 f.). 

Es hat eine Öffentlichkeitsbeteiligung stattgefunden, in der jedermann Einwendun-

gen abgegeben kann.  

StALU MS: Die Beteiligung anerkannter Umweltvereinigungen ist im Genehmigungs-

verfahren nach BImSchG nicht vorgesehen. 

12 Sachkunde jedes einzel-

nen Gutachters wird in 

Zweifel gezogen, da sie 

nicht belegt wird und aus 

den Unterlagen nicht 

hervorgeht, wer was im 

Detail bearbeitet hat. 

Der UVP-Bericht wurde nach den Vorgaben der Genehmigungsbe-

hörde erarbeitet und entspricht den gesetzlichen Anforderungen. 

Der Gutachter verfügt über eine hinreichende Expertise. Auch die 

Gutachter der anderen Fachgutachten verfügen über eine hinrei-

chende Expertise.  

 

Es liegt eine unabhängige fachgutachterliche Untersuchung vor. 

Die Einwender verkennen, dass die Antragstellerin die Antragsun-

terlagen vorzulegen hat (§ 10 Abs. 1 Satz 2 BImSchG). Hierzu ge-

hört auch der UVP-Bericht (§ 4e der 9. BImSchV). Obwohl der 

UVP-Bericht keine unabhängige fachgutachterliche Untersuchung 

darstellen muss, wurde dieser durch das unabhängige Fachbüro 

Planung + Umwelt erstellt. Auf Grundlage der Antragsunterlagen 

inkl. des UVP-Berichts sowie den behördlichen Stellungnahmen, 

der Ergebnisse eigener Ermittlungen sowie der Äußerungen und 

Einwendungen Dritter erarbeitet die Genehmigungsbehörde die zu-

sammenfassende Darstellung, auf deren Grundlage die Bewertung 

erfolgt, welche wiederum im Rahmen der Genehmigungsentschei-

dung Berücksichtigung findet. Insofern erfolgt eine unabhängige 

behördliche Prüfung des UVP-Berichts und die vorgetragenen Ein-

wendungen können, soweit sie substantiiert und zutreffend sind, 

entsprechende Berücksichtigung finden. 

 

Auch ist das Gutachten hinreichend umfassen. "Vollständig [gem. 

§ 7 Abs. 1 9.BImSchV] sind Unterlagen grundsätzlich dann, wenn 

Die Einwender verkennen, dass die Antragstellerin die Antragsunterlagen vorzule-

gen hat (§ 10 Abs. 1 Satz 2 BImSchG). Die Genehmigungsbehörde nimmt auf die-

ser Grundlage die „nachvollziehende Amtsermittlung“ vor. Gutachten gehören inso-

fern zu den Antragsunterlagen, soweit ihnen nicht die Qualität eines Sachverstän-

digengutachtens zukommt (§ 13 Abs. 2 S. 1 der 9. BImSchV). Es handelt sich nicht 

um ein Privatgutachten, sondern um einen Teil der gesetzlich vorgesehenen An-

tragsunterlagen. Zudem holt die Genehmigungsbehörde erforderlichenfalls auch 

eigene Sachverständigengutachten ein (§ 13 Abs. 1 der 9. BImSchV). Es ist aus-

reichend, wenn wie vorliegend die Antragsunterlagen mit Gutachten vorgelegt wur-

den, die es der Genehmigungsbehörde mit den Stellungnahmen der Fachbehörde 

ermöglicht, über den Genehmigungsanspruch nach § 6 Abs. 1 BImSchG zu ent-

scheiden.  

StALU MS: Die Antragssteller sind in der Wahl der Fachgutachter frei. Aus Sicht der 

Genehmigungsbehörde bestehen darüber hinaus keine begründeten Zweifel, die 

Sachkunde der beteiligten Gutachter/Gutachterbüros in Zweifel zu ziehen. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

sie in einer Weise prüffähig sind, dass sie sich zu allen rechtlich re-

levanten Aspekten des Vorhabens verhalten und die Behörde in 

die Lage versetzen, den Antrag unter Berücksichtigung dieser Vor-

gaben näher zu prüfen. Nicht vollständig sind Unterlagen etwa 

dann, wenn sie rechtlich relevante Fragen vollständig ausblenden. 

Voraussetzung der Vollständigkeit der Unterlagen ist nicht, dass 

sie die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens belegen. Es ist 

nicht erforderlich, dass ein vorzulegendes Gutachten der Prüfung 

in jeder Hinsicht standhält und keine weiteren fachlichen Fragen 

aufwirft. Fachliche Einwände und ein fachliches Nachhaken stehen 

der Annahme der Vollständigkeit nicht entgegen, sofern die fragli-

che Unterlage eine fachliche Prüfung überhaupt ermöglicht." (vgl. 

Lang in: Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, 

Band 2, 4. Aufl. 2017, § 10 Genehmigungsverfahren Rn. 16)  

 

Die von Notus eingereichten Unterlagen verhalten sich zu allen 

rechtlich relevanten Aspekten des Vorhabens und versetzen das 

StALU in die Lage, den Antrag unter Berücksichtigung der einge-

reichten Unterlagen zu prüfen. Belege für die Sachkunde der Gut-

achter sind nicht erforderlich.  

13 Die Versicherungsbedin-

gungen der Haftpflicht-

versicherungen sind 

nicht den Antragsunterla-

gen beigelegt (Das 

Schutzinteresse der Be-

völkerung bzw. des 

Staates wurde daher 

nicht beachtet), die Absi-

cherung ist nicht prüfbar 

Es handelt sich hierbei nicht um eine Genehmigungsvorausset-

zung. 

Eine Haftpflichtversicherung unterliegt nicht den Genehmigungsvoraussetzungen 

die sich nach § 4 der 9. BImSchV bestimmen.  

StALU MS: Aus Sicht der Genehmigungsbehörde ist dieses Sachthema hinreichend 

erörtert. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

14 Die Gemeinde Kol-

baskowo (Polen) wurde 

nicht beteiligt; die Ge-

meinde fordert eine Be-

teiligung und die Einhal-

tung polnischer Bestim-

mungen für die Errich-

tung von WEA (Anlage 8 

zur Einwendung 129) 

Die der Gemeinde Kolbaskowo am nächsten stehende WEA 04 ist 

ca. 12 km von der Gemeinde entfernt. Es handelt sich bei dieser 

Entfernung um das 49-fache der Anlagenhöhe (241 m).  

 

Zwar besteht nach § 11 a Abs. 1, 2 9. BImSchV eine grenzüber-

schreitende Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung nach den 

Vorschriften der Abschnitte 1 und 3 des Teils 5 des UVPG. Dies 

setzt allerdings nach § 54 Abs. 1 UVPG voraus, dass erhebliche 

grenzüberschreitende Umweltauswirkungen bestehen können. 

Grenzüberschreitende Umweltauswirkungen sind nach § 2 Abs. 3 

UVPG Umweltauswirkungen eines Vorhabens in einem anderen 

Staat. Aufgrund der räumlichen Entfernung der geplanten WEA zu 

der Gemeinde Kolbaskowo ist von derartigen Auswirkungen nicht 

auszugehen. Insbesondere wurde zur Beurteilung der Auswirkun-

gen des Vorhabens auf das Landschaftsbild ein ca. 11 km Wirk-

raum um die Anlagenstandorte betrachtet, welcher auch kleine 

Teile Polens erfasste (UVP-Bericht, S. 83).  

 

Der UVP-Bericht kommt zu folgendem Ergebnis:  

 

"Als Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung zur Errichtung 

und den Betrieb der beantragten 5 Windenergieanlagen ein-

schließlich Zuwegungen und Nebenanlagen im Windeignungsge-

biet Nr.54 „Penkun“ wird festgestellt, dass unter Berücksichtigung 

der genannten schutzgutspezifischen Vermeidungsmaßnahmen 

und nach Durchführung der geplanten Kompensationsmaßnahmen 

für Eingriffe in Natur- und Landschaft (vgl. Eingriffs-Ausgleichs-

Plan) keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen verblei-

ben." (UVP-Bericht, S. 101) 

 

Auch findet das Gesetz zu der Vereinbarung vom 11. April 2006 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 

Regierung der Republik Polen über die Durchführung des Überein-

kommens vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeits-

prüfung im grenzüberschreitenden Rahmen (Vertragsgesetz zur 

Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung) vorliegend keine Anwen-

dung. Nach Artikel 1 ist der Anwendungsbereich des Gesetzes 

nicht eröffnet, da erhebliche nachteilige grenzüberschreitende Aus-

wirkungen auf die Umwelt des Staatsgebietes der anderen Ver-

tragspartei bereits aufgrund der räumlichen Entfernung nicht gege-

ben sind.  

Die Beteiligung Polens richtet sich nach der "Vereinbarung zwischen der Regie-

rung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über 

Umweltverträglichkeitsprüfungen und Strategische Umweltprüfungen im grenzüber-

schreitenden Rahmen". Eine Beteiligung des Nachbarstaates hat demnach zu er-

folgen, wenn ein Vorhaben "erhebliche nachteilige grenzüberschreitende Auswir-

kungen auf die Umwelt im Gebiet unter der Hoheitsgewalt der anderen Vertrags-

partei haben kann".  

Die Gemeinde Kolbaskowo ist über 10 km von der Grenze des Vorhabens entfernt. 

Es handelt sich bei dieser Entfernung um das 49-fache der Anlagenhöhe (241 m). 

In dieser Entfernung sind derartige Auswirkungen ausgeschlossen, so dass eine 

Beteiligung nicht vorgesehen ist. 

StALU MS: Aus Sicht der Genehmigungsbehörde ist dieses Sachthema hinreichend 

erörtert. 

 



Seite 25/127 Windfeld Penkun 

 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

4.2 Raumordnungs- und Bauplanungsrecht 

4.2.1 Regionalplan 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & Co. 

KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

15 Schutz von ausgewiese-

nen touristischen Flä-

chen (auch Tourismus-

entwicklungsräumen wie 

Penkun und seine Ort-

steile) nach RREP sollte 

generell Vorrang vor 

Windenergieflächen ha-

ben, es ist ein ausrei-

chender und angemes-

sener Abstand zu touris-

tischen Gebieten einzu-

halten. 

Nach dem LEP MV 2016 und dem RREP VP 2010 handelt es bei 

der Stadt Penkun und ihrer Umgebung um einen Tourismusent-

wicklungsraum. Sowohl im Landesentwicklungsprogramm als auch 

im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Vorpommern werden 

Tourismusentwicklungsräume als Vorbehaltsgebiete ausgewiesen. 

Vorbehaltsgebiete sollen gem. § 7 Abs. 3 Nr. 2 ROG Gebiete sein, 

die bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen 

vorbehalten bleiben sollen, denen bei der Abwägung mit konkurrie-

renden raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen besonde-

res Gewicht beizumessen ist. Das heißt, eine andere raumbedeut-

same Nutzung, wie die Windenergienutzung, ist nicht von vorne-

herein ausgeschlossen. Weiterhin besteht weder ein gesetzlicher, 

noch ein Abstand aufgrund der Landesverordnungen LEP und 

RREP VP zu den Vorbehaltsgebieten. Vorbehaltsgebiete müssen 

bei der nachgeordneten Planung Berücksichtigung finden. Sie stel-

len jedoch i.d.R. kein Ziel der Raumordnung dar und somit auch 

kein öffentlichen Belang nach § 35 Abs. 3 Satz 2 BauGB. 

Nach dem Landesentwicklungsprogramm MV 2016 und dem Regionalen Raument-

wicklungsprogramm Vorpommern 2010 handelt es bei der Stadt Penkun und ihrer 

Umgebung um einen Tourismusentwicklungsraum. Sowohl im Landesentwick-

lungsprogramm als auch im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Vorpom-

mern werden Tourismusentwicklungsräume als Vorbehaltsgebiete ausgewiesen. 

Vorbehaltsgebiete sollen gem. § 7 Abs. 3 Nr. 2 ROG Gebiete sein, die bestimmten 

raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen vorbehalten bleiben sollen, denen 

bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Funktionen oder Nut-

zungen besonderes Gewicht beizumessen ist. Das heißt, eine andere raumbedeut-

same Nutzung, wie die Windenergienutzung, ist nicht von vorneherein ausge-

schlossen. Weiterhin besteht weder ein gesetzlicher, noch ein Abstand aufgrund 

der Landesverordnungen LEP und RREP VP zu den Vorbehaltsgebieten. Vorbe-

haltsgebiete müssen bei der nachgeordneten Planung Berücksichtigung finden. 

Sie stellen jedoch i.d.R. kein Ziel der Raumordnung dar und somit auch kein öffent-

lichen Belang nach § 35 Abs. 3 Satz 2 BauGB. 

StALU MS: Tourismusentwicklungsräume gehören nicht zu den harten Tabuzonen, 

d.h. zu Gebietskategorien, die rechtlich oder tatsächlich für Windenergie auf Dauer 

ungeeignet sind. Für die weichen Kriterien, die vom Planungsverband selbst ausge-

arbeitet und von diesem auch abgewogen werden, gibt es demnach keine öffentlich-

rechtlichen Regelungen, die gemäß § 6 BImSchG einem Vorhaben entgegenstehen 

könnten. Unter die weichen Kriterien fallen z.B. auch Abstandsregelungen und Krite-

rien der Umfassung. Weiche Kriterien werden demnach nur auf der Ebene der 

Raumordnung berücksichtigt. Entsprechende Einwendungen gegen den RREP kön-

nen daher nur im Verfahren zur Aufstellung des RREP geltend gemacht werden. So-

fern die mit dem RREP bzw. dessen Entwurf herausgestellten Kriterien dem Vorha-

ben nicht entgegenstehen, stehen auch keine Ziele der Raumordnung entgegen und 

das Vorhaben ist aus raumordnerischer Sicht zulassungsfähig. 

16 Der Bezirk Löcknitz-Pen-

kun / LK Vorpommern ist 

übermäßig mit WEA aus-

gestattet. Weitere Anla-

gen sind abzulehnen, da 

die Genehmigung dem 

Grundsatz gleichwertiger 

Lebensbedingungen wi-

derspricht: Der Flächen-

anteil der Windeignungs-

gebiete der Stadt Pen-

kun ist 2,8%, Landesziel 

(2015) war 1,2%; die 

Nennleistung beträgt hier 

bereits 1,3 GW/ha, Lan-

desziel war 0,44 

GWh/ha; 84 % aller 

WEA in MV sollen in Re-

gion um Penkun entste-

hen.  

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Die in der Region Vorpommern geltenden Kriterien für Windeignungsgebiete wer-

den durch den Regionalen Planungsverband Vorpommern festgelegt und gelten 

einheitlich für die gesamte Region Vorpommern. Der Planungsverband ist ein poli-

tisches Gremium, das sich aus gewählten Vertretern des Landkreises und der 

Kommunen in Vorpommern zusammensetzt. 

StALU MS: Die Prüfung der landesweiten Ziele zur Ausweisung von Windeignungs-

gebieten gehört nicht zu den Genehmigungsvoraussetzungen, die für Verfahren 

nach BImSchG zu prüfen sind. 

17 Ausschlusskriterien für 

WEG werden laufend im 

Sinne der Energielobby 

angepasst. 

Die Planungskriterien des Regionalen Planungsverbands Vorpom-

mern zur Zweiten Änderung des RREP VP sind seit mehreren Be-

teiligungen unverändert und entsprechen den durch die höchstrich-

terliche Rechtsprechung gebildeten Maßstäben und orientieren 

sich an den „Landeseinheitlichen Kriterien zur Ausweisung von 

Eignungsgebieten Windenergieanlagen“ entsprechend der Richtli-

nie zum Zwecke der Neuaufstellung, Änderung oder Ergänzung 

Regionaler Raumentwicklungsprogramme in Mecklenburg-Vor-

pommern (RL-RREP).  

Die auszuweisenden Windeignungsgebiete sind Ergebnis eines ausführlichen Be-

teiligungsprozesses mit mehreren Stufen der Öffentlichkeitsbeteiligung. Die in der 

Region Vorpommern geltenden Kriterien für Windeignungsgebiete werden durch 

den Regionalen Planungsverband Vorpommern festgelegt und gelten einheitlich 

für die gesamte Region Vorpommern. Der Planungsverband ist ein politisches Gre-

mium, das sich aus gewählten Vertretern des Landkreises und der Kommunen in 

Vorpommern zusammensetzt. 

StALU MS: Die Prüfung der für die Ausweisung von Windeignungsgebieten herange-

zogenen Ausschluss- und Abwägungskriterien gehört nicht zu den Genehmigungs-

voraussetzungen, die für Verfahren nach BImSchG zu prüfen sind. 

 



Seite 26/127 Windfeld Penkun 

 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

4.2.2 Mindestabstand, 10 H Regelung Baugesetzbuch (BauGB) 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

18 
Der Abstand von 800 m 

zur Bebauung wurde 

nicht eingehalten: Au-

ßenbereiche wurden als 

Splittersiedlung definiert, 

um geringere Abstände 

planen zu können.  

Es besteht keine gesetzliche Vorgabe zum Mindestabstand von 

Windenergieanlagen zur Wohnbebauung im Mecklenburg-Vorpom-

mern. Die Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen 

halten jedoch einen Mindestabstand von 1.000 m zur nächstgele-

genen Wohnbebauung ein, dies liegt sogar teilweise über den Min-

destabständen zur Wohnbebauung nach den Planungskriterien der 

Zweiten Änderung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfah-

ren läuft noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Min-

destabstand von 800 m vorsehen.  

Die in der Region Vorpommern geltenden Kriterien für Windeignungsgebiete wer-

den durch den Regionalen Planungsverband Vorpommern festgelegt und gelten 

einheitlich für die gesamte Region Vorpommern. Der Planungsverband ist ein poli-

tisches Gremium, das sich aus gewählten Vertretern des Landkreises und der 

Kommunen in Vorpommern zusammensetzt. 

Es ist der Antragstellerin nicht klar, in welchem Fall die vorliegend beantragten 

Windkraftanlagen den Abstand von 800 m nicht einhalten. 

StALU MS: Zu den im Genehmigungsverfahren zu prüfenden Voraussetzungen zählt 

nicht die Einhaltung bestimmter „Mindestabstände“. Vielmehr ist zu prüfen, inwieweit 

die relevanten Immissionsgrenz- und -richtwerte beim Bau und Betrieb der WEA, 

ggf. unter Berücksichtigung von Abschaltzeiten, eingehalten werden. Zur Bewertung 

dieser Sachthemen wird die entsprechende Fachbehörde (Landesamt für Umwelt, 

Naturschutz und Geologie) im Genehmigungsverfahren beteiligt. 

19 
Der Mindestabstand der 

WEA zu Wohngebieten 

wurde nicht korrekt be-

rücksichtigt: Der erfor-

derliche 1000 m - Ab-

stand zum B-Plangebiet 

Nr. 3 OT Büssow ist un-

terschritten, Überflugflä-

chen der Rotorblätter 

wurden nicht bei der Ab-

standsermittlung berück-

sichtigt. 

Es besteht keine gesetzliche Vorgabe zum Mindestabstand von 

Windenergieanlagen zur Wohnbebauung in Mecklenburg-Vorpom-

mern. Die Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen 

halten jedoch einen Mindestabstand von 1.000 m zur nächstgele-

genen Wohnbebauung ein, dies liegt sogar teilweise über den Min-

destabständen zur Wohnbebauung nach den Planungskriterien der 

Zweiten Änderung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfah-

ren läuft noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Min-

destabstand von 800 m vorsehen. Unabhängig davon, ob es sich 

bei dem Ortsteil Büssow nicht sogar um eine Splittersiedlung im 

Außenbereich handelt (800 m Abstand), was aufgrund der Klarstel-

lung in der Begründung des B-Plans, dass „nicht zu befürchten 

[sei], dass durch [den B-Plan] eine Splittersiedlung verfestigt oder 

erweitert wird“, naheliegen würde, wird sogar der Abstand von 

1.000 m eingehalten. 

Die in der Region Vorpommern geltenden Kriterien für Windeignungsgebiete wer-

den durch den Regionalen Planungsverband Vorpommern festgelegt und gelten 

einheitlich für die gesamte Region Vorpommern. Der Planungsverband ist ein poli-

tisches Gremium, das sich aus gewählten Vertretern des Landkreises und der 

Kommunen in Vorpommern zusammensetzt. Es handelt sich dabei nicht um „ge-

setzlich vorgesehene“ Kriterien, sondern um Festlegungen, die die gesetzliche Pri-

vilegierung der Windenergienutzung im Außenbereich gemäß Baugesetzbuch ein-

schränken. 

Der regionale Planungsverband legt in dem aktuellen Entwurf einen „1.000 m Ab-

standspuffer zu Gebieten, die nach der BauNVO dem Wohnen, der Erholung, dem 

Tourismus und der Gesundheit dienen“ als „weiche Tabuzone“ für Windeignungs-

gebiete fest. 

Unabhängig davon, geht die Vorhabenträgerin nach momentaner Rechtslage da-

von aus, dass es sich bei dem Ortsteil Büssow um eine Splittersiedlung im Außen-

bereich handelt. Dies wird durch die Begründung des genannten B-Plans selbst so 

festgeschrieben. In der Begründung des B-Plans wird klargestellt, dass „nicht zu 

befürchten [sei], dass durch [den B-Plan] eine Splittersiedlung verfestigt oder er-

weitert wird“.  

StALU MS: Zu den im Genehmigungsverfahren zu prüfenden Voraussetzungen zählt 

nicht die Einhaltung bestimmter „Mindestabstände“. Vielmehr ist zu prüfen, inwieweit 

die relevanten Immissionsgrenz- und -richtwerte beim Bau und Betrieb der WEA, 

ggf. unter Berücksichtigung von Abschaltzeiten, eingehalten werden. Zur Bewertung 

dieser Sachthemen wird die entsprechende Fachbehörde (Landesamt für Umwelt, 

Naturschutz und Geologie) im Genehmigungsverfahren beteiligt. 

20 
Es ist fraglich, ob ein 

ausreichender Sicher-

heitsabstand der WEA 

A1, A2, A3, Z1 und WEA 

01 und 03 zu den Ver-

bindungsstraßen Penkun 

- Neu Luckow sowie 

Penkun - Büssow be-

steht (v.a. Eisabwurf, 

Rotorblattabriss), Sys-

teme zur Eiserkennung 

sind nicht zuverlässig. 

Die WEA 01 und 03 befinden sind innerhalb des o.g. Abstandes. 

Um eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch Eisabfall 

auszuschließen, wird an Windenergieanlagen (WEA), die einen de-

finierten Abstand zu öffentlichen Verkehrswegen unterschreiten, 

ein Rotorblattvereisungsüberwachungssystem installiert. 

 

Das Erfordernis nach Mindestabständen zwischen WEA und (kom-

munalen) Straßen im Rahmen des Brandschutzes besteht nach 

der LBauO M-V nicht. 

 

Die Planung, Bemessung und Ausführung von Bauwerken und die 

Verwendung von Bauprodukten sind in der Landesbauordnungen 

M-V geregelt. Diese enthalten allgemeine und materielle Anforde-

rungen sowie Verfahrensregeln. Für Weiteres verweist die Landes-

bauordnung M-V auf die Technischen Baubestimmungen (§ 85a 

LBauO M-V). 

 

Der Erlass der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmung 

M-V (VV TB M-V) ist am 25. Februar 2020 in Kraft getreten. 

(https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/em/Bau/Planen-

und-Bauen/Technische-Baubestimmungen/). Es gilt die Muster-

Verwaltungsvorschrift des DIBt in der jeweils aktuellen Fassung 

Die Einwendung bezieht sich auf einen Gesetzesentwurf aus 2014, welcher bisher 

nicht verabschiedet wurde. Der Entwurf bezieht sich lediglich auf Bundes- und 

Fernstraßen nach Bundesfernstraßengesetz Die Verbindungswege zwischen den 

Ortslagen Penkun, Luckow-Petershagen und Büssow lediglich kommunale Stra-

ßen. Hier ist keine Vergleichbarkeit gegeben, da diese Straßen sehr unterschiedli-

che verkehrliche Frequentierung aufweisen.  

Schutzvorkehrungen für Windenergieanlagen richten sich nach der „Richtlinie für 

Windenergieanlagen; Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und 

Gründung, März 2015“. Hierin sind Anforderungen an die Stand- und Funktionssi-

cherheit formuliert, deren Erfüllung vor dem Bau und in regelmäßigen Abständen 

durch Wiederkehrende Prüfungen (WKP) während des Betriebes nachzuweisen 

sind. Entsprechende Bestimmungen werden im Genehmigungsbescheid festgehal-

ten und von der Bauaufsichtsbehörde überwacht.  

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

https://www.dibt.de/fileadmin/dibt-website/Dokumente/Refe-

rat/P5/Technische_Bestimmungen/MVVTB_2019.pdf, Schutzvor-

kehrungen für Windenergieanlagen richten sich nach der „Richtli-

nie für Windenergieanlagen; Einwirkungen und Standsicherheits-

nachweise für Turm und Gründung, März 2015“. Hierin sind Anfor-

derungen an die Stand- und Funktionssicherheit formuliert, deren 

Erfüllung vor dem Bau und in regelmäßigen Abständen durch Wie-

derkehrende Prüfungen (WKP) während des Betriebes nachzuwei-

sen sind. Entsprechende Bestimmungen werden im Genehmi-

gungsbescheid festgehalten und von der Bauaufsichtsbehörde 

überwacht.  

21 
Das MEIL hat in der RL-

RREP (2012) ein Min-

destabstandsgebot von 

2,5 km von bestehenden 

oder neu geplanten 

Windeignungsgebieten 

formuliert. Dieser Ab-

stand wird von den ge-

planten WEA zum WEG 

Schönfeld (BB) nicht ein-

gehalten. Diese Vorgabe 

ist als sonstiger unbe-

nannter Belang zu be-

rücksichtigen.  

"Als weitere öffentliche Belange, die ein Vorhaben negativ berüh-

ren können, kommen überörtliche Planungen in Betracht, soweit 

sie nicht bereits verbindliche Ziele der Raumordnung sind [...], also 

in Aufstellung befindliche Raumordnungsziele (VGH München Urt. 

v. 17. 11. 2011 – 2 BV 10/2295, NuR 2012, 572) [...]; s. etwa Söf-

ker in EZBK § 35 Rn. 114 mit weiteren Beispielen). Sie können als 

öffentliche Belange berücksichtigt werden, sofern die Planung ge-

nügend verfestigt, insbesondere inhaltlich hinreichend konkretisiert 

ist und sie damit ein Stadium erreicht hat, das hinreichend verläss-

liche Schlüsse auf ihre Verwirklichung gestattet (BVerwG Urt. v. 

29. 10. 1969 – IV C 44/68, BVerwGE 34, 146; dass. Urt. v. 

26. 10. 1979 – IV C 22/77, NJW 1980, 1537). Es muss also abzu-

sehen sein, dass das Außenbereichsvorhaben die angelaufene 

Planung unmöglich machen oder jedenfalls wesentlich erschweren 

würde." (vgl. Mischang/Reidt in: Battis/Krautzberger/Löhr (Hrsg.), 

Baugesetzbuch, 14. Aufl. 2019, BauGB § 35 Rn. 102) 

 

Somit könnten die Ziele des laufenden Planungsverfahren zur 

Zweiten Änderung des RREP VP den beantragen WEA entgegen-

stehen. Dann müsste es sich aber auch bei dem angeführten Rest-

riktionskriterium "Mindestabstand von 2,5 km zwischen Eignungs-

gebieten" um ein Ziel der Zweiten Änderung des RREP VP han-

deln. Jedoch handelt es sich dabei nur um ein Planungskriterium 

zur Festlegung der Eignungsgebiete und nicht um ein Ziel.  

Weiterhin basieren Restriktionskriterien auf Kriterien, die zwar 

grundsätzlich gegen die Festlegung eines Eignungsgebietes für 

Windenergienutzung sprechen. Es bedarf jedoch einer Einzelfall-

abwägung, in der die Windenergie begünstigenden Belange auch 

überwiegen können. (vgl. Zweite Änderung des Regionalen Raum-

entwicklungsprogramms Vorpommern - Entwurf 2018 S. 22). Somit 

kann weder von einer "zwingenden Berücksichtigung" gesprochen 

werden, noch kann davon ausgegangen werden, dass nach An-

wendung des Restriktionskriteriums das Eignungsgebiet entfällt. 

Der regionale Planungsverband hat sich mit eben dieser geforder-

ten Abwägung bereits mehrfach detailliert auseinandergesetzt. 

Dies kann unter anderem den Abwägungsdokumentationen zu den 

bereits abgeschlossenen Öffentlichkeitsbeteiligungen zum aktuel-

len Fortschreibungsprozess entnommen werden. Der regionale 

Planungsverband hat dieses Kriterium also beachtet und sich vor 

dem Hintergrund, dass das Windeignungsgebiet Penkun direkt an 

das Windeignungsgebiet Schönfeld auf brandenburgischer Seite 

anschließt, im Zuge eines Abwägungsprozesses bewusst gegen 

Es ist nicht „gesetzlich geregelt, dass der Mindestabstand zu bestehenden oder 

geplanten Windfeldern mindestens 2,5 km betragen solle“. Der „Mindestabstand 

von 2,5 km zwischen Eignungsgebieten für Windenergieanlagen“ ist ein Kriterium, 

das der Regionale Planungsverband sich selbst für den aktuell laufenden Fort-

schreibungsprozess des Regionalen Raumentwicklungsprogramms gegeben hat. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass dieses Kriterium als „Rest-

riktionskriterium“, nicht jedoch als Tabukriterium gelten soll. Es soll also explizit in 

jedem Fall einer Abwägung unterzogen werden.  

Das genannte Kriterium gilt als Arbeitsgrundlage für den regionalen Planungsver-

band und das Amt für Raumordnung als dessen Geschäftsstelle. Und der regionale 

Planungsverband hat sich mit eben dieser geforderten Abwägung bereits mehrfach 

detailliert auseinandergesetzt. Dies kann unter anderem den Abwägungsdokumen-

tationen zu den bereits abgeschlossenen Öffentlichkeitsbeteiligungen zum aktuel-

len Fortschreibungsprozess entnommen werden. Der regionale Planungsverband 

hat dieses Kriterium also sehr wohl beachtet und sich vor dem Hintergrund, dass 

das Windeignungsgebiet Penkun direkt an das Windeignungsgebiet Schönfeld auf 

brandenburgischer Seite anschließt, im Zuge eines Abwägungsprozesses bewusst 

gegen eine Anwendung dieses Kriteriums entschieden. Vor diesem Hintergrund 

wird deutlich, dass die Genehmigungsbehörde hier keine „gesetzlichen Reglungen 

bewusst missachte[t]“. 

StALU MS: Abstandskriterien zwischen Windeignungsgebieten begründen keine har-

ten Tabuzonen, d.h. zu Gebietskategorien, die rechtlich oder tatsächlich für Wind-

energie auf Dauer ungeeignet sind. Für die weichen Kriterien, die vom Planungsver-

band selbst ausgearbeitet und von diesem auch abgewogen werden, gibt es dem-

nach keine öffentlich-rechtlichen Regelungen, die gemäß § 6 BImSchG einem Vor-

haben entgegenstehen könnten. Unter die weichen Kriterien fallen z.B. auch Touris-

musentwicklungsräume und Kriterien der Umfassung. Weiche Kriterien werden dem-

nach nur auf der Ebene der Raumordnung berücksichtigt. Entsprechende Einwen-

dungen gegen den RREP können daher nur im Verfahren zur Aufstellung des RREP 

geltend gemacht werden. 

Die Berücksichtigung des Restriktionskriteriums “Der Mindestabstand zu bestehen-

den oder neu geplanten Eignungsgebieten soll grundsätzlich 2,5 km betragen” unter-

liegt der Einzelfallabwägung. Diese Einzelfallabwägung hat im laufenden Verfahren 

zur zweiten Änderung des RREP VP stattgefunden und im Ergebnis dazu geführt, 

dass an der Ausweisung eines Windeignungsgebiets bei Penkun als Ziel der Raum-

ordnung festgehalten wird.  

“Ein in Aufstellung befindliches Ziel der Raumordnung hat die Qualität eines öffentli-

chen Belangs, wenn es inhaltlich hinreichend konkretisiert und wenn zu erwarten ist, 

dass es sich zu einer verbindlichen, den Wirksamkeitsanforderungen genügenden 

Zielfestlegung im Sinne des § 3 Nr. 2 ROG verfestigt.” (BVerwG, Urteil vom 27. Ja-

nuar 2005 - 4 C 5.04) Entsprechend ist ein nicht abgewogenen Restriktionskriterium 

kein sonstiger unbenannter Belang, der einer Genehmigung der Vorhaben entgegen-

gehalten werden kann. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

eine Anwendung dieses Kriteriums entschieden. Nach dem aktuel-

len Planungsstand ist davon auszugehen, dass das Restriktionskri-

terium nicht anzuwenden ist. 

 

Es ist also gerade nicht anzunehmen, dass die beantragten 5 WEA 

die Ziele der Zweiten Änderung des RREP VP unmöglich machen 

oder jedenfalls wesentlich erschweren würden. Ganz im Gegenteil 

ist davon auszugehen, dass sie im Einklang mit den Zielen der 

Zweiten Änderung stehen. 

 

4.2.3 Sonstiges (u.a. Rückbau nach § 35 Abs. 5 BauGB) 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

22 Die Rechtmäßigkeit der 

Ausnahmegenehmigung 

von der Befeuerungs-

ebene von 60 m wird an-

gezweifelt, da sie nur für 

Rotoren bis max. 70m 

erteilt werden darf. 

Nach der seit dem 1.05.2020 gültigen Allgemeinen Verwaltungs-

vorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen ist nach 

Ziff. 16.1 die Nachtkennzeichnung durch Feuer W, rot oder Feuer 

W, rot (ES) vorzusehen, Für die beantragte Nachtkennzeichnung 

des Maschinenhauses mit Feuer W, rot besteht keine Grenze bzgl. 

der Übertragung durch Rotorblätter mehr. Die erforderliche Nacht-

kennzeichnung wird im Genehmigungsbescheid festgelegt und er-

folgt nach den gesetzlichen Vorgaben. 

Das Vorhaben richtet sich nach den Vorgaben der aktuellen AVV vom 

24.04.2020 (BAnz AT 30.04.2020 B4).  

Die Vorschrift, dass die Rotorspitze das Feuer nur um maximal 60 m überragen 

dürfe ist damit obsolet. 

 

  

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung über die Erwiderun-

gen der Antragsteller hinaus. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

23 Durch die geplanten 

WEA kommt es unter 

Berücksichtigung der be-

stehenden und geplan-

ten WEA auf Branden-

burger Seite zur Umzin-

gelung von Penkun. Das 

WEG Damitzow ist bei 

der Bewertung zu beach-

ten. Bisher erfolgte keine 

sachverständige Prüfung 

dieses Sachverhaltes. 

Bei dem Restriktionskriterium "Restriktionsgebiet zur Vermeidung 

einer erheblich beeinträchtigenden Umfassung von Siedlungen" 

handelt es sich um ein Planungskriterium der Zweiten Änderung 

des RREP VP, das Verfahren läuft noch. Es fällt nicht unter das 

Gebot der Rücksichtnahme nach § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 BauGB, 

wie u.a. die optisch bedrängende Wirkung. Zudem hat der regio-

nale Planungsverband auf Antrag der Stadt Penkun das Restrikti-

onskriterium zur Vermeidung erheblich beeinträchtigender Umfas-

sung bei der Festlegung von Windeignungsgebieten im Zuge der 

aktuellen Fortschreibung des Regionalen Raumentwicklungspro-

grammes explizit für Penkun überprüft und ist zu dem Ergebnis ge-

kommen, dass keine erheblich beeinträchtigende Umfassung vor-

liegt. 

Das Restriktionskriterium zur Vermeidung erheblich beeinträchtigender Umfas-

sung wird auf Antrag der jeweiligen Gemeinde bzw. Stadt durch den regionalen 

Planungsverband bei der Festlegung von Windeignungsgebieten im Zuge der ak-

tuellen Fortschreibung des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes ange-

wendet. 

Die Stadt Penkun hat eben diese Anwendung bereits im Zuge der dritten Beteili-

gungsrunde beantragt. Die Überprüfung hat nachgewiesen, dass keine erheblich 

beeinträchtigende Umfassung vorliegt. 

StALU MS: Die Umzingelung/Umfassung zählt nicht zu den harten Tabukriterien. 

Für die weichen Kriterien, die vom Planungsverband selbst ausgearbeitet und von 

diesem auch abgewogen werden, gibt es demnach keine öffentlich-rechtlichen Re-

gelungen, die gemäß § 6 BImSchG einem Vorhaben entgegenstehen könnten. Un-

ter die weichen Kriterien fallen z.B. auch Abstandsregelungen und Kriterien der Um-

fassung. Weiche Kriterien werden demnach nur auf der Ebene der Raumordnung 

berücksichtigt. Entsprechende Einwendungen gegen den RREP können daher nur 

im Verfahren zur Aufstellung des RREP geltend gemacht werden. Sofern die mit 

dem RREP bzw. dessen Entwurf herausgestellten Kriterien dem Vorhaben nicht ent-

gegenstehen, stehen auch keine Ziele der Raumordnung entgegen und das Vorha-

ben ist aus raumordnerischer Sicht zulassungsfähig. 

 

24 

 

Die geplanten WEA füh-

ren bei den Ortsteilen 

Storkow und Büssow zu 

einer Unterschreitung 

des WEA-freien Korri-

dors von 60° (siehe Gut-

achten Anlage 5), dies 

ist nicht zulässig. 

Bei den harten und weichen Tabuzonen und dem Restriktionskrite-

rium handelt es sich um Planungskriterien der Zweiten Änderung 

des RREP VP und diese haben Auswirkungen auf die Gebietsku-

lissen der Eignungsgebiete für Windenergienutzung. Das Pla-

nungsverfahren läuft jedoch noch. Der Antrag wäre, wenn über-

haupt gegenüber dem Planungsverband Vorpommern und nicht 

dem StALU zu stellen. Das Restriktionskriterium entfaltet keine 

Wirkung in dem vorliegenden Genehmigungsverfahren, es handelt 

sich bei Ihnen nicht um öffentliche Belange i.S.d. § 35 BauGB.  

 

Darüber hinaus würde die Anwendung des Planungskriteriums der 

Umfassung auch nicht zu einer Ablehnung des Windparks führen.  

 

In Bezug auf eine mögliche Umfassung des Ortsteils Büssow ist 

grundsätzlich darauf hinzuweisen, dass das „Restriktionskriterium 

zur Vermeidung erheblich beeinträchtigender Umfassung“ für 

Büssow nach dem Text des Kriteriums sowie des zugrunde liegen-

den Gutachtens nicht anzuwenden ist. Das Gutachten sieht explizit 

vor, dass „Splittersiedlungen“ im Außenbereich unberücksichtigt 

bleiben sollen. Der Bebauungsplan „Wohngebäude am Park“ im 

Ortsteil Büssow stellt als „Ziel der Planung“ eindeutig fest, dass 

„nicht zu befürchten [sei], dass durch das Vorhaben eine Splitter-

siedlung verfestigt oder erweitert wird“. Der Plangeber bestätigt 

also zum einen, dass es sich bei Büssow um eine Splittersiedlung 

handelt und zum anderen, dass Büssow auch weiterhin und dauer-

haft eine Splittersiedlung bleiben soll. 

Selbst wenn das Restriktionskriterium für den Ortsteil Büssow an-

gewendet werden sollte, besteht keine erheblich beeinträchtigende 

Umfassung gemäß Gutachten zur „Umfassung von Ortschaften 

durch Windenergieanlagen“.  

Es ist festzustellen, dass das WEG Penkun auf der vorpommer-

schen Landesseite und das Windeignungsgebiet Schönfeld auf 

brandenburgischer Seite ein „umfassendes Eignungsgebiet“ im 

Sinne des Gutachtens sind. Diese sind also in jedem Fall gemein-

sam zu betrachten und dürfen zusammen einen 120°-Winkel nicht 

überschreiten. Es ist explizit nicht gewollt, zwischen gemeinsam 

betrachteten Eignungsgebieten einen Freihaltekorridor vorzuse-

hen. Auch bisher ist der Regionale Planungsverband Vorpommern 

zutreffend davon ausgegangen, dass es sich um ein gemeinsam 

Eingehend wird darauf hingewiesen, dass die Stadt Penkun die Prüfung einer 

möglichen Umfassung ihrer Ortsteile im Sinne des „Restriktionskriteriums zur 

Vermeidung erheblich beeinträchtigender Umfassung“ bereits im Zuge der Fort-

schreibung des regionalen Raumentwicklungsprogramms beantragt hat und eine 

entsprechende Überprüfung durch den regionalen Planungsverband auch durch-

geführt wurde. Die Ergebnisse dieser Überprüfung sind in die Fortschreibung in 

Form einer Anpassung der geplanten Windeignungsgebiete eingeflossen. 

Die Interpretation des „Restriktionskriteriums zur Vermeidung erheblich beein-

trächtigender Umfassung“ durch das von der Stadt beauftragte Architekturbüro 

ist leider nicht nachvollziehbar und lässt sich dem Kriterium zugrunde liegenden 

Gutachten des Büros Umweltplan nicht entnehmen. Der Antragsteller hat sich mit 

der Problematik einer möglichen Umfassung insbesondere des Ortsteils Büssow 

ausführlich im Zuge einer Stellungnahme an den regionalen Planungsverband 

auseinandergesetzt (Schreiben vom 21.02.2020 an den Regionalen Planungs-

verband Vorpommern). 

 

 

Es ist festzustellen, dass das WEG Penkun auf der vorpommerschen Landes-

seite und das Windeignungsgebiet Schönfeld auf brandenburgischer Seite ein 

„umfassendes Eignungsgebiet“ im Sinne des Gutachtens sind. Diese sind also in 

jedem Fall gemeinsam zu betrachten und dürfen zusammen einen 120°-Winkel 

nicht überschreiten. Es ist explizit nicht gewollt, zwischen gemeinsam betrachte-

ten Eignungsgebieten einen Freihaltekorridor vorzusehen. Auch bisher ist der 

Regionale Planungsverband Vorpommern zutreffend davon ausgegangen, dass 

es sich um ein gemeinsam zu betrachtendes Eignungsgebiet handelt.  

Zwischen den Windeignungsgebieten Schönfeld und Damitzow auf brandenbur-

gischer Seite ist ein Freihaltekorridor von 60° vorzusehen, was auch gegeben ist. 

Innerhalb dieses Freihaltekorridors befinden sich neben der Ortschaft Schönfeld 

zwei Alt-WEA (bisherige Betriebszeit 14 Jahre) mit einer Gesamtbauhöhe kleiner 

100 m. Es handelt sich um zwei Standorte, die sich außerhalb eines im Regional-

plan 2016 festgelegten Eignungsgebietes Windnutzung der Regionale Planungs-

gemeinschaft Uckermark-Barnim befinden, für die keine Übereinstimmung mit 

den Zielen der Raumordnung vorliegt und für deren Repowering kein Einverneh-

men mit der brandenburgischen Regionalplanung besteht. Insofern hat bereits 

die Regionale Planungsgemeinschaft Uckermark-Barnim eine raumordnerische 

Bereinigung hinsichtlich dieser zwei Alt-WEA vorgenommen, die planungsrecht-

lich ungewollt sind. Das Bestehen dieser beiden Alt-WEA führt in diesem Fall 

nicht dazu, dass der besagte Freihaltekorridor nicht mehr eingehalten würde. 

StALU MS: Die Umzingelung/Umfassung zählt nicht zu den harten Tabukriterien. 

Für die weichen Kriterien, die vom Planungsverband selbst ausgearbeitet und von 

diesem auch abgewogen werden, gibt es demnach keine öffentlich-rechtlichen Re-

gelungen, die gemäß § 6 BImSchG einem Vorhaben entgegenstehen könnten. Un-

ter die weichen Kriterien fallen z.B. auch Abstandsregelungen und Kriterien der Um-

fassung. Weiche Kriterien werden demnach nur auf der Ebene der Raumordnung 

berücksichtigt. Entsprechende Einwendungen gegen den RREP können daher nur 

im Verfahren zur Aufstellung des RREP geltend gemacht werden. Sofern die mit 

dem RREP bzw. dessen Entwurf herausgestellten Kriterien dem Vorhaben nicht ent-

gegenstehen, stehen auch keine Ziele der Raumordnung entgegen und das Vorha-

ben ist aus raumordnerischer Sicht zulassungsfähig. 
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zu betrachtendes Eignungsgebiet handelt. Zwischen den Windeig-

nungsgebieten Schönfeld und Damitzow auf brandenburgischer 

Seite ist ein Freihaltekorridor von 60° vorzusehen, was auch gege-

ben ist. Innerhalb dieses Freihaltekorridors befinden sich neben 

der Ortschaft Schönfeld zwei Alt-WEA (bisherige Betriebszeit 14 

Jahre) mit einer Gesamtbauhöhe kleiner 100 m. Es handelt sich 

um zwei Standorte, die sich außerhalb eines im Regionalplan 2016 

festgelegten Eignungsgebietes Windnutzung der Regionale Pla-

nungsgemeinschaft Uckermark-Barnim befinden, für die keine 

Übereinstimmung mit den Zielen der Raumordnung vorliegt und für 

deren Repowering kein Einvernehmen mit der brandenburgischen 

Regionalplanung besteht. Insofern hat bereits die Regionale Pla-

nungsgemeinschaft Uckermark-Barnim eine raumordnerische Be-

reinigung hinsichtlich dieser zwei Alt-WEA vorgenommen, die pla-

nungsrechtlich ungewollt sind. Das Bestehen dieser beiden Alt-

WEA führt in diesem Fall nicht dazu, dass der besagte Freihalte-

korridor nicht mehr eingehalten würde. 

Selbst wenn man annehmen wollte, dass das Restriktionskriterium 

für die Ortschaft Büssow anzuwenden sei und dass die bestehen-

den Windeignungsgebiete sowie Alt-WEA auf brandenburgischer 

Seite nicht den Anforderungen des Gutachtens entsprechen und 

damit bereits zu einer erheblich beeinträchtigenden Umfassung 

führen, führt das nicht dazu, dass das WEG Penkun zu streichen 

ist.  

Es ist, wie bereits oben erläutert, offensichtlich, dass das WEG 

Penkun auf der vorpommerschen Landesseite und das Windeig-

nungsgebiet Schönfeld auf brandenburgischer Seite ein „umfas-

sendes Eignungsgebiet“ im Sinne des Gutachtens ist. Diese sind 

also in jedem Fall gemeinsam zu betrachten und dürfen zusam-

men einen 120°-Winkel nicht überschreiten.  

Sofern jetzt angenommen würde, dass ein Freihaltekorridor zwi-

schen den WEG Schönfeld und WEG Damitzow durch die beiden 

Alt-WEA nicht eingehalten ist, führt das gemäß Gutachten trotz-

dem nicht dazu, dass das WEG Penkun zu streichen oder irgend-

wie zu beschneiden wäre. Denn selbst wenn die beiden Alt-WEA 

dazu führten, dass der Freihaltekorridor nicht eingehalten ist, so 

sind sie doch trotzdem gemäß Gutachten als separat anzusehen 

und bilden nicht ein „umfassendes Eignungsgebiet“ im Sinne des 

Gutachtens mit den WEG Schönfeld und WEG Penkun. Zwischen 

dem WEG Schönfeld und den beiden Alt-WEA liegt die Ortschaft 

Schönfeld - das bedeutet, dass für den Fall, dass man die beiden 

Alt-WEA von den beiden einzelnen Baugrenzen nach Bebauungs-

plan in Büssow überhaupt wahrnimmt, diese doch in jedem Fall als 

separat wahrgenommen werden und nicht als zum WEG 

Schönfeld gehörig. Damit bleibt es dabei, dass lediglich die WEG 

Schönfeld und WEG Penkun zusammen in einem 120°-Winkel lie-

gen müssen – und das tun sie auch. 

 

In Bezug auf eine mögliche Umfassung des Ortsteils Storkow wird 

darauf verwiesen, dass das „Restriktionskriterium zur Vermeidung 

erheblich beeinträchtigender Umfassung“ für diesen Ortsteil durch 

den regionalen Planungsverband angewendet wurde und zu einer 

Anpassung der Gebietskulisse geführt hat, um eine Einhaltung des 

Kriteriums zu ermöglichen. Es wird auf die Einwendung der Stadt 

Selbst wenn man annehmen wollte, dass das Restriktionskriterium für die Ort-

schaft Büssow anzuwenden sei und dass die bestehenden Windeignungsgebiete 

sowie Alt-WEA auf brandenburgischer Seite nicht den Anforderungen des Gut-

achtens entsprechen und damit bereits zu einer erheblich beeinträchtigenden 

Umfassung führen, führt das nicht dazu, dass das WEG Penkun zu streichen ist.  

Es ist, wie bereits oben erläutert, offensichtlich, dass das WEG Penkun auf der 

vorpommerschen Landesseite und das Windeignungsgebiet Schönfeld auf bran-

denburgischer Seite ein „umfassendes Eignungsgebiet“ im Sinne des Gutachtens 

ist. Diese sind also in jedem Fall gemeinsam zu betrachten und dürfen zusam-

men einen 120°-Winkel nicht überschreiten.  

Sofern jetzt angenommen würde, dass ein Freihaltekorridor zwischen den WEG 

Schönfeld und WEG Damitzow durch die beiden Alt-WEA nicht eingehalten ist, 

führt das gemäß Gutachten trotzdem nicht dazu, dass das WEG Penkun zu strei-

chen oder irgendwie zu beschneiden wäre. Denn selbst wenn die beiden Alt-

WEA dazu führten, dass der Freihaltekorridor nicht eingehalten ist, so sind sie 

doch trotzdem gemäß Gutachten als separat anzusehen und bilden nicht ein 

„umfassendes Eignungsgebiet“ im Sinne des Gutachtens mit den WEG 

Schönfeld und WEG Penkun. Zwischen dem WEG Schönfeld und den beiden 

Alt-WEA liegt die Ortschaft Schönfeld - das bedeutet, dass für den Fall, dass 

man die beiden Alt-WEA von den beiden einzelnen Baugrenzen nach Bebau-

ungsplan in Büssow überhaupt wahrnimmt, diese doch in jedem Fall als separat 

wahrgenommen werden und nicht als zum WEG Schönfeld gehörig. Damit bleibt 

es dabei, dass lediglich die WEG Schönfeld und WEG Penkun zusammen in ei-

nem 120°-Winkel liegen müssen – und das tun sie auch. 

 

In Bezug auf eine mögliche Umfassung des Ortsteils Storkow wird darauf verwie-

sen, dass das „Restriktionskriterium zur Vermeidung erheblich beeinträchtigen-

der Umfassung“ für diesen Ortsteil durch den regionalen Planungsverband ange-

wendet wurde und zu einer Anpassung der Gebietskulisse geführt hat, um eine 

Einhaltung des Kriteriums zu ermöglichen. Es wird auf die Einwendung der Stadt 

Penkun (lfd.-Nr. 4766 der Abwägungsdokumentation) sowie die Antwort des Re-

gionalen Planungsverbandes zur 3. Beteiligungsrunde der Fortschreibung des 

Regionalen Raumentwicklungsprogramms verwiesen. Der Antragstellerin sind 

keine neuen Erkenntnisse bekannt, die zu einer anderen Einschätzung führen 

würden. 
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Penkun (lfd.-Nr. 4766 der Abwägungsdokumentation) sowie die 

Antwort des Regionalen Planungsverbandes zur 3. Beteiligungs-

runde der Fortschreibung des Regionalen Raumentwicklungspro-

gramms verwiesen. Dem Antragsteller sind keine neuen Erkennt-

nisse bekannt, die zu einer anderen Einschätzung führen würden.  

25 Die Ausweisung des WP 

Penkun wäre ein Ver-

stoß gegen Art. 3 GG, da 

beidseits der Grenze 

Landesgrenze zu BB 

konzentrierte Gebiets-

ausweisungen für WEA 

erfolgen sowie Städter 

und Landbewohner un-

terschiedlich behandelt 

werden. 

In der Planungsregion Vorpommern sind aufgrund des Urteils des 

BVerwG vom 18.08.2015 (4 CN 7/14) alle Eignungsgebiete für 

Windenergienutzung des Regionalen Raumentwicklungsprogram-

mes, die in den Karten von 2010 und 2013 dargestellt wurden, auf-

gehoben. Der Programmsatz 6.5 Abs. 7 Satz 1 der Landesverord-

nung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm Vorpom-

mern wurde durch das BVerwG für gesamtunwirksam erklärt. Das 

Verfahren zur Ausweisung von Eignungsgebiete (Zweite Änderung 

des RREP VP) läuft noch. Somit gibt es in Vorpommern keine Eig-

nungsgebiete, die einen Mindestabstand zu anderen einhalten 

müssten.  

 

Der vollständigkeitshalber weisen wird darauf hingewiesen, dass 

grundsätzlich keine gesetzlichen Vorgaben zu Mindestabständen 

zwischen Eignungsgebieten bestehen. Die Richtlinie zum Zwecke 

der Neuaufstellung, Änderung oder Ergänzung Regionaler Raum-

entwicklungsprogramme in Mecklenburg-Vorpommern (RL-RREP) 

sieht einen Mindestabstand von 2,5 km vor. Dies hat jedoch keine 

Auswirkung auf das gegenständliche Genehmigungsverfahren. Der 

„Mindestabstand von 2,5 km zwischen Eignungsgebieten für Wind-

energieanlagen“ ist ein Kriterium, das der Regionale Planungsver-

band sich selbst für den aktuell laufenden Fortschreibungsprozess 

des Regionalen Raumentwicklungsprogramms gegeben hat. In 

diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass dieses Krite-

rium als „Restriktionskriterium“, nicht jedoch als Tabukriterium gel-

ten soll. Es soll also explizit in jedem Fall einer Abwägung unterzo-

gen werden. Und der regionale Planungsverband hat sich mit eben 

dieser geforderten Abwägung bereits mehrfach detailliert ausei-

nandergesetzt. Dies kann unter anderem den Abwägungsdoku-

mentationen zu den bereits abgeschlossenen Öffentlichkeitsbeteili-

gungen zum aktuellen Fortschreibungsprozess entnommen wer-

den. Der regionale Planungsverband hat dieses Kriterium also be-

achtet und sich vor dem Hintergrund, dass das Windeignungsge-

biet Penkun direkt an das Windeignungsgebiet Schönfeld auf bran-

denburgischer Seite anschließt, im Zuge eines Abwägungsprozes-

ses bewusst gegen eine Anwendung dieses Kriteriums entschie-

den.  

 

Es ist darüber hinaus nicht entscheidend, dass die beiden Windei-

gnungsgebiete „zeitlich und planungstechnisch sowohl in der Aus-

weisung, Planung und Genehmigung in keinem Zusammenhang“ 

stehen – im Gegenteil liegt dies in der Natur der Sache, da es sich 

um zwei separate Planungsregionen mit eigenen Planungsprozes-

sen handelt. Es ist auch weder klar noch entscheidend, welche 

Die in der Region Vorpommern geltenden Kriterien für Windeignungsgebiete wer-

den durch den Regionalen Planungsverband Vorpommern festgelegt und gelten 

einheitlich für die gesamte Region Vorpommern. Der Planungsverband ist ein po-

litisches Gremium, das sich aus gewählten Vertretern des Landkreises und der 

Kommunen in Vorpommern zusammensetzt. 

StALU: Einwendungen zur Ausweisung des Windeignungsgebietes Penkun sind im 

Verfahren zur Änderung des RREP VP vorzutragen. 
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„Abgrenzung […] bereits vom Antragsteller vorgenommen“ wurde. 

Die Abwägung zur Nicht-Anwendung des Mindestabstandes zwi-

schen Windeignungsgebieten als Restriktionskriterium wurde 

durch den regionalen Planungsverband vorgenommen und zwar 

auf Basis der Einschätzung, dass „das Gebiet Nr. 54/2015 […] un-

mittelbar an den Anlagenbestand im Eignungsgebiet Schönfeld“ 

anschließt, was offensichtlich der Fall ist. 

 

Es liegt auch keine Verletzung des Gleichheitsgrundrechts Art. 3 

GG, insb. nicht Abs. 3 vor. Dies würde eine Ungleichbehandlung 

(durch die Anwendung desselben Gesetzes) voraussetzen, dies ist 

hier nicht ersichtlich. Weiterhin ist der Begriff "Heimat" von Art. 3 

Abs. 3 Satz 1 GG gerade nicht mit dem Wohnort gleichzusetzen 

(vgl. Heun, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz Kommentar, 3. Auflage 

2013, Art. 3 Rn. 131). 

26 Das geplante Windeig-

nungsgebiet 54/2015 

wird nach der 4. Beteili-

gung zur Änderung des 

Regionalen Raumord-

nungsprogrammes VP 

aus Gründen des Arten-

schutzes verkleinert. Die 

WEA A8, Z3, Z4 entspre-

chen damit nicht den 

Zielen der Raumord-

nung.  

Aufgrund des Urteils des BVerwG vom 18.08.2015 (4 CN 7/14) 

sind alle Eignungsgebiete für Windenergienutzung des Regionalen 

Raumentwicklungsprogrammes Vorpommern, die in den Karten 

von 2010 und 2013 dargestellt wurden, aufgehoben. Der Pro-

grammsatz 6.5 Abs. 7 Satz 1 der Landesverordnung über das Re-

gionale Raumentwicklungsprogramm Vorpommern wurde durch 

das BVerwG für gesamtunwirksam erklärt. Das Verfahren zur Aus-

weisung von Eignungsgebiete (Zweite Änderung des RREP VP) 

läuft noch. Somit besteht kein Ziel der Raumordnung, das als öf-

fentlicher Belang nach § 35 Abs. 3 Satz 2 BauGB den beantragten 

WEA entgegensteht. Der weitaus überwiegende Teil der beantrag-

ten WKA liegt zudem innerhalb des vorgeschlagenen WEG 

54/2015. Auch beinhalten die bereits vorhergehenden Beteiligun-

gen zur 2. Änderung des RREP VP das Windeignungsgebiet 

54/2015 „Penkun“ mit dem in Rede stehenden südlichen Bereich 

entsprechend der vorliegenden Planung. Darüber hinaus würde 

selbst wenn es sich um zu berücksichtigende Ziele handeln würde, 

dem Ziel der Zweiten Änderung des RREP VP der Konzentration 

und Steuerung der Windenergienutzung dadurch, dass die geplan-

ten WEA sich mehrheitlich innerhalb des geplanten WEG 54/2015 

Penkun befinden, entsprochen. Das Amt für Raumordnung und 

Die Antragstellerin teilt die Einschätzung des Einwenders nicht. Es ist nicht so, 

dass „die Sinnhaftigkeit [von] Abstandsregelungen“ grundsätzlich anzweifelt wer-

den. Allerdings ist es tatsächlich so, dass pauschale Abstandsregelungen dann 

nicht anzuwenden sein sollten, wenn dies durch die besondere Situation vor Ort 

nicht sinnvoll ist. Dieser Fall liegt hier in Bezug auf die Abstandsregelung zu dem 

nicht mehr besetzten Schwarzstorchhorst in Brandenburg vor. 

Bereits die für Mecklenburg-Vorpommern anzuwendende Artenschutzrechtliche 

Arbeits- und Beurteilungshilfe (Teil Vögel), Stand vom 01. August 2016 (nachfol-

gend: AAB-WEA) sieht für atypische Fälle, wie den hier vorliegenden keine pau-

schale Anwendung des  

3 km-Abstandes vor. Die AAB-WEA-Vögel bestimmt auf S. 2 für die Bewertung 

der Vögel:  

„Ob einer oder mehrere dieser Konflikte zutreffen, muss stets im Einzelfall für das 

jeweilige Vorhaben geprüft werden. Beurteilungsrelevant sind die technischen Ei-

genschaften der vorgesehenen WEA, die geplanten Standorte mit ihrem Umfeld 

sowie die zu Brut, Zug oder Rast vorkommenden Vogelarten mit ihren spezifi-

schen Eigenschaften und Verhaltensweisen.“ (AAB-WEA, S. 2) 

Ein solcher atypischer Fall nach der AAB-WEA ist vorliegend gegeben. Dass der 

Fall atypisch ist folgt schon daraus, dass die AAB-WEA an keiner Stelle explizit 

regelt, wie mit Vorbelastungen umzugehen ist, dies aber nach der bundesweit 

verbindlichen höchstrichterlichen Rechtsprechung zwingend bei der Anwendung 

StALU MS: Im Genehmigungsverfahren für WEA nach BImSchG werden die Stel-

lungnahmen der Behörden eingeholt, deren Aufgabenbereich berührt wird (vgl. § 10 

Abs. 5 BImSchG). Die artenschutzrechtlichen Beurteilungen erfolgen vorhabenbezo-

gen durch das Umweltamt des Landkreises Vorpommern-Greifswald als zuständige 

untere Naturschutzbehörde.  

Aktuell bestehen keine Ziele der Raumordnung bezüglich der Ausweisung von 

Windeignungsgebieten, da dieser Teil des RREP VP gerichtlich aufgehoben und 

bisher nicht erneut Rechtskraft erlangt hat. 
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Landesplanung Vorpommern teilte in seiner Stellungnahme zum 

Genehmigungsverfahren ausdrücklich mit: "Der Errichtung der 

Windenergieanlagen WEA 01, WEA 02, WEA 03 und WEA 05 ste-

hen die Ziele der Raumordnung nicht entgegen." 

des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu berücksichtigen ist und dies vorliegend er-

heblich ist. 

Aufgrund der vor 2011 in Betrieb gegangenen Bestandsanlagen und deren Lage 

im Verhältnis zu den geplanten Windkraftanlagen handelt es sich um einen auch 

tatsächlich atypischen Fall, in dem naturschutzfachlich zweifelsfrei nachgewiesen 

werden kann (und behördlich bereits bestätigt wurde), dass das betroffene Ge-

biet aufgrund der landschaftlichen Ausstattung voraussichtlich während des ge-

samten Zeitraumes der Geltungsdauer der Genehmigung von den Individuen der 

betroffenen Art unter Berücksichtigung insbesondere der Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten, der Nahrungsflächen, der Flugrouten und Aktionsräume sowie unter 

Berücksichtigung eines normalen Fruchtwechsels und repräsentativer Aktivitäts-

muster (z. B. Aktivitätsmuster im Zuge erfolgreichen Brutverlaufes) in deutlich un-

terdurchschnittlicher Intensität genutzt werden wird. 

Hinzu kommt, dass die AAB-WEA selbst das Verhalten von Schwarzstörchen wie 

folgt beschreiben: „Der Schwarzstorch brütet in naturnahen Altholzbeständen 

und sucht  

seine Nahrung in Fließgewässern und auf grundwassernahen Grünlandflächen.“ 

(AAB-WEA, S. 23) 

Die landschaftliche Ausstattung im Umfeld des nicht mehr besetzten Horstes 

weist die relevanten Nahrungsgebiete also in genau entgegengesetzter Richtung 

zu den geplanten WEA auf. Südlich des nicht mehr besetzten Horstes befinden 

sich Landgraben als Fließgewässer mit zahlreichen grundwassernahen Grün-

landflächen.  

Die gemäß AAB-WEA vorgesehene Öffnung und damit Abweichung von dem 

pauschalen 3 km-Abstand ermöglicht eine adäquate Lösung für atypische Fälle 

wie den hier vorliegenden. Von der pauschalen Anwendung des 3 km-Abstandes 

ist daher in diesem Fall zwingend abzusehen. 

Zudem ist § 44 BNatSchG als Norm des Bundesgesetzgebers bundesweit ein-

heitlich auszulegen und zu vollziehen. Dass die brandenburger Behörde, in wel-

cher sich der naturschutzfachliche Konflikt belegen ist, bereits mehrfach eine Ge-

nehmigungen erteilt hat, welche dieselben bzw. aufgrund der größeren Nähe 

schwierigere Ausgangsbedingungen aufwiesen, zeigt, dass der naturschutzfach-

liche Konflikt vorliegend nicht pauschal über die Abstände zwischen Horst und 

WEA zu lösen ist. 

27 "undemokratische Ver-

fahrensweise bei unge-

rechtfertigten Genehmi-

gungen", "Umgehung 

vieler gesetzl. Regelun-

gen" 

Das Planungsrecht basiert auf Parlamentsgesetzen und aufgrund 

dieser und nach dessen Maßstäben erlassenen Verordnungen, ist 

also Ergebnis eines demokratischen Willensbildungsprozesses. In 

einer Demokratie gelten Zuständigkeiten, der Kreistag und die 

Kommunen können Pläne aufstellen, sind aber nicht zuständig um 

den Rahmen des Planungsrechtes zu bestimmen, dies ist den Par-

lamenten und den von diesen ermächtigten und beauftragten Ver-

ordnungsgebern überlassen. Es ist geltendes Recht anzuwenden. 

Eine "wahllose Umgehung von Regeln" findet nicht statt. Die Ge-

nehmigungen erfolgen nach § 4 BImSchG gerade nach den gelten-

den Gesetzen und Verordnungen. Jede Genehmigung untersteht 

dahingehend auch der gerichtlichen Kontrolle, dies verhindert ge-

rade eine Umgehung. 

Das Planungsrecht basiert auf Parlamentsgesetzen und aufgrund dieser und 

nach dessen Maßstäben erlassenen Verordnungen, ist also Ergebnis eines de-

mokratischen Willensbildungsprozesses. In einer Demokratie gelten Zuständig-

keiten, der Kreistag und die Kommunen können Pläne aufstellen, sind aber nicht 

zuständig um den Rahmen des Planungsrechtes zu bestimmen, dies ist den Par-

lamenten und den von diesen ermächtigten und beauftragten Verordnungsge-

bern überlassen. Es ist geltendes Recht anzuwenden. Eine "wahllose Umgehung 

von Regeln" findet nicht statt. Die Genehmigungen erfolgen nach § 4 BImSchG 

und somit nach den geltenden Gesetzen und Verordnungen. Jede Genehmigung 

untersteht dahingehend auch der gerichtlichen Kontrolle, dies verhindert gerade 

eine Umgehung. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung über die Erwiderun-

gen der Antragsteller hinaus. 

28 Die Nachbargemeinde 

Tantow (Amt Gartz/ O-

der) lehnt den Bau der 

WEA ab (vgl. Anlage 13 

zur Einwendung 129) 

Die Einwendungen der Gemeinde Tantow wurden in diesem Ein-

wendungskatalog berücksichtigt. Die nach § 5 und § 6 Bundes-Im-

Die Einwendungen der Gemeinde Tantow wurden in diesem Einwendungskata-

log berücksichtigt. Die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufge-

stellten Pflichten sind erfüllt und es gehen keine schädlichen Umweltauswirkun-

gen und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen aus.  

     

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung über die Erwiderun-

gen der Antragsteller hinaus. 
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Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

missionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten sind erfüllt und es ge-

hen keine schädlichen Umweltauswirkungen und sonstige Gefah-

ren von den Windkraftanlagen aus.  

29 Eine sachverständige 

Bewertung der Rückbau-

kosten liegt nicht vor. 

Eine fachgerechte Ent-

sorgung der WEA (Son-

dermüll) nach Rückbau 

ist daher nicht gewähr-

leistet, Kostenübernah-

men und die vollständige 

Entsiegelung des Bo-

dens nicht geregelt. 

Die Antragstellerin ist als zukünftige Eigentümerin und Betreiberin 

der beantragten WEA bzw. ihr Rechtsnachfolger Kostenschuldner 

der Rückbauverpflichtung. Die Rückbaubürgschaft wird für den Fall 

der Insolvenz des Kostenschuldners hinterlegt und fällt ansonsten 

nach erfolgtem Rückbau an den Kostenschuldner zurück. Der Mi-

nisterialerlass dient als Berechnungsgrundlage für die Rückbau-

bürgschaft. Die Verpflichtungserklärung nach § 35 Abs. 5 S. 2 

BauGB, welche auf dem genannten Ministerialerlass basiert, kann 

unter Ziff. 8.1 der Antragsunterlagen eingesehen werden.  

 

Die auf § 35 Abs. 5 BauGB gestützte Rückbauverpflichtung erfasst 

die bauliche Anlage nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB. Einbezogen 

sind die für den jeweiligen Standort der Anlage erforderlichen Flä-

chen (Bauplatz) und das, was erforderlich ist, um die Windenergie-

anlage am betreffenden Standort zu betreiben. Dies ist die Wind-

energieanlage selbst. Einbezogen sind die für den jeweiligen 

Standort der Windenergieanlage und der Nebenanlagen erforderli-

chen Flächen, einschließlich der Stellflächen für Fahrzeuge, die 

den Wartungs- und Kontrollarbeiten zuzurechnen sind. Es ist da-

von auszugehen, dass die angesetzten Kosten den so beschriebe-

nen WKA-Standort umfasst. 

Mit relevanten schädlichen Umwelteinwirkungen ist aufgrund des 

Rückbaus der Windkraftanlagen nicht zu rechnen. Generell stellt 

die Entsorgung der aus dem Rückbau entstehenden Abfallstoffe 

nach derzeitigem Kenntnisstand keine Probleme dar.  

 

Anderweitige rechtlich verbindliche Regelungen bezüglich der Be-

rechnungsgrundlagen sind nicht gegeben. Auch besteht keine 

Pflicht, die Entsorgungskosten durch einen unabhängigen Sach-

verständigen zu prüfen. Insbesondere ist anzumerken, dass der 

Bundesverband für Windenergie (BWE) bereits im Jahre 2019 ein 

Hintergrundpapier zu den Möglichkeiten zur Wiederverwertung von 

Rotorblättern von Onshore‐Windenergieanlagen erarbeitet hat. Zu-

sammenfassend lässt sich daraus entnehmen, dass eine „energe-

tisch und stofflich vollständige Verwertung der Rotorblätter aus 

GFK (...) in Deutschland gut möglich“ (S.5) ist.  

 

Der Rückbau erfasst auch die Rotorblätter. Mit der Entsorgung 

werden entsprechende Recyclingfirmen beauftragt (Kurzbeschrei-

bung, Ziff. 1.2 der Antragsunterlagen S. 12). 

 

Am Ende der vorgesehen Betriebszeit der Windkraftanlagen sind 

der Rückbau der Anlagen und die Entsiegelung des Bodens ohne 

Einschränkungen und verbleibende Belastungen möglich.  

Unter Kapitel 8.1 der Antragsunterlagen sind die Kosten für den Rückbau einer 

Windkraftanlage enthalten. Die kalkulierte Summe der Rückbauverpflichtung ent-

spricht dem aktuellen Stand der Praxis nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB. Einbezo-

gen sind die für den jeweiligen Standort der Windenergieanlage und der Neben-

anlagen erforderlichen Flächen, einschließlich der Stellflächen für Fahrzeuge, die 

den Wartungs- und Kontrollarbeiten zuzurechnen sind. Es ist somit davon auszu-

gehen, dass die angesetzten Kosten den so beschriebenen Windkraftanlagen-

standort umfasst. Die unterzeichnete Rückbauverpflichtung liegt den Antragsun-

terlagen unter Kapitel 8.1 bei. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung über die Erwiderun-

gen der Antragsteller hinaus. 
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4.3 Umweltverträglichkeitsprüfung 

4.3.1 Sonstiges 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

30 Für den Menschen-

schutz werden im Ge-

gensatz zu Natur- und 

Artenschutz keine Moni-

torings oder Gutachten 

erstellt. Es ist falsch, das 

Schutzgut „Mensch“ an-

deren Interessen unter-

zuordnen. 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Mensch wer-

den umfänglich berücksichtigt und geprüft. Es wurde ein UVP-Be-

richt erstellt, welcher ausdrücklich ausführte:  

 

"Als Ergebnis des UVP-Berichts wird nachgewiesen, dass nach 

Durchführung der im Eingriffs-Ausgleichs-Plan für die 5 WEA ge-

planten Vermeidungsmaßnahmen bei Umsetzung des beantragten 

Vorhabens keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf 

die Schutzgüter des § 2 Abs. 1 UVPG zu erwarten sind."  

 

Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 UVPG ist auch der Mensch, insbesondere 

die menschliche Gesundheit, ein Schutzgut, welches zu berück-

sichtigen ist. In dem UVP-Bericht (S. 31 ff.) wurden die Auswirkun-

gen des Windfelds auf den Menschen durch Immissionen von 

Lärm, Schattenwurf und visuelle Störungen untersucht. Der Prü-

fung lag ein Schallgutachten und ein Schattenwurfgutachten zu-

grunde. 

 

Im Ergebnis führte der UVP-Bericht wörtlich aus:  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Störwir-

kungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Umwelt-

auswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37) 

 

Das Schutzgut Mensch wird damit umfassend berücksichtigt und 

wird keinesfalls anderen Schutzgütern untergeordnet.  

 

Um die Auswirkungen der Windenergieanlagen auf die Bevölke-

rung möglichst klein zu halten, halten die Anlagenstandorte der 

von Notus beantragten Anlagen darüber hinaus einen Mindestab-

stand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung ein, dies 

liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur Wohnbebau-

ung nach den Planungskriterien der Zweiten Änderung des RREP 

VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft noch), die zu Einzel-

häusern im Außenbereich einen Mindestabstand von 800 m vorse-

hen.  

Zweck des BImSch-Gesetzes (nach dem die Zulässigkeit der Errichtung von 

Windkraftanlagen geprüft wird) ist es:" Menschen, Tiere und Pflanzen, den Bo-

den, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher 

Umwelteinwirkungen vorzubeugen...". 

Explizit für "Menschenschutz" wurden, mehrere für das Vorhaben relevante Gut-

achten erstellt. Dazu gehört die Schallimmissionsprognose, das Schattenwurfgut-

achten, der UVP-Bericht und ein Brandschutzkonzept. 

StALU MS: Die gegenständlichen Windenergieanlagen sind nach dem BImSchG 

genehmigungsbedürftig. Der Zweck des BImSchG ist in § 1 wie folgt beschrieben:   

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen (…) vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzu-

beugen. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

31 Durch den Bau der WEA 

kommt es zu einem er-

heblichen Verstoß gegen 

Art. 1,2,3 und 20a GG. 

Art. 1 GG: 

 

Eine Verletzung der Menschenwürde nach Art. 1 Abs. 1 GG würde 

eine Reduzierung des Individuums weg von der Achtung als 

selbstständige Person hin zu einem reinen Objekt bedeuten, dies 

ist hier jedoch nicht der Fall (vgl. Hillgruber in: BeckOK GG, 42. Ed. 

1.12.2019, Art. 1 Rn. 12 ff.).  

 

Art. 2 GG: 

 

Eine Verletzung von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, der körperlichen Un-

versehrtheit, besteht nicht schon durch die Errichtung von Wind-

energieanlagen. Es besteht lediglich die Möglichkeit einer Gesund-

heitsgefährdung und eine daraus resultierende Vorsorgepflicht 

staatlicher Organe. Dieser wird jedoch durch die Einhaltung der 

Genehmigungsvoraussetzungen insbesondere zum Immissions-

schutz ausreichend Rechnung getragen.  

 

Art. 3 GG: 

 

Es liegt keine Verletzung des Gleichheitsgrundrechts Art. 3 GG, 

insbesondere nicht des Abs. 3 vor. Dies würde eine Ungleichbe-

handlung (durch die Anwendung desselben Gesetzes) vorausset-

zen, dies ist hier nicht ersichtlich. 

 

Art. 20 a GG 

  

Die Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) stellt keinen Verstoß gegen Artikel 20a GG dar. Art. 

20a GG ist eine Staatszielbestimmung, nach welcher der Staat in 

Verantwortung für die künftigen Generationen die natürliche Le-

bensgrundlage und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen 

Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz 

und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung 

schützt. Dem Schutz dieser Ziele steht eine Genehmigung nach 

dem BImSchG allerdings gerade nicht entgegen, wenn die Geneh-

migungsvoraussetzungen vorliegen. Nach § 1 BImSchG ist der 

Zweck des Gesetzes, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, 

das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entste-

hen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. Hinsichtlich 

genehmigungsbedürftiger Anlagen, wie es eine WEA ist, soll das 

Genehmigungsverfahren nach der BImSchG gerade einen umfas-

senden Schutz dieser Schutzgüter gewährleisten (Schulte/Michalk 

in: Giesberts/Reinhardt (Hrsg.), BeckOK UmweltR, 53. Ed. 

1.7.2019, BImSchG § 1 Rn. 11).  

 

Das BImSchG gibt ein geregeltes Genehmigungsverfahren vor, 

welches von der Anlage ausgehende Gefahren kontrollieren soll 

(vgl. Schulte/Michalk in: Giesberts/Reinhardt (Hrsg.), BeckOK Um-

weltR, 53. Ed. 1.7.2019, BImSchG § 1 Rn. 1). 

  

Die Auswirkungen des Vorhabens auf die angeführten Schutzgüter 

Die Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) kann 

keinen Verstoß gegen das Grundgesetz darstellen. 

 

Art. 1 GG: 

 

Eine Verletzung der Menschenwürde nach Art. 1 Abs. 1 GG würde eine Reduzie-

rung des Individuums weg von der Achtung als selbstständige Person hin zu ei-

nem reinen Objekt bedeuten, dies ist hier jedoch nicht der Fall (vgl. Hillgruber in: 

BeckOK GG, 42. Ed. 1.12.2019, Art. 1 Rn. 12 ff.).  

 

Art. 2 GG: 

 

Eine Verletzung von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, der körperlichen Unversehrtheit, 

besteht nicht schon durch die Errichtung von Windenergieanlagen. Es besteht le-

diglich die Möglichkeit einer Gesundheitsgefährdung und eine daraus resultie-

rende Vorsorgepflicht staatlicher Organe. Dieser wird jedoch durch die Einhal-

tung der Genehmigungsvoraussetzungen insbesondere zum Immissionsschutz 

ausreichend Rechnung getragen.  

 

Art. 3 GG: 

 

Es liegt keine Verletzung des Gleichheitsgrundrechts Art. 3 GG, insbesondere 

nicht des Abs. 3 vor. Dies würde eine Ungleichbehandlung (durch die Anwen-

dung desselben Gesetzes) voraussetzen, dies ist hier nicht ersichtlich.  

 

Art. 20 GG: 

Art. 20a GG ist eine Staatszielbestimmung, nach welcher der Staat in Verantwor-

tung für die künftigen Generationen die natürliche Lebensgrundlage und die Tiere 

im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und 

nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die 

Rechtsprechung schützt. Dem Schutz dieser Ziele dient gerade das BImSchG. 

Nach § 1 BImSchG ist der Zweck des Gesetzes, Menschen, Tiere und Pflanzen, 

den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädli-

cher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

Im Genehmigungsverfahren wird geprüft ob die gemäß §6 BImSchG genannten 

Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind.  

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn  

1. sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 und einer auf Grund des § 7 erlassenen 

Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden, und 

2. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der 

Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 

 

Gleichzeitig sind nach §5 BImSchG:  

(1) Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass 

zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt  

1. schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile 

und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht 

hervorgerufen werden können; 

2. Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-

hebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere 

durch die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen; 

 

Das StALU MS sieht ohne Konkretisierung / Begründung durch den Einwender 

keine Hinweise für Verstöße gegen Art. 1,2,3 und 20a GG. 

 

Verweis auf lfd.Nr.: 39 
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Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

werden umfänglich berücksichtigt und geprüft. Es wurde ein UVP-

Bericht erstellt, welcher ausdrücklich ausführte:  

 

"Als Ergebnis des UVP-Berichts wird nachgewiesen, dass nach 

Durchführung der im Eingriffs-Ausgleichs-Plan für die 5 WEA ge-

planten Vermeidungsmaßnahmen bei Umsetzung des beantragten 

Vorhabens keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf 

die Schutzgüter des §2 Abs. 1 UVPG zu erwarten sind."  

 

Betrachtet wurden unter anderem die Auswirkungen auf Tiere, 

Pflanzen und biologische Vielfalt, Menschen, insbesondere 

menschliche Gesundheit, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 

Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter. Zudem liegt 

ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, ein Schallgutachten sowie 

ein Gutachten zum Schattenwurf vor. Die nach § 5 und § 6 Bun-

des-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten sind erfüllt und 

es gehen keine schädlichen Umweltauswirkungen und sonstige 

Gefahren von den Windkraftanlagen aus.  

Hierzu wird u.a. geprüft ob Richtwerte der TA Lärm bzw. der Schattenwurfleitlinie 

für Schallimmissionen und Schattenwurf durch das Vorhaben eingehalten wer-

den.  
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

32 Die Feststellung der 

UVP-Pflicht durch das 

StALU muss wegen § 5 

UVPG zwingend öffent-

lich und örtlich in den 

Gemeinden, in denen 

sich das Vorhaben aus-

wirken wird, bekannt ge-

macht werden (§ 19 

Abs.1 Nr.2 UVPG). Dies 

ist - soweit ersichtlich - 

nicht erfolgt.  

Die Entscheidung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 UVPG wurde ausreichend 

bekanntgemacht. Gem. § 5 Abs. 2 S. 4 UVPG kann die Bekannt-

machung der Feststellungsentscheidung mit der Bekanntmachung 

nach § 19 UVPG verbunden werden, diese erfolgt im Rahmen der 

Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 18 UVPG. Die Bekanntmachung 

nach § 19 UVPG entspricht im Wesentlichen der nach § 10 Abs. 4 

BImSchG, § 9 Abs. 1, Abs. 1a 9. BImSchV (vgl. Peters/Balla/Hes-

selbarth, Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, 4. Auf-

lage 2019, § 19 Rn. 13). Die Bekanntmachung nach den Vorschrif-

ten des BImSchG und der 9. BImSchV ist hier am 20.01.2020 auf 

der Website des StALU und im Amtlichen Anzeiger M-V 2020 Nr. 

2, S. 15 f. erfolgt, sowie auch auf der Internetseite nach § 20 

UVPG. Auch wurde auf die Feststellungsentscheidung nach § 5 

Abs. 1 Nr. 1 UVPG hingewiesen. 

Gemäß § 5 Abs. 2 Satz 4 UVPG kann bei der Feststellung der UVP-Pflicht die 

Bekanntgabe der UVP-Pflicht mit der Bekanntmachung nach § 19 UVPG verbun-

den werden. Die Rechtsvorschriften zum immissionsschutzrechtlichen Genehmi-

gungsverfahren (§ 10 BImSchG, 9. BImSchV) stellen solche dar, die Umweltver-

träglichkeitsprüfung näher bestimmen und die wesentlichen Anforderungen des 

UVPG beachten (§ 1 Abs. 4 UVPG). In der Rechtsprechung und Literatur wurde 

bereits festgestellt, dass eine abschließende Umsetzung durch die 9. BImSchV 

erfolgte, so dass nach § 1 Abs. 4 UVPG die §§ 15 – 32 UVPG keine zusätzliche 

oder ergänzende Anwendung finden (statt vieler vgl. etwa VGH Baden-Württem-

berg, Beschluss vom 29. Januar 2019 – 10 S 1919/17 –, Rn. 15). Dies entspricht 

auch der gesetzgeberischen Intention und ist unionsrechtskonform.  

Die öffentliche Bekanntmachung im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 4 UVPG erfolgt in 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nach § 10 Abs. 3 und 4 

BImSchG, §§ 8 und 9 der 9. BImSchV. In der öffentlichen Bekanntmachung 

wurde festgehalten: „Für das Vorhaben wurde die Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung auf Antrag des Vorhabenträgers gemäß § 5 

Abs. 1 Nr. 1  

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) festgestellt.“ Dies 

entspricht auch der hierfür vorgesehenen abschließenden Regelung für das im-

missionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren in § 9 Abs. 1a der 9. BIm-

SchV. Die Bekanntmachung nach den Vorschriften des BImSchG und der 9. 

BImSchV ist hier am 20.01.2020 auf der Website des StALU und im Amtlichen 

Anzeiger M-V 2020 Nr. 2, S. 16 f. erfolgt, sowie auch auf der Internetseite nach 

§ 20 UVPG. Auch wurde auf die Feststellungsentscheidung nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 

UVPG hingewiesen.  

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung über die Erwide-

rungen der Antragsteller hinaus. 

33 Im UVP-Bericht werden 

viele Themen entgegen 

§ 16. Abs. 5 S. 1 UVPG 

und § 13 9. BImSchV 

nicht abgehandelt (z.B. 

nachteilige Auswirkun-

gen, widerstreitende Me-

thoden) 

Das Gutachten entspricht den Vorgaben des § 16 Abs. 5 UVPG. 

Gemäß Anlage 4 Ziff. 11 zum UVPG muss der UVP-Bericht eine 

Beschreibung der Methoden oder Nachweise, die zur Ermittlung 

der erheblichen Umweltauswirkungen genutzt wurden enthalten. 

Eine derartige Beschreibung ist in dem UVP-Bericht enthalten 

(siehe UVP-Bericht S. 13 ff.; vgl. u.a. auch S. 32 f.). Zudem sind 

näherer Hinweise auf Schwierigkeiten und Unsicherheiten, die bei 

der Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind, zum Bei-

spiel technische Lücken oder fehlende Kenntnisse anzugeben. 

Dies bezieht sich auf die unter der Anwendung des gewählten an-

erkannten Verfahrens entstehende Unsicherheiten, nicht jedoch 

auf Abwägungen bezüglich des anzuwendenden Verfahrens.  

 

Der UVP-Bericht wurde nach den Vorgaben der Genehmigungsbe-

hörde erarbeitet und entspricht den gesetzlichen Anforderungen. 

Der UVP-Bericht wurde nach den Vorgaben der Genehmigungsbehörde erarbei-

tet und entspricht den gesetzlichen Anforderungen nach § 16 Abs. UVPG. Alle zu 

beachtenden Rechtsvorschriften sind in dem UVP-Bericht aufgeführt und berück-

sichtigt (Siehe UVP-Bericht Kapitel 2 S.8).  

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS besteht zu diesem Sachthema kein weiterer 

Erörterungsbedarf. 



Seite 39/127 Windfeld Penkun 

 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 
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34 Der UVP- Bericht wurde 

z.B. bei den Themen 

Kulturgüter oder Land-

schaftsschutz ohne aus-

reichende Expertise ge-

fertigt. 

Der UVP-Bericht wurde nach den Vorgaben der Genehmigungsbe-

hörde erarbeitet und entspricht den gesetzlichen Anforderungen. 

Die Gutachter verfügen über eine hinreichende Expertise. 

 

Es liegt eine unabhängige fachgutachterliche Untersuchung vor. 

Die Einwender verkennen, dass die Antragstellerin die Antragsun-

terlagen vorzulegen hat (§ 10 Abs. 1 Satz 2 BImSchG). Hierzu ge-

hört auch der UVP-Bericht (§ 4e der 9. BImSchV). Obwohl der 

UVP-Bericht keine unabhängige fachgutachterliche Untersuchung 

darstellen muss, wurde dieser durch das unabhängige Fachbüro 

Planung + Umwelt erstellt. Auf Grundlage der Antragsunterlagen 

inkl. des UVP-Berichts sowie den behördlichen Stellungnahmen, 

der Ergebnisse eigener Ermittlungen sowie der Äußerungen und 

Einwendungen Dritter erarbeitet die Genehmigungsbehörde die zu-

sammenfassende Darstellung, auf deren Grundlage die Bewertung 

erfolgt, welche wiederum im Rahmen der Genehmigungsentschei-

dung Berücksichtigung findet. Insofern erfolgt eine unabhängige 

behördliche Prüfung des UVP-Berichts und die vorgetragenen Ein-

wendungen können, soweit sie substantiiert und zutreffend sind, 

entsprechende Berücksichtigung finden. 

Der UVP-Bericht wurde nach den Vorgaben der Genehmigungsbehörde erarbei-

tet und entspricht den gesetzlichen Anforderungen nach § 16 Abs. UVPG. Alle zu 

beachtenden Rechtsvorschriften sind in dem UVP-Bericht aufgeführt und berück-

sichtigt (Siehe UVP-Bericht Kapitel 2 S.8).  

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS besteht zu diesem Sachthema kein weiterer 

Erörterungsbedarf. 

35 Im UVP-Bericht werden 

die umweltfachlichen 

Teile der Raumord-

nungs- und Landespla-

nungspläne / programme 

verschwiegen, da die 

Anwendung der hier fest-

gelegten Regeln zur Un-

zulässigkeit des Gesamt-

vorhabens geführt hätte. 

Es werden alle zu beachtenden Rechtsvorschriften in dem UVP-

Bericht ausdrücklich aufgeführt und berücksichtigt. 

 

Ein öffentlicher Belang nach § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB steht 

nur entgegen, "wenn das Vorhaben den Darstellungen eines Land-

schaftsplans oder eines sonstigen Fachplans widerspricht. [...] Als 

öffentlicher Belang stehen solche Pläne Vorhaben entgegen, wenn 

sie auf gesetzlicher Grundlage und von den dafür zuständigen 

Stellen in dem vorgeschriebenen Verfahren ordnungsgemäß auf-

gestellt sind. Es ist nicht erforderlich, dass diese Pläne Normcha-

rakter haben. Eine rein informelle Planung genügt jedoch nicht 

[...]."(vgl. Mitschang/Reidt in: Battis/Krautzberger/Löhr (Hrsg.), 

BauGB, 14. Aufl. 2019, § 35 Rn. 77).  

 

Bei den "Reservierungen" "für Zwecke des Weißstorch- (rosa) und 

Kranichschutzes (blau)" handelt es sich um Rasterkartierungen 

und keinesfalls um Pläne i.S.d. § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB. 

Die dort kartierten Großvögel werden im Rahmen der UVP berück-

sichtigt und stehen der Genehmigungsfähigkeit der beantragten 

Anlagen nicht entgegen.  

 

Bei der vorgebrachten Qualifizierung des Bereiches "als wichtigen 

Lebensraum für rastende und überwinternde Wat- und Wasservö-

gel" handelt es sich ebenfalls nicht um einen Plan i.S.d. § 35 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB, sondern um eine gutachterliche Ana-

lyse. 

 

Tatsächlich werden für die Umgebung von Penkun südwestlich 

und nordöstlich im GLRP VP Erste Fortschreibung 2009 "Offen-

landbereiche mit hoher und sehr hoher Bedeutung für Rast- und 

Zugvögel außerhalb von Europäischen Vogelschutzgebieten" 

Die o.g. Gutachten des I.L.N & IFAÖ gelten für die Aufstellung des Regionalen 

Raumentwicklungsplans. Für das hier stattfindende BImSchG-Genehmigungs-

verfahren ist die Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe MV (AAB-

WEA)-WEA die rechtlich verbindliche Grundlage, nach der die Zulässigkeit von 

Windparkvorhaben beurteilt wurde. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS besteht zu diesem Sachthema kein weiterer 

Erörterungsbedarf. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

(cyan schraffiert, Karte III) und "12.2 Sicherung der Rastplatzfunk-

tion weiterer Rastgebiete" dargestellt (dunkel blau schräg schraf-

fiert, Karte V). Jedoch befinden sich die beantragten WEA 01, 02 

und 04 außerhalb der Darstellung dieser. Die von diesen Darstel-

lungen überlagerten, beantragten WEA 03 und 05 stehen jedoch 

nicht den mit der Darstellung verfolgten Ziele zum Schutz der Rast- 

und Zugvögel entgegen. Die Untersuchungen im Rahmen der UVP 

ergaben keine Beeinträchtigungen der Rast- und Zugvögel (vgl. 

UVP-Bericht S. 55f.). Zudem befinden sich die geplanten Standorte 

der beantragten WEA 03 und 04 am Rand der Darstellungen und 

widersprechen diesen nicht. 

 

Die o.g. Gutachten des I.L.N & IFAÖ gelten für die Aufstellung des 

Regionalen Raumentwicklungsplans. Für das hier stattfindende 

BImSchG-Genehmigungsverfahren ist die AAB-WEA die rechtlich 

verbindliche Grundlage, nach der die Zulässigkeit von Windpark-

vorhaben beurteilt wurde. 

36 Es erfolgte keine ausrei-

chende Alternativenprü-

fung, da zum einen das 

WEG noch in Planung ist 

(Verweis auf Regional-

plan reicht nicht aus), 

zum anderen Alterna-

tivenprüfungen z.B. hin-

sichtlich der genauen 

Standorte und des Anla-

gentyps erforderlich sind. 

Das UVPG gilt für unterschiedlichste Vorhaben und Pläne, für die 

insbesondere in einem frühen Planungsstadium räumliche Alterna-

tivenprüfungen unerlässlich sind. Das ist z.B. auf der Ebene der 

Raumordnung (WEG-Festsetzung) der Fall. Für die abschließende 

BImSchG – Genehmigung eines konkretisierten Windfelds, kann 

sie dagegen entfallen, da jede räumliche Alternative ein anderes 

Vorhaben mit anderen Untersuchungen darstellen würde. 

Das UVPG gilt für unterschiedlichste Vorhaben und Pläne, für die insbesondere 

in einem frühen Planungsstadium räumliche Alternativenprüfungen unerlässlich 

sind. Das ist z.B. auf der Ebene der Raumordnung (WEG-Festsetzung) der Fall. 

Für die abschließende BImSchG – Genehmigung eines konkretisierten Wind-

felds, kann sie dagegen entfallen, da jede räumliche Alternative ein anderes Vor-

haben mit anderen Untersuchungen darstellen würde. 

StALU MS: Im nunmehr 5.Entwurf zur zweiten Änderung des RREP VP ist das Ent-

wurfsgebiet Penkun enthalten. Im Planungsverlauf hat sich kein Gebiet im räumli-

chen Zusammenhang herausgestellt, dass mit geringeren Beeinträchtigungen ver-

bunden wäre. Die Vorhaben orientieren sich im Wesentlichen an der hier erarbeite-

ten Gebietsabgrenzung. Alternativenprüfungen innerhalb von WEG sind nicht vor-

gesehen, da im WEG grundsätzlich alle Bereiche zur Errichtung von WEA geeignet 

sein sollen. 

Als vernünftige Alternativen im Sinne des Gesetzes über die Umweltverträglich-

keitsprüfung sind im Rahmen der Genehmigung nur Modifikationen des Anlagen-

betriebs zu sehen, nicht Alternativen zur Erreichung des Vorhabenszwecks durch 

eine andersartige Anlage. 



Seite 41/127 Windfeld Penkun 

 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

37 Aufgrund der Mängel 

des UVP-Berichts kann 

das Verfahren nach § 4 

Abs. 1a UmwRG nicht 

weitergeführt werden 

Es liegt eine unabhängige fachgutachterliche Untersuchung vor. 

Ein Verfahrensfehler liegt nicht vor. Die Einwender verkennen, 

dass die Antragstellerin die Antragsunterlagen vorzulegen hat 

(§ 10 Abs. 1 Satz 2 BImSchG). Hierzu gehört auch der UVP-Be-

richt (§ 4e der 9. BImSchV). Obwohl der UVP-Bericht keine unab-

hängige fachgutachterliche Untersuchung darstellen muss, wurde 

dieser durch das unabhängige Fachbüro Planung + Umwelt er-

stellt. Auf Grundlage der Antragsunterlagen inkl. des UVP-Berichts 

sowie den behördlichen Stellungnahmen, der Ergebnisse eigener 

Ermittlungen sowie der Äußerungen und Einwendungen Dritter er-

arbeitet die Genehmigungsbehörde die zusammenfassende Dar-

stellung, auf deren Grundlage die Bewertung erfolgt, welche wie-

derum im Rahmen der Genehmigungsentscheidung Berücksichti-

gung findet. Insofern erfolgt eine unabhängige behördliche Prüfung 

des UVP-Berichts und die vorgetragenen Einwendungen können, 

soweit sie substantiiert und zutreffend sind, entsprechende Berück-

sichtigung finden. 

Der UVP-Bericht wurde nach den Vorgaben der Genehmigungsbehörde erarbei-

tet und entspricht den gesetzlichen Anforderungen nach § 16 Abs. UVPG. Alle zu 

beachtenden Rechtsvorschriften sind in dem UVP-Bericht aufgeführt und berück-

sichtigt (Siehe UVP-Bericht Kapitel 2 S.8).  

StALU MS: Der § 4 Abs. 1 Nr. 1a UmwRG regelt Rechtsbehelfsmöglichkeiten nach 

der Zulassungsentscheidung (Genehmigung) im Verfahren. Der Verfahrensverlauf 

ist nicht Regelinhalt des UmwRG. 
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4.4 Immissionen  

4.4.1 Schall und Geräusche, Schallimmissionsprognose, Abstände Bebauung 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

38 Durch die immer höher 

und lauter werdenden 

WEA werden gesundheitli-

che Probleme befürchtet.  

Es liegen keine unzulässigen Gesundheitsbeeinträchtigungen 

vor. Dies wird durch verschiedene Gutachten zu den Auswirkun-

gen der Anlagen festgestellt (siehe Schattenwurfgutachten, S. 

12; Schallgutachten, S. 17; UVP-Gutachten, S. 98 f.). Die Immis-

sionsrichtwerte werden nicht unzulässig überschritten. Um eine 

Überschreitung der zulässigen Beschattungszeiten zu vermei-

den, werden alle Windenergieanlagen mit einer Regeltechnik zur 

Reduzierung der Schattenwurfimmission ausgerüstet.  

 

Auch die Sichtbarkeit der Anlagen führt nicht zu einer Gesund-

heitsgefährdung. Insbesondere liegt keine optisch bedrängende 

Wirkung vor. Beträgt der Abstand zwischen einem Wohngebäude 

und einer Windkraftanlage mindestens das Dreifache der Ge-

samthöhe der geplanten Anlage, dürfte die Einzelfallprüfung 

überwiegend zu dem Ergebnis kommen, dass von dieser Anlage 

keine optisch bedrängende Wirkung zu Lasten der Wohnnutzung 

ausgeht (OVG NRW, B. v. 30.03.2017 – 8 A 2915/15 –, Rn. 35, 

juris). Die geplanten Anlagen haben eine Gesamthöhe von 244 

m. Damit müsste zwischen der Wohnbebauung und den Anlagen 

ein Abstand von 732 m bestehen. Die Anlagen halten zu der 

Wohnbebauung einen Abstand von 1.000 m ein und sind damit 

nach der Rechtsprechung offensichtlich nicht optisch bedrän-

gend.  

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Bei Abständen unter 2x der Gesamthöhe einer Windkraftlage zur Wohnbebauung 

ist überwiegend mit einer optisch bedrängenden Wirkung zu rechnen, bei Ab-

ständen größer 3x der Gesamthöhe besteht überwiegend keine optisch bedrän-

genden Wirkung mehr (u.a. OVG Greifswald 3 LB 133/08 vom 10.04.18, OVG 

Schleswig 6 A 192/15 vom 26.01.17).  

Grundsätzlich stellt die Sichtbarkeit der Windkraftanlagen und eine davon mögli-

che resultierende optische bedrängende Wirkung keine Beeinträchtigung der 

menschlichen Gesundheit dar (OVG Münster 8 B 187/17 vom 29.06.17). 

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten und direkten Zu-

sammenhang zwischen dem von Windkraftanlagen ausgehenden Schallemissio-

nen (inkl. Infraschall) und gesundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen kön-

nen. Zu diesem Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects 

Related to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound and Infra-

sound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und die Leitlinien für Umge-

bungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp und van den Berg beziehen sich in ih-

rer Aussage auf 34 Beobachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 

2009 und 2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung auf 

mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröffentlichungen finden 

in ihren Untersuchungen keine ausreichenden Beweise, dass Schallemissionen 

von Windkraftanlagen zu Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstö-

rungen führen. 

 

Laboruntersuchungen haben nachgewiesen, dass hohe Intensitäten von Infra-

schall oberhalb der Wahrnehmungsschwelle ermüdend und konzentrationsmin-

dernd wirken sowie zu dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hier-

bei unbedingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen auftre-

tende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unterhalb der Wahrnehmungs-

schwelle liegt (vgl. Windenergie und Infraschall, LUBW 2019). Auch hält das 

Oberverwaltungsgericht Münster in seiner Entscheidung vom 19.12.2019 noch-

mal mit großer Deutlichkeit fest, dass eine gerichtliche Beweisaufnahme zu den 

Auswirkungen von Infraschall, den Windkraftanlagen erzeugen, nicht notwendig 

ist. Es gibt bisher keinen begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immis-

sion oder Infraschall durch Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheits-

schädliche Auswirkungen haben (OVG Münster 8 B 858/19 vom 19.12.19). 

 

Darüber hinaus legt der Gesetzgeber und die jeweiligen zuständigen Landesmi-

nisterien durch Verwaltungsvorschriften und Richtlinien genausten fest, unter 

welchen Bedingungen die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz auf-

gestellten Pflichten erfüllt sind. Die Verwaltungsvorschriften und Richtlinien wer-

den in regelmäßigen Abständen von Fachgremien (u.a. DIN/VDI-Normenaus-

schuss Akustik, Lärmminderung und Schwingungstechnik (NALS), Bund/Länder-

Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI)) unter Berücksichtigung des aktuel-

len Stands der Wissenschaft, geprüft und bei Bedarf angepasst. Einen deutlichen 

Beitrag zur Wissenschaft wird auch auf Landes- und Bundesebene durch das 

Auflegen von umfangreichen Forschungsvorhaben erbracht. Der Gesetzgeber 

stellt mit diesen verschiedenen Maßnahmen sicher, dass keine schädlichen Um-

weltauswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen ausgehen.  

LUNG: Ein kausaler Zusammenhang zwischen höheren WEA und gesundheitlichen 

Beeinträchtigungen ist nach Ansicht des LUNG nicht herzuleiten. Das Maß hinzu-

nehmender Schallimmissionen wird durch die Vorschriften des BImSchG i. V. m. de-

nen der TA Lärm bestimmt. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

39 Es kommt zu Gesundheits-

beeinträchtigungen wegen 

Lärmentwicklung durch 

WEA, so dass gegen Art. 2 

GG verstoßen wird. 

Eine Verletzung von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, der körperlichen 

Unversehrtheit, besteht nicht schon durch die Errichtung von 

Windenergieanlagen. Es besteht lediglich die Möglichkeit einer 

Gesundheitsgefährdung und eine daraus resultierende Vorsorge-

pflicht staatlicher Organe. Dieser wird jedoch durch die Einhal-

tung der Genehmigungsvoraussetzungen insbesondere zum Im-

missionsschutz ausreichend Rechnung getragen.  

 

"Der Verordnungsgeber hat zur Beurteilung von Gesundheitsge-

fährdungen durch technische Anlagen die TA-Lärm und die TA 

Luft erlassen, bei denen es sich um auf wissenschaftlichen Er-

kenntnissen beruhende normkonkretisierende Verwaltungsvor-

schriften handelt." 

(VG Saarland, B. v. 27.07.2010 – 5 L 538/10 –, Rn. 60, juris) 

 

Die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm werden durch das Vorha-

ben nicht unzulässig überschritten (Schallgutachten, S. 17; UVP-

Bericht, S. 98, 99). 

Im UVP-Bericht wurde wörtlich ausgeführt:  

 

Der Gesetzgeber und die jeweiligen zuständigen Landesministerien legen durch 

Verwaltungsvorschriften und Richtlinien genausten fest, unter welchen Bedingun-

gen die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten 

erfüllt sind. Die Verwaltungsvorschriften und Richtlinien werden in regelmäßigen 

Abständen von Fachgremien (u.a. DIN/VDI-Normenausschuss Akustik, Lärmmin-

derung und Schwingungstechnik (NALS), Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Im-

missionsschutz (LAI)) unter Berücksichtigung des aktuellen Stands der Wissen-

schaft, geprüft und bei Bedarf angepasst. Einen deutlichen Beitrag zur Wissen-

schaft wird auch auf Landes- und Bundesebene durch das Auflegen von umfang-

reichen Forschungsvorhaben erbracht. Der Gesetzgeber stellt mit diesen ver-

schiedenen Maßnahmen sicher, dass keine schädlichen Umweltauswirkungen 

und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen ausgehen und somit auch 

nicht gegen Artikel 2 des Grundgesetzes verstoßen wird. 

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten und direkten Zu-

sammenhang zwischen dem von Windkraftanlagen ausgehenden Schallemissio-

nen (inkl. Infraschall) und gesundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen kön-

nen. Zu diesem Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects 

Related to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound and Infra-

sound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und die Leitlinien für Umge-

StALU MS: Die gegenständlichen Windenergieanlagen sind nach dem BImSchG ge-

nehmigungsbedürftig. Der Zweck des BImSchG ist in § 1 wie folgt beschrieben:   

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen (…) vor schädlichen Umwelteinwirkun-

gen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

Das BImSchG ist bezüglich Lärmemissionen von WEA das speziellere Gesetz ge-

genüber dem GG und konkretisiert u.a. die Vorgaben des Art. 2 GG.  

Ergebnisse von Genehmigungsverfahren nach BImSchG genügen entsprechend den 

Ansprüchen des Art. 2 GG. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
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"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37)  

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

bungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp und van den Berg beziehen sich in ih-

rer Aussage auf 34 Beobachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 

2009 und 2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung auf 

mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröffentlichungen finden 

in ihren Untersuchungen keine ausreichenden Beweise, dass Schallemissionen 

von Windkraftanlagen zu Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstö-

rungen führen. 

 

Laboruntersuchungen haben nachgewiesen, dass hohe Intensitäten von Infra-

schall oberhalb der Wahrnehmungsschwelle ermüdend und konzentrationsmin-

dernd wirken sowie zu dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hier-

bei unbedingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen auftre-

tende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unterhalb der Wahrnehmungs-

schwelle liegt (vgl. Windenergie und Infraschall, LUBW 2019). Auch hält das 

Oberverwaltungsgericht Münster in seiner Entscheidung vom 19.12.2019 noch-

mal mit großer Deutlichkeit fest, dass eine gerichtliche Beweisaufnahme zu den 

Auswirkungen von Infraschall, den Windkraftanlagen erzeugen, nicht notwendig 

ist. Es gibt bisher keinen begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immis-

sion oder Infraschall durch Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheits-

schädliche Auswirkungen haben (OVG Münster 8 B 858/19 vom 19.12.19). 
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Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

40 Durch die geplanten WEA 

kommt es zu erhöhten Ge-

räuschimmissionen am Im-

missionsort Gasthaus und 

Hotel "Zum Greif" und zu 

Belastungen durch Infra-

schall, so dass wirtschaftli-

che Einbußen und Be-

triebsaufgabe befürchtet 

werden. 

Das Gasthaus und Hotel "Zum Greif" befindet sich nördlich der 

Immissionsorte 02 und 03. Es liegen keine unzulässigen Immissi-

onen vor. Die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm werden an den 

nächst liegenden Immissionsorten IO 02 und 03 eingehalten. Es 

handelt sich bei den betrachteten Immissionsorten um ein Dorf- 

und Mischgebiet. Nach Nr. 6.1 lit. d der TA-Lärm beträgt der an-

zusetzende Immissionsrichtwert damit 45 dB(A) nachts. Dieser 

wird eingehalten (Schallgutachten, S. 13, 15, 17).  

 

Der Isophonen Karte (S. 69 des Schallgutachtens, Anlage B) ist 

die Lage des Gasthauses und Hotel "Zum Greif" entnehmbar. 

Der lauteste Wert bis 95% Nennleistung beträgt nach dieser 

Karte für den Standort des Hotels 40 dB(A) nachts. Damit wür-

den sogar die Immissionsrichtwerte der Nr. 6.1 lit. e TA-Lärm für 

allgemeine Wohngebiete eingehalten werden. 

 

Im UVP-Bericht wurde zusammenfassend wörtlich ausgeführt:  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37)  

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Der Gesetzgeber und die jeweiligen zuständigen Landesministerien legen durch 

Verwaltungsvorschriften und Richtlinien genausten fest, unter welchen Bedingun-

gen die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten 

erfüllt sind. Die Verwaltungsvorschriften und Richtlinien werden in regelmäßigen 

Abständen von Fachgremien (u.a. DIN/VDI-Normenausschuss Akustik, Lärmmin-

derung und Schwingungstechnik (NALS), Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Im-

missionsschutz (LAI)) unter Berücksichtigung des aktuellen Stands der Wissen-

schaft, geprüft und bei Bedarf angepasst. Einen deutlichen Beitrag zur Wissen-

schaft wird auch auf Landes- und Bundesebene durch das Auflegen von umfang-

reichen Forschungsvorhaben erbracht. Der Gesetzgeber stellt mit diesen ver-

schiedenen Maßnahmen sicher, dass keine schädlichen Umweltauswirkungen 

und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen ausgehen und somit auch 

nicht gegen Artikel 2 des Grundgesetz verstoßen wird. 

 

In der TA Lärm hat der Gesetzgeber Richtwerte festgelegt die eingehalten wer-

den müssen. Die Richtwerte sind nicht unterhalb der Hörschwelle. Wenn eine 

Anlage zu hören ist, ist das kein Indiz für einen unzulässigen Betrieb oder ausge-

hende schädliche Umweltauswirkungen. 

 

Im Tagbetrieb wird rechnerisch maximal 42 dB(A) an dem Immissionsort Gast-

haus und Hotel "Zum Greif" durch die bestehenden Windkraftanlagen und dem 

beantragten Vorhaben außerhalb der Gebäude emittiert. Dieser Schallpegel ent-

spricht ungefähr der Schallpegel einer leisen Unterhaltung. Für beide Immission-

sorte ist gemäß TA Lärm am Tag ein Richtwert von 60 dB(A) zu berücksichtigen. 

Die berechneten Werte liegen deutlich unter dem Richtwert. In der Nacht sind die 

dargestellten maximalen Schallpegel geringer, da zwölf der beantragten Wind-

kraftanlagen in einem reduzierten Modus (dadurch Leiser) betrieben werden. 

Dadurch, dass in der Prognose für alle Windkraftanlagen Mitwindbedingungen 

berücksichtigt werden, sind die realen Immissionen niedriger, da je nach Wind-

richtung immer nur ein Teil der Windkraftanlagen im Mitwind zu den Immission-

sorten stehen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass in der Schallimmissionsprog-

nose immer der lautest Betriebszustand, wie zuvor erläutert, angenommen wird. 

LUNG: Das Gasthaus und Hotel „Zum Greif“ ist innerstädtisch gelegen. Ihm kommt 

gegenüber der in der Nachbarschaft befindlichen Wohnbebauung keine besondere 

Schutzwürdigkeit zu.  

Zu den hinsichtlich des Infraschalls vorgetragenen allgemeinen Befürchtungen wird 

auf Nr. 63 und 64 verwiesen. 
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Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

 

Umsatzrückgänge stellen keine geschützten Rechtspositionen 

nach dem Rücksichtnahmegebot gem. § 35 Abs. 3 BauGB dar, 

jedenfalls ist eher davon auszugehen, dass der Umsatzrückgang 

nicht allein an der Errichtung einer zulässigen Bebauung liegt. 

 

Nach ständiger Rechtsprechung besteht kein Anspruch auf Ver-

schonung von Wertverlust (vgl. OVG Greifswald, U. v. 

20.05.2015 – 3 K 18/12 -, juris, Rn. 36). Bei der Errichtung von 

WEA ist davon auszugehen, dass sich die langfristige Minderung 

von Immobilienwerten nur in sehr geringem Maße feststellen 

lässt und dagegen andere Faktoren, wie etwa die Beeinflussung 

Am Standort Penkun werden die Windkraftanlagen innerhalb eines Jahres Schät-

zungsweise 10% bis 15% der Betriebszeit bei Nennleistung laufen und den lau-

testen Betriebszustand erreichen. In der übrigen Betriebszeit werden die Wind-

kraftanlagen keine Nennleistung erreichen und entsprechend weniger Schall 

emittieren, als in der Schallimmissionsprognose angenommen. 

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten und direkten Zu-

sammenhang zwischen dem von Windkraftanlagen ausgehenden Schallemissio-

nen (inkl. Infraschall) und gesundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen kön-

nen. Zu diesem Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects 

Related to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound and Infra-

sound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und die Leitlinien für Umge-

bungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp und van den Berg beziehen sich in ih-

rer Aussage auf 34 Beobachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 

2009 und 2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung auf 

mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröffentlichungen finden 

in ihren Untersuchungen keine ausreichenden Beweise, dass Schallemissionen 

von Windkraftanlagen zu Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstö-

rungen führen. 

 

Laboruntersuchungen haben nachgewiesen, dass hohe Intensitäten von Infra-

schall oberhalb der Wahrnehmungsschwelle ermüdend und konzentrationsmin-

dernd wirken sowie zu dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hier-

bei unbedingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen auftre-

tende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unterhalb der Wahrnehmungs-

schwelle liegt (vgl. Windenergie und Infraschall, LUBW 2019). Auch hält das 

Oberverwaltungsgericht Münster in seiner Entscheidung vom 19.12.2019 noch-

mal mit großer Deutlichkeit fest, dass eine gerichtliche Beweisaufnahme zu den 

Auswirkungen von Infraschall, den Windkraftanlagen erzeugen, nicht notwendig 

ist. Es gibt bisher keinen begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immis-

sion oder Infraschall durch Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheits-

schädliche Auswirkungen haben (OVG Münster 8 B 858/19 vom 19.12.19). 
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der Bevölkerungsentwicklung, die Wertentwicklung viel deutlicher 

prägen. Überdies ist ein Verlust von Immobilienwerten, der durch 

eine materiell-rechtlich zulässige Bebauung auf benachbarten 

Grundstücken entsteht, gesetzlich nicht geschützt. Die Rechtssi-

cherheit könne anderenfalls nicht erlangt werden. Die Errichtung 

von WEA stellt auch keinen Eingriff in das Eigentumsrecht aus 

Art. 14 GG dar. Dieses schützt die Nutzbarkeit des Eigentums 

und die diesbezügliche Verfügungsfreiheit als Rechtsgut und 

keine Erwartungspositon bzgl. eines evtl. Erlöses. Hoheitlich be-

wirkte Minderungen des Marktwertes eines Vermögensgutes be-

rühren aber in der Regel nicht den Schutzbereich des Eigen-

tumsrechts. Dies gilt insbesondere für Wertverluste an einem 

Grundstück, die durch die behördliche Zulassung eines Vorha-

bens in der Nachbarschaft entstehen (VGH München, B. v. 

05.10.2007 – 22 CCS 07.2073 -, juris, Rn. 9).  

41 Lärm wird weit übertragen. 

Die Hauptwindrichtung und 

die Seelage der Stadt wur-

den nicht berücksichtigt, 

daher wird die Richtigkeit 

der Schallprognose ange-

zweifelt.  

Die im Schallgutachten berücksichtigten Schallleistungspegel 

und Oktavbanddaten entsprechen den Geräuschen bei Mitwind. 

Somit ist sichergestellt, dass für alle Himmelsrichtungen die lau-

test möglichen Schallemissionen der geplanten Windkraftanlagen 

berücksichtigt werden. Es wird stets der worst case berechnet. 

Der Schall in Schönfeld wird durch diese Methode sogar syste-

matisch überschätzt, da der Wind in der Realität nicht gleichzeitig 

aus West und Ost wehen kann, dies in der Prognose jedoch so 

berechnet wird. 

 

Zur Berechnung der Immissionswerte wird in dem Schallgutach-

ten, das Interimsverfahren in der Fassung 2015-05.1 verwendet. 

Bei dem Interimsverfahren handelt es sich um eine Modifizierung 

des Berechnungsmodells gemäß der DIN ISO 9613-2. Im Ge-

gensatz zum vorangegangenen "alternativen Verfahren" wird die 

Bodendämpfung im Modell nun nicht mehr berücksichtigt, der Ef-

fekt der Bodenreflexion jedoch beibehalten. Eine zusätzliche Be-

trachtung der Seen ist nicht nötig, da ohnehin jegliche Boden-

oberfläche als reflektierend angenommen wird. 

Die Schallausbreitung („Lärmausbreitung“) ist immer abhängig davon wie sehr o-

der wenig der Schall gedämpft wird. Für die Dämpfung von Lärm sind verschie-

dene natürliche Faktoren, wie z.B. die Luft, der Boden, der Wind, Geländeforma-

tionen oder Bewuchs verantwortlich. Zudem haben Bauwerke eine deutliche ab-

schirmende und dämpfende Wirkung auf Schall. 

 

Bei einer Schallimmissionsprognose für Windkraftanlagen ist durch den Gesetz-

geber vorgegeben, dass immer der lauteste Betriebszustand, in dem jeweils ge-

nehmigten Betriebsmodus, anzunehmen ist. Der lauteste Betriebszustand liegt in 

der Regel bei Erreichen der Nennleistung vor. Bei dem beantragten Windkraftan-

lagentyp Vestas V150 4.2 wird die Nennleistung bei Windgeschwindigkeiten ab 

12 m/s erreicht. Sind die Windgeschwindigkeiten niedriger, so sind auch die 

Emissionen der Windkraftanlage niedriger. Die Lautstärke eines Betriebszustan-

des wird entweder rechnerisch oder durch eine Schallmessung ermittelt. Wichtig 

ist dabei zu wissen, dass die angenommene Lautstärke immer unter Mitwindbe-

dingungen angegeben wird. Bei Mitwind oder anders formuliert „mit dem Wind“ 

sind Geräusche deutlich besser zuhören, als bei Gegenwind. Das liegt daran, 

dass der Wind die Ausbreitungsrichtung des Schalls beeinflusst. Bei Gegenwind 

wird der Schall nach oben hin abgelenkt (gebrochen) und bei Mitwind nach unten 

abgelenkt. Dieser Effekt wird auch als Refraktion bezeichnet. Die Hauptwindrich-

tungen am Standort des beantragten Vorhabens sind Westsüdwest bis Südsüd-

west und sind durch die Annahme von Mitwindbedingungen in der Schallimmissi-

onsprognose berücksichtigt.   

 

Zur Berechnung der Immissionswerte wird in der Schallimmissionsprognose vom 

28.11.2018, das Interimsverfahren in der Fassung 2015-05.1 verwendet. Bei dem 

Interimsverfahren handelt es sich um eine Modifizierung des Berechnungsmo-

dells gemäß der DIN ISO 9613-2. Im Wesentlichen wurde beim dem Interimsver-

fahren der Faktor der Bodendämpfung angepasst, sodass der Boden im Berech-

nungsmodell als Schallhart berücksichtigt wird. Als Schallhart werden Oberflä-

chen bezeichnet, die Schall nicht aufnehmen (keine dämpfende Wirkung haben), 

sondern ausschließlich reflektieren. Auch Wasseroberflächen sind Schallhart und 

übertragen, aufgrund der fehlenden Dämpfung, deutlich besser Schallemissio-

nen. Die Oberflächeneigenschaften der Seen bei der Stadt Penkun wurden in der 

oben genannten Schallimmissionsprognose berücksichtigt. 

LUNG: Bis zum 10.01.2018 galt für die behördlichen Ermittlungen, dass Geräusch-

prognosen nach Nr. A.2.3.4 der TA Lärm entsprechend der Gleichung (5) der DIN 

ISO 9613-2 durchzuführen sind. Prognostiziert wird nach dieser Gleichung der A-be-

wertete Mittelungspegel, der u.a. immer unter Mitwindbedingungen zu erwarten ist. 

Es wurde außerdem berücksichtigt, dass die DIN ISO 9613-2 nur die Schallausbrei-

tung bodennaher Quellen (mittlere Höhe von Schallquelle und Empfänger maximal 

30 m über Boden) korrekt abbildet. Da sich die Gondeln in Nabenhöhe der WEA 

aber bis zu 100 m und mehr über dem Boden befinden, wird in Mecklenburg-Vor-

pommern schon seit 2008 mit Näherungen gerechnet, die die meteorologische Kor-

rektur Cmet in der Prognose nicht zur Anwendung bringt. Ergab die so durchgeführte 

Prognose, dass die gesetzlich vorgegebenen Immissionsrichtwerte im Beurteilungs-

zeitraum „tags“ und „nachts“ am maßgeblichen Immissionsort eingehalten werden, 

konnte mit Sicherheit angenommen werden, dass Orte mit derselben Schutzwürdig-

keit ebenfalls nicht von unzulässigen Immissionen durch Schall betroffen werden.  

Nachdem in mehreren Forschungsvorhaben festgestellt wurde, dass die Schal-

limmissionsprognose für WEA nach DIN ISO 9613-2 zu geringeren Schalldruckpe-

geln am Immissionsort führt, weil die Bodendämpfung (Agr) für hochliegende Quellen 

nach diesem Verfahren durch Berücksichtigung eines flachen Einfallwinkels und 

Mehrfachreflexion am Boden regelmäßig überschätzt wird, hat sich deren Bewertung 

hinsichtlich Schall verbindlich seit Januar 2018 erheblich verschärft. Durch ein 

überarbeitetes Berechnungsverfahren (Interimsverfahren) werden die Immissionen 

von WEA nunmehr um ca. 2 dB höher prognostiziert.  

In den hier zur Rede stehenden Genehmigungsverfahren wurde das Interimsverfah-

ren in Anwendung gebracht. 
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42 Die Richtigkeit der Schall-

prognose wird angezwei-

felt, da auch der vorhan-

dene Windpark Schönfeld 

mehr Lärm produziert als 

prognostiziert (belegt 

durch eigene Messungen 

der Einwendenden)  

Die Schallausbreitungsberechnung wird in fachlich und rechtli-

cher Hinsicht nach dem "Interimsverfahren" korrekt ausgeführt. 

"Am 5./6. September 2017 wurde auf der 134. Sitzung der 

Bund/Länder Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) be-

schlossen, den Ländern zu empfehlen, die Hinweise zum Schal-

limmissionsschutz bei Windkraftanlagen, Überarbeiteter Entwurf 

Stand 30.06.2016 anzuwenden. Nach den LAI-Hinweisen – Ent-

wurf Stand 30.06.2016 – wird die hier durchgeführte Schallaus-

breitungsberechnung nach dem „Interimsverfahren“ durchgeführt 

(Dokumentation zur Schallausbreitung – Interimsverfahren zur 

Prognose der Geräuschimmissionen von Windkraftanlagen, Fas-

sung 2015-05.1)." (Schallgutachten, S. 5).  

 

Die Richtwerte der TA-Lärm werden eingehalten. Grundsätzlich 

ist nach Nr. 3.2.1 der TA-Lärm für die Beurteilung der Einhaltung 

der Immissionsrichtwerte auf die Gesamtbelastung am maßgebli-

chen Immissionsort abzustellen. Die Gesamtbelastung ist gemäß 

Nr. 2.4 TA-Lärm die Belastung eines Immissionsortes, die von al-

len Anlagen hervorgerufen wird, für die diese Technische Anlei-

tung gilt. Andere Anlagen, für welche die TA-Lärm gilt, wurden im 

Schallgutachten unter dem Aspekt der Vorbelastung berücksich-

tigt (siehe S. 9 ff., S. 14 des Schallgutachtens). Die Überschrei-

tung der Immissionsrichtwerte unter Berücksichtigung der Vorbe-

lastung an den IO 11, 22, 30 beträgt nicht mehr als 1 dB(A) und 

ist daher gemäß Nr. 3.2.1 TA-Lärm zulässig. Die geplanten Anla-

gen verursachen zudem am IO 12 einen Pegel, welcher den 

Richtwert um mehr als 15 dB(A) unterschreitet. Sie befinden sich 

damit nach Nr. 2.2 TA-Lärm nicht im Einwirkbereich. 

 

Die Messung ist dem Vorhabenträger nicht bekannt. Da der Ein-

wender keinen Messbericht beigefügt hat, muss davon ausge-

gangen werden, dass diese nicht nach geltenden Standards 

durchgeführt wurde.  

Die Messung von Schallemissionen an Windkraftanlagen regelt die Technische 

Richtlinie 1 der Fördergesellschaft Windenergie, die sich wiederum im Wesentli-

chen auf die DIN 61400-11 bezieht. Für Schallimmissionsmessungen wird die 

DIN 45681 herangezogen. Alle genannten Normen und Richtlinien entsprechen 

dem Stand der Technik. Die anzusetzenden Normen werden regelmäßig durch 

Fachgremien auf ihre Aktualität geprüft und bei Bedarf auf den aktuellsten Stand 

der Technik gebracht. 

Schallimmissionsmessungen und Schallemissionsmessungen werden von Mess-

büros durchgeführt, die eine nach § 29b BImSchG bekanntgegebene Stelle für 

die Ermittlung von Geräuschemissionen und –immissionen sind. Außerdem muss 

das Messbüro durch die Deutsche Akkreditierungsstelle (DAkkS) nach DIN EN 

ISO/IEC 17025 akkreditiert sein. 

 

Schallmessungen die nicht nach den derzeit gültigen Vorgaben durchgeführt 

wurden, können nicht bewertet werden. Die vorhandenen Windkraftanlagen wur-

den in der Schallprogose entsprechend dem Interimsverfahren bewertet und be-

rücksichtigt. 

LUNG: Eigene Messungen von Einwendern können nicht als Messungen i. S. der TA 

Lärm anerkannt werden, da sie in der Regel nicht den Anforderungen, die entspre-

chend den Vor-gaben der TA Lärm an eine Immissionsmessung zu stellen sind, ge-

nügen. An eine gemäß dem Regelwerk der TA Lärm (Nr. A.3) durchgeführte Mes-

sung sind folgende Mindestanforderungen zu stellen: 

 

a. Bei Schallmessungen eingesetzte Messgeräte unterliegen den Anforderungen der 

DIN 45645-1, Ausgabe Juli 1996. Ergänzend dazu ist festgeschrieben, dass als 

Schallpegelmessgeräte nur geeichte Schallpegelmesser der Klasse 1 nach DIN EN 

60651, Ausgabe Mai 1994 oder DIN EN 60804, Ausgabe Mai 1994 und geeichte 

Schallpegelmesseinrichtungen im Sinne des Abschnitts 3 der Anlage 21 zur Eichord-

nung verwendet werden dürfen. Es handelt sich um sogenannte Präzisions-Schall-

pegelmesser. 

 

b. Um präzise und genaue Messergebnisse zu erhalten, sollten Schallpegelmesser 

vor und nach der Messung kalibriert werden. 

 

c. Messort und Messdauer sind entsprechend den einschlägigen Vorschriften (z. B.  

TA Lärm) und der Aufgabenstellung festzulegen. Der für die Beurteilung der Immis-

sion maßgebende Messort liegt bei bebauten Flächen in der Regel 0,5 m außen vor 

der Mitte des geöffneten Fensters des vom Geräusch am stärksten betroffenen 

schutzbedürftigen Raumes. Die Messdauer muss ausreichen, um zu repräsentativen 

Ergebnissen zu führen. Ferner ist bei den Messungen sicherzustellen, dass keine 

Fremdgeräusche das Messergebnis beeinflussen. 

 

d. Bei Messungen im Freien ist es im Allgemeinen erforderlich, das Mikrofon mit ei-

nem Windschirm zu versehen, um Beeinflussungen der Messwerte durch Strö-

mungsgeräusche gering zu halten.  

 

e. Bei einer Schallmessung gem. TA Lärm ist in der Regel die Frequenzbewertung A 

und die Zeitbewertung F nach DIN EN 60651, Ausgabe Mai 1994, zu benutzen. Für 

die Beurteilung der Geräuschimmissionen werden der Mittelungspegel LAeq (zur Be-

urteilung der Geräuschimmission), der Maximalpegel LAFmax (zur Beurteilung der Ge-

räuschspitzen), der Taktmaximal-Mittelungspegel LAFTeq (Differenz aus LAFTeq und 

LAeq zur Vergabe eines Zuschlages für Impulshaltigkeit) und der Perzentilpegel LAF95 

(zur Prüfung auf das Vorhandensein ständig einwirkender Fremdgeräusche) verwen-

det.  

Welche der Messwertarten zusätzlich zum Mittelungspegel LAeq zu erfassen sind, 

hängt von der zu untersuchenden Situation ab. 

 

f. Der Beurteilungspegel Lr einer gemessenen oder berechneten Situation dient dem 

Vergleich mit den Immissionsrichtwerten. Wie auch der Mittelungspegel bezieht er 

sich auf abgegrenzte Zeiträume, z. B. die Tageszeit von 6.00 bis 22.00 Uhr oder die 

lauteste volle Nachtstunde bspw. von 1.00 bis 2.00 Uhr. Im Gegensatz zum Mitte-

lungspegel kann man den Beurteilungspegel nicht direkt durch Messungen ermitteln. 

Der Beurteilungspegel setzt sich zusammen aus dem zeitlichen Mittelwert des Anla-

gengeräusches und ggf. aus Zu- und Abschlägen für Fremdgeräusche, Ruhezeiten, 

Informations- und Tonhaltigkeit. Er wird auf den Bezugszeitraum umgerechnet. 

 

Die Prognosen wurden im LUNG bislang nicht endgültig geprüft. Grundsätzlich 

wurde aber in beiden Verfahren das richtige Prognoseverfahren angewendet. 
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43 Die Kita und die Schule 

am Stettiner Tor von Pen-

kun sind von erhöhter 

Lärmbelästigung und 

Schattenwurf betroffen. 

Dadurch ist die Entwick-

lung und Leistungsfähig-

keit der Penkuner Kinder 

stark gefährdet. 

Die Kita und die Schule am Stettiner Tor von Penkun befindet 

sich nördlich des Immissionsortes 03. Es handelt sich bei der 

Kita und der Schule selbst nicht um einen nach Anlage 1.3 der 

TA-Lärm maßgeblichen Immissionsort.  

 

Es liegen keine unzulässigen Immissionen vor. Die Immissions-

richtwerte der TA-Lärm werden an den nächst liegenden Immissi-

onsorten IO 02 und 03 eingehalten. Es handelt sich bei den be-

trachteten Immissionsorten um ein Dorf- und Mischgebiet. Nach 

Nr. 6.1 lit. e der TA-Lärm beträgt der anzusetzende Immissions-

richtwert damit 45 dB(A) nachts. Dieser wird eingehalten (Schall-

gutachten, S. 13, 15, 17). 

 

Im UVP-Bericht wurde zusammenfassend wörtlich ausgeführt:  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37)  

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

Grundsätzlich wird gewährleistet, dass die maßgeblichen Immissionsrichtwerte 

von maximal 30 Stunden pro Jahr und 30 Minuten Schattenwurf pro Tag an den 

Immissionsorten Kindertagesstätte sowie der Regional Schule Penkun am Stetti-

ner Tor durch die Einrichtung einer Abschaltautomatik eingehalten werden. So-

bald die Richtwerte überschritten sind, wird weiterer Schattenwurf durch das Ab-

schalten der verursachenden Windkraftanlagen vermieden. An den Immission-

sorten kann in dem Zeitraum von Mitte Oktober bis Ende März vor 10 Uhr mor-

gens Schattenwurf auftreten. In der übrigen Zeit des Jahres ist Schattenwurf aus-

geschlossen. Die Richtwerte sowie das Vorgehen zur Schattenwurfberechnung 

sind in den „Hinweisen zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen 

von Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurf-Hinweise)“ durch den Länderaus-

schusses für Immissionsschutz am 13.03.2002 festgelegt wurden.  

 

Ebenfalls wird gewährleistet, dass die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der 

„Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm“ vom 26.08.1998 an 

den Immissionsorten Kindertagesstätte sowie der Regional Schule Penkun am 

Stettiner Tor.  

 

Bei einer Schallimmissionsprognose für Windkraftanlagen ist durch den Gesetz-

geber vorgegeben, dass immer der lauteste Betriebszustand, in dem jeweils ge-

nehmigten Betriebsmodus, anzunehmen ist. Der lauteste Betriebszustand liegt in 

der Regel bei Erreichen der Nennleistung vor. Bei dem beantragten Windkraftan-

lagentyp Vestas V150 4.2 wird die Nennleistung bei Windgeschwindigkeiten ab 

12 m/s erreicht. Sind die Windgeschwindigkeiten niedriger, so sind auch die 

Emissionen der Windkraftanlage niedriger. Die Lautstärke eines Betriebszustan-

des wird entweder rechnerisch oder durch eine Schallmessung ermittelt. Wichtig 

ist dabei zu wissen, dass die angenommene Lautstärke immer unter Mitwindbe-

dingungen angegeben wird. Bei Mitwind oder anders formuliert „mit dem Wind“ 

sind Geräusche deutlich besser zuhören, als bei Gegenwind. Das liegt daran, 

dass der Wind die Ausbreitungsrichtung des Schalls beeinflusst. Bei Gegenwind 

wird der Schall nach oben hin abgelenkt (gebrochen) und bei Mitwind nach unten 

abgelenkt. Dieser Effekt wird auch als Refraktion bezeichnet.   

 

Im Tagbetrieb wird rechnerisch maximal 43 dB(A) an dem Immissionsort Kinder-

tagesstätte sowie maximal 42 dB(A) an der Regional Schule Penkun am Stettiner 

Tor durch die bestehenden Windkraftanlagen und dem beantragten Vorhaben 

außerhalb der Gebäude emittiert. Diese Schallpegel entsprechen ungefähr der 

Schallpegel einer leisen Unterhaltung. Für beide Immissionsorte ist gemäß TA 

Lärm am Tag ein Richtwert von 60 dB(A) zu berücksichtigen. Die berechneten 

Werte liegen deutlich unter dem Richtwert. In der Nacht sind die dargestellten 

maximalen Schallpegel geringer, da zwölf der beantragten Windkraftanlagen in 

einem reduzierten Modus (dadurch Leiser) betrieben werden. Dadurch, dass in 

der Prognose für alle Windkraftanlagen Mitwindbedingungen berücksichtigt wer-

den, sind die realen Immissionen niedriger, da je nach Windrichtung immer nur 

ein Teil der Windkraftanlagen im Mitwind zu den Immissionsorten stehen. Zudem 

ist zu berücksichtigen, dass in der Schallimmissionsprognose immer der lautest 

Betriebszustand, wie zuvor erläutert, angenommen wird. Am Standort Penkun 

werden die Windkraftanlagen innerhalb eines Jahres Schätzungsweise 10% bis 

15% der Betriebszeit bei Nennleistung laufen und den lautesten Betriebszustand 

erreichen. In der übrigen Betriebszeit werden die Windkraftanlagen keine Nenn-

leistung erreichen und entsprechend weniger Schall emittieren, als in der Schal-

limmissionsprognose angenommen. 

 

LUNG: Der Schutzanspruch für Schulen und Kindertagesstätten beschränkt sich we-

gen der fehlenden Nutzung „nachts“ auf den Tagzeitraum. Schulen und Kindertages-

stätten werden gleichgesetzt mit allgemeinen Wohngebieten, d. h. es gilt ein Immis-

sionsrichtwert von 55 dB(A). 

Die Schule/Kita in Penkun wurde nicht als Immissionsort betrachtet. Da die Antrag-

steller in ihren Gutachten den Beurteilungszeitraum „tags“ nicht ausgewiesen haben, 

kann auch keine Aussage darüber getroffen werden, wie hoch die Belastung durch 

Schall an der Schule/Kita tatsächlich ist. Obwohl nicht davon ausgegangen werden 

muss, dass der Immissionsrichtwert „tags“ überschritten wird, fordert das LUNG i. S. 

der Transparenz des Genehmigungsverfahrens regelmäßig auch die Ausweisung er-

mittelter Beurteilungs-pegel „tags“, wenn sich die Betriebsweise „nachts“ von der am 

Tag unterscheidet. Dies ist hier in beiden Verfahren der Fall, weil im Beurteilungs-

zeitraum „nachts“ WEA schallreduziert betrieben werden sollen.  

Von Immissionen durch periodischen Schattenwurf ist die Schule/Kita, den Angaben 

der Prognosen zufolge, nicht betroffen.  

Das LUNG ermittelt sowohl Schall- als auch Schattenwurfimmissionen eigenständig 

im Rahmen der Antragsprüfung und wird die Schule/Kita als Immissionsort in die 

Prüfung einbeziehen.  
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ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

Der Antragstellerin ist keine Studie bekannt, die einen fundierten und direkten 

Zusammenhang zwischen den von Windkraftanlagen ausgehenden Schallemissi-

onen (inkl. Infraschall) und Entwicklungs- und Leistungsstörungen bei Kindern 

herstellt. Die Antragstellerin, bittet um Vorlage der Studie auf die sich der Ein-

wand bezieht.   

44 Der Bau der WEA im Um-

feld von Storkow wider-

spricht dem staatlichen 

Schutz von Ehe und Fami-

lie (Art. 6 GG), da ein Auf-

ziehen von Kindern in ruhi-

ger Umgebung dann nicht 

mehr möglich ist. 

Der Schutzbereich des Art. 6 Abs. 1 GG wird nicht durch eine 

materiell-rechtliche zulässige Bebauung verletzt.  

 

Art. 6 Abs. 1 GG stellt das Ehegrundrecht und das Familien-

grundrecht unter den besonderen Schutz des Staates, dies um-

fasst die Eheeingehungsfreiheit und - gestaltungsfreiheit, letzte-

res stellt "das Recht, über die Art und Weise des ehelichen Zu-

sammenlebens im immateriell-persönlichen und materiell-wirt-

schaftlichen Bereich frei zu entscheiden. Dies umfasst neben der 

autonomen Entscheidung über den (gemeinsamen oder getrenn-

ten) Wohnort der Ehegatten, die ehevertraglichen Verhältnisse , 

die finanziellen Beziehungen untereinander , die eheliche Intim-

sphäre und den Ehenamen auch die Bestimmung über die Auf-

gabenverteilung im Haushalt und im Beruf." (vgl. Brosius-Gers-

dorf in: Dreier Grundgesetz Kommentar, 3. Aufl. 2013, GG Art. 6 

Rn. 66). 

 

Schon dieser Schutzbereich wird nicht durch die behördliche Zu-

lassung eines genehmigungsfähigen Vorhabens in der Nachbar-

schaft verletzt, dies würde zumindest voraussetzen, dass das 

Vorhaben einen der erläuterten Bestandteile des Rechts schlech-

terdings unmöglich macht oder erheblich einschränkt, dies ist we-

der ersichtlich noch substantiiert begründbar. Die Bebauung der 

Nachbarschaft zum ehelichen Wohnort stellt keinen Eingriff in die 

Ehegestaltungsfreiheit dar, dies gilt auch für WEA.  

 

Der Einwender ist noch nicht Elter, somit kann er das Familien-

grundrecht nach Art. 6 Abs. 1 GG nicht geltend machen, Familie 

nach Art. 6 Abs. 1 GG setzt Kinder voraus. Der Vollständigkeit 

halber sei hier noch das Familiengrundrecht bestehend aus Fa-

miliengründungsrecht- und -gestaltungsrecht erläutert. Letzteres 

Die Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) kann 

keinen Verstoß gegen das Grundgesetz darstellen. Das Genehmigungsverfahren 

konkretisiert die Schutzpflichten des Grundgesetzes und prüft ob die gemäß § 6 

BImSchG genannten Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind.  

Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn  

1. sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 und einer auf Grund des § 7 erlassenen 

Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden, und 

2. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der 

Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 

 

Nach §5 BImSchG:  

(1) Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass 

zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt  

1. schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile 

und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht 

hervorgerufen werden können; 

2. Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, er-

hebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere 

durch die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen; 

 

Hierzu wird u.a. geprüft ob Grenz- und Richtwerte der TA Lärm bzw. der Schat-

tenwurfleitlinie für Schallimmissionen und Schattenwurf durch das Vorhaben ein-

gehalten werden. 

Dem Art. 6 GG ist damit Rechnung getragen. 

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 
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"gewährt das Recht, das familiäre Zusammenleben im immateri-

ell-persönlichen und materiell-wirtschaftlichen Bereich nach eige-

nen Vorstellungen zu gestalten. Dies beinhaltet neben der Befug-

nis der Eltern, den Namen ihres Kindes auszuwählen, insb. das 

Recht, über die Verteilung der Pflege- und Erziehungsaufgaben 

und darüber, wie das gemeinsame Familieneinkommen durch Er-

werbsarbeit gesichert werden soll, frei von staatlicher Einfluss-

nahme zu entscheiden." (vgl. Brosius-Gersdorf in: Dreier Grund-

gesetz Kommentar, 3. Aufl. 2013, GG Art. 6 Rn. 121). Auch be-

züglich des Familiengrundrechtes gelten die obigen Ausführun-

gen, es ist in keiner Weise ersichtlich, wie die Schutzdimensio-

nen des Familiengrundrechtes durch eine Bebauung der Nach-

barschaft eingeschränkt werden sollten.  

45 Die Erstellung der Geräu-

schimmissions- und Schat-

tenwurfanalyse erfolgte im 

Auftrag der Antragsteller 

und daher nicht unabhän-

gig, es sind unabhängige 

Fachgutachten erforder-

lich. 

Die Gutachten gehören zu den einzureichenden Antragsunterla-

gen (vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer (Hrsg.), UmweltR, 91. 

EL September 2019, 9. BImSchV § 13 Rn. 11). Es besteht keine 

Pflicht zur Einholung von Gutachten durch die Behörde nach 

§ 13 Abs. 1 9. BImSchG, wenn die Behörde oder die zu beteili-

genden Behörden über den erforderlichen Sachverstand verfü-

gen (vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer (Hrsg.), UmweltR, 91. 

EL September 2019, 9. BImSchV § 13 Rn. 4; Feldhaus, Verord-

nung über das Genehmigungsverfahren, § 13 Rn. 2). Privatgut-

achten sind der Normalfall bei Einreichung der Antragsunterla-

gen, wie sich auch aus der Kommentierung zu § 13 9. BImSchV 

ergibt: "Privatgutachten sind Teil der Antragsunterlagen („sons-

tige Unterlagen“ im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 2) und mit diesen 

auszulegen." (vgl. Dietlein, in: Landmann/Rohmer (Hrsg.), Um-

weltR, 91. EL September 2019, 9. BImSchV § 13 Rn. 11).  

Es wird gewährleistet, dass die Geräuschimmissionsprognose als auch die 

Schattenwurfanalyse nach den aktuell gültigen und zu berücksichtigenden Nor-

men, Verwaltungsvorschriften und Richtlinien angefertigt wurden. Beide Gutach-

ten werden zusätzlich ausführlich durch die Genehmigungsbehörde auf ihre 

Richtigkeit geprüft.  

LUNG: Antragsteller sind gem. den Vorschriften der Verordnung über das Genehmi-

gungsverfahren (9. BImSchV) verpflichtet, einem Antrag auf Genehmigung einer An-

lage i. S. des Anhang 1 zur 4. BImSchV alle Unterlagen beizufügen, die zur Prüfung 

der Genehmigungsvoraussetzungen erforderlich sind. Dazu gehören für alle Geneh-

migungsverfahren, die die Errichtung und den Betrieb von WEA zum Inhalt haben, 

Schall- und Schattenwurfgutachten. Diese Gutachten werden zentral im Landesamt 

für Umwelt, Naturschutz und Geologie mittels eigener Berechnungen unabhängig 

überprüft. 
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46 Die Vorbelastungen durch 

A11, durch die Kiesgrube 

(zwischen Büssow und 

Penkun) und durch die 

Bahnlinie nicht berücksich-

tigt. Da diese und andere 

Schallquellen nicht einbe-

zogen wurden, vgl. OLG 

Lüneburg 6.3.2020, wer-

den gesetzlich festgelegte 

maximale Schallimmissio-

nen nicht eingehalten. 

Die Immissionen der Bundesautobahn sind nach der TA-Lärm 

nicht einzubeziehen. Gemäß Ziff. 2.4 S. 1 der TA-Lärm zählt zu 

der zu berücksichtigenden Vorbelastung die Belastung eines Or-

tes mit Geräuschimmissionen von allen Anlagen, für die diese 

Technische Anleitung gilt, ohne den Immissionsbeitrag der zu be-

urteilenden Anlage. Die TA-Lärm gilt nach Ziff. 1 TA-Lärm für An-

lagen, die als genehmigungsbedürftige oder nicht genehmi-

gungsbedürftige Anlagen den Anforderungen des Zweiten Teils 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) unterliegen. 

Autobahnen als öffentliche Straßen unterliegen dem nicht (vgl. 

Hansmann in: Landmann/Rohmer (Hrsg.), UmweltR, 91. EL Sep-

tember 2019 Rn. 7, TA-Lärm Nr. 1 1. Rn. 7).  

 

Dies gilt auch für Schienenverkehrslärm (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 4 

BImSchG).  

 

Die Kiesgrube ist als Tagebau nach Nr. 1 lit. e der TA-Lärm be-

reits aus dem Anwendungsbereich der TA-Lärm ausgenommen. 

Der Begriff des Tagebaus muss dabei auch Kiesgruben erfassen. 

Dies ergibt sich bereits aus dem weit gefassten Wortlaut (Tege-

der in: Feldhaus (Hrsg.), TA-Lärm, S. 56 Rn. 19).  

Für Verkehrsgeräusche durch Straßenverkehr und Schienenwege gelten andere 

Richtlinien und die TA Lärm findet keine Anwendung. Hierzu urteilt auch das 

OVG Münster: Anlagenlärm und Verkehrslärm sind regelmäßig getrennt nach 

den jeweils einschlägigen Regelwerken zu bewerten (OVG Münster 8 B 935/17 

vom 22.11.17). Zudem sind die Immissionsgrenzwerte (geregelt in der Verkehrs-

lärmschutzverordnung - 16. BImSchV) deutlich höher als die durch die TA Lärm 

vorgegebenen Richtwerte. In einem Dorf- und Mischgebiet liegt der Grenzwert in 

der Nacht bei 54 dB(A). 

 

In der Schallimmissionsprognose vom 28.11.2018 wurden alle Anlagen gemäß 

den Vorgaben der „Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm“ 

vom 26.08.1998 berücksichtigt.  

Im Rahmen der Schallimmissionsprognose wurde geprüft, ob im Umfeld der be-

antragten Windkraftanlagen weitere Anlagen bestehen, die sogenannte Vorbe-

lastung, die zu berücksichtigen sind. Das können neben Windkraftanlagen, unter 

Umständen auch nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz genehmigungsbe-

dürftige Biogasanlagen, Umspannwerke oder bestimmte landwirtschaftliche Be-

triebe sein.  

Nach Nr. 1 Satz 2 lit. e) TA Lärm sind Tagebaue und die zum Betrieb eines Ta-

gebaus erforderlichen Anlagen explizit vom Anwendungsbereich der TA Lärm 

ausgeschlossen. Damit kommen von ihnen ausgehende Immissionen auch nicht 

nach Nr. 2.4 Satz 1 TA Lärm als Vorbelastung in Betracht, weil dies nur Geräu-

schimmissionen von Anlagen sind, für die die TA Lärm gilt. Vor diesem Hinter-

grund ist der Kiesabbaubetrieb nach den Regelungen der TA Lärm nicht als Vor-

belastung zu berücksichtigen. Dies gilt erst recht für Verkehrsgeräusche des Ab-

baubetriebs, die selbst wenn der Abbaubetrieb entgegen Nr. 1 Satz 2 lit. e) TA 

Lärm unter den Anwendungsbereich der TA Lärm fallen würde, nach Nr. 7.4 Satz 

1 TA Lärm nur die Fahrzeuggeräusche auf dem Betriebsgrundstück sowie bei 

der Ein- und Ausfahrt, die in Zusammenhang mit dem Betrieb der Anlage entste-

hen, zu den Geräuschimmissionen der Anlage des Abbaubetriebs gehören wür-

den. Für die öffentlichen Verkehrsflächen würde nur für den Abbaubetrieb eine 

Minderungspflicht gelten, nicht eine Berücksichtigung als Vorbelastung für den 

Windpark. 

Im Übrigen ist entscheidend für die Festlegung der zu berücksichtigenden Vorbe-

lastung der Einwirkbereich der Anlagen. Der Gesetzgeber legt in Nr. 2.2 der TA 

Lärm fest, dass die Immissionen von einer Anlage weniger als 10 dB(A) unter 

dem für einen Immissionsort maßgebenden Immissionsrichtwert liegen muss, da-

mit der Immissionsbeitrag der Anlage als relevant anzusehen ist. Im Regelfall gilt 

dies auch für die beantragten Windkraftanlagen. Für das Vorhaben bei Penkun 

wurde in der Schallimmissionsprognose zunächst geprüft, welche Ortschaften im 

Einwirkbereich der beantragten Windkraftanlagen liegen. In den Ortschaften die 

Innerhalb des Einwirkbereiches liegen wird in der Regel ein maßgeblicher Immis-

sionsort festgelegt, um dann zu prüfen, ob dieser Immissionsort bereits im Ein-

wirkbereich bestehender Anlagen liegt. Wirken bereits Anlagen auf den Immissi-

onsort mit einem relevanten Beitrag ein, so sind diese in der Schallimmissions-

prognose zu berücksichtigen.  

 

Grundsätzlich wird die Schallimmissionsprognose sowohl hinsichtlich der einge-

stellten Vorbelastungen, Zusatzbelastungen und Gesamtbelastungen, der ange-

wandten Methodik und der Ergebnisdiskussion auch noch durch die zuständige 

Fachbehörde geprüft, die aber in Übereinstimmung mit der TA Lärm zu densel-

ben Ergebnissen gelangen dürfte. 

LUNG: Die Genehmigungsfähigkeit einer Anlage, die den Bestimmungen des BIm-

SchG und seinen Verordnungen unterliegt, ist aus schalltechnischer Sicht regelmä-

ßig dann gegeben, wenn die ermittelten Beurteilungspegel für die Gesamtbelastung 

die geltenden Immissionsrichtwerte nicht überschreiten. Die Gesamtbelastung i. S. 

der TA Lärm ist dabei die Belastung eines Immissionsortes, die von allen Anlagen 

hervorgerufen wird, für die diese Technische Anleitung gilt (Nr. 2.4 TA Lärm). Der 

Anwendungsbereich der TA Lärm ist in Nr. 1 abschließend geregelt. Straßen- und 

Schienenverkehrslärm unterliegen nicht den Bestimmungen der TA Lärm. Andere 

gewerbliche Quellen wurden berücksichtigt.  
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47 Es wird bezweifelt, dass 

die Einhaltung des Be-

triebs mit geräuschredu-

ziertem Modus während 

der Nacht garantiert wer-

den kann. 

Nachts werden die WEA 01 bis 04 im schallreduzierten Modus 

SO 1 betrieben, die WEA 05 im Modus PO 1. Die Immissions-

richtwerte werden auch nachts im Ergebnis eingehalten (siehe 

Schallgutachten S. 15 ff.). Die Einhaltung eines etwaigen schall-

reduzierten Modus wird in einem Genehmigungsbescheid festge-

legt. Gemäß § 52 Abs. 1 S. 1 BImSchG müssen und können die 

zuständigen Behörden die Durchführung dieses Gesetzes und 

der auf dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen überwa-

chen und nach S. 3 Genehmigungen überprüfen.  

In einem Genehmigungsbescheid wird festgehalten in welchen Betriebsmodus 

die genehmigten Windkraftanlagen betrieben werden müssen. Hier wird auch 

festgehalten, wenn nachts die Anlage in einem anderen Modus („Drosselung“) 

betrieben werden muss als Tagsüber. Der Betreiber ist gegenüber der Behörde 

verpflichtet nachzuweisen, ob die Windkraftanlagen entsprechend der Genehmi-

gung betrieben werden. Der Nachweis wird u.a. durch eine von dem Hersteller 

der Windkraftanlagen erstellte Bescheinigung über die spezifischen Daten der 

Anlage erbracht. Dieser kann auch der Betriebsmodi im Tag und Nachtbetrieb 

entnommen werden. Zudem kontrolliert die Überwachungsbehörde, ob ein ge-

nehmigter Betrieb auch umgesetzt wird. 

LUNG: Der Betrieb moderner WEA kann bei Bedarf so gesteuert werden, dass die 

von der Anlage ausgehenden Schallemissionen abgesenkt werden. Diese Verfah-

rensweise ist in der Praxis erprobt. Die Genehmigungs- und Überwachungsbehörde 

stellt durch eine Auflage im Genehmigungsbescheid sicher, dass die für die Überprü-

fung der Betriebsweise erforderlichen Parameter erfasst, gespeichert und auf Anfor-

derung rückwirkend für bis zu einem Jahr vorgelegt werden.  

48 Der prognostizierte Lärm 

mit 60dB am Tag und 

45dB nachts lassen zu-

sammen mit den vorhan-

denen Anlagen eine uner-

trägliche Beschallung der 

Umgebung erwarten. 

Die Vorbelastung durch andere Windenergieanlagen wurde in 

dem Schallgutachten mitberücksichtigt. Es kommt nicht zu einer 

unzulässigen Überschreitung der Immissionsrichtwerte nach der 

TA-Lärm (siehe Schallgutachten S. 17; UVP-Bericht, S. 98, 99). 

 

"Der Verordnungsgeber hat zur Beurteilung von Gesundheitsge-

fährdungen durch technische Anlagen die TA-Lärm und die TA 

Luft erlassen, bei denen es sich um auf wissenschaftlichen Er-

kenntnissen beruhende normkonkretisierende Verwaltungsvor-

schriften handelt." 

(VG Saarland, B. v. 27.07.2010 – 5 L 538/10 –, Rn. 60, juris) 

 

Im UVP-Bericht wurde wörtlich ausgeführt:  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37)  

 

Die Anlagen führen nicht zu unzulässigen Lärmimmissionen. 

Eine Lärmbelastung von 45 dB(A) ist nach der TA-Lärm Ziff. 6.1 

d) in Dorf- und Mischgebieten zulässig.  

Im Tagbetrieb wird rechnerisch maximal 47 dB(A) durch die bestehenden Wind-

kraftanlagen und dem beantragten Vorhaben außerhalb des Gebäudes emittiert 

(Immissionsort Büssow 2, 17328 Penkun), 60 dB(A) ist der am Tag maximal zu-

lässige Richtwert nach TA-Lärm (der jedoch nicht erreicht wird). Dieser ermittelte 

Wert berücksichtigt alle geplanten, bereits erreichten Windkraftanlagen, sowie 

weitere geräuschemitierende Quellen. Zum Vergleich: Zimmerlautstärke hat un-

gefähr einen Schallpegel von 60 dB(A). Das menschliche Gehör empfinde eine 

Verringerung des Schallpegels um 10 dB(A) als Halbierung der Lautstärke. Der 

maximale Schallpegel der Gesamtbelastung liegt deutlich unter Zimmerlaut-

stärke. In der Nacht ist der dargestellte maximale Schallpegel geringer, da zwölf 

der beantragten Windkraftanlagen in einem reduzierten Modus (dadurch leiser) 

betrieben werden.  

 

Dadurch, dass in der Prognose für alle Windkraftanlagen Mitwindbedingungen 

berücksichtigt werden, sind die realen Immissionen niedriger, da je nach Wind-

richtung immer nur ein Teil der Windkraftanlagen im Mitwind zu den Immission-

sorten stehen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass in der Schallimmissionsprog-

nose immer der lautest Betriebszustand, wie zuvor erläutert, angenommen wird. 

Am Standort Penkun werden die Windkraftanlagen innerhalb eines Jahres Schät-

zungsweise 10% bis 15% der Betriebszeit bei Nennleistung laufen und den lau-

testen Betriebszustand erreichen. In der übrigen Betriebszeit werden die Wind-

kraftanlagen keine Nennleistung erreichen und entsprechend weniger Schall 

emittieren, als in der Schallimmissionsprognose angenommen. 

LUNG: Die Immissionsrichtwerte für schützenswerte Nutzungen in einem Kern-, 

Dorf-, Mischgebiet gem. Nr. 6.1 d) TA Lärm betragen 60 dB(A) am Tag und 45 dB(A) 

in der Nacht. Es ist unbestritten, dass ein Beurteilungspegel von 45 dB(A), insbeson-

dere „nachts“, für Anwohner hörbar ist. Gemäß den gesetzlichen Vorgaben werden 

aus gewerblichen Quellen stammende Pegel dieser Größenordnung für Bewohner 

von Kern-, Dorf-, Mischgebieten jedoch als zumutbare Belastung im Beurteilungs-

zeitraum „nachts“ eingeschätzt. Das heißt, dass von keiner schädlichen Umweltein-

wirkung i. S. von § 3 BImSchG auszugehen ist, wenn diese Werte eingehalten wer-

den. Analog gelten die Festlegungen für den Beurteilungszeitraum „tags“.  

49 Es wird die Übernahme 

der bayrischen Regelung 

gefordert: Ausreichende 

Daseinsvorsorge ist erst 

bei einem Abstand von 

mindestens 10 mal Anla-

genhöhe zur WEA vorhan-

den. 

Es besteht keine gesetzliche Vorgabe zum Mindestabstand von 

Windenergieanlagen zur Wohnbebauung in Mecklenburg-Vor-

pommern. Die Anlagenstandorte der von Notus beantragten An-

lagen halten jedoch einen Mindestabstand von 1.000 m zur 

nächstgelegenen Wohnbebauung ein, dieser liegt sogar teilweise 

über den Mindestabständen zur Wohnbebauung nach den Pla-

nungskriterien der Zweiten Änderung des RREP VP Stand Ent-

wurf 2018 (das Verfahren läuft noch), die zu Einzelhäusern im 

Außenbereich einen Mindestabstand von 800 m vorsehen.  

Es besteht keine gesetzliche Vorgabe zum Mindestabstand von Windenergiean-

lagen zur Wohnbebauung in Mecklenburg-Vorpommern. Die Aussage, dass der 

Daseinsvorsorge erst bei einem Abstand von 10mal der Höhe der Windkraftan-

lage Genüge getan sei, ist nicht nachvollziehbar.  

Die in der Region Vorpommern geltenden Kriterien für Windeignungsgebiete wer-

den durch den Regionalen Planungsverband Vorpommern festgelegt und gelten 

einheitlich für die gesamte Region Vorpommern. Der Planungsverband ist ein po-

litisches Gremium, das sich aus gewählten Vertretern des Landkreises und der 

Kommunen in Vorpommern zusammensetzt. Es handelt sich dabei nicht um „ge-

setzlich vorgesehene“ Kriterien, sondern um Festlegungen, die die gesetzliche 

Privilegierung der Windenergienutzung im Außenbereich gemäß Baugesetzbuch 

einschränken. 

Der regionale Planungsverband legt in dem aktuellen Entwurf einen „800 m Ab-

standspuffer zu Einzelhäusern/Splittersiedlungen im Außenbereich“ und einen 

StALU MS: Eine verbindliche Festlegung zu Abständen zur Wohnbebauung ist nicht 

festgeschrieben, vielmehr sind in Anlage 3 der Richtlinie zum Zwecke der Neuauf-

stellung, Änderung und Ergänzung Regionaler Raumentwicklungsprogrammen 

(RREP) in Mecklenburg-Vorpommern vom 22.05.2012 Hinweise zur Festlegung von 

Eignungsgebieten für Windenergie gegeben. Diese wenden sich lt. Pkt. I an die zu-

ständigen regionalen Planungsverbände bei der Teilfortschreibung der RREP mit 

dem Ziel einer landeseinheitlichen Vorgehensweise. Dort wird unter Pkt. IV a) Krite-

rien für Ausschlussgebiete (Ausschlusskriterien) darauf verwiesen, dass für Gebiete 

die entsprechend der Baunutzungsverordnung dem Wohnen, der Erholung, dem 

Tourismus und der Gesundheit dienen einschließlich einem Abstandspuffer von 

1.000 m (Einzelhäuser/Splittersiedlungen 800 m) keine Windeignungsgebiete ausge-

wiesen werden sollen. Im Genehmigungsverfahren wurde durch das zuständige Amt 

für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern nach Prüfung der Genehmi-

gungsunterlagen eine positive Stellungnahme zum geplanten Vorhaben abgegeben. 
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„1.000 m Abstandspuffer zu Gebieten, die nach der BauNVO dem Wohnen, der 

Erholung, dem Tourismus und der Gesundheit dienen“ als „weiche Tabuzone“ für 

Windeignungsgebiete fest. Diese Abstände werden durch die vorliegende Pla-

nung eingehalten.  

50 Die geplanten WEA ent-

halten Getriebe und sind 

110dB laut. 

Es kommt nicht zu einer unzulässigen Überschreitung der Immis-

sionsrichtwerte nach der TA-Lärm (Schallgutachten S. 17; UVP-

Bericht, S. 98, 99).  

 

Schallvermessungen des Windkraftanlagen Typs V150 4.2, an 

verschiedenen Standorten, haben gezeigt, dass dieser Anlagen 

Typ deutlich leiser ist als die Berechnungen prognostiziert haben. 

Somit gehört dieser Analgentyp in seiner Klasse, mit zu den lei-

sesten auf dem Markt (vgl. DNVGL 10168461-A-1-A vom 

23.09.2019; DNVGL 10172624-A-1-A vom 01.11.2019; DNVGL 

10172624-A-2-A_1 vom 07.11.2019). 

 

Der mittlere, maximal gemessene Schallleistungspegels des 

Windkraftanlagen Typs V150 4.2 bei Nennleistung im Mode PO1 

(maximale Leistung) liegt bei 104,6 dB(A) 

 

Zum Vergleich: Der genehmigte Schallleistungspegel der getrie-

belosen Enercon E82 2.0 im Windfeld Schönfeld liegt bei 104,5 

dB(A). 

Grundsätzlich verursachen die Rotorblätter einer Windkraftanlage maßgeblich 

die Schallemissionen. Schallemissionen die von Getriebe und Generatoren aus-

gehen haben eine geringe Relevanz für die Schallemissionen bei modernen 

Windkraftanlagen. Auch sind getriebelose Windkraftanlagen nicht leiser, als 

Windkraftanlagen mit Getriebe (siehe Beispiel unten).  

  

Für den hier beantragten Windkraftanlagen Typ Vestas V150 4.2 gibt der Herstel-

ler einen Schallleistungspegel 104,9 dB(A) für den leistungsstärksten Betriebs-

modus (PO1) an. Schallvermessungen des Windkraftanlagen Typs V150 4.2, an 

verschiedenen Standorten, haben gezeigt, dass dieser Anlagentyp leiser ist als 

die Berechnungen prognostiziert haben. Somit gehört dieser Analgentyp in seiner 

Klasse, mit zu den leisesten auf dem Markt. Entscheidend hierbei sind die einzel-

nen Frequenzbänder und nicht der mittlere Schallleistungspegel einer Windkraft-

anlage. Bei der derzeit gültigen frequenzselektiven Schallausbreitungsrechnung 

gemäß dem Interimsverfahren in der Fassung 2015-05.1 sind insbesondere die 

tiefen und mittleren Frequenzen für die Berechnung der Immissionswerte rele-

vant. Das bedeutet, wenn der tiefe und mittlere Frequenzbereich einer Windkraft-

anlage besonders leise ist, so kommen auch deutlich weniger Schallimmissionen 

an einem Immissionsort an, im Vergleich zu einer Windkraftanlage die im hohen 

Frequenzbereich besonders leise ist. Dass die V150-4.2 zu den leisesten Anla-

gen in ihrer Klasse gehört bestätigen Schallausbreitungsberechnungen mit zwei 

weiteren gängigen Anlagentypen der 4MW Klasse für einen fiktiven Immissions-

ort in 1000m Entfernung:  

 

• Eine Vestas V150 4.2 (4.2 MW) imitiert 33 dB(A) 

• Eine Enercon E-138 E2 (4,5 MW) imitiert 35 dB(A) 

• Eine Nordex N149 4.0/4.5 (4,5 MW) imitiert 35 dB(A) 

 

Bei der Enercon E-138 E2 handelt es sich um eine getriebelose Windkraftanlage. 

 

Zudem ist zu beachten, dass die in der Schallimmissionsprognose verwendeten 

Schallpegel der beantragten Windkraftanlagen im Genehmigungsbescheid fest-

gehalten werden. Der Genehmigungsbescheid legt auch fest, dass durch eine o-

der mehrere Vermessungen nachgewiesen werden muss, dass die festgeschrie-

benen Schallpegel eingehalten werden.  

LUNG: Die schalltechnischen Eigenschaften beantragter WEA werden im Genehmi-

gungsverfahren berücksichtigt. Der Hersteller weist für den beantragten WEA-Typ 

Vestas V150 einen maximalen Schallleistungspegel von LWA = 104,9 dB(A) aus. Die-

ser Pegel wird im Rahmen der Schallprognose einer Unsicherheitsbetrachtung unter-

zogen. Ein Schallleistungspegel von LWA = 110,0 dB(A) wird dabei nicht erreicht.  
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51 Die Richtigkeit der Schall-

prognose wird angezwei-

felt, da überholte / veral-

tete Messverfahren für 

Lärm angewendet werden 

und nur Schätzungen er-

folgen. 

Die Messung von Schallemissionen an Windkraft wird durch die 

Technische Richtlinie 1 der Fördergesellschaft Windenergie ge-

regelt, die sich wiederum auf DIN 61400-11 bezieht. Für Schal-

limmissionsmessungen wird die DIN 45681 herangezogen. Alle 

genannten Normen und Richtlinien entsprechen dem Stand der 

Technik. 

 

In einer Immissionsprognose wird allerdings keine Messung vor-

genommen sondern es werden die für jeden relevanten Immissi-

onsort (IO) durch die WEA 

verursachten Schallimmissionen berechnet.  

 

Die Schallausbreitungsberechnung wird nach dem „Interimsver-

fahren“ durchgeführt, auf welches die Hinweise zum Schallimmis-

sionsschutz bei Windkraftanlagen, Überarbeiteter Entwurf Stand 

30.06.2016 der Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) ver-

weisen (Dokumentation zur Schallausbreitung – Interimsverfah-

ren zur Prognose der Geräuschimmissionen von Windkraftanla-

gen, Fassung 2015-05.1). Das Interimsverfahren ergänzt die von 

der TA-Lärm geforderte Berechnungsmethodik nach DIN ISO 

9613-2:1999-10. Es handelt sich nicht um eine veraltete Berech-

nungsmethode.  

Der Gesetzgeber und die jeweiligen zuständigen Landesministerien legen durch 

Verwaltungsvorschriften und Richtlinien genausten fest, unter welchen Bedingun-

gen die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten 

erfüllt sind. Die Verwaltungsvorschriften und Richtlinien werden in regelmäßigen 

Abständen von Fachgremien (u.a. DIN/VDI-Normenausschuss Akustik, Lärmmin-

derung und Schwingungstechnik (NALS), Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Im-

missionsschutz (LAI)) unter Berücksichtigung des aktuellen Stands der Wissen-

schaft, geprüft und bei Bedarf angepasst. Einen deutlichen Beitrag zur Wissen-

schaft wird auch auf Landes- und Bundesebene durch das Auflegen von umfang-

reichen Forschungsvorhaben erbracht. Der Gesetzgeber stellt mit diesen ver-

schiedenen Maßnahmen sicher, dass das Vorgehen zur Berechnung der Schal-

limmissionen von Windkraftanlagen dem aktuellen Stand der Technik entspricht. 

Die Schallimmissionsprognose vom 28.11.2018 wurde nach den aktuell gültigen 

Vorgaben des Gesetzgebers erstellt. 

 

Die Messung von Schallemissionen an Windkraft wird die Technische Richtlinie 1 

der Fördergesellschaft Windenergie geregelt, die sich wiederum auf DIN 61400-

11 bezieht. Für Schallimmissionsmessungen wird die DIN 45681 herangezogen. 

Alle genannten Normen und Richtlinien entsprechen dem Stand der Technik. Die 

anzusetzenden Normen werden regelmäßig durch Fachgremien auf ihre Aktuali-

tät geprüft und bei Bedarf auf den aktuellsten Stand der Technik gebracht. 

Schallimmissionsmessungen und Schallemissionsmessungen werden von Mess-

büros durchgeführt, die eine nach § 29b BImSchG bekanntgegebene Stelle für 

die Ermittlung von Geräuschemissionen und –immissionen sind. Außerdem muss 

das Messbüro durch die Deutsche Akkreditierungsstelle (DAkkS) nach DIN EN 

ISO/IEC 17025 akkreditiert sein. 

LUNG: Es wird auf die Ausführungen unter Nr. 41 verwiesen. 

52 Schall/Lärm der WEA ist 

auch bei Einhaltung der 

Grenzwerte unangenehm 

(tags bei Spaziergängen, 

nachts beim Schlafen) und 

führt zu Einschränkungen 

im sozialen und wirtschaft-

lichen Leben 

"Der Verordnungsgeber hat zur Beurteilung von Gesundheitsge-

fährdungen durch technische Anlagen die TA-Lärm und die TA 

Luft erlassen, bei denen es sich um auf wissenschaftlichen Er-

kenntnissen beruhende normkonkretisierende Verwaltungsvor-

schriften handelt." 

(VG Saarland, B. v. 27. Juli 2010 – 5 L 538/10 –, Rn. 60, juris).  

 

"Dabei ist es Sache des Verordnungsgebers, den Erkenntnisfort-

schritt der Wissenschaft mit geeigneten Mitteln nach allen Seiten 

zu beobachten und zu bewerten, um gegebenenfalls weiter ge-

hende Schutzmaßnahmen treffen zu können."  

(VG Saarlandes, B. v. 27. Juli 2010 – 5 L 538/10 –, Rn. 59, juris).  

 

Die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm werden durch das Vorha-

ben eingehalten. Das Schallgutachten kommt zu dem Ergebnis, 

dass aus Sicht der Schallimmissionen daher keine Vorbehalte 

gegen das geplante Vorhaben bestehen (Schallgutachten, S. 

17). 

 

Im UVP-Bericht wurde wörtlich ausgeführt:  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

Der Gesetzgeber und die jeweiligen zuständigen Landesministerien legen durch 

Verwaltungsvorschriften und Richtlinien genausten fest, unter welchen Bedingun-

gen die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten 

erfüllt sind. Die Verwaltungsvorschriften und Richtlinien werden in regelmäßigen 

Abständen von Fachgremien (u.a. DIN/VDI-Normenausschuss Akustik, Lärmmin-

derung und Schwingungstechnik (NALS), Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Im-

missionsschutz (LAI)) unter Berücksichtigung des aktuellen Stands der Wissen-

schaft, geprüft und bei Bedarf angepasst. Einen deutlichen Beitrag zur Wissen-

schaft wird auch auf Landes- und Bundesebene durch das Auflegen von umfang-

reichen Forschungsvorhaben erbracht. Der Gesetzgeber stellt mit diesen ver-

schiedenen Maßnahmen sicher, dass keine schädlichen Umweltauswirkungen 

und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen ausgehen . 

 

In der Verwaltungsvorschrift TA Lärm hat der Gesetzgeber Richtwerte festgelegt 

die eingehalten werden müssen. Bei Einhaltung der Richtwerte gehen keine 

schädlichen Umweltauswirkungen von einer Anlage aus. Die Richtwerte sind 

nicht unterhalb der Hörschwelle. Wenn eine Anlage zu hören ist, ist das kein In-

diz für einen unzulässigen Betrieb oder ausgehende schädliche Umweltauswir-

kungen.  

LUNG: Es wird auf die Ausführungen unter Nr. 48 verwiesen. 
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dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37)  

53 Der Sicherheitszuschlag 

von 3 dB(A) wegen Im-

pulshaltigkeit der WEA 

wird vollständig verschwie-

gen. 

Die TA-Lärm sieht einen derartigen Zuschlag nicht vor.  

 

In einem Urteil des BVerwG, Urteil vom 29. August 2007 – 4 C 

2/07 –, BVerwGE 129, 209-219 stellt das Gericht gerade darauf 

ab, dass der Grad der Störung durch die Geräuschcharakteristik 

entscheidend sei. Das mag in diesem speziellen Fall (2007!) so 

gewesen sein, es gibt jedoch keinen Grund anzunehmen, dass 

dies alle WEA betrifft. Zudem treten durch technologischen Fort-

schritt bei aktuellen WEA-Typen Ton- und Impulshaltigkeiten nur 

noch sehr selten auf. Die V150 4.2 wurde inzwischen auch 3fach 

vermessen und es wurden keine Zuschläge für Ton und Impuls-

haltigkeiten vergeben. 

Die Antragstellerin nimmt an, dass sich der zusammengefasste Einwand auf das 

Kapitel B, Punkt 3 der Einwendungsschrift von Herrn Dipl.-med. Heinz Timm vom 

26.03.2020 bezieht. Die spezielle Geräuschcharakteristik von Windkraftanlagen 

wird zunehmend unter den Begriffen „periodischer Schall”,  

„swish“, „Rotorblattschlagen“ und auch „Amplitudenmodulation“ diskutiert. In die-

sem Zusammenhang legt die Länderarbeitsgemeinschaft Immissionen in dem 

derzeit gültigen und zu berücksichtigenden "Hinweise zum Schallimmissions-

schutz bei Windkraftanlagen" vom 30.06.2016 fest: "Die durch die Drehbewe-

gung der Rotorblätter erzeugte windkraft-anlagentypische Geräuschcharakteristik 

ist in der Regel weder als ton- noch als impulshaltig einzustufen". Einen Zuschlag 

aufgrund von Belästigung einer Amplitudenmodulation oder ein "allgemeinen 

Lästigkeitszuschlag sieht der Gesetzgeber in der TA Lärm nicht vor. Bisher wur-

den Abweichungen von der TA Lärm nicht anerkannt (OVG Münster 7 A 2127/00, 

VGH München 22 ZB 14.1829, OVG Schleswig 1 MB 14/15, BVerwG 4 C 2.07). 

LUNG: Ob eine besondere Auffälligkeit des Geräusches durch Impulse gegeben ist, 

ist grundsätzlich nach dem Höreindruck durch einen geschulten Sachverständigen 

festzustellen. Nur wenn diese Auffälligkeit festgestellt wird, ist nach Nr. A.3.3.6 TA 

Lärm der Impulszuschlag KI,j zu bestimmen. Der Impulszuschlag ist nur für die Teil-

zeiten zu vergeben, in denen die Impulse nach dem Höreindruck auftreten. In Nr. 

A.1.4 TA Lärm wird darauf verwiesen, dass der Beurteilungspegel in Anlehnung an 

die DIN 45645-1, Gleichung 1, gebildet wird. Darin bedeutet KI den Impulszuschlag 

nach Nr. 4.2.1 der DIN 45645-1. Ein Zuschlag wird nicht ab einer bestimmten Diffe-

renz von Taktmaximal-Mittelungspegel  

LAFTeq,j – Mittelungspegel LAeq,j, sondern bei Vorliegen einer Impulshaltigkeit nach 

dem Höreindruck gegeben. 

Die zwischenzeitlich vorliegenden Vermessungen des WEA-Typs haben keine Hin-

weise auf das Vorliegen einer Impulshaltigkeit ergeben. 

54 Aussagen über Schallrefle-

xionen fehlen in der Prog-

nose vollständig, obwohl 

diese zum Pflichtpro-

gramm gehören. 

Das Schallgutachten wurde entsprechend der geltenden Anfor-

derungen erstellt. Zusätzlich wurden ergänzend Schallreflexionen 

geprüft. Im Zuge dessen wurde eine Gebäudekonstellation in der 

Hauptstraße in 16307 Schönfeld zunächst als relevant identifi-

ziert. Detaillierte Untersuchungen ergaben, dass der Einfluss der 

Schallreflexion vernachlässigbar ist und keine Relevanz für die 

Beurteilung der Schallemissionen des beantragten Vorhabens 

hat. 

Im Rahmen der Standortbegehungen am 01.10.2018 und 25.10.2018 sowie an-

hand von Luftbildern, wurden in den umliegenden Ortschaften geprüft, ob es auf-

grund der Ausrichtung und Konstellation der relevanten Gebäude Schallreflexio-

nen durch das beantragte Vorhaben auftreten können. Eine Gebäudekonstella-

tion in der Hauptstraße in 16307 Schönfeld wurde zunächst als relevant identifi-

ziert. Detaillierte Untersuchungen ergaben, dass der Einfluss der Schallreflexion 

vernachlässigbar ist und keine Relevanz für die Beurteilung der Schallemissio-

nen des beantragten Vorhabens hat. 

LUNG: Schallreflexionen können zu einem höheren Beurteilungspegel führen, so 

dass im Rahmen der Schallprognose stets eine Aussage zu möglichen Schallreflexi-

onen erforderlich ist. Grundlage hierfür ist eine Ortsbesichtigung der als Immission-

sorte maßgeblichen Gebäude, nach der qualitativ eine erste Einordnung erfolgt, an 

welchen Häusern eine rechnerische Modellierung von Reflexionen erforderlich ist. 

Gebäude können aber auch den Schall abschirmen und somit pegelmindernd wir-

ken. In Schallprognosen für WEA wird die Abschirmwirkung von Gebäuden oft nicht 

berücksichtigt, was einen konservativen Ansatz darstellt. Soll die Abschirmwirkung 

berücksichtigt werden (was TA Lärm konform und auch bei Anwendung des Inte-

rimsverfahrens nach wie vor zulässig ist), so ist die Modellierung und Berechnung im 

Gutachten nachvollziehbar zu dokumentieren. 

Die Gutachten enthalten weder zu einer möglichen Reflexion des Schalls an Gebäu-

den noch zu Abschirmwirkungen durch Gebäude Angaben. Die Ortsbesichtigung der 

Immissionsorte wurde anhand von Fotos dokumentiert. Der Gutachter sollte grund-

sätzlich in der Lage sein, entsprechende Aussagen nachträglich zu treffen.  

Grundsätzlich ist aber die Aussage zu treffen, dass durch Anwendung des Interims-

verfahrens nunmehr auch Reflexionen und Abschirmwirkungen frequenzabhängig 

statt wie bisher mittels Einzahlkenngröße bei 500 Hz modelliert werden. Es werden 

abstandsabhängig nur Wellenlängen reflektiert, deren Abmessungen „klein“ im Ver-

hältnis zu den Abmessungen des Hauses sind. Tiefe Frequenzen (=große Wellen-

längen) im Bereich bis zu etwa 250 Hz werden daher an vielen Gebäuden nicht re-

flektiert, so dass der Beitrag der Reflexion zum Gesamtpegel gegenüber der Berech-

nung mit Einzahlkenngröße bei 500 Hz tendenziell sinkt. Nur in wenigen, speziellen 

Fällen erkennt das Interimsverfahren nun Reflexionen, die nur den Frequenzbereich 

>500 Hz betreffen, die das Verfahren mit Einzahlkenngröße „übersieht“. Da die Bei-

träge der hohen Frequenzen zum Gesamtpegel auf Grund der starken Luftabsorpti-

onsdämpfung aber vergleichsweise klein sind und somit faktisch nur zwei Oktaven (1 

kHz und 2 kHz) reflektiert werden, führt dieser Effekt (so er denn überhaupt auftritt) 

in der Regel nur zu Erhöhungen des betroffenen Teilimmissionspegels um einige 

Zehntel-dB. 
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55 Es werden in den Unterla-

gen keine Kriterien für die 

IO-Auswahl erläutert, da-

her wird die korrekte und 

vollständige Ermittlung der 

IO in Abrede gestellt. 

Die IO lassen sich der Isophonen Karte aus Anlage B des Schall-

gutachtens entnehmen. Die gewählten IO bilden die nächstgele-

genen Wohn- und Arbeitsstätten ab (S. 4 Schallgutachten). Um 

die Art von vorhandenen Bebauungen einzustufen, kann auf vor-

handene Flächennutzungs- oder Bebauungspläne zurückgegrif-

fen werden. Wenn solche nicht vorliegen, wird die tatsächliche 

Nutzung zu Grunde gelegt. Dieses Vorgehen wurde bei allen Im-

missionsorten angewandt. 

 

Eine Beschreibung des Vorgehens zur Festlegung der Immissionsorte kann 

ebenfalls dem Kapitel 4 der Schallimmissionsprognose vom 28.11.2018 entnom-

men werden. 

 

Zur Festlegung des Untersuchungsraumes wurden die durch das Vorhaben ver-

ursachten Emissionen berechnet. Die 30 dB(A) (Untersuchungsraum WA) und 35 

dB(A) ) (Untersuchungsraum MD) Isophone werden in Anlehnung an den in der 

TA-Lärm Nr. 2.2 definierten Einwirkungsbereich (Flächen auf denen der Beurtei-

lungspegel der betrachteten Anlagen weniger als 10 dB unter dem Richtwert 

liegt) zur Festlegung der relevanten IO und Abgrenzung des Untersuchungs-

raums herangezogen. Innerhalb ausgewiesenen Untersuchungsraums sind die 

IO festzulegen Die grafische Darstellung der Isophonen kann der Schallimmissi-

onsprognose vom 28.11.2018 entnommen werden. 

 

Bei den festgelegten IO handelt es sich um die Punkte, welche sich in der Regel 

in kürzester Distanz, unter Berücksichtigung der Schutzwürdigkeit, zu dem bean-

tragten Vorhaben befinden. Wird an den gewählten IO der Immissionsrichtwert 

eingehalten, so ist die Einhaltung der Immissionsrichtwerte für die übrigen Ge-

biete bzw. Ortschaften in dem Untersuchungsraum gegeben. 

LUNG: Die in einem Verfahren zu betrachtenden Immissionsorte ergeben sich aus 

der TA Lärm (siehe Nr. 2.3). Maßgeblicher Immissionsort ist danach der nach Num-

mer A.1.3 des Anhangs zu ermittelnde Ort im Einwirkungsbereich der Anlage, an 

dem eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte am ehesten zu erwarten ist. 

Im Rahmen der Prüfung der Schallprognosen wird seitens des LUNG viel Sorgfalt 

darauf verwendet, die Geräuschbeurteilung geplanter Anlagen auf die maßgeblichen 

Immissionsorte zu richten. Von großer Bedeutung dabei ist, dass die Gemeinden 

bzw. die Bauplanungsbehörde des Landkreises als Behörden mit Ortskenntnissen, 

die diesbezüglichen Annahmen der Gutachten prüft und ggfs. korrigiert. Die Beurtei-

lung ist für die geplanten Vorhaben seitens des LUNG noch nicht erfolgt.  

56 Die Bewertung der Schall-

prognose ist fehlerhaft, da 

der Status von Ortsteilen 

nicht korrekt bestimmt 

wurde / als Gemengelage 

bewertet wurde. Penkun 

ist als allgemeines Wohn-

gebiet einzustufen, da 

keine land- und forstwirt-

schaftlichen Betriebe vor-

handen sind, im OT 

Büssow gibt es ein förm-

lich ausgewiesenes allge-

meines Wohngebiet. 

Die Einordnung der IO des Ortes Penkun als Dorf- und Mischge-

biet wurden zurecht vorgenommen. Die heranzuziehenden Im-

missionsrichtwerte richten sich, soweit es wie vorliegend an ei-

nem Bebauungsplan fehlt, gemäß TA-Lärm Nr. 6.6 S. 2 nach der 

Schutzbedürftigkeit der betroffenen Gebiete. Der jeweilige IO ist 

den in Nr. 6.1 der TA-Lärm angezeigten Baugebietstypen zuzu-

ordnen. Die Baugebietstypen der Nr. 6.1 lit. a-e TA-Lärm ent-

sprechen den Beschreibungen der BauNVO. Keiner der ange-

führten IO entspricht einem allgemeinen Wohngebiet. Dieses 

dient nach § 4 BauNVO vorwiegend dem Wohnen. Zulässig sind 

dabei Wohngebäude sowie unter anderem der Versorgung des 

Gebiets dienende nicht störende Handwerksbetriebe. In dem un-

tersuchten Gebiet wurden bei der Vor-Ort Begehung diverse Ge-

werbebetriebe wie unter anderem eine Kfz-Werkstatt und eine 

Tischlerei vorgefunden. Diese dienten nicht lediglich der Versor-

gung des Gebietes. Damit liegt jedenfalls kein allgemeines 

Wohngebiet vor.  

 

Ob land- und forstwirtschaftliche Betriebe vorliegen ist für die 

Einordnung als Dorf- und Mischgebiet nicht allein entscheidend. 

Vielmehr dient ein Dorfgebiet nach § 5 BauNVO der Unterbrin-

gung der Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Be-

triebe, dem Wohnen und der Unterbringung von nicht wesentlich 

störenden Gewerbebetrieben sowie der Versorgung der Bewoh-

ner des Gebiets dienenden Handwerksbetrieben. Ein Mischge-

biet liegt nach § 6 BauNVO vor, wenn das Gebiet dem Wohnen 

und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen 

nicht wesentlich stören, dient. Es handelt sich jedenfalls um ein 

Mischgebiet, da der Ort Penkun sowohl Wohngebäude, Ge-

schäfts- und Bürogebäude, Betriebe des Beherbergungsgewer-

bes, sonstige Gewerbebetriebe als auch Anlagen für Verwaltun-

gen aufweist.  

Die Festlegung der Richtwerte, für die in der Schallimmissionsprognose vom 

28.11.2018 berücksichtigen Immissionsorte, erfolgte auf Basis folgender Anga-

ben: tatsächliche Nutzung (festgestellt durch Standortbegehungen am 

01.10.2018 und 25.10.2018), Angaben des Referat T22 des Landesamt für Um-

welt Brandenburg, Bebauungsplan Nr.3 „Wohngebäude am Park“ vom 25. Sep-

tember 2015 im Ortsteil Büssow der Stadt Penkun sowie der Flächennutzungs-

plan Luckow-Petershagen, Stand Oktober 2002. Eine fotografische Dokumenta-

tion, detaillierte Lagepläne der IO sowie der im vorherigen Satz erwähnte Bebau-

ungsplan und Flächennutzungsplan können dem Anhang der Schallimmissions-

prognose vom 28.11.2018 entnommen werden. 

 

Im Bebauungsplan Nr.3 „Wohngebäude am Park“ in der Ortschaft Büssow wird 

die ausgewiesene Fläche als allgemeines Wohngebiet festgelegt. Als Nachtricht-

wert weist der Begründungstext vom September 2015 einen Wert von 45 dB(A) 

aus. Im Westen grenzt der Bebauungsplan an den Außenbereich.  

Der Schallimmissionsprognose vom 28.11.2018 markieren die IO E und F jeweils 

die nächstgelegenen Punkte der ausgewiesenen Baugrenzen zu den beantrag-

ten Windkraftanlagen.  

Die übrige Ortschaft ist geprägt von Nutztierhaltung (u.a. Schafe, Pferde und 

Hühner). Zudem befindet sich innerhalb der Ortschaft eine Koppel (vermutlich 

Pferdekoppel). Grundsätzlich entspricht der Charakter der vorhandenen Bebau-

ung in der Ortschaft Büssow dem eines Mischgebiets. Umgeben ist die Ortschaft 

Büssow von landwirtschaftlichen Nutzflächen (Ackerflächen). Der Ausgewiesene 

Bebauungsplan grenzt im Norden und im Westen an landwirtschaftlichen Nutzflä-

chen. 

 

Aufgrund des oben beschriebenen Charakters der Ortschaft Büssow sowie deren 

Umgebung liegt hier die Voraussetzungen für eine Gemengelage nach Punkt 6.7 

der TA Lärm an den IO E und F vor. 

 

Bei der Festlegung des Nachtrichtwerts für die Gemengelage, wird sich an dem 

LUNG: Auf die Ausführungen unter Nr. 55 wird verwiesen. 

Die Hinweise werden durch das LUNG bei der Beurteilung der Vorhaben berücksich-

tigt und geprüft. 
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Auch an den IO 24 und 25 liegt ein Dorf- und Mischgebiet vor. 

Ein allgemeines Wohngebiet im Sinne des § 4 BauNVO liegt 

nicht vor, da der IO durch Hofanlagen geprägt wird sowie durch 

landwirtschaftliche Nutzungen und Betriebe (unter anderem der 

Tierhaltung dienend) und damit gerade nicht vorwiegend dem 

Wohnen dient.  

 

Der OT Büssow sowie die Gemengelagen bei anderen IO wur-

den ebenfalls richtig bewertet. Eine Gemengelage ist nach Nr. 

6.7 Abs. 1 der TA-Lärm gegeben, wenn gewerblich, industriell o-

der hinsichtlich ihrer Geräuschauswirkungen vergleichbar ge-

nutzte und zum Wohnen dienende Gebiete aneinandergrenzen. 

Nach Nr. 6.7 HS. 2 TA-Lärm „können die für die zum Wohnen 

dienenden Gebiete geltenden Immissionsrichtwerte auf einen ge-

eigneten Zwischenwert der für die aneinandergrenzenden Ge-

bietskategorien geltenden Werte erhöht werden, soweit dies 

nach der gegenseitigen Pflicht zur Rücksichtnahme erforderlich 

ist.“  

 

Für die Berechnung des Zwischenwertes ist die konkrete Schutz-

würdigkeit des Gebietes entscheidend. Vorliegend grenzt das 

nach dem Bebauungsplan ausgewiesene allgemeine Wohnge-

biet unmittelbar an das umliegende Dorf- und Mischgebiet. Der 

Ortsteil Büssow ist als Dorf- und Mischgebiet einzuordnen, da 

neben Wohngebäuden eine landwirtschaftliche Nutzung gleich-

wertig vorhanden ist (vgl. § 5 Abs. 2 BauNVO). Die übrige Ort-

schaft ist geprägt von Nutztierhaltung (u.a. Schafe, Pferde und 

Hühner). Zudem befindet sich innerhalb der Ortschaft eine Kop-

pel (vermutlich Pferdekoppel). 

 

Das nach dem Bebauungsplan festgesetzte allgemeine Wohnge-

biet weist bereits keine hohe Schutzbedürftigkeit auf. Es besteht 

bereits eine Vorbelastung durch insgesamt 35 WEA, welche am 

Standort betrieben werden (Schallgutachten S. 17). Der Zweck 

des allgemeinen Wohngebietes, welches dem Wohnen dienen 

soll, wird demnach durch den gewählten Mittelwert nicht beein-

trächtigt. Zudem führte das OVG des Landes Nordrhein-Westfa-

len zu dem schutzwürdigeren und hier nicht vorliegenden reinen 

Wohngebiet bereits wörtlich aus:  

 

„Mit der Wohnnutzung nicht mehr verträglich ist eine Lärmbelas-

tung, wenn sie über das Maß hinausgeht, das in einem ebenso 

dem Wohnen dienenden Misch- und Dorfgebiet zulässig ist. 

Diese auch in Nr. 6.7 Abs. 1 Satz 2 TA-Lärm im Sinne einer 

"Kappungsgrenze" zum Ausdruck kommende Wertung hat zur 

Folge, dass abhängig von den konkreten Umständen des Einzel-

falls auch Grundstücke in einem reinen Wohngebiet bis hin zur 

Grenze von 45 dB(A) - also mit einem Zuschlag von bis zu 10 

dB(A) - belegt werden dürfen.“ (OVG NRW, B. v. 06.05.2016 – 8 

B 866/15 –, Rn. 11, juris).  

 

Weiterhin besteht der Ortsteil Büssow nur aus 7 Wohnhäusern 

und ist in jede Richtung vom Außenbereich umgeben und weist 

in Begründungstext ausgewiesenen Nachrichtwert orientiert. Der Nachtrichtwert 

für die Gemengelage wird mit 45 dB(A) festgesetzt. 
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damit keine erhöhte Schutzwürdigkeit auf. Grenzen Gebiete un-

mittelbar an den Außenbereich, so kann sich der Betroffene auf-

grund des angrenzenden Außenbereichs gerade nicht darauf 

verlassen, dass keine emittierende Nutzung stattfindet, sondern 

muss im Gegenteil damit rechnen, dass derartige im Außenbe-

reich privilegierte Vorhaben realisiert werden (OVG NRW, B. v. 

06.05.2016 – 8 B 866/15 –, Rn. 11, juris; OVG Saarland, B. v. 

03.11.2017 – 2 B 573/17 –, Rn. 16, juris).  

57 Alle Häuser, in denen 

Menschen und Tiere le-

ben, müssen gleich behan-

delt werden. Egal ob es 

ein einzelnes Gehöft ist, 

eine kleine Siedlung oder 

ein/e Dorf/Stadt. Die Un-

terscheidung in 800 m für 

Einzelgehöfte und 1.000 m 

für größere Siedlungen 

wird als ungerecht emp-

funden. 

Ein Verstoß gegen Art. 3 GG durch die unterschiedlichen Ab-

stände im Innen- und Außenbereich liegt nicht vor, da diese Re-

gelungen Planungskriterien der Zweiten Änderung des RREP VP 

Stand Entwurf 2018 sind. Das Verfahren läuft noch, eine Beein-

trächtigung liegt damit nicht vor.  

 

Zudem liegt ein Verstoß gegen Art. 3 GG bereits nicht vor, da 

dies voraussetzt, dass wesentlich gleiches ungleich oder wesent-

lich ungleiches gleichbehandelt werden würde (BVerfG, B. v. 

19.06.2012 – 2 BvR 1397/09 –, BVerfGE 131, 239-267, Rn. 53). 

Nach den Planungskriterien wären 800 m Abstandspuffer zu Ein-

zelhäusern/Splittersiedlungen im Außenbereich einzuhalten und 

1.000 m zu Gebieten, die nach der BauNVO dem Wohnen, der 

Erholung, dem Tourismus und der Gesundheit dienen. Bereits 

der Natur der Sache nach sind Außen- und Innenbereich unter-

schiedlich und damit auch unterschiedlich zu behandeln. Der In-

nenbereich zeichnet sich durch einen im Zusammenhang bebau-

ten Ortsteil aus. Ein Ortsteil ist jeder Bebauungskomplex im Ge-

biet einer Gemeinde, der nach der Zahl der vorhandenen Bauten 

ein gewisses Gewicht besitzt und Ausdruck einer organischen 

Siedlungsstruktur ist (Söfker: EZBK (Hrsg.), 137. EL Februar 

In Deutschland gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO, hier einsehbar: 

https://www.gesetze-im-internet.de/baunvo/). In der BauNVO sind verschiedene 

Baugebietstypen definiert, in denen jeweils unterschiedliche Nutzungen zulässig 

sind. Den Wohnbauflächen-Typen sind die nicht störende Nutzungen zugeord-

net, den Gemischten Bauflächen nicht wesentlich störende Nutzungen und in 

den Gewerblichen Bauflächen hat das Gewerbe Vorrang. Allen Gebieten densel-

ben Schutzanspruch z.B. ggü. Lärm oder Geruch zuzusprechen wie den Wohn-

gebieten würde bedeuten, dass nirgendwo eine störende Tierhaltung oder produ-

zierendes Gewerbe möglich wäre. Umgekehrt wäre kein Gebiet vor erheblichen 

Störungen geschützt. Das deutsche Baurecht ist zudem so aufgebaut, dass 

Wohnen in den Innenbereichen ein höherer Schutzanspruch zugebilligt wird als 

im Außenbereich. Auf den Außenbereich sind nach §35 BauGB diejenigen Nut-

zungen verwiesen, die das Wohnen wesentlich stören und in den im Zusammen-

hang bebauten Siedlungen nicht zulässig wären. Dieses System dient dazu sen-

sible Nutzungen in den Siedlungen zu konzentrieren und besonders zu schützen 

sowie gleichzeitig die Landschaft vor Zersiedelung zu bewahren. Einzelgehöfte 

werden in der freien Landschaft geduldet, widersprechen jedoch diesen Zielen. 

Den geringeren Schutzanspruch von Außenbereichsflächen mag man beanstan-

den, er ist jedoch geltendes Recht und ständige Rechtsprechung (z.B. OVG Lü-

neburg 12 KN 220/14 Urteil vom 30.07.2015, BVerwG 4 BN 42/15 Beschluss 

vom 24.03.2016) 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 
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2020, BauGB § 34 Rn. 14). Gerade dies trifft auf den Außenbe-

reich nicht zu. Aufgrund dieser Unterschiede differenziert auch 

der Gesetzgeber ausdrücklich in § 34 und 35 BauGB zwischen 

Innen- und Außenbereich.  

58 Die erhebliche Beeinträch-

tigung Häuser (Penkun) 

Langestraße 44 und 

Schlossstraße 29 durch 

Schattenwurf, Lärm und 

Infraschall führt zu Verstö-

ßen gegen Art. 2 GG. 

Eine Verletzung von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, der körperlichen 

Unversehrtheit, besteht nicht schon durch die Errichtung von 

Windenergieanlagen. Es besteht lediglich die Möglichkeit einer 

Gesundheitsgefährdung und eine daraus resultierende Vorsorge-

pflicht staatlicher Organe. Dieser wird jedoch durch die Einhal-

tung der Genehmigungsvoraussetzungen insbesondere zum Im-

missionsschutz ausreichend Rechnung getragen.  

 

An der Langestraße 44 und der Schlossstraße 29 in Penkun wird 

von den geplanten WEA kein Schattenwurf verursacht. Dies 

ergibt sich aus der Karte in Abbildung 3 des Schattenwurfgutach-

tens (S. 8). Der Bereich außerhalb der grün markierten Linie ist 

nicht von einem Schattenwurf der geplanten WEA betroffen. Eine 

unzulässige Beeinträchtigung durch den Schattenwurf der Anla-

gen wird zudem grundsätzlich verhindert, indem Schattenab-

schaltmodule angebracht werden. Dadurch wird gewährleistet, 

dass die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der „Hinweise zur 

Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Wind-

energieanlagen (WEA-Schattenwurf-Hinweise)“ des Länderaus-

schusses für Immissionsschutz vom 13.03.2002 eingehalten wer-

den. 

 

 

"Der Verordnungsgeber hat zur Beurteilung von Gesundheitsge-

fährdungen durch technische Anlagen die TA-Lärm und die TA 

Luft erlassen, bei denen es sich um auf wissenschaftlichen Er-

kenntnissen beruhende normkonkretisierende Verwaltungsvor-

schriften handelt." 

(VG Saarland, B. v. 27.07.2010 – 5 L 538/10 –, Rn. 60, juris) 

 

Die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm werden durch das Vorha-

ben nicht unzulässig überschritten (Schallgutachten, S. 17; UVP-

Grundsätzlich wird gewährleistet, dass die maßgeblichen Immissionsrichtwerte 

von maximal 30 Stunden pro Jahr und 30 Minuten Schattenwurf pro Tag an den 

Immissionsorten Schlossstraße 29 und Langestraße 44 durch die Einrichtung ei-

ner Abschaltautomatik eingehalten werden. Sobald die Richtwerte überschritten 

sind, wird weiterer Schattenwurf durch das Abschalten der verursachenden 

Windkraftanlagen vermieden. An der Langenstraße 44 kann in dem Zeitraum von 

Mitte September bis Mitte November sowie von Ende Januar bis Ende April je-

weils vor 9 Uhr morgens Schattenwurf auftreten. In der übrigen Zeit des Jahres 

ist Schattenwurf ausgeschlossen. An der Schlossstraße 29 kann in dem Zeitraum 

von Oktober bis Mitte März vor 9 Uhr morgens Schattenwurf auftreten. In der üb-

rigen Zeit des Jahres ist ebenfalls Schattenwurf ausgeschlossen. 

Die Richtwerte sowie das Vorgehen zur Schattenwurfberechnung sind in den 

„Hinweisen zur Ermittlung und Beurteilung der optischen Immissionen von Wind-

energieanlagen (WEA-Schattenwurf-Hinweise)“ durch den Länderausschusses 

für Immissionsschutz am 13.03.2002 festgelegt wurden.  

 

Ebenfalls wird gewährleistet, dass die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der 

„Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm“ vom 26.08.1998 an 

den Immissionsorten Schlossstraße 29 und Langestraße 44 eingehalten werden.  

 

Im Tagbetrieb wird rechnerisch maximal 42 dB(A) an den Immissionsorten 

Schlossstraße 29 und Langestraße 44 durch die bestehenden Windkraftanlagen 

und dem beantragten Vorhaben außerhalb der Gebäude emittiert. Dieser Schall-

pegel entspricht ungefähr dem Schallpegel einer leisen Unterhaltung. Für beide 

Immissionsorte ist gemäß TA Lärm ein am Tag ein Richtwert von 60 dB(A) zu be-

rücksichtigen. Die berechneten Werte liegen deutlich unter dem Richtwert. In der 

Nacht sind die dargestellten maximalen Schallpegel geringer, da zwölf der bean-

tragten Windkraftanlagen in einem reduzierten Modus (dadurch Leiser) betrieben 

werden. Dadurch, dass in der Prognose für alle Windkraftanlagen Mitwindbedin-

gungen berücksichtigt werden, sind die realen Immissionen niedriger, da je nach 

Windrichtung immer nur ein Teil der Windkraftanlagen im Mitwind zu den Immis-

StALU MS: Zu den hinsichtlich des Infraschalls vorgetragenen allgemeinen Befürch-

tungen wird auf Nr. 63 und 64 verwiesen. 
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Bericht, S. 98, 99). 

Im UVP-Bericht wurde wörtlich ausgeführt:  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37)  

 

Auf der Isophonen Karte ist die Lage der beiden beanstandeten 

Grundstücke erkennbar. Der lauteste Wert bis 95 % Nennleis-

tung ist 40 dB(A). Dieser Wert ist nach Ziffer 6.1 lit. d der TA-

Lärm sogar in allgemeinen Wohngebieten zulässig. Es handelt 

sich bei den nahe gelegenen IO 01 und IO 02 allerdings um ein 

Dorf- und Mischgebiet welches 45 dB(A) zulässt (Nr. 6.1 lit. c TA-

Lärm). 

 

Auch bezüglich des Infraschalls wurde in dem UVP-Bericht aus-

geführt:  

 

"Sonstige von WEA verursachte Immissionen wie elektromagne-

tische Felder und Infraschall werden als unschädlich einge-

schätzt. Bei Einhaltung der Richtwerte für Hörschall, sind auch 

die langwelligen Anteile der Schallimmissionen nicht als erheb-

lich anzusehen, sofern ausreichende Abstände zu schutzwürdi-

gen Nutzungen gewahrt bleiben. Durch Einhaltung des 1.000-m-

Abstandes zur Wohnbebauung werden durch 

die beantragten WEA keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-

gen auf die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen 

eintreten." 

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

sionsorten stehen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass in der Schallimmissions-

prognose immer der lautest Betriebszustand, wie zuvor erläutert, angenommen 

wird. Am Standort Penkun werden die Windkraftanlagen innerhalb eines Jahres 

Schätzungsweise 10% bis 15% der Betriebszeit bei Nennleistung laufen und den 

lautesten Betriebszustand erreichen. In der übrigen Betriebszeit werden die 

Windkraftanlagen keine Nennleistung erreichen und entsprechend weniger 

Schall emittieren, als in der Schallimmissionsprognose angenommen. 

 

Im Anhang A5 der Schallimmissionsprognose vom 28.11.2018 wird ausführlich 

auf tieffrequente Geräusche und Infraschall bei Windkraftanlagen eingegangen. 
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hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

 

Die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestell-

ten Pflichten sind erfüllt und es gehen keine schädlichen Umwelt-

auswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen 

aus.  

59 Die Anzahl und Anordnung 

der geplanten und vorhan-

denen WEA sowie ihr Ab-

stand zur Wohnbebauung 

führt zu einer erheblichen, 

optisch bedrängenden Wir-

kung. 

Die geplanten Anlagen haben keine unzulässige optisch bedrän-

gende Wirkung. Ob eine derartige Wirkung vorliegt bestimmt sich 

nach der Rechtsprechung nach einer Einzelfallabwägung und ist 

zunächst an der Gesamthöhe (Nabenhöhe zuzüglich der Hälfte 

des Rotordurchmessers) der Anlage zu orientieren. Darüber hin-

aus sind die örtlichen Verhältnisse in die Einzelfallbewertung ein-

zustellen (OVG NRW, B. v. 30.03.2017 – 8 A 2915/15 –, juris). 

Beträgt der Abstand zwischen einem Wohngebäude und einer 

Windkraftanlage mindestens das Dreifache der Gesamthöhe der 

geplanten Anlage, dürfte die Einzelfallprüfung überwiegend zu 

dem Ergebnis kommen, dass von dieser Anlage keine optisch 

bedrängende Wirkung zu Lasten der Wohnnutzung ausgeht 

(OVG NRW, B. v. 30.03.2017 – 8 A 2915/15 –, Rn. 35, juris). Die 

geplanten Anlagen haben eine Gesamthöhe von 244 m. Damit 

müsste zwischen der Wohnbebauung und den Anlagen ein Ab-

stand von 732 m bestehen. Die Anlagen halten zu der Wohnbe-

bauung einen Abstand von 1.000 m ein und sind damit nach der 

Rechtsprechung offensichtlich nicht optisch bedrängend.  

 

Es besteht keine gesetzliche Vorgabe zum Mindestabstand von 

Eine mögliche Bedrängungswirkung durch geplante Windkraftanlagen werden 

bereits auf raumordnerischer Ebene durch den regionalen Planungsverband ge-

prüft. Im Zuge mehrerer öffentlicher Beteiligungsstufen wurden durch den regio-

nalen Planungsverband Kriterien festgelegt, die Windeignungsgebiete erfüllen 

sollen und diese auf die gesamte Planungsregion Vorpommern angewendet.  

Bei Abständen unter 2x der Gesamthöhe einer Windkraftlage zur Wohnbebauung 

ist überwiegend mit einer optisch bedrängenden Wirkung zu rechnen, bei Ab-

ständen größer 3x der Gesamthöhe besteht überwiegend keine optisch bedrän-

genden Wirkung mehr (u.a. OVG Greifswald 3 LB 133/08 vom 10.04.18, OVG 

Schleswig 6 A 192/15 vom 26.01.17).  

Grundsätzlich stellt die Sichtbarkeit der Windkraftanlagen und eine davon mögli-

che resultierende optische bedrängende Wirkung keine Beeinträchtigung der 

menschlichen Gesundheit dar (OVG Münster 8 B 187/17 vom 29.06.17). 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 
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Windenergieanlagen zur Wohnbebauung in Mecklenburg-Vor-

pommern. Die Anlagenstandorte der von Notus beantragten An-

lagen halten jedoch einen Mindestabstand von 1.000 m zur 

nächstgelegenen Wohnbebauung ein, dies liegt sogar teilweise 

über den Mindestabständen zur Wohnbebauung nach den Pla-

nungskriterien der Zweiten Änderung des RREP VP Stand Ent-

wurf 2018 (das Verfahren läuft noch), die zu Einzelhäusern im 

Außenbereich einen Mindestabstand von 800 m vorsehen.  

60 Der Abstand der geplanten 

WEA zur Wohnbebauung 

ist mit ca. 650 m zu dicht, 

die Anlagenhöhe ist nicht 

ausreichend berücksich-

tigt.  

Es besteht keine gesetzliche Vorgabe zum Mindestabstand von 

Windenergieanlagen zur Wohnbebauung in Mecklenburg-Vor-

pommern. Die Anlagenstandorte der von Notus beantragten An-

lagen halten jedoch einen Mindestabstand von 1.000 m zur 

nächstgelegenen Wohnbebauung ein, dies liegt sogar teilweise 

über den Mindestabständen zur Wohnbebauung nach den Pla-

nungskriterien der Zweiten Änderung des RREP VP Stand Ent-

wurf 2018 (das Verfahren läuft noch), die zu Einzelhäusern im 

Außenbereich einen Mindestabstand von 800 m vorsehen. 

Ein Abstand von 650 m zur Wohnbebauung ist dem Antragsteller nicht bekannt. 

Die Anlagen werden mit einem Mindestabstand von 800 m zu Büssow und von 

1.00 m zur restlichen Wohnbebauung geplant. 

StALU MS Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 

 

61 Der geplante WEA-Typ 

V150 ist besonders laut 

und entspricht nicht mehr 

dem Stand der Technik. 

Es liegen keine unzulässigen Gesundheitsbeeinträchtigungen 

vor. Die Immissionsrichtwerte werden nicht unzulässig über-

schritten. Dies wird durch verschiedene Gutachten zu den Aus-

wirkungen der Anlagen festgestellt (siehe Schattenabschaltmo-

dule nach Schattenwurfgutachten S. 12, Schallgutachten S. 17, 

UVP-Gutachten, S. 101).  

 

Schallvermessungen des Windkraftanlagen Typs V150 4.2, an 

verschiedenen Standorten, haben gezeigt, dass dieser Anlagen 

Typ deutlich leiser ist als die Berechnungen prognostiziert haben. 

Somit gehört dieser Analgentyp in seiner Klasse, mit zu den lei-

sesten auf dem Markt (vgl. DNVGL 10168461-A-1-A vom 

23.09.2019; DNVGL 10172624-A-1-A vom 01.11.2019; DNVGL 

10172624-A-2-A_1 vom 07.11.2019).  

Schallvermessungen des Windkraftanlagen Typs V150 4.2, an verschiedenen 

Standorten, haben gezeigt, dass dieser Anlagentyp deutlich leiser ist als die Be-

rechnungen prognostiziert haben. Somit gehört dieser Analgentyp in seiner 

Klasse, mit zu den leisesten auf dem Markt (1). Entscheidend hierbei sind die 

einzelnen Frequenzbänder und nicht der mittlere Schallleistungspegel einer 

Windkraftanlage. Bei der derzeit gültigen frequenzselektiven Schallausbreitungs-

rechnung gemäß dem Interimsverfahren in der Fassung 2015-05.1 sind insbe-

sondere die tiefen und mittleren Frequenzen für die Berechnung der Immissions-

werte relevant. Das bedeutet, wenn der tiefe und mittlere Frequenzbereich einer 

Windkraftanlage besonders leise ist, so kommen auch deutlich weniger Schal-

limmissionen an einem Immissionsort an, im Vergleich zu einer Windkraftanlage 

die im hohen Frequenzbereich besonders leise ist. Dass die V150-4.2 zu den lei-

sesten Anlagen in ihrer Klasse gehört bestätigen Schallausbreitungsberechnun-

gen mit zwei weiteren gängigen Anlagentypen der 4MW Klasse für einen fiktiven 

Immissionsort in 1000m Entfernung:  

 

• Eine Vestas V150 4.2 (4.2 MW) imitiert 33 dB(A) 

• Eine Enercon E-138 E2 (4,5 MW) imitiert 35 dB(A) 

• Eine Nordex N149 4.0/4.5 (4,5 MW) imitiert 35 dB(A) 

 

(1) vgl. DNVGL 10168461-A-1-A vom 23.09.2019; DNVGL 10172624-A-1-A vom 

01.11.2019; DNVGL 10172624-A-2-A_1 vom 07.11.2019 

LUNG: Für die WEA des Typs Vestas V150 weist der Hersteller einen Schallleis-

tungspegel von LWA = 104,9 dB(A) aus. Dieser Wert passt sich in die Reihe von WEA 

anderer Hersteller derselben Leistungsklasse (4 – 5 MW) ein, z. B. ENERCON E-

141 4.2 MW mit LWA = 105,5 dB(A) oder Nordex N149/4.0-4.5 MW mit LWA = 105,9 

dB(A). 

62 Die geplante WEA NR A2 

beeinträchtigt die derzei-

tige Nutzung einer Pferde-

koppel des Einwendenden 

durch Geräuschbelästi-

gung und Schattenwurf 

(Flur 5, Flst. 349/1 und 

349/2), es wird ein Ab-

stand von 500 m gefordert. 

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben der 

Errichtung der 5 WEA von Notus.  

Pferde sind von ihrem Ursprung her vorsichtige Steppentiere mit hoher Fluchtbe-

reitschaft, d.h. insbesondere unvorhergesehene Reize führen zu Aufmerken bis 

hin zur Flucht. Von Windkraftanlagen gehen keine plötzlichen, sondern dauer-

hafte Reize aus; auch das Abschalten oder wieder Anfahren verläuft allmählich 

und löst keine Schreckreaktionen aus. Schattenwurf auf der Koppel oder dem 

Reitweg wird von den Pferden bemerkt, aber da diesem Reiz keine negativen 

Auswirkungen folgen, tritt schnell eine Gewöhnung ein. Insgesamt sind Pferde in 

menschlicher Haltung vielen optischen und akustischen Reizen ausgesetzt. Die 

Wirkungen von Windkraftanlagen sind im Vergleich zu sonstigen ortsüblichen 

Gegebenheiten unerheblich (1). 

 

StALU MS: Dem StALU MS liegen keine darüberhinausgehenden Erkenntnisse vor. 
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(1) Gutachten Windenergieanlagen und Pferde. Anja Seddig, Fakultät für Biolo-

gie, Universität Bielefeld, 17.11.2004  

 

4.4.2 Infraschall  

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

63 Es werden gesundheitliche 

Beeinträchtigungen (z.B. 

Herz-Kreislauferkrankun-

gen, Schlafstörungen, 

Kopfschmerzen) der An-

wohner durch Infraschall 

befürchtet. 

Es liegen keine unzulässigen Gesundheitsbeeinträchtigungen 

vor. Dies wird durch verschiedene Gutachten zu den Auswirkun-

gen der Anlagen festgestellt (siehe Schattenwurfgutachten, S. 

12; Schallgutachten, S. 17; UVP-Gutachten, S. 98 f.). Die Immis-

sionsrichtwerte werden nicht unzulässig überschritten. Um eine 

Überschreitung der zulässigen Beschattungszeiten zu vermei-

den, werden alle Windenergieanlagen mit einer Regeltechnik zur 

Reduzierung der Schattenwurfimmission ausgerüstet.  

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten und direkten Zu-

sammenhang zwischen dem von Windkraftanlagen ausgehenden Schallemissio-

nen (inkl. Infraschall) und gesundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen kön-

nen. Zu diesem Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects 

Related to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound and Infra-

sound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und die Leitlinien für Umge-

bungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp und van den Berg beziehen sich in ih-

rer Aussage auf 34 Beobachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 

2009 und 2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung auf 

mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröffentlichungen finden 

in ihren Untersuchungen keine ausreichenden Beweise, dass Schallemissionen 

von Windkraftanlagen zu Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstö-

rungen führen. 

 

Laboruntersuchungen haben nachgewiesen, dass hohe Intensitäten von Infra-

schall oberhalb der Wahrnehmungsschwelle ermüdend und konzentrationsmin-

dernd wirken sowie zu dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hier-

bei unbedingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen auftre-

tende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unterhalb der Wahrnehmungs-

schwelle liegt (vgl. Windenergie und Infraschall, LUBW 2019). Auch hält das 

Oberverwaltungsgericht Münster in seiner Entscheidung vom 19.12.2019 noch-

mal mit großer Deutlichkeit fest, dass eine gerichtliche Beweisaufnahme zu den 

Auswirkungen von Infraschall, den Windkraftanlagen erzeugen, nicht notwendig 

ist. Es gibt bisher keinen begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immis-

sion oder Infraschall durch Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheits-

schädliche Auswirkungen haben (OVG Münster 8 B 858/19 vom 19.12.19). 

 

Darüber hinaus legt der Gesetzgeber und die jeweiligen zuständigen Landesmi-

nisterien durch Verwaltungsvorschriften und Richtlinien genausten fest, unter 

welchen Bedingungen die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz auf-

gestellten Pflichten erfüllt sind. Die Verwaltungsvorschriften und Richtlinien wer-

den in regelmäßigen Abständen von Fachgremien (u.a. DIN/VDI-Normenaus-

schuss Akustik, Lärmminderung und Schwingungstechnik (NALS), Bund/Länder-

Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI)) unter Berücksichtigung des aktuel-

len Stands der Wissenschaft, geprüft und bei Bedarf angepasst. Einen deutlichen 

Beitrag zur Wissenschaft wird auch auf Landes- und Bundesebene durch das 

Auflegen von umfangreichen Forschungsvorhaben erbracht. Der Gesetzgeber 

stellt mit diesen verschiedenen Maßnahmen sicher, dass keine schädlichen Um-

weltauswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen ausgehen.  

LUNG: Dem LUNG sind Ergebnisse einer aktuellen epidemiologischen Studie aus 

Dänemark bekannt (Poulsen u.a. in Environmental Research, 2018), die untersucht 

hat, ob Menschen, die über einen längeren Zeitraum in der Nachbarschaft von Wind-

energieanlagen leben, öfter an Erkrankungen des Herz-Kreislaufsystems, an Blut-

hochdruck und an Diabetes leiden als Menschen, die diese Exposition nicht haben. 

Dabei konnten die Verfasser der Studie auf umfangreiches Material aus den langjäh-

rig und landesweit geführten Gesundheitsregistern Dänemarks zurückgreifen. Ein 

Zusammenhang konnte jeweils nicht nachgewiesen werden.  
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noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

 

Der UVP-Bericht führte wörtlich aus: 

 

"Sonstige von WEA verursachte Immissionen wie elektromagne-

tische Felder und Infraschall werden als unschädlich einge-

schätzt. Bei Einhaltung der Richtwerte für Hörschall, sind auch 

die langwelligen Anteile der Schallimmissionen nicht als erheb-

lich anzusehen, sofern ausreichende Abstände zu schutzwürdi-

gen Nutzungen gewahrt bleiben. Durch Einhaltung des 1.000-m-

Abstandes zur Wohnbebauung werden durch die beantragten 

WEA keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Ge-

sundheit und das Wohlbefinden des Menschen eintreten." (UVP-

Bericht, S. 37) 

64 Aussagen zu Infraschall, 

tieffrequentem Schall, Kör-

perschall fehlen in den Un-

terlagen vollständig, ob-

wohl Auswirkungen in 

Fachkreisen diskutiert wer-

den (Verweis auf Veröf-

fentlichungen des UBA). 

UBA 2013: "Geräuschbe-

lästigung durch tieffre-

quenten Schall", UBA 

2014: "Machbarkeitsstudie 

zu Wirkungen von Infra-

schall" 

Der UVP-Bericht geht auch auf den durch WEA verursachten Inf-

raschall ein. Es wird wörtlich ausgeführt:  

 

"Sonstige von WEA verursachte Immissionen wie elektromagne-

tische Felder und Infraschall werden als unschädlich einge-

schätzt. Bei Einhaltung der Richtwerte für Hörschall, sind auch 

die langwelligen Anteile der Schallimmissionen nicht als erheb-

lich anzusehen, sofern ausreichende Abstände zu schutzwürdi-

gen Nutzungen gewahrt bleiben. Durch Einhaltung des 1.000-m-

Abstandes zur Wohnbebauung werden durch die beantragten 

WEA keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Ge-

sundheit und das Wohlbefinden des Menschen eintreten." (UVP-

Bericht, S. 37) 

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

Im Anhang A5 der Schallimmissionsprognose vom 28.11.2018 wird ausführlich 

auf tieffrequente Geräusche und Infraschall bei Windkraftanlagen eingegangen. 

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten und direkten Zu-

sammenhang zwischen dem von Windkraftanlagen ausgehenden Schallemissio-

nen (inkl. Infraschall) und gesundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen kön-

nen. Zu diesem Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects 

Related to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound and Infra-

sound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und die Leitlinien für Umge-

bungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp und van den Berg beziehen sich in ih-

rer Aussage auf 34 Beobachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 

2009 und 2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung auf 

mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröffentlichungen finden 

in ihren Untersuchungen keine ausreichenden Beweise, dass Schallemissionen 

von Windkraftanlagen zu Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstö-

rungen führen. 

 

Laboruntersuchungen haben nachgewiesen, dass hohe Intensitäten von Infra-

schall oberhalb der Wahrnehmungsschwelle ermüdend und konzentrationsmin-

dernd wirken sowie zu dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hier-

LUNG: Die dem LUNG derzeit vorliegenden Veröffentlichungen zur Infraschallerzeu-

gung moderner WEA weisen im Infraschallbereich erzeugte Schallpegel aus, die 

deutlich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle des Menschen für Infraschalleinwir-

kungen liegen. Nach dem Kenntnisstand des LUNG gibt es keine wissenschaftlich 

nachvollziehbare Arbeit, die einen Zusammenhang zwischen Gesundheitsschäden 

und dem Infraschall belegt, den WEA emittieren. Aussagen, die diesen Zusammen-

hang bejahen, fehlt es weltweit an der erforderlichen empirischen Evidenz, d. h. ihre 

Verlässlichkeit kann nicht durch gesammelte Daten bzw. Erfahrungen belegt werden. 

Dies kann auch nicht die durch den Einwender benannte, „Machbarkeitsstudie zu 

Wirkungen von Infraschall, Entwicklung von Untersuchungsdesigns für die Ermittlung 

der Auswirkungen von Infraschall auf den Menschen durch unterschiedliche Quellen“ 

leisten. Es war auch nicht Ziel dieser Studie, so einen Nachweis zu erbringen. Viel-

mehr sollen weitere, auf dieser Studie fußende, Forschungsarbeiten für wissen-

schaftlich begründete Erkenntnisse sorgen.  

Im Juni 2020 wurde durch das Umweltbundesamt der Abschlussbericht der Laborun-

tersuchung „Lärmwirkungen von Infraschallimmissionen“ veröffentlicht. Die Untersu-

chung kommt u. a. zu dem Ergebnis, dass die in der Literatur und Normung aufge-

führten frequenzabhängigen Wahrnehmungsschwellen im Infraschallbereich bestä-

tigt werden können. Nicht wahrnehmbare Infraschallimmissionen wurden durch die 

Versuchspersonen auch nicht als belästigend bewertet. An der Untersuchung haben 
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die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

 

 

In der Studie "Mögliche gesundheitliche Effekte von Windener-

gieanlagen" von 2016, Hrsg. UBA steht "Bei den üblichen Ab-

ständen zwischen WEA und Wohnbebauung, aber auch im direk-

ten Umfeld der Anlagen, wird sowohl die Hörschwelle nach der 

gültigen DIN 45680 als auch die niedrigere Hör- und Wahrneh-

mungsschwelle nach dem Entwurf dieser Norm von 2013 im Inf-

raschallbereich nicht erreicht. Dies bestätigen auch umfangreiche 

Geräuschimmissionsmessungen an WEA in Bayern und Baden-

Württemberg." 

 

Weiterhin "Bisher gibt es keine konsistente Evidenz dafür, dass 

gesundheitliche Beeinträchtigungen durch Infraschallemissionen 

von WEA verursacht werden." 

bei unbedingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen auftre-

tende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unterhalb der Wahrnehmungs-

schwelle liegt (vgl. Windenergie und Infraschall, LUBW 2019). Auch hält das 

Oberverwaltungsgericht Münster in seiner Entscheidung vom 19.12.2019 noch-

mal mit großer Deutlichkeit fest, dass eine gerichtliche Beweisaufnahme zu den 

Auswirkungen von Infraschall, den Windkraftanlagen erzeugen, nicht notwendig 

ist. Es gibt bisher keinen begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immis-

sion oder Infraschall durch Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheits-

schädliche Auswirkungen haben (OVG Münster 8 B 858/19 vom 19.12.19). In ei-

ner Machbarkeitsstudie zu Wirkungen von Infraschall (Krahé et al, 2014), veröf-

fentlicht durch das Umweltbundesamt, halten die Autoren fest: „Für eine negative 

Auswirkung von ausschließlich Infraschall unterhalb der Wahrnehmungsschwelle 

konnten bislang keine wissenschaftlich gesicherten Erkenntnisse gefunden wer-

den, auch wenn zahlreiche Forschungsbeiträge entsprechende Hypothesen pos-

tulieren“ ((Krahé et al, 2014, S63f). 

neben Personen ohne „Infraschallerlebnisse“ auch „Vorbelastete Personen“ teilge-

nommen. Diese haben im Vorfeld bei Behörden tieffrequente oder Infraschallimmis-

sionen im persönlichen Umfeld gemeldet, welche durch spätere Schallmessungen 

bestätigt wurden. Vorbelastete und nicht vorbelastete Versuchspersonen wiesen 

keine signifikanten Unterschiede auf. 
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In der Machbarkeitsstudie der UBA von 2014 wurde Forschungs-

bedarf ermittelt, dem in den letzten Jahren nachgekommen 

wurde (siehe angeführte Studien). 

65 Von den WEA gehen Ge-

fährdungen der Gesund-

heit durch Infraschall aus. 

Eine Nichtbeachtung die-

ser Gefährdung führt zur 

Verletzung der in Art. 2 (2) 

GG garantierten Rechte. 

Eine Verletzung von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, der körperlichen 

Unversehrtheit, besteht nicht schon durch die Errichtung von 

Windenergieanlagen. Es besteht lediglich die Möglichkeit einer 

Gesundheitsgefährdung und eine daraus resultierende Vorsorge-

pflicht staatlicher Organe. Dieser wird jedoch durch die Einhal-

tung der Genehmigungsvoraussetzungen insbesondere zum Im-

missionsschutz ausreichend Rechnung getragen.  

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

Der Gesetzgeber und die jeweiligen zuständigen Landesministerien legen durch 

Verwaltungsvorschriften und Richtlinien genausten fest, unter welchen Bedingun-

gen die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten 

erfüllt sind. Die Verwaltungsvorschriften und Richtlinien werden in regelmäßigen 

Abständen von Fachgremien (u.a. DIN/VDI-Normenausschuss Akustik, Lärmmin-

derung und Schwingungstechnik (NALS), Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Im-

missionsschutz (LAI)) unter Berücksichtigung des aktuellen Stands der Wissen-

schaft, geprüft und bei Bedarf angepasst. Einen deutlichen Beitrag zur Wissen-

schaft wird auch auf Landes- und Bundesebene durch das Auflegen von umfang-

reichen Forschungsvorhaben erbracht. Der Gesetzgeber stellt mit diesen ver-

schiedenen Maßnahmen sicher, dass keine schädlichen Umweltauswirkungen 

und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen ausgehen und somit auch 

nicht gegen Artikel 2 des Grundgesetz verstoßen wird. 

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten und direkten Zu-

sammenhang zwischen dem von Windkraftanlagen ausgehenden Schallemissio-

nen (inkl. Infraschall) und gesundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen kön-

nen. Zu diesem Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects 

Related to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound and Infra-

sound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und die Leitlinien für Umge-

bungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp und van den Berg beziehen sich in ih-

rer Aussage auf 34 Beobachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 

2009 und 2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung auf 

mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröffentlichungen finden 

in ihren Untersuchungen keine ausreichenden Beweise, dass Schallemissionen 

von Windkraftanlagen zu Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstö-

rungen führen. 

 

Laboruntersuchungen haben nachgewiesen, dass hohe Intensitäten von Infra-

schall oberhalb der Wahrnehmungsschwelle ermüdend und konzentrationsmin-

dernd wirken sowie zu dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hier-

bei unbedingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen auftre-

tende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unterhalb der Wahrnehmungs-

schwelle liegt (vgl. Windenergie und Infraschall, LUBW 2019). Auch hält das 

Oberverwaltungsgericht Münster in seiner Entscheidung vom 19.12.2019 noch-

mal mit großer Deutlichkeit fest, dass eine gerichtliche Beweisaufnahme zu den 

Auswirkungen von Infraschall, den Windkraftanlagen erzeugen, nicht notwendig 

ist. Es gibt bisher keinen begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immis-

sion oder Infraschall durch Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheits-

schädliche Auswirkungen haben (OVG Münster 8 B 858/19 vom 19.12.19). 

StALU MS: Zu den hinsichtlich des Infraschalls vorgetragenen allgemeinen Befürch-

tungen wird auf Nr. 63 und 64 verwiesen. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

 

Die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestell-

ten Pflichten sind erfüllt und es gehen keine schädlichen Umwelt-

auswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen 

aus.  
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4.4.3 Schattenwurf, Schattenwurfprognose  

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

66 Durch die Beschattung im 

Garten und im Wintergar-

ten ist eine Nutzung der 

Wohnimmobilie der Ein-

wenderin in bisheriger 

Weise nicht mehr möglich.  

Eine unzulässige Beeinträchtigung durch den Schattenwurf der 

Anlagen wird verhindert, indem Schattenabschaltmodule ange-

bracht werden. Dadurch wird gewährleistet, dass die maßgebli-

chen Immissionsrichtwerte der „Hinweise zur Ermittlung und Be-

urteilung der optischen Immissionen von Windenergieanlagen 

(WEA-Schattenwurf-Hinweise)“ des Länderausschusses für Im-

missionsschutz vom 13.03.2002 eingehalten werden. 

Auch fügen sich die geplanten Anlagen in die schon vorhandene 

Vorbelastung durch die bereits vorhandenen Windfelder, Biogas-

anlagen und anderen technische Anlagen ein ( vgl. zu der Vorbe-

lastung: OVG NRW, B. v. 30.03.2017 – 8 A 2915/15 –, Rn. 35, 

juris). Es liegt eine bereits technogen überprägten Landschaft vor 

(UVP-Bericht, S. 84).  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (UVP-Bericht, S. 37) 

Die Einhaltung der geltenden Richtwerte für Schattenwurf ist im Zuge des Ge-

nehmigungsverfahrens nachzuweisen. 

 

Liegt eine Überschreitung der für Schattenwurfzeiten gültigen Immissionsricht-

werte an einem Immissionsort vor, so ist die Antragstellerin verpflichtet, die 

Windkraftanlagen abzuschalten. Dadurch ist sichergestellt, dass die maßgebli-

chen Immissionsrichtwerte der „Hinweise zur Ermittlung und Beurteilung der 

optischen Immissionen von Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurf-Hin-

weise)“ des Länderausschusses für Immissionsschutz vom 13.03.2002 einge-

halten werden. Somit wird ebenfalls sichergestellt, dass die nach § 5 und § 6 

Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten erfüllt sind und keine 

schädlichen Umweltauswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraftan-

lagen ausgehen.  

 

Zur Festlegung der relevanten Immissionsorte, hat der Gesetzgeber in Ab-

schnitt 1.2 der WEA Schattenwurf-Hinweise genaue Vorgaben zu den maßgeb-

lichen Immissionsorten gemacht. Ein Wintergarten der direkt an das Wohnge-

bäude angeschlossen ist, wird vom Gesetzgeber als ein schutzwürdiger Raum 

eingestuft. Ein Garten hingegen nicht.  

 

An der Büssow 6 kann in dem Zeitraum von Mitte September bis Ende März 

am Nachmitttag und frühen Abend Schattenwurf auftreten. In der übrigen Zeit 

des Jahres ist Schattenwurf ausgeschlossen.  

LUNG: Zur Beurteilung der optischen Wirkungen von WEA auf den Menschen finden 

die Maßstäbe der WEA-Schattenwurf Hinweise des LAI Anwendung. Hier werden die 

Anforderungen aus dem BImSchG zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbar-

schaft von genehmigungsbedürftigen Anlagen i. S. des BImSchG vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren, vor erheblichen Nachteilen und er-

heblichen Belästigungen konkretisiert. Von Relevanz sind danach die an einem Im-

missionsort tatsächlich auftretenden Immissionen. Sonnenschein mit Schattenwurf 

ist danach erst anzunehmen, wenn die Bestrahlungsstärke der direkten Sonnenein-

strahlung auf der zur Einfallsrichtung normalen Ebene mehr als 120 W/m² beträgt. 

Erst dann wird auch von Immissionen i. S. des BImSchG gesprochen. Die so defi-

nierten Immissionen durch periodischen Schattenwurf können vor Errichtung der 

WEA im Rahmen einer Prognose ermittelt werden. Zunächst ist zu ermitteln, ob sich 

zu berücksichtigende Immissionsorte innerhalb des Beschattungsbereiches von 

WEA befinden. Der dabei zu prüfende Bereich ergibt sich aus dem Abstand zur 

WEA, in welchem die Sonnenfläche gerade zu 20 % durch ein Rotor-blatt verdeckt 

wird. Da die Blatttiefe nicht über den gesamten Flügel konstant ist, sondern zur Ro-

torblattspitze hin abnimmt, ist ersatzweise ein rechteckiges Rotorblatt mit einer mitt-

leren Blatttiefe zu ermitteln und zugrunde zu legen. Diese und weitere für jeden 

WEA-Typ spezifischen technischen Angaben werden in der Prognose berücksichtigt. 

Für die Vorhersage von periodischem Schattenwurf ist darüber hinaus von folgenden 

An-nahmen auszugehen: 

 

- die Sonne ist als punktförmige Quelle anzunehmen 

- sie scheint tagsüber an allen Tagen des Jahres 

- es herrscht wolkenloser Himmel 

- für die Bewegung des Rotors herrscht immer ausreichender Wind 

- die Windrichtung entspricht dem Azimutwinkel der Sonne (die Rotorkreisfläche 

steht dann senkrecht zur Einfallsrichtung der direkten Sonneneinstrahlung) 

- der Schattenwurf für Sonnenstände unter 3° Erhöhung über Horizont wird wegen 

Bewuchs, Bebauung und der zu durchdringenden Atmosphärenschichten in ebenem 

Gelände vernachlässigt. 

 

Im Ergebnis wird jeweils ein Wert für die astronomisch maximal mögliche tägliche 

und jährliche Beschattungsdauer ermittelt, der aufgrund der angenommenen optima-

len Bedingungen (siehe vorstehend) als absolut auf der sicheren Seite liegend ange-

sehen werden muss. 

Nach den WEA-Schattenwurf-Hinweisen ist eine Einwirkung durch zu erwartenden 

periodischen Schattenwurf als nicht erheblich belästigend anzusehen, wenn die ast-

ronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer unter kumulativer Berücksichtigung 

aller WEA-Beiträge am jeweiligen Immissionsort nicht mehr als 30 Stunden pro Ka-

lenderjahr und darüber hinaus nicht mehr als 30 Minuten pro Kalendertag beträgt.  

Den vorstehend genannten Bewertungsgrundsätzen ist im Rahmen des Genehmi-

gungsverfahrens gem. § 4 BImSchG für die geplanten WEA am Standort Penkun 

Rechnung zu tragen. Die Ermittlungen der Antragsteller werden durch eigenständige 

Berechnungen des LUNG überprüft. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

67 Eine Gesundheitsgefähr-

dung durch Schatten-

schlag wird befürchtet. 

Eine unzulässige Beeinträchtigung durch den Schattenwurf der 

Anlagen wird verhindert, indem Schattenabschaltmodule ange-

bracht werden. Dadurch wird gewährleistet, dass die maßgebli-

chen Immissionsrichtwerte der „Hinweise zur Ermittlung und Be-

urteilung der optischen Immissionen von Windenergieanlagen 

(WEA-Schattenwurf-Hinweise)“ des Länderausschusses für Im-

missionsschutz vom 13.03.2002 eingehalten werden. 

Auch fügen sich die geplanten Anlagen in die schon vorhandene 

Vorbelastung durch die bereits vorhandenen Windfelder, Biogas-

anlagen und anderen technische Anlagen ein ( vgl. zu der Vorbe-

lastung: OVG NRW, B. v. 30.03.2017 – 8 A 2915/15 –, Rn. 35, 

juris). Es liegt eine bereits technogen überprägten Landschaft vor 

(UVP-Bericht, S. 84).  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (UVP-Bericht, S. 37) 

Liegt eine Überschreitung der für Schattenwurfzeiten gültigen Immissionsricht-

werte an einem Immissionsort vor, so ist die Antragstellerin verpflichtet, die 

Windkraftanlagen abzuschalten. Dadurch ist sichergestellt, dass die maßgebli-

chen Immissionsrichtwerte der „Hinweise zur Ermittlung und Beurteilung der 

optischen Immissionen von Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurf-Hin-

weise)“ des Länderausschusses für Immissionsschutz vom 13.03.2002 einge-

halten werden. Somit wird ebenfalls sichergestellt, dass die nach § 5 und § 6 

Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten erfüllt sind und keine 

schädlichen Umweltauswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraftan-

lagen ausgehen.  

LUNG: Es wird auf die Ausführungen unter Nr. 66 verwiesen. 

 

4.4.4 Lichtemissionen, Blinkfeuer, Diskoeffekt 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

68 Das nächtliche Blinken 

(Nachtbefeuerung) hindert 

insbesondere Kinder am 

Einschlafen und stört er-

heblich die Feierabender-

holung im Garten und im 

Wohnumfeld. 

Die Auswirkung der Befeuerung wird durch verschiedene Maß-

nahmen minimiert.  

 

Die visuelle Wirkung der Befeuerung wird durch die besondere 

technische Konstruktion der Befeuerung vermindert. Die Nacht-

kennzeichnung der beantragten WEA wird durch die Einbindung 

der Anlagen in ein Aktivradarsystem, welches Flugobjekte er-

kennt, nur bei Annäherung dieser rechtzeitig und nach Bedarf ge-

steuert eingeschaltet. Die Abstrahlung der verwendeten Beleuch-

tung erfolgt vor allem nach oben (UVP-Bericht, S. 36).  

 

Es sind keine erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das 

Schutzgut Mensch zu erwarten (UVP-Bericht, S. 37). 

Die Nachtkennzeichnung der Anlagen ist erforderlich, um den gesetzlichen An-

forderungen der Luftfahrt nachzukommen. Die Antragstellerin sieht jedoch vor 

die geplanten Anlagen in ein System für bedarfsgesteuerte Nachtkennzeich-

nung („Dark Sky“) zu integrieren. Die Nachtkennzeichnung wird nur dann akti-

viert, sobald sich ein Flugobjekt den Windkraftanlagen annähert. So wird das 

nächtliche Blinken der Anlagen erheblich reduziert. Der Gesetzgeber sieht eine 

Pflicht für die bedarfsgerechte Nachkennzeichnung ab 30.06.2021 vor. Bis da-

hin sollen alle Windkraftanlagen in das System eingebunden sein. 

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 
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4.4.5 Sonstiges  

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & Co. 

KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

69 Die geplanten WEA zer-

stören das intakte ökologi-

sche und soziale Umfeld 

und erschweren die erfolg-

reiche berufliche und sozi-

ale Wiedereingliederung 

seelisch behinderter Men-

schen in der Umgebung 

Eine unzulässige Beeinträchtigung liegt nicht vor. Die geplanten 

Anlagen halten die nach der TA-Lärm angesetzten Immissions-

richtwerte ein (siehe S. 17 Schallgutachten).  

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen den von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

 

Im Ergebnis führte der UVP-Bericht wörtlich aus:  

Leider kann im Rahmen von Genehmigungsverfahren nicht auf individuelle 

Empfindlichkeiten oder besondere Wünsche abgestellt werden. Die Zulässig-

keit eines Vorhabens sind nach den Vorgaben des Immissionsschutzrecht zu 

beurteilen, welches sich am durchschnittlich empfindlichen Menschen orientie-

ren muss. Es kommt maßgeblich auf die Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftig-

keit der betroffenen Nutzung am jeweiligen Immissionsort an; diese richtet sich 

nach der Art des Gebietes, in dem das Grundstück liegt, und den weiteren kon-

kreten tatsächlichen Verhältnissen. Bei dieser Bewertung ist der vorhandene 

technisch-wissenschaftliche Sachverstand, der insbesondere in technischen 

Regelwerken zum Ausdruck kommt – wie etwa der TA Lärm –, heranzuziehen 

(BVerwG, Urteil vom 21. Dezember 2010 – 7 A 14/09 –, Rn. 27, juris m.w.N.) 

StALU MS: Die gegenständlichen Windenergieanlagen sind nach dem BImSchG ge-

nehmigungsbedürftig. Der Zweck des BImSchG ist in § 1 wie folgt beschrieben:   

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen (…) vor schädlichen Umwelteinwirkun-

gen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

 



Seite 72/127 Windfeld Penkun 

 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & Co. 

KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37) 

 

Zudem wird auch das ökologische Umfeld nicht unzulässig be-

einträchtigt.  

 

"Als Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung zur Errichtung 

und den Betrieb der beantragten 5 Windenergieanlagen ein-

schließlich Zuwegungen und Nebenanlagen im Windeignungsge-

biet Nr.54 „Penkun“ wird festgestellt, dass unter Berücksichtigung 

der genannten schutzgutspezifischen 

Vermeidungsmaßnahmen und nach Durchführung der geplanten 

Kompensationsmaßnahmen für Eingriffe in Natur- und Land-

schaft (vgl. Eingriffs-Ausgleichs-Plan) keine erheblich nachteili-

gen Umweltauswirkungen verbleiben." (S. 101 UVP-Bericht).  

 

Geprüft wurden innerhalb des UVP-Berichts die Auswirkungen 

der geplanten Anlagen auf alle Schutzgüter des § 2 Abs. 1 UVPG 

(Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit; Tiere, 

Pflanzen und die biologische Vielfalt; Fläche, Boden, Wasser, 

Luft, Klima und Landschaft; kulturelles Erbe und sonstige Sach-

güter; die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutz-

gütern). 

 

Die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestell-

ten Pflichten sind erfüllt und es gehen keine schädlichen Umwelt-

auswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen 

aus. Es ist daher nicht davon auszugehen, dass es zu Beein-

trächtigungen psychischer oder physischer Art kommt.  
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70 Es fehlen Belege zum Ok-

tavband, auch Terzpegel 

sowie Ton- und Impulshal-

tigkeit müssen bestimmt 

werden. Da längst Anlagen 

dieses Typs errichtet wor-

den sind, sind diese leicht 

zu beschaffen. Die allge-

meinen Herstellerangaben 

sind ungeeignet.  

Am 5./6. September 2017 wurde auf der 134. Sitzung der 

Bund/Länder 

Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) beschlossen, den 

Ländern zu empfehlen, die Hinweise zum Schallimmissions-

schutz bei Windkraftanlagen, Überarbeiteter Entwurf Stand 

30.06.2016 anzuwenden.  

 

"Nach den LAI-Hinweisen – Entwurf Stand 30.06.2016 sind 

Schallleistungspegel von WEA mit zugehörigem Oktavspektrum 

zu berücksichtigen. Liegen keine qualifizierten Informationen 

über detaillierte anlagenbezogene Oktavspektren vor, wird das 

angegebene Referenzspektrum nach LAI-Hinweisen angewen-

det." (Schallgutachten, S. 5)  

 

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Gutachtens war in Deutschland 

noch keine WEA vom Typ Vestas V150 in Betrieb, Schalldaten 

aus Vermessungen konnten daher nicht vorliegen. 

 

In Ziffer 2.3 des Schallgutachtens (S. 8 ff.). wird ausführlich auf 

die Oktavbänder eingegangen. Mangels des Vorliegens von 

Vermessungen des geplanten WEA-Typs V150-4.2 MW wird der 

jeweils höchste vom Hersteller 

garantierte Pegel verwendet. 

 

Die Herstellerangaben können nach Nr. 1.2 Var. a der LAI-Hin-

weise herangezogen werden, wenn bei den ersten Anlagen eines 

neuen Anlagentyps noch keine Messberichte vorliegen. Dies ist 

vorliegend der Fall. Die Angaben erfassen auch gemäß den Vo-

raussetzungen der Nr. 1.2 Var. a der LAI Hinweise das zugehö-

rige Oktavspektrum (Anhang A des Schallgutachtens "Hersteller-

garantien zum Schallleistungspegel mit Oktavband und zu 

verwendende Unsicherheitsaufschläge", S.5 ff.). 

 

Die Herstellerangaben basieren auf Ergebnissen der Untersu-

chungen von Windenergieanlagen mit Rotoren, die der V150 von 

der Größe her möglichst nahekommen. Es handelt sich um die 

„bestmögliche Schätzung“ (S. 4, 7 der Herstellerangaben "V150–

4.0/4.2 MW Schallleistungspegel im Oktavband").  

 

Das Berechnungsmodell verwendet keine Terzpegel zur Ermitt-

lung der Immissionspegel. Angabe der Terzpegel würde eine Ge-

nauigkeit suggerieren die in der Berechnung nicht erreicht wird 

 

Außerdem treten durch technologischen Fortschritt bei aktuellen 

WEA-Typen Ton- und Impulshaltigkeiten nur noch sehr selten 

auf. Die V150 4.2 wurde inzwischen auch 3fach vermessen und 

es wurden keine Zuschläge für Ton und Impulshaltigkeiten verge-

ben. 

Der Anlage A3 der Schallimmissionsprognose vom 28.11.2018 können alle re-

levanten Angaben zu den Schallemissionen der geplanten Windkraftanlage 

entnommen werden.  

 

Zum Zeitpunkt der Erstellung der Schallimmissionsprognose lagen noch keine 

offiziellen Messberichte der V150 4.2 vor. Grundsätzlich fließen in die Berech-

nung der Schallpegel für neue entwickelte Windkraftanalgen, die Erfahrungen 

und Messergebnisse von den neusten aber bereits gebauten Windkraftanlagen 

mit ein. Zum Beispiel bei dem Geräuschverhalten des Rotors liegen dem Her-

steller umfangreiche Kenntnisse von errichteten Windkraftanlagen vor, die alle 

mit in die Berechnung des Geräuschverhaltens für einen neu entwickelten Ro-

tor mit berücksichtigt werden. 

 

 

Grundsätzlich werden die in der Schallimmissionsprognose verwendeten 

Schallpegel der beantragten Windkraftanlagen im Genehmigungsbescheid fest-

gehalten. Der Genehmigungsbescheid legt auch fest, dass durch eine oder 

mehrere Vermessungen nachgewiesen werden muss, dass die festgeschriebe-

nen Schallpegel eingehalten werden. 

 

Windkraftanlagen die unterhalb 3 kHz im Nahbereich eine Tonhaltigkeit von 

größer 2 dB(A) hervorrufen sind nicht Stand der Technik. Treten bei neuen er-

richteten Windkraftanlagen Tonhaltigkeiten auf, müssen Maßnahmen zur Min-

derung der Tonhaltigkeit ergriffen werden (kurzfristig z. B. Vermeiden des Dau-

erbetriebs mit der Drehzahl, bei welcher die Tonhaltigkeit auftritt; langfristig: 

technische Minderungsmaßnahmen).  

 

Impulshaltigkeiten treten in der Regel bei Windkraftanlagen nicht auf, wären 

aber ebenso unzulässig im Betrieb und zu beheben.  

LUNG: Die Anträge zur Genehmigung von WEA des Typs Vestas V150-4.2 wurden 

mit Datum vom 16.10.2018 bzw. 19.12.2018 eingereicht. Mit Bericht vom 07.11.2019 

wurde erstmalig das Ergebnis einer schalltechnischen Vermessung vorgelegt. Das 

heißt, zum Zeitpunkt der Antragstellung lagen keine Kenntnisse über das schalltech-

nische Verhalten des WEA-Typs aus Vermessungen vor. Den Antragstellern blieb 

nur die Verwendung von Herstellerwerten in der Prognose. Das LUNG wird aber den 

aktuellen Erkenntnisstand in seine Überprüfung der Schallprognosen einbinden. 
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71 Das angewandte "Inte-

rimsverfahren" ist nur ei-

nes von mehreren mögli-

chen. Das Gutachten legt 

nicht dar, warum dieses 

gewählt wurde und be-

schäftigt sich nicht mit al-

ternativen Möglichkeiten 

bzw. deren Vor- und Nach-

teilen. Dies wäre aufgrund 

von § 16 Abs. 5 S.1 

UVPG, Anl. 4 Ziffer 11 

UVPG und § 13 9. BIm-

SchV erforderlich.  

Die Genehmigungsbehörde hat angesichts der Empfehlung der 

Bund/Länder Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) zur 

Anwendung des Interimsverfahrens Anfang September 2017 

festgestellt, dass Schallimmissionsprognosen für WEA nicht 

mehr auf Grundlage des in der Technischen Anleitung zum 

Schutz gegen Lärm – TA-Lärm von 26. August 1998 (GMBI Nr. 

26/1998 S. 503) nach DIN ISO 9613-2 vorgesehenen „Alternati-

ven Verfahrens“, sondern des „Interimsverfahrens“ nach den Hin-

weisen der LAI zum Schallimmissionsschutz bei WEA mit Stand 

30. Juni 2016 erstellt werden sollen (vgl. UVP-Bericht, S. 32).  

 

Die TA Lärm und das damit verbundene Schallausbreitungsmo-

dell (DIN ISO 9613-2) ist auch aktuell noch nicht durch wissen-

schaftlichen Erkenntnisfortschritt überholt, sie entfaltet immer 

noch Bindungswirkung bei der Beurteilung der Erheblichkeit von 

Schallimmissionen von WEA (OVG Schleswig 6 A 192/15 vom 

26.01.17, VGH Kassel 9 B 2455/18 vom 24.01.19). 

 

Die Schallimmissionsprognose wurden nach den derzeit gültigen 

Regeln angefertigt. 

 

Gemäß Anlage 4 Ziff. 11 zum UVPG muss der UVP- Bericht eine 

Beschreibung der Methoden oder Nachweise, die zur Ermittlung 

der erheblichen Umweltauswirkungen genutzt wurden, enthalten. 

Eine derartige Beschreibung ist in dem UVP-Bericht enthalten 

(siehe UVP-Bericht S. 13 ff.). Zudem sind näherer Hinweise auf 

Schwierigkeiten und Unsicherheiten, die bei der Zusammenstel-

lung der Angaben aufgetreten sind, zum Beispiel technische Lü-

cken oder fehlende Kenntnisse, anzugeben. Dies bezieht sich 

auf die unter der Anwendung des gewählten anerkannten Verfah-

rens entstehenden Unsicherheiten, nicht jedoch auf Abwägungen 

bezüglich des anzuwendenden Verfahrens.  

 

Der UVP-Bericht wurde nach den Vorgaben der Genehmigungs-

behörde erarbeitet und entspricht den gesetzlichen Anforderun-

gen. 

 

Der Gesetzgeber und die jeweiligen zuständigen Landesministerien legen 

durch Verwaltungsvorschriften und Richtlinien fest, unter welchen Bedingungen 

die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten 

erfüllt sind. Die Verwaltungsvorschriften und Richtlinien werden in regelmäßi-

gen Abständen von Fachgremien (u.a. DIN/VDI-Normenausschuss Akustik, 

Lärmminderung und Schwingungstechnik (NALS), Bund/Länder-Arbeitsgemein-

schaft Immissionsschutz (LAI)) unter Berücksichtigung des aktuellen Stands 

der Wissenschaft, geprüft und bei Bedarf angepasst. Einen deutlichen Beitrag 

zur Wissenschaft wird auch auf Landes- und Bundesebene durch das Auflegen 

von umfangreichen Forschungsvorhaben erbracht. Der Gesetzgeber stellt mit 

diesen verschiedenen Maßnahmen sicher, dass keine schädlichen Umweltaus-

wirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen ausgehen.  

 

Dem Ersteller einer Schallimmissionsprognose wird durch den Gesetzgeber 

vorgeben nach welcher Methodik die Berechnung und Beurteilung der Schal-

limmissionen von Windkraftanlagen zu erfolgen hat. Dem Ersteller steht keine 

Auswahl an Methoden zur Verfügung und er muss sich an die Vorgaben halten. 

LUNG: Es wird auf die Ausführungen unter Nr. 41 verwiesen. 

72 Die Gesamtbelastungen 

werden ohne Dezimalstel-

len ausgewiesen, daher 

besteht der Verdacht re-

gelwidriger Abrundungen, 

um die Ergebnisse zu 

schönen. 

Gemäß Hinweisen der LAI zum Schallimmissionsschutz bei WKA 

sind "Beurteilungspegel nach den Rundungsregeln der DIN 1333 

gemäß Ziffer 4.5.1 als ganzzahlige Werte anzugeben."  

Weiterhin ist es in der Fachliteratur unbestritten, dass bereits die 

erste Nachkommastelle mit Unsicherheiten behaftet ist, während 

die zweite physikalisch und berechnungspraktisch bedeutungslos 

ist. [s. 109, Windenergiehandbuch, Agatz 2018] 

 

Es sind außerdem alle Nachkommastellen dem Anhang C zu 

entnehmen. 

Die vorgenommene Rundung entspricht den LAI-Hinweise zur Auslegung der 

TA Lärm vom 23. März 2017. Dort heißt es u.a. unter dem Abschnitt „Run-

dungsvorschriften für gerechnete und gemessene Pegelwerte“: „Bei der Be-

rechnung von Zwischenwerten ist soweit möglich und sinnvoll, eine Nachkom-

mastelle anzugeben. Der Beurteilungspegel sollte in vollen dB angegeben wer-

den. Hier sollte keine Genauigkeit vorgetäuscht werden, die nicht vorhanden 

ist.“ 

Im Übrigen kann die Dezimalzahl mit zwei Nachkommastellen den detaillierten 

Ergebnissen des Anhang A4 entnommen werden. 

LUNG: Die Gutachten enthalten jeweils Anhänge, die detaillierten Ergebnisse der 

Schallberechnungen bis zur 2. Nachkommastelle ausweisen.  
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73 Die geplante Richtwert-

überschreitung von 1 

dB(A) ist nicht zulässig, da 

die Voraussetzungen nach 

Nr. 3.2.1 Abs. 3 TA-Lärm 

nicht bestehen.   

Die TA-Lärm trifft umfassende Regelungen zu den von einem 

Vorhaben einzuhaltenden zulässigen Immissionsrichtwerten. 

Werden diese Werte teilweise (zum Beispiel aufgrund der Vorbe-

lastung) überschritten, kann dies nach der Wertung der TA-Lärm 

teilweise zulässig sein. Derartige Wertungen wurden durch den 

Verordnungsgeber vorgenommen, wobei es sich um eine auf 

wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende normkonkretisie-

rende Verwaltungsvorschriften handelt (vgl. VG Saarland, B. v. 

27.07.2010 – 5 L 538/10 –, Rn. 59, 60 juris). Die Überschreitung 

der Immissionsrichtwerte unter Berücksichtigung der Vorbelas-

tung an den IO 11, 22, 30 beträgt nicht mehr als 1 dB(A) und ist 

daher gemäß Nr. 3.2.1 TA-Lärm zulässig. Abweichende Rege-

lungen obliegen dem Verordnungsgeber (vgl. VG Saarland, B. v. 

27. Juli 2010 – 5 L 538/10 –, Rn. 59, juris).  

 

Die "dauerhafte Sicherstellung" gemäß Ziff. 3.2.1 Abs. 3 TA-Lärm 

setzt voraus, dass für die überschaubare Zukunft eine höhere 

Überschreitung der Immissionsrichtwerte aus tatsächlichen oder 

rechtlichen Gründen ausgeschlossen erscheint (Hansmann in: 

Landmann/Rohmer (Hrsg.), UmweltR, 91. EL September 2019, 

TA-Lärm Nr. 3 3. Rn. 19). Dies bezieht sich nicht auf Unsicher-

heiten der wissenschaftlichen Bewertung einer Methode. Viel-

mehr muss sichergestellt sein, dass die nach der angewandten 

Methode berechneten Immissionswerte die Immissionsrichtwerte 

der TA-Lärm dauerhaft höchstens um 1 dB(A) überschritten wer-

den. Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte wird in einem Ge-

nehmigungsbescheid festgelegt. Gemäß § 52 Abs. 1 S. 1 BIm-

SchG müssen und können die zuständigen Behörden die Durch-

führung dieses Gesetzes und der auf dieses Gesetz gestützten 

Rechtsverordnungen überwachen und nach S. 3 Genehmigun-

gen überprüfen.  

In der zu berücksichtigenden Verwaltungsvorschrift TA Lärm wird im Abschnitt 

3.2.1. geregelt, dass eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte Aufgrund 

der Vorbelastung zulässig ist, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass die Über-

schreitung nicht mehr als 1 dB(A) beträgt. An den Immissionsorten K, S und V 

wird der Immissionsrichtwert um 1 dB(A) überschritten. An allen drei Immission-

sorten ist der Abschnitt 3.2.1 anwendbar, da sie von der Vorbelastung verur-

sacht wird.  

LUNG: Gemäß Nr. 3.2.1 Abs. 3 TA Lärm ist die Genehmigung für ein Vorhaben auch 

dann nicht zu versagen, wenn der Immissionsrichtwert um maximal 1 dB(A) über-

schritten wird. Da auf die Gesamtbelastung Bezug genommen wird, ist es letztlich 

unerheblich, ob die Überschreitung aus einer Vorbelastung stammt oder erst durch 

die Zusatzbelastung eintritt.  

74 Die geplante Richtwert-

überschreitung von 1 

dB(A) hätte auch im UVP-

Bericht behandelt werden 

müssen. 

Die Überschreitung von 1 dB(A) wurde im UVP-Bericht auf Seite 

33 thematisiert.  

In der zu berücksichtigenden Verwaltungsvorschrift TA Lärm wird im Abschnitt 

3.2.1. geregelt, dass eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte aufgrund 

der Vorbelastung zulässig ist, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass die Über-

schreitung nicht mehr als 1 dB(A) beträgt. An den Immissionsorten K, S und V 

wird der Immissionsrichtwert um 1 dB(A) überschritten. An allen drei Immission-

sorten ist die Überschreitung zulässig, da sie von der Vorbelastung verursacht 

wird.  

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 

 

75 Es wird zu erörtern sein, 

ob die angesetzte Boden-

dämpfung von -3 Agr an-

gemessen ist. 

Der Bodendämpfungswert wird durch die Hinweise der LAI vor-

gegeben und wurde im Berechnungsmodell entsprechend be-

rücksichtigt. 

Zur Berechnung der Immissionswerte wird in dem oben genannten Gutachten, 

das Interimsverfahren in der Fassung 2015-05.1 verwendet. Bei dem Interims-

verfahren handelt es sich um eine Modifizierung des Berechnungsmodells ge-

mäß der DIN ISO 9613-2. Im Wesentlichen wurde beim dem Interimsverfahren 

der Faktor der Bodendämpfung (Agr) angepasst, sodass der Boden im Berech-

nungsmodell als Schallhart berücksichtigt wird. Als Schallhart werden Oberflä-

chen bezeichnet, die Schall nicht aufnehmen (keine dämpfende Wirkung ha-

ben), sondern ausschließlich reflektieren. Ein Wert von Agr -3 entspricht dem 

Schallhartenboden. 

LUNG: Der Ansatz für die Bodendämpfung ist nicht willkürlich auszuwählen, sondern 

Bestandteil des Bewertungsverfahrens (Interims).  
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76 Forderung einer Genehmi-

gungserteilung erst nach 

Abschluss der Forschun-

gen des UBA zu mentalen 

und körperlichen Auswir-

kungen von WEA auf Men-

schen, um Verstöße gegen 

Art. 2 GG auszuschließen. 

Eine Verletzung von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, der körperlichen 

Unversehrtheit, besteht nicht schon durch die Errichtung von 

Windenergieanlagen. Es besteht lediglich die Möglichkeit einer 

Gesundheitsgefährdung und eine daraus resultierende Vorsorge-

pflicht staatlicher Organe. Dieser wird jedoch durch die Einhal-

tung der Genehmigungsvoraussetzungen insbesondere zum Im-

missionsschutz (TA-Lärm) ausreichend Rechnung getragen.  

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

In Bezug auf Schallimmissionen konkretisiert die TA Lärm den rechtlich erhebli-

chen Begriff der schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche. Sie stellt 

eine normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift dar. Ihr kommt, soweit sie für 

Geräusche den unbestimmten Rechtsbegriff der schädlichen Umwelteinwirkun-

gen konkretisiert, eine selbst im gerichtlichen Verfahren zu beachtende Bin-

dungswirkung zu (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. August 2007 – 4 C 2/07 –, 

BVerwGE 129, 209, Rn. 12, juris). Diese Bindungswirkung entfällt nur dann, 

wenn die in der TA Lärm enthaltenen Aussagen durch Erkenntnisfortschritte in 

Wissenschaft und Technik überholt sind und sie deshalb den gesetzlichen An-

forderungen nicht mehr gerecht werden (vgl. BVerwG, Beschl. v. 31.3.1996 - 

BVerwG 7 B 164.95, juris Rn. 19). Hiervon kann nicht ausgegangen werden, 

zumal sich die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) erst 

in den letzten Jahren mit dem Prognoseverfahren für die Berechnung von Ge-

räuschimmission von Windenergieanlagen beschäftigt hat und Anpassungen 

vorgenommen wurden (sog. Interimsverfahren). Dies wurde unter Auswertung 

der aktuell bekannten Studien auch in Bezug auf Infraschall erneut festgehalten 

(vgl. OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 19. Dezember 2019 – 8 B 

858/19 –, Rn. 20 ff., juris). Ein Abwarten etwaiger weiterer Studien sehen die 

gesetzlichen Regelungen nicht vor. Vielmehr hat die Antragstellerin nach § 6 

Abs. 1 BImSchG einen Genehmigungsanspruch. Insbesondere die verfahrens-

rechtlichen Vorschriften des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-

fahrens legen fest, dass die Genehmigung im Rahmen eines förmlich geregel-

ten Verfahrens innerhalb eines festgelegten Zeitraums zu erteilen ist (§ 10 BIm-

SchG, 9. BImSchV, PlanSiG).  

StALU MS: Die gegenständlichen Windenergieanlagen sind nach dem BImSchG ge-

nehmigungsbedürftig. Der Zweck des BImSchG ist in § 1 wie folgt beschrieben:   

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen (…) vor schädlichen Umwelteinwirkun-

gen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

Ergebnisse von Genehmigungsverfahren nach BImSchG genügen entsprechend den 

Ansprüchen des Art. 2 GG. 
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Rn. 20, juris). 

 

Der UVP-Bericht führt zudem wörtlich aus:  

 

"Sonstige von WEA verursachte Immissionen wie elektromagne-

tische Felder und Infraschall werden als unschädlich einge-

schätzt. Bei Einhaltung der Richtwerte für Hörschall, sind auch 

die langwelligen Anteile der Schallimmissionen nicht als erheb-

lich anzusehen, sofern ausreichende Abstände zu schutzwürdi-

gen Nutzungen gewahrt bleiben. Durch Einhaltung des 1.000-m-

Abstandes zur Wohnbebauung werden durch 

die beantragten WEA keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-

gen auf die Gesundheit und das Wohlbefinden des Menschen 

eintreten." 

 

Die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestell-

ten Pflichten sind erfüllt und es gehen keine schädlichen Umwelt-

auswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen 

aus.  

77 Gesundheitliche Beein-

trächtigungen durch WEA 

sind im Umkreis mehrerer 

Kilometer um die WEA 

feststellbar. Verweis auf 

entsprechende Studien 

des UBA, Warnungen des 

RKI, Studie Uni Mainz, 

Prof. Kahe der Uni Wup-

pertal, "finnische Studie" 

und weitere. 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Mensch 

und insbesondere die menschliche Gesundheit werden umfäng-

lich berücksichtigt und geprüft. Es wurde ein UVP-Bericht erstellt, 

welcher ausdrücklich ausführte:  

 

"Als Ergebnis des UVP-Berichts wird nachgewiesen, dass nach 

Durchführung der im Eingriffs-Ausgleichs-Plan für die 5 WEA ge-

planten Vermeidungsmaßnahmen bei Umsetzung des beantrag-

ten Vorhabens keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen 

auf die Schutzgüter des § 2 Abs. 1 UVPG zu erwarten sind."  

 

Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 UVPG ist auch der Mensch, insbeson-

dere die menschliche Gesundheit, ein Schutzgut, welches zu be-

rücksichtigen ist. In dem UVP-Bericht (S. 31 ff.) wurden die Aus-

wirkungen des Windfelds auf den Menschen durch Immissionen 

von Lärm, Schattenwurf und visuelle Störungen untersucht. Der 

Prüfung lag ein Schallgutachten und ein Schattenwurfgutachten 

zugrunde. 

 

Im Ergebnis führte der UVP-Bericht wörtlich aus:  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37) 

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten 

und direkten Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanla-

Tatsächlich sind Schallwellen, insbesondere tieffrequenter Schall, mit entspre-

chend empfindlichen Geräten über viele Kilometer feststellbar. Derartige Ge-

räte finden z.B. in der Erdbebenforschung Anwendung. Eine Detektierbarkeit 

erlaubt jedoch keinen Rückschluss auf die Wahrnehmung von Infraschall durch 

den Menschen oder gar auf gesundheitliche Auswirkungen des Schalls von 

Windkraftanlagen. So stellt das Umweltbundesamt in einer neueren Studie 

("Technische Maßnahmen zur Minderung akzeptanzhemmender Faktoren der 

Windenergienutzung an Land", Mai 2019) fest: "Im Hinblick auf akustische Ef-

fekte kann für die Infraschallbelastung durch Windenergieanlagen somit nach 

heutigem Stand der Forschung davon ausgegangen werden, dass diese im 

Vergleich mit anderen (natürlichen und anthropogenen) Quellen sehr gering 

sind, so dass es nach dem aktuellen Forschungsstand hierbei nicht zu negati-

ven Auswirkungen auf die Gesundheit kommt."  

LUNG: Zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen wird auf Nrn. 63 und 64 verwiesen. 

Die Aussagen der finnischen Untersuchungen geben keine neuen Hinweise hinsicht-

lich der Ausbreitung und der Wirkung von Infraschall, der von WKA hervorgerufen 

wird. Es wird lediglich beschrieben, dass ein langanhaltendes, periodisches Infra-

schallsignal gemessen wurde, „das eine ganze Gegend bis 14 km erfüllt“. Dabei wur-

den weder Angaben zu Schalldruckpegeln noch zum eingesetzten Messsystem vor-

genommen. Auf die Aussage der UBA-Studie zur Bestätigung der Wahrnehmungs-

schwelle wird verwiesen (Nr. 64). 
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gen ausgehenden Schallemissionen (inkl. Infraschall) und ge-

sundheitlichen Beeinträchtigungen herstellen können. Zu diesem 

Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health Effects Re-

lated to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound 

and Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und 

die Leitlinien für Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp 

und van den Berg beziehen sich in ihrer Aussage auf 34 Be-

obachtungs- oder experimentelle Studien die zwischen 2009 und 

2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersuchung 

auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröf-

fentlichungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichen-

den Beweise, dass Schallemissionen von Windkraftanlagen zu 

Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinnitus oder Schlafstörungen füh-

ren. 

 

Grundsätzlich haben Laboruntersuchungen nachgewiesen, dass 

hohe Intensitäten von Infraschall oberhalb der Wahrnehmungs-

schwelle ermüdend und konzentrationsmindernd wirken sowie zu 

dauerhaften Hörschäden führen können. Jedoch ist hierbei unbe-

dingt zu beachten, dass der im Umfeld von Windkraftanlagen 

auftretende Infraschall bereits in 150m Abstand deutlich unter-

halb der Wahrnehmungsschwelle liegt (vgl. Windenergie und Inf-

raschall, LUBW 2019). Um die Auswirkungen der Windenergie-

anlagen auf die Bevölkerung möglichst klein zu halten, halten die 

Anlagenstandorte der von Notus beantragten Anlagen einen Min-

destabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung 

ein, dies liegt sogar teilweise über den Mindestabständen zur 

Wohnbebauung nach den Planungskriterien der Zweiten Ände-

rung des RREP VP Stand Entwurf 2018 (das Verfahren läuft 

noch), die zu Einzelhäusern im Außenbereich einen Mindestab-

stand von 800 m vorsehen.  

 

Nach der Rechtsprechung liegt der durch eine Windenergiean-

lage erzeugte Infraschall zudem im Allgemeinen unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des menschlichen Gehörs und führt 

nach dem bisherigen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse 

grundsätzlich nicht zu Gesundheitsgefahren (VG Münster, U. v. 

17.01.2020 – 10 K 7302/17 –, Rn. 69, juris; OVG NRW, B. v. 

29.11.2017 – 8 B 663/17 –, Rn. 66, juris; OVG NRW, B. v. 

19.12.2019 – 8 B 858/19 –, Rn. 20, juris). Auch gibt es keinen 

begründbaren Ansatz für relevante tieffrequente Immission durch 

Windkraftanlagen, die nachweisbar gesundheitsschädliche Aus-

wirkungen haben (OVG NRW, B. v. 19.12.2019 – 8 B 858/19 –, 

Rn. 20, juris). 

 

In der Studie "Mögliche gesundheitliche Effekte von Windener-

gieanlagen" von 2016, Hrsg. UBA werden keine Ergebnisse for-

muliert, sondern Fragen gestellt. Es werden potentielle Emitten-

ten von Infraschall genannt, die (subjektive) Betroffenheit der Be-

völkerung zusammengefasst, Forschungsbedarf festgestellt, und 

ein Studiendesign entwickelt mit dem die Fragen beantwortet 

werden können. In der Machbarkeitsstudie von 2014 wurde For-

schungsbedarf ermittelt, dem in den letzten Jahren nachgekom-

men wurde. 



Seite 79/127 Windfeld Penkun 

 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & Co. 

KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

78 Die Einwenderin ist lun-

genkrank. Lungenschä-

den, Herzschwäche, De-

pressionen sind Symp-

tome des Windturbinen-

syndroms. Die Verschlech-

terung des Gesundheitszu-

stands der Einwenderin sei 

auf die bereits vorhande-

nen Windräder zurückzu-

führen. Weitere WEA wür-

den zur weiteren Ver-

schlimmerung führen. 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Mensch 

und insbesondere die menschliche Gesundheit werden umfäng-

lich berücksichtigt und geprüft. Im Ergebnis führte der UVP-Be-

richt wörtlich aus:  

 

"Nach Einbau einer Regeltechnik zur Reduzierung der Schatten-

wurfimmission (V5.2), einem schallreduzierten Betriebsmodus für 

die WEA 1 - 4 (V5.1), eine bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-

nung sowie den auch auf das Landschaftsbild wirkenden Vermei-

dungsmaßnahmen (V4 und V5) sind weder durch visuelle Stör-

wirkungen noch durch Geräuschimmissionen oder sonstige 

Immissionen der beantragten 5 WEA erheblich nachteilige Um-

weltauswirkungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 

menschliche Gesundheit zu erwarten." (S. 37) 

 

Der Antragstellerin ist keine medizinische Studie bekannt, welche 

den Einwand fundiert belegen könnte.  

Die Zulässigkeit eines Vorhabens sind nach den Vorgaben des Immissions-

schutzrecht zu beurteilen, welches sich am durchschnittlich empfindlichen Men-

schen orientieren muss. Es kommt maßgeblich auf die Schutzwürdigkeit und 

Schutzbedürftigkeit der betroffenen Nutzung am jeweiligen Immissionsort an; 

diese richtet sich nach der Art des Gebietes, in dem das Grundstück liegt, und 

den weiteren konkreten tatsächlichen Verhältnissen. Bei dieser Bewertung ist 

der vorhandene technisch-wissenschaftliche Sachverstand, der insbesondere 

in technischen Regelwerken zum Ausdruck kommt – wie etwa der TA Lärm –, 

heranzuziehen (BVerwG, Urteil vom 21. Dezember 2010 – 7 A 14/09 –, Rn. 27, 

juris m.w.N.) 

 

Derzeit liegen keine bekannten Studien vor die einen fundierten und direkten 

Zusammenhang zwischen dem von Windkraftanlagen ausgehenden Schalle-

missionen (inkl. Infraschall) und gesundheitlichen Beeinträchtigungen herstel-

len können. Zu diesem Ergebnis kommen u.a. die Veröffentlichungen „Health 

Effects Related to Wind Turbine Sound, Including Low-Frequency Sound and 

Infrasound“ von van Kamp und van den Berg aus 2017 und die Leitlinien für 

Umgebungslärm der WHO aus 2018. Van Kamp und van den Berg beziehen 

sich in ihrer Aussage auf 34 Beobachtungs- oder experimentelle Studien die 

zwischen 2009 und 2017 publiziert wurden. Die WHO verweist in ihrer Untersu-

chung auf mehrere Studien aus den Jahren 2004 bis 2015. Beide Veröffentli-

chungen finden in ihren Untersuchungen keine ausreichenden Beweise, dass 

Schallemissionen von Windkraftanlagen zu Herzkrankheiten, Hypertonie, Tinni-

tus oder Schlafstörungen führen. 

LUNG: Es muss hier darauf hingewiesen werden, dass sich die Schutzbedürftigkeit 

eines Gebietes/ Wohngebäudes nicht nach dem gesundheitlichen Zustand der An-

wohner richtet. Der Gesetzgeber sieht unter diesem Gesichtspunkt besondere 

Schutzmaßnahmen nur für Gebiete i. S. von Nr. 6.1 g) TA Lärm (Kurgebiete, Kran-

kenhäuser, Pflegeanstalten) vor. 

Zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen im Allgemeinen wird auf Nr. 63 und 64 ver-

wiesen. 
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79 Die Missachtung der Ab-

standsregelung von 2,5 km 

zwischen Windparks zwei 

verschiedener Bundeslän-

der (WP Penkun in MV <-> 

WP Schönfeld in BB) führt 

zu einem Verstoß gegen 

Art. 3 GG und verstößt ge-

gen gesetzliche Regelun-

gen des Landes MV 

In der Planungsregion Vorpommern sind aufgrund des Urteils 

des BVerwG vom 18.08.2015 (4 CN 7/14) alle Eignungsgebiete 

für Windenergienutzung des Regionalen Raumentwicklungspro-

grammes, die in den Karten von 2010 und 2013 dargestellt wur-

den, aufgehoben. Der Programmsatz 6.5 Abs. 7 Satz 1 der Lan-

desverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 

Vorpommern wurde durch das BVerwG für gesamtunwirksam er-

klärt. Das Verfahren zur Ausweisung von Eignungsgebiete 

(Zweite Änderung des RREP VP) läuft noch. Somit gibt es in Vor-

pommern keine Eignungsgebiete, die einen Mindestabstand zu 

anderen einhalten müssten.  

 

Der vollständigkeitshalber wird darauf hingewiesen, dass grund-

sätzlich keine gesetzlichen Vorgaben zu Mindestabständen zwi-

schen Eignungsgebieten bestehen. Die Richtlinie zum Zwecke 

der Neuaufstellung, Änderung oder Ergänzung Regionaler 

Raumentwicklungsprogramme in Mecklenburg-Vorpommern (RL-

RREP) sieht einen Mindestabstand von 2,5 km vor. Dies hat je-

doch keine Auswirkung auf das gegenständliche Genehmigungs-

verfahren. Der „Mindestabstand von 2,5 km zwischen Eignungs-

gebieten für Windenergieanlagen“ ist ein Kriterium, das der Regi-

onale Planungsverband sich selbst für den aktuell laufenden 

Fortschreibungsprozess des Regionalen Raumentwicklungspro-

gramms gegeben hat. In diesem Zusammenhang ist darauf hin-

zuweisen, dass dieses Kriterium als „Restriktionskriterium“, nicht 

jedoch als Tabukriterium gelten soll. Es soll also explizit in jedem 

Fall einer Abwägung unterzogen werden. Und der regionale Pla-

nungsverband hat sich mit eben dieser geforderten Abwägung 

bereits mehrfach detailliert auseinandergesetzt. Dies kann unter 

anderem den Abwägungsdokumentationen zu den bereits abge-

schlossenen Öffentlichkeitsbeteiligungen zum aktuellen Fort-

schreibungsprozess entnommen werden. Der regionale Pla-

nungsverband hat dieses Kriterium also beachtet und sich vor 

dem Hintergrund, dass das Windeignungsgebiet Penkun direkt 

an das Windeignungsgebiet Schönfeld auf brandenburgischer 

Seite anschließt, im Zuge eines Abwägungsprozesses bewusst 

gegen eine Anwendung dieses Kriteriums entschieden. Vor die-

sem Hintergrund wird deutlich, dass die Genehmigungsbehörde 

hier keine „gesetzlichen Reglungen bewusst missachte[t]“. Es ist 

darüber hinaus nicht entscheidend, dass die beiden Windeig-

nungsgebiete „zeitlich und planungstechnisch sowohl in der Aus-

weisung, Planung und Genehmigung in keinem Zusammenhang“ 

stehen – im Gegenteil liegt dies in der Natur der Sache, da es 

sich um zwei separate Planungsregionen mit eigenen Planungs-

prozessen handelt. Die Abwägung zur Nicht-Anwendung des 

Mindestabstandes zwischen Windeignungsgebieten als Restrikti-

onskriterium wurde durch den regionalen Planungsverband vor-

genommen und zwar auf Basis der Einschätzung, dass „das Ge-

biet Nr. 54/2015 […] unmittelbar an den Anlagenbestand im Eig-

nungsgebiet Schönfeld“ anschließt, was offensichtlich der Fall ist. 

 

Es liegt auch keine Verletzung des Gleichheitsgrundrechts nach 

Art. 3 GG, insbesondere nicht des Abs. 3 vor. Dies würde eine 

Der „Mindestabstand von 2,5 km zwischen Eignungsgebieten für Windenergie-

anlagen“ ist ein Kriterium, das der Regionale Planungsverband sich selbst für 

den aktuell laufenden Fortschreibungsprozess des Regionalen Raumentwick-

lungsprogramms gegeben hat. Gesetzlich festgeschrieben ist dieser Abstand 

nicht. Das 2,5 km Abstandskriterium gilt als „Restriktionskriterium“, nicht jedoch 

als Tabukriterium. Es soll also explizit in jedem Fall einer Abwägung unterzo-

gen werden.  

Das genannte Kriterium gilt als Arbeitsgrundlage für den regionalen Planungs-

verband und das Amt für Raumordnung als dessen Geschäftsstelle. Der regio-

nale Planungsverband hat sich mit eben dieser geforderten Abwägung bereits 

mehrfach detailliert auseinandergesetzt. Dies kann unter anderem den Abwä-

gungsdokumentationen zu den bereits abgeschlossenen Öffentlichkeitsbeteili-

gungen zum aktuellen Fortschreibungsprozess entnommen werden. Der regio-

nale Planungsverband hat dieses Kriterium somit sehr wohl beachtet und sich 

vor dem Hintergrund, dass das Windeignungsgebiet Penkun direkt an das 

Windeignungsgebiet Schönfeld auf brandenburgischer Seite anschließt, im 

Zuge eines Abwägungsprozesses bewusst gegen eine Anwendung dieses Kri-

teriums entschieden.  

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 
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Ungleichbehandlung (durch die Anwendung desselben Geset-

zes) voraussetzen, dies ist hier nicht ersichtlich. Weiterhin ist der 

Begriff "Heimat" von Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG gerade nicht mit 

dem Wohnort gleichzusetzen (vgl. Heun, in: Dreier, Grundgesetz 

Kommentar, 3. Auflage 2013, Art. 3 Rn. 131). 
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80 Es gibt Vorkommen von 

Kranich, Rohrdommel, 

Weißstorch, Rotmilan in 

geringer Entfernung, direk-

ter Nachbarschaft oder im 

Vorhabengebiet lt. Brutvo-

gelatlas MV, darüber hin-

aus auch See- und Schrei-

adler in der Nähe, dies 

schließt die Errichtung von 

WEA aus. 

Die einzuhaltenden Schutzbereiche und -abstände zu den Vö-

geln werden in Mecklenburg-Vorpommern durch die AAB-WEA 

LUNG mit Stand vom 01.08.2016, in Brandenburg durch die TAK 

BB mit Stand vom 15.09.2018 festgelegt. Durch die Einhaltung 

der Abstände und wenn dies notwendig ist vorgesehen Vermei-

dungsmaßnahmen kann eine unzulässige Beeinträchtigung der 

durch das Vorhaben betroffenen Arten sowie das Vorliegen eines 

Verbotstatbestandes des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen 

werden (AFB S. 55 ff., 60 ff., 73 ff., 77 ff.). 

Eine mögliche Meidung von Windenergieanlagen sowie die Kollisionsgefahr 

sind jeweils artspezifisch zu betrachten. Mögliche Auswirkungen auf die ge-

nannten Arten werden in den Antragsunterlagen umfassend beschrieben und 

es werden soweit erforderlich Schutz-, Vermeidungs- bzw. Ausgleichs- oder Er-

satzmaßnahmen vorgesehen (Kapitel 13.5). 

UNB LK VG: Die Betroffenheiten für die genannten Vogelarten werden nach den de-

finierten Schutz- und Prüfradien der AAB-WEA geprüft. 

Kranich: Die aktuellen Kranichbrutplätze gemäß Brutvogelkartierung 2018 sind der 

UNB bekannt. Aus Sicht der UNB können durch geeignete vorgezogene Kompensa-

tionsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) Beeinträchtigungen der Brutpaare vermieden 

werden. 

Rohrdommel: Der UNB sind keine Brutreviere der Rohrdommel in einem relevanten 

Abstand zu den geplanten WEA bekannt. 

Weißstorch: Durch die geplanten WEA-Standorte werden nach Ansicht der UNB 

keine Dauergrünlandflächen überbaut. Auch werden die geplanten Standorte nicht in 

den Flugkorridoren zu den Hauptnahrungsflächen (Penkuner Seen, Randow-Bruch, 

Landgrabenniederung) errichtet. Eine Betroffenheit von Verbotstatbeständen nach 

§ 44 BNatSchG liegt somit nicht vor. 

Rotmilan: Im Jahr 2020 wurde ein besetzter Brutplatz des Rotmilans bei Büssow kar-

tiert und den Vorhabenträgern mitgeteilt. Der Horst ist im weiteren Genehmigungs-

verfahren zu berücksichtigen. Die geplanten Anlagen A1, A3, A5 und A7 befinden 

sich im Tabubereich und sind damit unzulässig. Die geplanten WEA A2, A4, A6 und 

A8 befinden sich im Prüfbereich. Für diese Anlagen sind Vermeidungsmaßnahmen 

(Lenkungsflächen) festzulegen. 

Seeadler: Alle geplanten Anlagen befinden sich im Prüfbereich eines Seeadlerbrut-

paares in Brandenburg. Die Zulässigkeit des Vorhabens in Hinsicht auf die Betroffen-

heit dieses Brutpaares ist noch nicht abschließend geklärt und wird im weiteren Ge-

nehmigungsverfahren geprüft. 

Schreiadler: Von der Planung sind zweit Schreiadlerbrutpaare (je eins in M-V und 

BB) betroffen. Alle Anlagen liegen im Prüfbereich um mindestens einen der Brut-

plätze. Somit besteht für das Vorhaben ein Bedarf von Lenkungsflächen in erhebli-

chem Umfang. Es ist im weiteren Verfahren zu prüfen, ob ausreichend Lenkungsflä-

chen geschaffen werden. 

81 Das Helgoländer Papier 

der LAG - VSW ist fachlich 

begründeter Maßstab für 

den Vogelschutz und an-

zuwenden.  

Der Maßstab für den Abstand im Bereich des Vogelschutzes wird 

in Mecklenburg-Vorpommern durch die Artenschutzrechtliche Ar-

beits- und Beurteilungshilfe für die Errichtung und den Betrieb 

von Windenergieanlagen (AAB-WEA LUNG) mit Stand vom 

01.08.2016 geregelt. In Brandenburg bestimmt sich der anzule-

gende Maßstab gemäß der Nr. 3 des Erlasses des Ministeriums 

für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 01. Januar 

2011 nach den Tierökologischen Abstandskriterien für die Errich-

tung von Windenergieanlagen im Land Brandenburg (TAK).  

 

Zudem stellt das Helgoländer Papier nicht den allgemein aner-

kannten Stand von Wissenschaft und Technik dar (VG Leipzig B. 

v. 26.4.2017 – 1 L 1117/16, BeckRS 2017, 122017, beck-online). 

Das Helgoländer Papier ist für Behörden und Gerichte nicht ver-

bindlich zu beachten. Dies ist in der Rechtsprechung allgemein 

anerkannt (VG Leipzig B. v. 26.4.2017 – 1 L 1117/16, BeckRS 

2017, 122017; OVG Lüneburg, B. v. 16. 11.2016 – 12 ME 132/16 

–, juris; VG Aachen B. v. 2.9.2016 – 6 L 38/16, BeckRS 2016, 

Basis sind die bisher vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse zu Auswir-

kungen von WEA auf Vögel sowie der Vergleich mit anderen Regelwerken und 

der Rechtsprechung zu diesem Thema in der Bundesrepublik Deutschland. In 

Mecklenburg-Vorpommern sind es die hier angewendeten Artenschutzrechtli-

che Arbeits- und Beurteilungshilfe (AAB-WEA).  

UNB LK VG: Unter den verschiedenen Empfehlungen hat sich die untere Natur-

schutzbehörde für die Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe für die Er-

richtung und den Betrieb von Windenergieanlage – Teil Vögel – vom 01.08.2016 in 

M-V (AAB-Vögel M-V) entschieden. Diese Entscheidung steht der Behörde innerhalb 

der naturschutzfachlichen Einschätzungsprärogative zu. Auch wird die Anwendung 

dieser Arbeits- und Beurteilungshilfe den unteren Naturschutzbehörden vom Ministe-

rium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz empfohlen. 
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53979, beck-online; OVG Rheinland-Pfalz, B. v. 08.05.2019 – 8 

B 10483/19 –, Rn. 12, juris). Daher wurden die Hinweise des Hel-

goländer Papiers in Mecklenburg-Vorpommern überprüft und an-

gepasst und eine eigenständige Regelung durch die AAB-WEA 

LUNG eingeführt (siehe AAB-WEA LUNG S. 7). 

82 Einige Greifvogelhorste 

wurden nicht betrachtet 

(Hinweis aus Bürgerver-

sammlung vom 9.1.18) 

Es liegt eine umfassende Brutvogel- und Rastvogelkartierung 

von SALIX-Büro für Umwelt- und Landschaftsplanung vor, wel-

che alle vorhandenen Horste erfasst. 

Im Rahmen der Vorplanung fanden umfangreiche Kartierungen nach den gel-

tenden Vorschriften statt. Diese Unterlagen lagen den Antragsunterlagen als 

Brutvogelkartierung aus 2016 bei. Im Jahre 2018 wurde eine erneute Brutvo-

gelkartierung durchgeführt und mit Übergabeschreiben vom 16.12.2019 der 

Naturschutzbehörde übergeben. Darüber hinaus sind bei der Behörde und 

beim Vorhabenträger keine weiteren Informationen eingegangen. Auch die Da-

tenabfrage beim LUNG zu windkraft-planungsrelevanten Tierarten ergab keine 

zusätzlichen Kenntnisse. 

UNB LK VG: Der UNB liegen keine Hinweise darauf vor, um welche Horste es sich 

bei der Einwendung handelt. 

Im Rahmen der Antragstellung wurden Brutvogelkartierungen im Jahr 2016 und 

2018 durchgeführt. Diese Kartierungen entsprechen aus Sicht der UNB den methodi-

schen Standards. Zudem erfolgte eine Abfrage der TAK-relevanten Vogelarten beim 

LUNG durch die Vorhabenträger. Alle dadurch bekannten Greifvogelhorste wurden 

bei der Bewertung der Betroffenheit des Schutzgutes Tiere berücksichtigt. Darüber 

hinaus wurde 2020 ein neuer Rotmilanhorst kartiert, über welchen die Vorhabenträ-

ger informiert wurden und welcher aus Sicht der UNB in den zu überarbeitenden An-

tragsunterlagen zu betrachten ist. Ebenso verhält es sich mit einem 2020 kartierten 

Mäusebussardhorst. 

Informationen zu weiteren Greifvogelhorsten im Umfeld der Planungen liegen der 

UNB nicht vor. 

83 Die WEA führen zur Tö-

tung von unvertretbar vie-

len Tieren geschützter Ar-

ten, insbesondere von 

Groß- /Greifvögeln und 

Fledermäusen. 

Die Anlagen führen nicht zu einer unzulässigen Beeinträchtigung 

der Tiere und Pflanzen. Die Voraussetzungen des Bundesnatur-

schutzgesetzes, des Bundes- Immissionsschutzgesetztes und 

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung werden 

eingehalten (siehe u.a. UVP-Bericht S. 101, Artenschutzrechtli-

ches Fachgutachten S. 88, Eingriffs- Ausgleichs-Plan, S. 62). Die 

Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG können unter 

Berücksichtigung von an das geplante Vorhaben angepassten 

Vermeidungsmaßnahmen ausgeschlossen werden (Artenschutz-

rechtlicher Fachbeitrag, S. 88). Wo dies notwendig ist werden 

hinreichende Lenkungsflächen geschaffen (vgl. zum Beispiel S. 

60 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag). 

 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf die angeführten Schutzgü-

ter werden umfänglich berücksichtigt und geprüft. Es wurde ein 

UVP-Bericht erstellt, welcher ausdrücklich ausführte:  

 

"Als Ergebnis des UVP-Berichts wird nachgewiesen, dass nach 

Durchführung der im Eingriffs-Ausgleichs-Plan für die 5 WEA ge-

planten Vermeidungsmaßnahmen bei Umsetzung des beantrag-

ten Vorhabens keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen 

Auf die möglichen Auswirkungen der Windkraftanlagen auf Fledermäusen, 

Brut- und Rastvögeln wird in den Antragsunterlagen in den Kapiteln (Kapitel 

13.5) ausführlich eingegangen. Laut der vorliegenden GA kann ein signifikant 

erhöhtes Tötungsrisiko ausgeschlossen werden. Ein Verbotstatbestand nach 

§ 44 BNatSchG liegt nicht vor. 

UNB LK VG: Im Rahmen der Antragstellung wurden und werden alle im Gebiet vor-

kommenden bzw. zu erwartenden Tierarten einer artenschutzfachlichen Prüfung un-

terzogen. Hierbei wird festgestellt, inwiefern das Vorhaben dazu geeignet ist Ver-

botstatbestände nach §44 BNatSchG, wozu auch das Tötungsverbot gehört, auszu-

lösen. Die Belange werden somit im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (AFB) abge-

handelt und sind diesem zu entnehmen. 

Aus Sicht der UNB weist der AFB bzw. die Betrachtung einiger Vogelarten Mängel 

auf und ist im weiteren Verfahrensverlauf zu überarbeiten. 

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 
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auf die Schutzgüter des §2 Abs. 1 UVPG zu erwarten sind."  

 

Betrachtet wurden unter anderem die Auswirkungen auf Tiere, 

Pflanzen und biologische Vielfalt, Menschen, insbesondere 

menschliche Gesundheit, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima 

und Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter.  

 

Die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestell-

ten Pflichten sind erfüllt sind und es gehen keine schädlichen 

Umweltauswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraft-

anlagen aus.  

 

Der vorgelegte Fachbericht Chiroptera untersucht das Vorhan-

densein von potenziell gegenüber WKA Schlaggefährdeten Ar-

ten, deren Quartieren, Jagdgebieten, sowie Flugrouten.  

 

"Im Ergebnis hält der UVP-Bericht fest: "Durch die beantragten 5 

WEA sind keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf 

das Schutzgut Tiere (hier Fledermäuse) und die biologische Viel-

falt zu erwarten bzw. können durch geeignete Vermeidungsmaß-

nahmen (Abschaltzeiten, Kontrolle der zu fällenden Bäume auf 

Fledermausquartiere) 

wirksam vermieden werden." (UVP-Bericht, S. 62) 

84 Die Vogelkartierung als 

Grundlage des AFB ist zu 

wiederholen, da aufgrund 

der außergewöhnlich tro-

ckenen Sommer kein aus-

sagekräftiges Bild während 

der alten Kartierungen ent-

stehen konnte. 

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag basiert auf den folgenden 

Untersuchungen: K&S – Büro für Freilandbiologie und Umwelt-

gutachten (2016): Faunistischer Fachbericht Chiroptera für das 

Windenergieprojekt „Penkun“, Endbericht 2016, Stand: 

14.11.2016; Salix – Büro für Umwelt- und Landschaftsplanung 

(2017a): Brutvogelkartierung 2016. Vorhabengebiet Penkun. 

Stand: 23.11.2016 (Korrekturen: 20.09.2017); Salix – Büro für 

Umwelt- und Landschaftsplanung (2017b): Rastvogelkartierung 

2016/2017. Vorhabengebiet Penkun. Stand: 12.09.2017; SCHEL-

LER, W. & SCHELLER, A. GBR, Ökologische Gutachten/ Kartie-

rungen/ Umweltbildung (2017): Brutplatzbesetzung Schwarz-

storch 2016. Windfeld Penkun-Schönfeld. Stand: 14.02.2017; Sa-

lix – Büro für Umwelt- und Landschaftsplanung (2018a): Brutvo-

gelkartierung 2018 - Endbericht. Vorhabengebiet Penkun. Stand: 

12. 10. 2018. 

 

Die vorhandenen Kartierungen entsprechen den Anforderungen 

an die artenschutzrechtliche Prüfung nach dem BNatSchG, wel-

che durch das Artenschutzrechtliche Fachgutachten durchgeführt 

wird. Erforderlich und für das geplante Vorhaben vorhanden sind 

Daten, welche Rückschlüsse auf die Häufigkeit und Verteilung 

der geschützten Arten sowie deren Lebensstätten bezüglich des 

Plangebietes ermöglichen (BVerwG, U. v. 09.07.2008 – 9 A 

14/07 –, BVerwGE 131, 274-315, Rn. 54). Dies ist vorliegend ge-

währleistet. Das Plangebiet zuzüglich der artspezifisch erforderli-

chen Untersuchungsradien wurde ausreichend kartiert. Mit dem 

Untersuchungsjahr 2016 liegen Ergebnisse aus einem Jahr vor, 

dass sich nicht durch besondere Trockenheit auszeichnete, wie 

z.B. auch an den besetzten Kranich-Brutplätzen erkenntlich ist. 

Die Kartierergebnisse sind aus 2016, also einem Frühjahr, dass nicht auffällig 

trocken war und dem auch nicht solche trockenen Sommer vorausgingen, wie 

wir es 2018 und 2019 erleben mussten.  

UNB LK VG: Aus Sicht der UNB sind die vorliegenden Kartierungen (Brutvögel 2016, 

2018 und Rastvögel 2016/2017) repräsentativ, da mit 2016 auch in einem nicht be-

sonders trockenen Jahr kartiert wurde. Zudem ist zu vermuten, dass es im Zuge des 

Klimawandels auch zukünftig vermehrt zu trockenen Sommern kommen wird, was 

auch die Kartierungen aus 2017 bzw. 2018 repräsentativ machen. 

Die Brutvogelkartierungen entsprechen aus Sicht der UNB den methodischen Stan-

dards. Die UNB folgt auch der Methodik der Rastvogelkartierung hinsichtlich z.B. des 

Untersuchungsgebietes und der Anzahl der Beobachtungstage. Die Rohdaten der 

Rastvogelkartierung wurden von der UNB von den Vorhabenträgern angefordert, lie-

gen aber noch nicht vor. Somit ist derzeit keine abschließende Prüfung der Rastvo-

gelkartierung möglich. 

Die Trockenheit der vergangenen Jahre ist in diesem Verfahren nicht entscheidungs-

erheblich (z.B. kein Trockenfallen größerer Gewässer). Dies gilt für Brut- und Rast-

vögel. 
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Eine erneute Kartierung ist nicht erforderlich. Es bedarf keiner 

neuen oder weiteren Kartierung.  

85 Aus den Unterlagen geht 

hervor, dass Vogelarten 

abgewertet werden, die 

über einen gewissen Zeit-

raum nicht gesichtet wur-

den, obwohl relevante 

Fristen noch nicht abge-

laufen sind. 

Eine unzulässige Beeinträchtigung der durch die Windenergiean-

lagen beeinträchtigten Vögel ist nicht zu erwarten (siehe u.a. Ar-

tenschutzrechtlicher Fachbeitrag S. 88). 

 

Durch die beantragten WEA werden keine Flugrouten behindert. 

Es werden auch keine Arten abgewertet, wenn ein Fachgutachter 

eine fachlich begründete Einschätzung abgibt über die Wiederbe-

setzungswahrscheinlichkeit eines Brutplatzes.  

 

Die Schutzabstandsbestimmungen wurden im AFB ausführlich 

betrachtet und bewertet.  

Es werden keine Arten abgewertet, wenn fachgutachterlich eingeschätzt wird, 

dass ein Brutplatz aktuell nicht besetzt ist oder wenn der Fachgutachter be-

gründet einschätzt, wie hoch die Wahrscheinlichkeit für die Wiederbesetzung 

eines ehemaligen Brutplatzes ist. Dies kann z.B. durch veränderte Habitatbe-

dingungen am Brutplatz oder auch den umliegenden Nahrungsflächen eintre-

ten. Die Fristen, die im Sinne des Niststättenerlasses ("Angaben zu den in 

Mecklenburg-Vorpommern heimischen Vogelarten", LUNG 08.11.16 bzw. An-

lage 4 zum Windkrafterlass Brandenburg) den Schutz von Brutplätzen auch 

über die Nichtbesetzung des Horstes hinaus gewährleisten, wurden beachtet. 

Eine gesonderte Betrachtung dazu erfolgt allein bei der Art Schwarzstorch. Die-

ser hatte einmalig Bruterfolg in 2011, wobei die Jungvögel vor dem Flüggewer-

den starben. Mögliche Ursachen waren Nesträuber oder Unterernährung. In 

Folgejahren wurde der Schwarzstorch nur als Einzeltier an sehr wenigen Gele-

genheiten beobachtet, was auf die Nichtnutzung des Brutreviers hinweist.  

UNB LK VG: Ohne Nennung konkreter Arten ist hier keine Beurteilung der Belange 

möglich. 

Generell werden alle vorhabenrelevanten Vogelarten einer artenschutzfachlichen 

Prüfung unterzogen. Als Grundlage dafür dient die Vogelschutztabelle des LUNG 

("Angaben zu den in Mecklenburg-Vorpommern heimischen Vogelarten", LUNG 

08.11.16) mit Angabe des Zeitraumes des Niststättenschutzes. Diese werden Sei-

tens der UNB uneingeschränkt durchgesetzt. 

Diese Angaben gelten aus Sicht der UNB auch für Brutvorkommen in Brandenburg. 
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86 Der Abstand von 6000m 

bei Schreiadler und See-

adler ist einzuhalten (ge-

mäß Helgoländer Papier 

der LAG-VSW), da die 

Tabubereiche von 2000m 

bzw. 3000 m zu See- bzw. 

Schreiadler nicht im min-

desten den tatsächlichen 

Raumansprüchen der Ar-

ten entsprechen. 

Das Helgoländer Papier stellt nicht den allgemein anerkannten 

Stand von Wissenschaft und Technik dar (VG Leipzig B. v. 

26.4.2017 – 1 L 1117/16, BeckRS 2017, 122017, beck-online). 

Das Helgoländer Papier ist für Behörden und Gerichte nicht ver-

bindlich zu beachten. Dies ist in der Rechtsprechung allgemein 

anerkannt (VG Leipzig B. v. 26.4.2017 – 1 L 1117/16, BeckRS 

2017, 122017; OVG Lüneburg, B. v. 16. 11.2016 – 12 ME 132/16 

–, juris; VG Aachen B. v. 2.9.2016 – 6 L 38/16, BeckRS 2016, 

53979, beck-online; OVG Rheinland-Pfalz, B. v. 08.05.2019 – 8 

B 10483/19 –, Rn. 12, juris). 

 

Das Kollisionsrisiko von Seeadler und Schreiadler, auch bei po-

tenzieller Nutzung von Nahrungsflächen im Umfeld der beantrag-

ten WEA, wird in UVP- Bericht und AFB untersucht. Dabei wer-

den die Kriterien der AAB-WEA (2016) angewandt.  

 

Der Ausschlussbereich für den Seeadler von 3 km zum Horst 

(TAK Brandenburg) wird durch das Vorhaben eingehalten. Auch 

können die potentiellen Nahrungsflächen erreicht werden, ohne 

das geplante Windfeld zu tangieren. Demnach wird der Restrikti-

onsbereich ebenso eingehalten (AFB, S. 80).  

 

Der Ausschlussbereich von 3 km für den Schreiadler wird einge-

halten (s. AFB S. 59). Der Prüf- und Restriktionsbereich beträgt 6 

km. Dieser wird durch drei WEA geringfügig im 5-6 km Radius 

unterschritten. Das Kollisionsrisiko kann nach der AAB-WEA 

LUNG durch die Neuetablierung geeigneter attraktiver Lenkungs-

flächen im 3 km Radius um den Brutwald und die hierdurch ent-

stehende Erhöhung der Aufenthaltswahrscheinlichkeit innerhalb 

dessen ausreichend vermindert werden. Derartige Maßnahmen 

werden ergriffen.  

 

Bezüglich des Brutpaars in Brandenburg sind nach Ziffer 1.2 der 

TAK BB die Nahrungsflächen innerhalb eines Radius von 6 km 

freizuhalten und die Erreichbarkeit derselben zu gewährleisten. 

Dies wird durch die geplanten Anlagen gewährleistet. Es stehen 

im 3 km Radius ca. 160 ha Grünland zur Verfügung, zwischen 

welchen bereits die 12 WEA des Windfelds Schönfeld stehen. 

Darüber hinaus befinden sich im Vorhabengebiet keine potenziel-

len Nahrungsflächen, welche freigehalten werden müssten (AFB 

S. 61). Es ist daher nicht davon auszugehen, dass Nahrungs-

flüge in das Windfeld führen werden. Die Erreichbarkeit der Nah-

rungsflächen ist gewährleistet. Die Flächen werden zudem frei-

gehalten. 

 

Gemäß Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe MV (AAB-WEA) 

und genauso auch gemäß Tierökologische Abstandskriterien Brandenburg 

(TAK) ist ein 3 km Ausschluss- bzw. Schutzbereich für Schreiadler vorgesehen, 

der hier eingehalten wird. Das Helgoländer Papier ist eine Empfehlung, jedoch 

sind die Leitfäden der Länder für das Planungs- und Genehmigungsverfahren 

maßgeblich. 

Die Schreiadler aus der Umgebung können aus ihren jeweiligen Revieren den 

Schwarzen Tanger und die Kleingewässerlandschaft um Storkow erreichen, 

ohne die geplanten Windkraftanlagen zu queren. 

Der nächstgelegene Seeadler brütet in einer Entfernung von 4,7 km zur nächs-

ten Plan-Windkraftanlagen. Gemäß AAB-WEA sind 2 km Ausschlussbereich er-

forderlich. Sein vornehmliches Nahrungsrevier ist die 6,7 km entfernte Oder-

landschaft zur Jagd auf Fisch und Wassergeflügel. Der seinem Brutrevier nahe 

gelegene Grünlandzug entlang des Landgrabens bietet außerdem Jagdmög-

lichkeiten. Die Penkuner Seen sind mit 7,4 km weiter entfernt. Gemäß AAB-

WEA sind Nahrungsgewässer in einem Radius von 6 km zu betrachten. 

UNB LK VG: In der Fachwelt wurden in den letzten 10 Jahren geeignete Schutzab-

stände (Tabu- und Prüfbereiche) definiert, um ein Eintreten eines Verbotstatbestan-

des des § 44 Abs. 1 BNatSchG mit ausreichender Sicherheit zu vermeiden. Derar-

tige Schutzabstände wurden erstmals durch die Länderarbeitsgemeinschaft der Vo-

gelschutzwarten anhand der Aktivitätsdichte im Umfeld der Fortpflanzungs- bzw. Ru-

hestätten abgegrenzt (LAG VSW 2007). Sie haben sich seitdem in nahezu allen 

Bundesländern als Bewertungsmethode für das Eintreten der Verbotstatbestände für 

Brutvögel etabliert und sind in der Fachwelt grundsätzlich anerkannt. Die Anwen-

dung der Tabu- und Prüfradien war in der Zwischenzeit mehrfach als antizipiertes 

Sachverständigengutachten Bezugsgrund-lage gerichtlicher Entscheidungen, die an-

erkannt haben, dass für kollisionsgefährdete Vogelarten von einem signifikant erhöh-

ten Tötungsrisiko durch den Betrieb von Windkraftanlagen grundsätzlich dann aus-

gegangen werden kann, wenn diese in Taburadien um Horste errichtet werden (u.a. 

VG Schwerin Urteil vom 25.11.2010 Az. 7 A 1583/09; OVG Thüringen Urteil vom 

14.10.2009, Az. 1 KO 372/06; OVG Thüringen Urteil vom 29.05.2007 Az. 1 KO 

1054/03; VG Kassel, Urteil vom 15.06.2012- 4 K 749/11; OVG Magdeburg, Urteil 

vom 26.10.2011 - 2L 6/09 - sowie gleichlautend OVG Magdeburg, Urteil vom 

19.01.2012 – 2 L 124/09).  

Bei identischer Methode (Bewertung mit kreisförmigen Radien um den Horst) liegen 

verschiedene Fachempfehlungen zu den jeweils anzusetzenden Entfernungen für 

die Abgrenzung der Tabu- und Prüfradien vor.  

Diese Empfehlungen beruhen auf der gleichen Datengrundlage zum jeweiligen Ver-

öffentlichungszeitpunkt, die Unterschiede ergeben sich – neben der fortschreitenden 

Verbesserung der Daten-grundlage – insbesondere aus der unterschiedlichen An-

wendung des Ermessensspielraumes bei der wertenden Betrachtung.  

Unter den verschiedenen Empfehlungen hat sich die untere Naturschutzbehörde für 

die Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe für die Errichtung und den 

Betrieb von Windenergieanlage – Teil Vögel – vom 01.08.2016 in M-V (AAB-Vögel 

M-V) entschieden. Diese Entscheidung steht der Behörde innerhalb der naturschutz-

fachlichen Einschätzungsprärogative zu. Auch wird die Anwendung dieser Arbeits- 

und Beurteilungshilfe den unteren Naturschutzbehörden vom Ministerium für Land-

wirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz empfohlen. 
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87 Durch WEA kommt es zur 

erheblichen Vergrämung 

von Brut- und Rastvögeln, 

Flugrouten werden ver-

stellt. 

Die Anlagen führen nicht zu einer unzulässigen Beeinträchtigung 

der Tiere und Pflanzen. Die Voraussetzungen des Bundesnatur-

schutzgesetzes, des Bundes- Immissionsschutzgesetztes und 

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung werden 

eingehalten (siehe u.a. UVP-Bericht S. 101, Artenschutzrechtli-

ches Fachgutachten S. 88, Eingriffs- Ausgleichs-Plan, S. 62). Die 

Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG können unter 

Berücksichtigung von an das geplante Vorhaben angepassten 

Vermeidungsmaßnahmen ausgeschlossen werden (Artenschutz-

rechtlicher Fachbeitrag, S. 88). Wo dies notwendig ist werden 

hinreichende Lenkungsflächen geschaffen (vgl. zum Beispiel S. 

60 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag). 

 

Der WP liegt zudem außerhalb vom LUNG ausgewiesener Vo-

gelzugzonen (Zone A = Ausschluss WEA).  

Durch das Vorhaben sind Durchzug und Rast von Vögeln nicht betroffen. Stö-

rungen sind nur relevant, wenn sie die Population erheblich beeinträchtigen. 

Das ist vorliegend nicht der Fall, zumal die Vorhabenfläche keine herausra-

gende Bedeutung als Rastraum hat. (Quelle: https://www.umweltkarten.mv-re-

gierung.de/atlas/script/index.php)  

Eine mögliche Meidung von Windenergieanlagen sowie die Kollisionsgefahr 

sind jeweils artspezifisch zu betrachten. Die gemäß Artenschutzrechtliche Ar-

beits- und Beurteilungshilfe MV (AAB-WEA) vorgeschriebenen Abstände zu ge-

schützten Vogelarten werden eingehalten. Auch werden Lenkungsflächen für 

Vogelarten umgesetzt, die gemäß AAB-WEA im Prüfbereich brüten. Diese sind 

als attraktive Nahrungsflächen geeignet, die Vögel aus dem Windfeld fernzu-

halten. 

UNB LK VG: Die meisten Groß- und Greifvögel zeigen kein bzw. kaum Meideverhal-

ten gegenüber WEA, daher kann es durch die Errichtung von WEA bei diesen Arten 

nicht zu einer Vergrämung kommen. Zudem wird eine Vergrämung bei diesen Arten 

durch die Einhaltung von Schutzradien vermieden. 

Bei Kleinvögeln hingegen ist ein artspezifisches Meideverhalten im Einzelfall be-

kannt. Die Betroffenheit dieses Belanges befindet sich derzeit noch in der arten-

schutzfachlichen Prüfung. 

Auch von Rastvögeln ist ein Meideverhalten von WEA bekannt. Jedoch ist im vorlie-

genden Fall der Aspekt der Vergrämung von Rastvögeln durch WEA zu vernachläs-

sigen, da im Vorhabengebiet keine großen Dichten von Rastvögeln nachgewiesen 

wurden. 

 

Eine Verstellung von Flugrouten, insbesondere für u.a. Seeadler, Schreiadler, 

Schwarzstorch, befindet sich noch in der artenschutzrechtlichen Prüfung und ist 

noch nicht abschließend geklärt. 

88 Die Nahrungsflächen um 

Penkun für Rastvögel aus 

dem Nationalpark unteres 

Odertal werden durch die 

geplanten WEA verstellt, 

dadurch ist ein erhöhtes 

Kollisionsrisiko vorhanden. 

Der Nationalpark "Unteres Odertal" befindet sich in einer Entfer-

nung von ca. 11 km zu den geplanten Windenergieanlagen. Eine 

Beeinträchtigung des Nationalparks und seiner Schutzziele ist 

aufgrund der räumlichen Entfernung nicht zu erwarten (UVP-Be-

richt S. 28, 29). 

 

Die Rastvogeluntersuchung kommt zudem zu folgendem Ergeb-

nis:  

 

„Es stellte sich heraus, dass das Untersuchungsgebiet von einer 

Reihe von WEA-relevanten Rastvogelarten als Nahrungsgebiet 

und/oder Schlafplatz genutzt wird. Dabei erreicht jedoch keine 

der erfassten Arten den 1% Flyway Level nach Wetlands Interna-

tional (2015), so dass das Untersuchungsgebiet ausgehend von 

den aktuell festgestellten Rastvogelzahlen nicht zu 

den international bedeutsamen Rastgebieten zählt. Nach den in 

der AAB-WEA (LUNG M-V 2016) vorgegebenen Kriterien „Vogel-

zugdichte“, 

„Schlaf- und Ruheplätze“ sowie „Nahrungsflächen“ ergeben sich, 

abgesehen von einer ca. 6,9 ha großen Fläche ganz im Norden 

des Vorhabengebietes, keine Ausschlusskriterien für das Vorha-

bengebiet. Für das an das Vorhabengebiet angrenzende Territo-

rium des Landes Brandenburg werden die Tierökologischen Ab-

standskriterien (MLUL 2018) eingehalten.“ 

 

Somit sind die Rastbestände des Nationalparks Unters Odertals 

nicht durch das geplante Vorhaben gefährdet. 

Angesichts einer Entfernung von über 10 km zum Nationalpark Unteres Odertal 

sind Auswirkungen auf dort rastende Vogelarten ausgeschlossen. Die Flächen 

des Vorhabengebietes sind aufgrund dieser Entfernung nicht für die dort ras-

tenden Vögel als Nahrungsgebiete von besonderer Bedeutung. 

Kraniche, Schwäne und Gänse sind nur in sehr geringem Maße kollisionsge-

fährdet. Sie schauen im Flug nach vorn und sind nicht durch gleichzeitige Nah-

rungssuche abgelenkt. Die Liste der bundesweit über 20 Jahre aufaddierten 

Kollisionsopfer weist zu diesen Arten folgende Fundzahlen auf: 23 Kraniche, 

insgesamt 40 Gänse aus fünf verschiedenen Arten und 2 Singschwäne. Dies 

ist im Vergleich zu den jährlich durch Deutschland ziehenden Anzahlen dieser 

Arten äußerst gering. 

Eine Beeinträchtigung des Nationalparks und seiner Schutzziele durch das Vor-

haben ist ausgeschlossen. 

UNB LK VG: Neben der Rastvogelkartierung der Vorhabensträger dienen zur Beur-

teilung des Rastgeschehens die Rastgebietsprofile nach der "Analyse und Bewer-

tung der Landschaftsbildpotentiale in Mecklenburg-Vorpommern - Funktion der 

Landschaft für rastende und überwinternde Wat- und Wasservögel" (I.L.N. 2009). 

Danach sind Beziehungen zu Rastgebieten des Randow-Welse-Bruches und zum 

unteren Odertal zu vermuten. Die Datenlage ist für eine Bestätigung derzeit unzu-

reichend. Auch die Rastvogelkartierung der Vorhabenträger hat dies nicht bestätigt. 

89 Den Genehmigungsunter-

lagen wurden Vogelzäh-

lungen von 2017 zugrunde 

gelegt, obwohl auch 2019 

intensive Vogelzählungen 

erfolgten. 

Nach allgemein anerkannter Rechtsprechung darf das verwen-

dete Datenmaterial nicht älter als sieben Jahre sein und sollte 

nicht älter als fünf Jahre sein (BVerwG, Urteil vom 09. Februar 

2017 – 7 A 2/15 –, BVerwGE 158, 1-142, Rn. 149; VG Düssel-

dorf, Urteil vom 19. September 2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 127, 

juris; VG Düsseldorf, Beschluss vom 17. Mai 2018 – 28 L 793/18 

–, Rn. 53, juris). Regelmäßig kann über diese Jahre nicht von ei-

Vogelzählungen von 2019 sind der Antragstellerin nicht bekannt. UNB LK VG: Der UNB sind keine Vogelzählungen aus 2019 bekannt. Sollte es neu-

ere Erkenntnisse zur Bewertung der Brut- und Rastsituation im Vorhabengebiet ge-

ben, sind diese auch der Fachbehörde mitzuteilen und zu berücksichtigen. 
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nem wechselnden Vogelbestand ausgegangen werden (VG Düs-

seldorf, Urteil vom 19. September 2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 

125, juris). Eine aktuelle Ermittlung ist daher nicht notwendig. 

90 Die Bedeutung der Vorha-

benfläche für Adler (er-

höhte Adlerdichte), 

Schwarzstörche, Kraniche, 

Möwen und Wildgänse als 

Brut- und Rastvogelarten 

ist höher, als es in den Un-

terlagen dargestellt wird. 

Die Auswirkung des Vorhabens auf die genannten Arten wurde in 

dem UVP-Bericht und dem Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 

umfassend geprüft. Dem liegen umfassende Brut- und Rastvo-

gelkartierungen zugrunde. Der UVP-Bericht kommt zu folgendem 

Ergebnis:  

 

 

"Durch die beantragten 5 WEA im Windfeld Penkun sind nach 

Durchführung von Vermeidungsmaßnahmen (V3) sowie der 

Schaffung von Lenkungsflächen (M3+M4) für den Schreiadler 

keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf das 

Schutzgut Tiere (hier Vögel) und die biologische Vielfalt zu er-

warte." (UVP-Bericht S. 56) 

Um die Kollisionsgefahr für Vögel an WEA zu minimieren, wurden bei der 

Standortplanung Tierökologischen Abstandskriterien beachtet. Das sind hier 

die Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe (AAB-WEA) für MV und 

die Tierökologischen Abstandskriterien (TAK) Brandenburg. Für jede potenziell 

betroffene relevante Vogelart konnte die Einhaltung der AAB-WEA bzw. TAK 

nachgewiesen werden. Für den Schreiadler (MV) wurden wegen Unterschrei-

tung des 6 km weiten Prüfbereichs (das Revier ist über 5.600 m entfernt), wie 

gemäß AAB-MV vorgeschrieben, Lenkungsflächen geplant.    

UNB LK VG: Die UNB folgt der Methodik der Rastvogelkartierung hinsichtlich z.B. 

des Untersuchungsgebietes und der Anzahl der Beobachtungstage. Die Rohdaten 

der Rastvogelkartierung wurden von der UNB von den Vorhabenträgern angefordert, 

liegen aber noch nicht vor. Somit ist derzeit keine abschließende Prüfung der Rast-

vogelkartierung möglich. Die Brutvogelkartierungen wurden von der UNB methodisch 

anerkannt. 

Somit können der Bewertung auch nur diese Ergebnisse der Brut- und Rastvogelkar-

tierungen zugrunde gelegt werden. Zusätzliche Brutvorkommen, die der UNB be-

kannt sind, wurden den Vorhabenträgern mitgeteilt. Eine abschließende Beurteilung 

steht noch aus. 

91 Die geplanten WEA wür-

den zu einer Verlagerung 

der Flugrouten von Rast-

vögeln führen, ausrei-

chende Lenkungsflächen 

(Ausweichflächen) sind je-

doch dann nicht mehr vor-

handen.  

In dem ausgelegten UVP-Bericht wurden auch die Auswirkungen 

des Vorhabens auf die Tiere geprüft. Der UVP-Bericht kommt zu 

folgendem Ergebnis:  

 

"Durch die beantragten 5 WEA im Windfeld Penkun sind nach 

Durchführung von Vermeidungsmaßnahmen (V3) sowie der 

Schaffung von Lenkungsflächen (M3+M4) für den Schreiadler 

keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf das 

Schutzgut Tiere (hier Vögel) und die biologische Vielfalt zu er-

warte." (UVP-Bericht S. 56) 

 

Der WP liegt zudem außerhalb vom LUNG ausgewiesener Vo-

gelzugzonen (Zone A = Ausschluss WEA).  

Durch das Vorhaben sind Durchzug und Rast von Vögeln nicht betroffen. Stö-

rungen auf Ackerflächen sind nur relevant, wenn sie die Population erheblich 

beeinträchtigen. Das ist vorliegend nicht der Fall, zumal die Vorhabenfläche 

keine herausragende Bedeutung als Rastraum hat. (Quelle: https://www.um-

weltkarten.mv-regierung.de/atlas/script/index.php)  

UNB LK VG: Neben der Rastvogelkartierung der Vorhabensträger dienen zur Beur-

teilung des Rastgeschehens die Rastgebietsprofile nach der "Analyse und Bewer-

tung der Landschaftsbildpotentiale in Mecklenburg-Vorpommern - Funktion der 

Landschaft für rastende und überwinternde Wat- und Wasservögel" (I.L.N. 2009). 

Danach sind Beziehungen zu Rastgebieten des Randow-Welse-Bruches und zum 

unteren Odertal sowie zu Schlafplätzen und Nahrungsflächen zu vermuten. Die Da-

tenlage ist für eine Bestätigung derzeit unzureichend. Auch die Rastvogelkartierung 

der Vorhabenträger hat dies nicht bestätigt. 
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92 Die Prüfung der Rotmilan-

vorkommen ist nicht aktu-

ell genug / falsch, so dass 

keine korrekte Beurteilung 

der Funktion als Nah-

rungshabitat und Flugroute 

erfolgen kann.  

Während der Brut- sowie Zug- und Rastvogelkartierung (Salix 

2017) wurde der Rotmilan lediglich einmal als Rastvogel kartiert. 

In der Brutvogelkartierung 2018 wurde der Rotmilan nicht nach-

gewiesen. 

 

Der Rotmilan brütet gem. LAG VSW in abwechslungsreichen 

Wald-Offenland-Mosaiken und bevorzugt häufig Bereiche, die 

durch lange Grenzen zwischen Wald und Offenland und einen 

hohen Grünlandanteil gekennzeichnet sind. Diese Habitateigen-

schaften sind im näheren Umfeld des beantragten Windfeld nicht 

vorhanden, so dass hier nicht von einer Ansiedlung des Rotmi-

lans (d.h. Brutplatz) ausgegangen wird.  

 

Die Rastvogelkartierung 2016 /2017 wurde in vollem Umfang und 

methodisch belastbar durchgeführt gemäß AAB-WEA (LUNG 

2016) und HzE MV (LUNG MV 1999). 

 

Nach allgemein anerkannter Rechtsprechung darf das verwen-

dete Datenmaterial nicht älter als sieben Jahre sein und sollte 

nicht älter als fünf Jahre sein (BVerwG, Urteil vom 09. Februar 

2017 – 7 A 2/15 –, BVerwGE 158, 1-142, Rn. 149; VG Düssel-

dorf, Urteil vom 19. September 2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 127, 

juris; VG Düsseldorf, Beschluss vom 17. Mai 2018 – 28 L 793/18 

–, Rn. 53, juris). Regelmäßig kann über diese Jahre nicht von ei-

nem wechselnden Vogelbestand ausgegangen werden (VG Düs-

seldorf, Urteil vom 19. September 2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 

125, juris). Eine aktuelle Ermittlung ist daher nicht notwendig. 

Der Rotmilan wurde im Rahmen der Brut- sowie Zug- und Rastvogelkartierung 

(Salix 2017) einmalig als Rastvogel kartiert. Ein Brutplatz des Rotmilans konnte 

dabei innerhalb des 6 km-Radius um die geplanten WEA nicht festgestellt wer-

den.  

UNB LK VG: Im Jahr 2020 wurde ein besetzter Rotmilanbrutplatz bei Büssow kar-

tiert. Über diesen wurden die Vorhabenträger informiert und der Brutplatz ist aus 

Sicht der UNB in den zu überarbeitenden Antragsunterlagen detailliert zu betrachten. 

Die geplanten Anlagen A1, A3, A5 und A7 unterschreiten den Ausschlussbereich für 

den Brutplatz gemäß AAB-WEA deutlich und sind somit abzulehnen. Die geplanten 

WEA A2. A4, A6, A8 und NO4 liegen im Prüfbereich um den Rotmilanhorst gemäß 

AAB-WEA. Ob die Anlagen ebenfalls abzulehnen sind oder die Anlage von Len-

kungsflächen ausreichend ist, um das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 

BNatSchG zu vermeiden, ist im weiteren Genehmigungsverfahren zu prüfen. Derzeit 

sind auch diese Anlagen abzulehnen, da von einem erhöhten Kollisionsrisiko auch 

im 2 km-Radius um den Horst ausgegangen werden muss. Zudem befinden sich die 

geplanten Anlagen in der Flugroute zu den Penkuner Seen, welche aus Sicht der 

UNB potenzielle Nahrungsgewässer des Rotmilans darstellen. 

93 Die Beobachtungen nur ei-

nes durchziehenden Rot-

milans widerspricht den 

Untersuchungen im an-

grenzenden Bereich 

Krackow, daher wird die 

Richtigkeit der Kartierung 

in Frage gestellt. Antrag 

auf Vorlage aller Protokolle 

(Rastvogelkartierung). 

NABU VG Schwerin 

09.07.2015, 7B1702/15 

SN, S.8), VGH München 

22.03.2016, 22B 

14.1875,22 B 14.1876 

Der Rotmilan wurde im Rahmen der Brut- sowie Zug- und Rast-

vogelkartierung (2017) einmalig als Rastvogel kartiert. Ein Brut-

platz des Rotmilans konnte innerhalb des 6 km-Radius um die 

geplanten WEA nicht festgestellt werden. Die mehrfach gesichte-

ten Rotmilane haben ihre Horste möglicherweise jenseits des re-

levanten 6 km Untersuchungsgebietes. Rotmilane fliegen auf 

Nahrungssuche bis zu 34 km weit. 

 

Aus der Rastvogelkartierung 2016/ 2017:  

 

„Das Untersuchungsgebiet wurde insbesondere hinsichtlich des 

Vorkommens von Rastvogelarten kontrolliert, die für eine arten-

schutzrechtliche Beurteilung von besonderem Interesse sind 

(LUNG M-V 2016). Die Beobachtungspunkte innerhalb des Ge-

bietes lagen so, dass alle Gebietsteile flächendeckend eingese-

hen werden konnten. Die Beobachtungszeiten wurden so ge-

wählt, dass die Dämmerungsstunden einbezogen wurden, um 

eventuelle Schlafplatzflüge erfassen zu können. Als optische 

Hilfsmittel standen ein Feldstecher Swarovski EL 10x42 sowie 

ein Spektiv Zeiss 15-50x zur Verfügung. Die Untersuchungen 

wurden im Zeitraum von März 2016 bis Februar 2017 an insge-

samt 17 Kontrolltagen durchgeführt …“  

 

Die Rastvogelkartierung 2016 /2017 wurde in vollem Umfang und 

methodisch belastbar durchgeführt gemäß AAB-WEA (LUNG 

Ob Rotmilane in einem Gebiet gehäuft auftreten, hängt in entscheidendem 

Maße von der Nahrungstierdichte und der Verfügbarkeit der Nahrungstiere ab. 

Als Nahrungstier auf den Äckern kommt dabei vor allem die Feldmaus infrage, 

die von den Kleinsäugern mit der größten Dichte auftritt und zudem zu einem 

großen Teil tagaktiv ist. Von der Feldmaus werden vor allem Getreidekulturen 

bevorzugt (Mammen et al. 2014)15 und die Dichte in diesen Kulturen hängt da-

von ab, ob ein Populationsausbruch (Gradation) gegeben ist. Dabei können be-

reits auf lokaler Ebene Unterschiede in der Populationsentwicklung gegeben 

sein. Ob Rotmilane nach der Brutzeit in einem bestimmten Gebiet gehäuft auf-

treten oder nicht hängt daher von mehreren Faktoren ab, zu denen insbeson-

dere folgende zählen: vorherrschende Ackerkulturen und Bewirtschaftungster-

mine (Mahd, Pflügen), lokale Populationsentwicklung der Feldmaus und nicht 

zuletzt ob sich im Gebiet ein Rotmilanschlafplatz befindet. Insofern ist es auch 

nicht ungewöhnlich, dass es innerhalb von nicht weit entfernten Räumen bei ei-

ner Rastvogelkartierung zu völlig unterschiedlichen Ergebnissen zum Auftreten 

von Kleinsäuger jagenden Greifvögeln kommen kann. Dabei können auch be-

reits von Tag zu Tag unterschiedliche Ergebnisse ermittelt werden, was wiede-

rum mit den Bewirtschaftungsterminen zusammenhängt. Auf das spontane Auf-

treten von Rotmilanen bei Mahd- oder Ernteterminen weisen Mebs & Schmidt 

(2014) und Mammen et al. (2014) hin. 

Das Ergebnis der Rastvogelkartierung kann dem vorliegenden Bericht entnom-

men werden. 

  

Mebs, T. & D. Schmidt (2014): Die Greifvögel Europas, Nordafrikas und Vor-

derasiens. Biologie, Kennzeichen, Bestände. Franck-Kosmos Verlags GmbH & 

UNB LK VG: Die UNB folgt der Methodik der Rastvogelkartierung hinsichtlich z.B. 

des Untersuchungsgebietes und der Anzahl der Beobachtungstage. 

Die Rohdaten der Kartierung wurden von der UNB von den Vorhabenträgern ange-

fordert, liegen aber noch nicht vor. Somit ist derzeit keine abschließende Prüfung der 

Kartierung möglich. 
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2016) und HzE MV (LUNG MV 1999). 

 

Ob Rotmilane in einem Gebiet gehäuft auftreten, hängt in ent-

scheidendem Maße von der Nahrungstierdichte und der Verfüg-

barkeit der Nahrungstiere ab. Als Nahrungstier auf den Äckern 

kommt dabei vor allem die Feldmaus infrage, die von den 

Kleinsäugern mit der größten Dichte auftritt und zudem zu einem 

großen Teil tagaktiv ist. Von der Feldmaus werden vor allem Ge-

treidekulturen bevorzugt (Mammen et al. 2014)15 und die Dichte 

in diesen Kulturen hängt davon ab, ob ein Populationsausbruch 

(Gradation) gegeben ist. Dabei können bereits auf lokaler Ebene 

Unterschiede in der Populationsentwicklung gegeben sein. Ob 

Rotmilane nach der Brutzeit in einem bestimmten Gebiet gehäuft 

auftreten oder nicht hängt daher von mehreren Faktoren ab, zu 

denen insbesondere folgende zählen: vorherrschende Ackerkul-

turen und Bewirtschaftungstermine (Mahd, Pflügen), lokale Popu-

lationsentwicklung der Feldmaus und nicht zuletzt ob sich im Ge-

biet ein Rotmilanschlafplatz befindet. Insofern ist es auch nicht 

ungewöhnlich, dass es innerhalb von nicht weit entfernten Räu-

men bei einer Rastvogelkartierung zu völlig unterschiedlichen Er-

gebnissen zum Auftreten von Kleinsäuger jagenden Greifvögeln 

kommen kann. Dabei können auch bereits von Tag zu Tag unter-

schiedliche Ergebnisse ermittelt werden, was wiederum mit den 

Bewirtschaftungsterminen zusammenhängt. Sofern nicht zufällig 

ein Kontrolltermin mit einem Erntetermin zusammenfällt, müssen 

sich im Gebiet keine Rotmilane aufhalten. Auf das spontane Auf-

treten von Rotmilanen bei Mahd- oder Ernteterminen weisen 

Mebs & Schmidt (2014) und Mammen et al. (2014) hin. Mammen 

et al. (2014) betonen dabei ausdrücklich, dass die Rotmilane nur 

am Mahdtermin auftreten, dann die Flächen wieder verlassen. 

Co. KG, Stuttgart 

Mammen, U., Nicolai, B., Böhner, J. Mammen, K., Wehrmann, J., Fischer, S. & 

G. Dornbusch (2014): Artenhilfsprogramm Rotmilan des Landes Sachsen-An-

halt. Berichte des Landesamtes für Umweltschutz Sachsen-Anhalt, Heft 5: 3-

161. 

94 Die Prüfung der Schreiad-

lervorkommen ist nicht ak-

tuell genug / falsch, so 

dass keine Beurteilung der 

Funktion als Nahrungsha-

bitat und Flugroute erfol-

gen kann.  

Nach allgemein anerkannter Rechtsprechung darf das verwen-

dete Datenmaterial nicht älter als sieben Jahre sein und sollte 

nicht älter als fünf Jahre sein (BVerwG, Urteil vom 09. Februar 

2017 – 7 A 2/15 –, BVerwGE 158, 1-142, Rn. 149; VG Düssel-

dorf, Urteil vom 19. September 2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 127, 

juris; VG Düsseldorf, Beschluss vom 17. Mai 2018 – 28 L 793/18 

–, Rn. 53, juris). Regelmäßig kann über diese Jahre nicht von ei-

nem wechselnden Vogelbestand ausgegangen werden (VG Düs-

seldorf, Urteil vom 19. September 2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 

125, juris). Eine aktuelle Ermittlung ist daher nicht notwendig. Die 

Kartierungen aus den Jahren 2016 bis 2018 sind hinreichend ak-

tuell.  

 

Die Kartierungen sowie der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag 

wurden nach den rechtlichen und fachlichen Anforderungen er-

stellt.  

Die Nistplätze des Schreiadlers wurden aktuell aus Informationen der Gutach-

ter, Horstbetreuer, der unteren Naturschutzbehörde und dem Landesamt für 

Umwelt und Geologie bestimmt. Insofern wurden sämtliche Schreiadler im 6 km 

beachtet. 

UNB LK VG: Neuere bzw. andere Erkenntnisse als die Daten des LUNG M-V liegen 

der UNB nicht vor. Auf diese beziehen sich auch die vorliegenden Unterlagen. Die 

Daten des LUNG werden jährlich in Zusammenarbeit mit den zuständigen Horstbe-

treuern aktualisiert, somit ist davon auszugehen, dass die Daten richtig und genü-

gend aktuell sind um eine artenschutzrechtliche Beurteilung zu ermöglichen.  

Sollten der UNB weitere Schreiadlerbrutplätze bekannt werden, werden diese auch 

den Vorhabenträgern bekannt gemacht und sind im weiteren Genehmigungsverfah-

ren zu berücksichtigen. 

Konkrete Anhaltspunkte zu bisher unbekannten Vorkommen lassen sich aus der Ein-

wendung nicht entnehmen. 
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95 Flugkorridore des Schrei-

adlers zu Nahrungsflächen 

Habitate und Kleingewäs-

ser um Storkow und Pen-

kun werden verstellt, daher 

ist der Tatbestand der Stö-

rung des § 44(1) 

BNatschG erfüllt. 

Der Schreiadler wurde in dem Artenschutzrechtlichen Fachbei-

trag mit begutachtet. Nach diesem Gutachten ist nicht davon 

auszugehen, dass der Nahrungsflug des Schreiadlers in das 

Windfeld führen wird. Mit einer signifikanten Erhöhung des Tö-

tungsrisikos durch die geplanten Anlagen ist damit nicht zu rech-

nen (AFB S. 64).  

 

Auf Seite 61 des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags wird fest-

gestellt, dass es nicht zu einer Verschlechterung des Erhaltungs-

zustandes der lokalen Population kommt. Der Restriktionsbereich 

von 6 km wird zwar durch drei WEA geringfügig im 5-6 km Ra-

dius unterschritten. Das Kollisionsrisiko kann jedoch nach der 

AAB-WEA durch die Neuetablierung oder Erweiterung geeigneter 

attraktiver Lenkungsflächen (Grünland) im 3 km Radius um den 

Brutwald und die hierdurch entstehende Erhöhung der Aufent-

haltswahrscheinlichkeit innerhalb dessen ausreichend vermindert 

werden. Derartige Maßnahmen werden ergriffen (siehe AFB S. 

60). 

 

Bezüglich des Brutpaars in Brandenburg stehen im 3 km Radius 

ca. 160 ha Grünland zur Verfügung, zwischen welchen bereits 

die 12 WEA des Windfelds Schönfeld stehen. Darüber hinaus be-

finden sich im Vorhabengebiet keine potenziellen Nahrungsflä-

chen (AFB S. 61). Es ist daher nicht davon auszugehen, dass 

Nahrungsflüge in das Windfeld führen werden.  

Gemäß Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe MV (AAB-WEA) 

und genauso auch gemäß Tierökologische Abstandskriterien Brandenburg 

(TAK) ist ein 3 km Ausschluss- bzw. Schutzbereich für Schreiadler vorgesehen, 

der hier eingehalten wird. Die Schreiadler aus der Umgebung können aus ihren 

jeweiligen Revieren den Schwarzen Tanger und die Kleingewässerlandschaft 

um Storkow erreichen, ohne die geplanten Windkraftanlagen zu queren. 

UNB LK VG: Für das Schreiadlerbrutpaar in Mecklenburg-Vorpommern liegen die 

Hauptnahrungsflächen vermutlich im Bereich der Randowniederung. Das geplante 

WEG liegt nicht im Korridor zu diesen Flächen. Bei den Nahrungsflächen um Penkun 

handelt es sich nicht um essentielle oder traditionelle Nahrungsflächen, die wiede-

rum nicht im Korridor zum WEG liegen. 

Für das Schreiadlerbrutpaar in Brandenburg besteht eine stark unterdurchschnittli-

che Nahrungsflächenausstattung im näheren Horstumfeld. Dadurch kommt es zu 

weiteren Nahrungsflügen mit einer großen Streuung. Für dieses Brutpaar sind aus 

Sicht der UNB weitere Prüfungen in Hinsicht auf eine mögliche Betroffenheit erfor-

derlich, die den Vorhabenträgern auferlegt wurden. Diese liegen der UNB noch nicht 

vor, somit ist derzeit keine abschließende Prüfung und damit auch keine Aussage zu 

einer möglichen Verstellung von Flugkorridoren möglich. 

96 Der Abstand der WEA zu 

den tatsächlichen Lebens-

raumansprüchen (oder von 

3000m) zum Schreiadler-

horst im Tantower Wald ist 

unterschritten. 

 Das "Helgoländer Papier" (LAG-VSG) ist für Behörden und Ge-

richte nicht verbindlich zu beachten. Dies ist in der Rechtspre-

chung allgemein anerkannt (VG Leipzig Beschl. v. 26.4.2017 – 1 

L 1117/16, BeckRS 2017, 122017; OVG Lüneburg, Beschl. v. 16. 

11.2016 – 12 ME 132/16 –, juris; VG Aachen Beschl. v. 2.9.2016 

– 6 L 38/16, BeckRS 2016, 53979, beck-online; OVG Rheinland-

Pfalz, Beschl. v. 08.05.2019 – 8 B 10483/19 –, Rn. 12, juris).  

 

Der Ausschlussbereich zum Schutz des Schreiadlers bestimmt 

sich in Mecklenburg-Vorpommern nach der AAB-WEA mit Stand 

vom 01.08.2016, in Brandenburg nach der TAK BB mit Stand 

vom 15.09.2018. Daher beträgt der Ausschlussbereich nicht 6 

km sondern 3 km. Dieser Ausschlussbereich wird eingehalten (s. 

AFB S. 59).  

 

Der Restriktionsbereich von 6 km wird zwar durch drei WEA ge-

ringfügig im 5-6 km Radius unterschritten. Das Kollisionsrisiko 

kann jedoch nach der AAB-WEA durch die Neuetablierung geeig-

neter attraktiver Lenkungsflächen im 3 km Radius um den Brut-

wald und die hierdurch entstehende Erhöhung der Aufenthalts-

wahrscheinlichkeit innerhalb dessen ausreichend vermindert wer-

den. Derartige Maßnahmen werden ergriffen (siehe AFB S. 60). 

Gemäß Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe MV (AAB-WEA) 

und genauso auch gemäß Tierökologische Abstandskriterien Brandenburg 

(TAK) ist ein 3 km Ausschluss- bzw. Schutzbereich für Schreiadler vorgesehen, 

der hier auf Grundlage der vorliegenden Gutachten und Abfragen eingehalten 

wird.  

UNB LK VG: Auch aus Sicht der UNB wird der gemäß AAB-WEA erforderliche Aus-

schlussbereich von 3 km um den der UNB bekannten Schreiadlerbrutwald bei Tan-

tow eingehalten. 

Weitere Schreiadlerbrutvorkommen im Bereich Tantow sind der UNB bisher nicht be-

kannt. 
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97 Forderung nach Maßnah-

menfläche für das Schrei-

adlerbrutpaar auf branden-

burger Seite (liegt im 

6000m Radius), Forderung 

nach Abschaltung aller 

WEA zu Attraktionszeit-

punkten (Ernte, Bodenbe-

arbeitung) 

Die einzuhaltenden Schutzbereiche und -abstände werden in 

Mecklenburg-Vorpommern durch die AAB-WEA mit Stand vom 

01.08.2016, in Brandenburg durch die TAK BB mit Stand vom 

15.09.2018 festgelegt.  

 

Zudem stellt das Helgoländer Papier nicht den allgemein aner-

kannten Stand von Wissenschaft und Technik dar (VG Leipzig B. 

v. 26.4.2017 – 1 L 1117/16, BeckRS 2017, 122017, beck-online). 

Das Helgoländer Papier ist für Behörden und Gerichte nicht ver-

bindlich zu beachten. Dies ist in der Rechtsprechung allgemein 

anerkannt (VG Leipzig B. v. 26.4.2017 – 1 L 1117/16, BeckRS 

2017, 122017; OVG Lüneburg, B. v. 16. 11.2016 – 12 ME 132/16 

–, juris; VG Aachen B. v. 2.9.2016 – 6 L 38/16, BeckRS 2016, 

53979, beck-online; OVG Rheinland-Pfalz, B. v. 08.05.2019 – 8 

B 10483/19 –, Rn. 12, juris). Daher wurden die Hinweise des Hel-

goländer Papiers in Mecklenburg-Vorpommern überprüft und an-

gepasst und eine eigenständige Regelung durch die AAB-WEA 

LUNG eingeführt (siehe AAB-WEA LUNG S. 7). Daher beträgt 

der Ausschlussbereich nicht 6 km sondern 3 km. Dieser Aus-

schlussbereich wird eingehalten (s. AFB S. 59).  

 

Der Prüf- und Restriktionsbereich beträgt 6 km. Dieser wird durch 

drei WEA geringfügig im 5-6 km Radius unterschritten. Das Kolli-

sionsrisiko kann nach der AAB-WEA LUNG durch die Neuetab-

lierung geeigneter attraktiver Lenkungsflächen im 3 km Radius 

um den Brutwald und die hierdurch entstehende Erhöhung der 

Aufenthaltswahrscheinlichkeit innerhalb dessen ausreichend ver-

mindert werden. Derartige Maßnahmen werden ergriffen. Eine 

geeignete Lenkungsfläche innerhalb des 5-6 km Radius muss 

nach der AAB WEA LUNG Anlage 1 eine Basisbedarfsfläche von 

7, 5 ha je WEA aufweisen. Für Grünland im 1 km- Radius kann in 

der Maßnamenflächen-Bilanz eine Anrechnung bis zum Doppel-

ten erfolgen. Derartiges Grünland hat eine besonders hohe Be-

deutung als Nahrungsfläche. Daher ist durch die im 1 km-Radius 

geplante Lenkungsfläche von 11,25 ha der Lenkungsbedarf er-

reicht.  

 

Das Brutpaar in Brandenburg hat mit dem Grünland in der Land-

grabenniederung eine Dauergrünlandfläche in unmittelbarer 

Nähe zu seinem Revier, so dass eine weitere Fläche keine zu-

sätzliche Attraktion auslösen würde. Dem Schreiadler in BB ste-

hen vergleichsweise weniger Nahrungsflächen zur Verfügung. 

Doch auch bei ca. 160 ha handelt es sich um großflächige Grün-

landbereiche, die dem Schreiadler zur Nahrungssuche zur Verfü-

gung stehen. Mutmaßlich ist eben dieses Grünland der Grund für 

die nun schon langjährige Ansiedlung des Schreiadlers ebendort. 

Da die bestehenden WEA des Windfelds Schönfeld bereits als 

Hindernis zwischen dem Brutplatz und den hier geplanten WEA 

liegen und für Schönfeld bereits horstnahe Ausgleichsflächen für 

den Schreiadler angelegt wurden, wird es hier nicht als sinnvoll 

erachtet, weitere Nahrungsflächen zu schaffen. Lenkungsflächen 

werden über die Dauer des WKA-Betriebs vorgehalten, da nur 

während dieser Zeit ihre attraktive Wirkung notwendig ist.  

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG sind mit der vorliegenden Planung 

ausgeschlossen.  

Die Ausschlussbereiche von 3 Kilometer gemäß Artenschutzrechtliche Arbeits- 

und Beurteilungshilfe MV (AAB-WEA) werden eingehalten. Die Lenkungsflä-

chen als Vermeidungsmaßnahme zur Senkung eines potenziellen Tötungsrisi-

kos sind in den Antragsunterlagen enthalten. 

UNB LK VG: Auch aus Sicht der UNB sind Lenkungsmaßnahmen für das branden-

burgische Schreiadlerbrutpaar notwendig, da es eine ungenügende Nahrungsflä-

chenausstattung im 3 km-Radius um den Brutwald aufweist. So sind die Schreiadler 

gezwungen, auch regelmäßig Nahrungsflüge über den 3 km-Radius hinaus zu unter-

nehmen und damit in das Vorhabengebiet einzufliegen. Andernfalls sind auch die ge-

planten Anlagen A1, A2, A3, A4, A5, A6, A7, A8, Z3, NO2 und NO4 abzulehnen, da 

sie sich im Prüfbereich befinden und somit ohne geeignete Lenkungsmaßnahmen 

von einem Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausgegangen 

werden muss. 

Eine Abschaltung der WEA zu Attraktionszeitpunkten ist gegenwärtig rechtlich noch 

umstritten und wird von der UNB noch geprüft. 
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„Abschaltung bei Attraktionspunkten“ ist nicht vorgesehen, da die 

Ausschlussbereiche gemäß AAB eingehalten sind und außerdem 

Lenkungsflächen als Vermeidungsmaßnahme zur Senkung eines 

potenziellen Tötungsrisikos eingerichtet werden. 

 

Die potenziellen Nahrungsflächenanalysen wurden mit Hilfe des 

Digitalen Feldblockkatasters erstellt. 

98 Der Seeadler häufig wird 

häufig im Bereich Windfeld 

bei Büssow beobachtet, so 

dass Kollisionen auch 

nach dem Bau der geplan-

ten WEA zu befürchten 

sind. 

Der Seeadler wird durch das Vorhaben nicht unzulässig beein-

trächtigt (AFB, S. 77 ff.).  

 

"Der Brutplatz des Seeadlers wird durch das Vorhaben nicht ge-

schädigt und die Fortpflanzungsstätte bleibt vom Vorhaben unbe-

rührt. Da der Seeadler auf dem Weg zu seinen prioritären Nah-

rungsgewässern in Richtung Unteres Odertal das Vorhabenge-

biet nicht überqueren muss, ist auch das Kollisionsrisiko gering 

und die Existenz des Brutplatzes 

bzw. der Brut nicht gefährdet."(S. 78 AFB). 

Der nächstgelegene Seeadler brütet in einer Entfernung von 4,7 km zur nächs-

ten geplanten Windkraftanlage. Gemäß Artenschutzrechtliche Arbeits- und Be-

urteilungshilfe MV (AAB-WEA) ist ein 2 km Ausschlussbereich erforderlich. 

Sein vornehmliches Nahrungsrevier ist die 6,7 km entfernte Oderlandschaft zur 

Jagd auf Fisch und Wassergeflügel. Der seinem Brutrevier nahe gelegene 

Grünlandzug entlang des Landgrabens bietet außerdem Jagdmöglichkeiten. 

Die Penkuner Seen sind mit 7,4 km weiter entfernt. Gemäß AAB-MV sind Nah-

rungsgewässer in einem Radius von 6 km zu betrachten. 

UNB LK VG: Sichtungen von Seeadlern im direkten Bereich des geplanten Wind-

parks sind der UNB methodisch belastbar nicht bekannt. 

Jedoch liegen der UNB aus den letzten Jahren auch regelmäßige Sichtungen von 

Seeadlern, oftmals auch paarweise, auf Nahrungssuche bzw. bei der Jagd im Be-

reich der Penkuner Seen vor. Auch aus der Raumnutzungsanalyse (RNU) für die Er-

richtung von 3 WEA im Windpark Schönfeld (Brandenburg) geht hervor, dass es re-

gelmäßig Flugbewegungen in und aus dem Bereich der Penkuner Seenkette von 

und in Richtung z.B. des Seeadlerhorstes in Brandenburg gibt. Dies lässt auf eine 

generelle Nutzung der Penkuner Seen als Nahrungshabitat für Seeadler und speziell 

auch für das bekannte Seeadlerbrutpaar in Brandenburg schließen. Während der 

Beobachtungstermine der RNU ließ sich auch eine Auseinandersetzung zweier adul-

ter Seeadler beobachten, wobei ein Seeadler aus dem Norden kam, einen anderen 

verfolgte/verjagte und dann wieder nach Norden abdrehte. Dies kann zusätzlich zur 

Nutzung der Umgebung der Penkuner Seenkette für mehrere Seeadler ein Indiz da-

für sein, dass sich im Umfeld des WEG weitere Seeadlerreviere befinden. 

Insofern ist auch aus Sicht der UNB von einem erhöhten Kollisionsrisiko für den See-

adler im geplanten Windpark auszugehen, gerade auch vor dem Hintergrund, dass 

für das Brutpaar in Brandenburg der gesamte Flugkorridor zu den Nahrungsgewäs-

sern der Penkuner Seen durch die geplanten WEA verstellt werden würde. Dies 

würde zu einem Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG führen. Aus 
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gegenwärtiger Sicht sind die geplanten Anlagen daher abzulehnen. Eine abschlie-

ßende Klärung der Belange steht noch aus. 

99 Seeadler folgt in Winter-

monaten Wildgänsen auf 

Nahrungsflächen auch in 

Windparks, dadurch be-

steht grundsätzlich eine er-

höhte Schlaggefährdung 

Seeadler jagen nicht Gänse auf Nahrungsflächen, sondern er-

beuten diese auf Gewässern. Der Nationalpark Unteres Odertal 

ist über 11 km von den geplanten WKA entfernt, womit eine Be-

einträchtigung der dort und in dessen Umfeld brütenden und ras-

tenden Vogelarten ausgeschlossen ist. Die Hauptnahrungsge-

wässer der betroffenen Seeadler liegen im Unteren Odertal. Um 

diese zu erreichen muss das Windfeld nicht durchquert werden 

(AFB, S. 80). Eine Kollision aufgrund von Nahrungsflügen ist 

nicht zu erwarten (AFB, S. 78 ff.). Eine signifikante Erhöhung des 

Kollisionsrisikos ist nicht zu erwarten (AFB, S. 77). 

Die Hauptnahrungsgewässer der Seeadler liegen im Unteren Odertal. Um 

diese zu erreichen muss das Windfeld nicht durchquert werden (AFB, S. 80) 

Seeadler jagen nicht Gänse auf Nahrungsflächen, sondern erbeuten diese auf 

Gewässern. 

UNB LK VG: Für eine Bewertung dieses Belanges ist die Rastvogelkartierung 2017 

heranzuziehen. Die UNB folgt der Methodik der Rastvogelkartierung hinsichtlich z.B. 

des Untersuchungsgebietes und der Anzahl der Beobachtungstage. 

Die Rohdaten der Kartierung wurden von der UNB von den Vorhabenträgern ange-

fordert, liegen aber noch nicht vor. Somit ist derzeit keine abschließende Prüfung der 

Kartierung möglich. 

Die Rastvogelkartierung zeigt keine Beobachtungsnachweise für rastende oder zie-

hende Seeadler im Bereich des geplanten Windparks. 

100 Der konkrete Abstand der 

Seeadlerhorste zu den ein-

zelnen geplanten WEA 

fehlt im AFB / ist zu vage 

(5 - 6 km). 

Die vage Entfernungsangabe erfolgt aus Artenschutzgründen, 

um den exakten Brutplatz nicht der Öffentlichkeit bekannt zu ge-

ben. Der Brutplatz ist der Behörde bekannt. 

Die Entfernungsangabe 4-5 km zwischen den hier geplanten Anlagen und dem 

Brutplatz des Seeadlers ist hinreichend genau, da aus artenschutzrechtlichen 

Gründen exakte Angaben über die Lage von Brutplätzen zu vermeiden sind. 

Wichtig ist hier die Information, dass die Anlagen im Prüfbereich von 6 km ge-

mäß Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe MV (AAB-WEA) lie-

gen. 

UNB LK VG: Der Gutachter hat den Brutplatz beim LUNG abgefragt und diese Daten 

zugrunde gelegt. Die UNB bestätigt die abgeleiteten Schutz- und Prüfradien. Bei der 

öffentlichen Auslegung der Unterlagen darf aus Artenschutzgründen die genaue 

Lage des Brutplatzes nicht zu erkennen sein. So wird der Brutplatz nicht der Öffent-

lichkeit bekannt gegeben. 

101 Nahrungsflüge des Seead-

lers zur Penkuner Seen-

landschaft wurden nicht 

ausgeschlossen, aber 

auch nicht untersucht. 

Weitere Quellen (Anwoh-

ner, Jagdpächter, …) wur-

den auch nicht genutzt. 

Die herangezogene Raum-

nutzungsanalyse zum 

Windpark Schönfeld ist 

nicht ausreichend. 

Die für die 3 WEA Schönfeld untersuchten Seeadler sind die glei-

chen, welche für das jetzige Vorhaben geprüft werden. Es kann 

daher auf die Ergebnisse der Beobachtungen hinsichtlich der 3 

WEA in Schönfeld zurückgegriffen werden.  

 

Die tatsächlichen Beobachtungen der Sachverständigen SALIX-

Büro für Umwelt- und Landschaftsplanung bedürfen keiner weite-

ren Bürgerbefragung. Erforderlich und für das geplante Vorhaben 

vorhanden sind Daten, welche Rückschlüsse auf die Häufigkeit 

und Verteilung der geschützten Arten sowie deren Lebensstätten 

bezüglich des Plangebietes ermöglichen (BVerwG, Urteil vom 09. 

Juli 2008 – 9 A 14/07 –, BVerwGE 131, 274-315, Rn. 54). Diese 

sind durch die Beobachtungen des SALIX-Büros für Umwelt- und 

Landschaftsplanung gegeben.  

Da es sich um denselben Seeadler handelt, der für das Vorhaben im Windfeld 

Schönfeld untersucht wurde, die unmittelbar neben den geplanten Penkuner 

Windkraftanlagen genehmigt wurden, sind die Beobachtungsergebnisse über-

tragbar. 

2018 fanden Beobachtungen an 23 Tagen über jeweils bis zu 12 Stunden statt. 

Folgendes Ergebnis: „Hinsichtlich des Seeadlerbrutplatzes traten die ersten 

Flüge über das Untersuchungsgebiet während der Periode des Ausfliegens der 

Jungvögel auf. Innerhalb des Kontrollzeitraumes von Anfang April bis Mitte 

September 2018 wurden ab dem 20. Juni insgesamt 7 Flugbewegungen von 

Seeadlern mit einer Gesamtdauer von 11 min über das Untersuchungsgebiet 

hinweg beobachtet. 6 Flüge davon, mit einer Gesamtdauer von 8 min, könnten 

dem südöstlich 

der geplanten WEA siedelnden Paar zugerechnet werden.  

Angesichts des sehr geringen Anteiles an der Beobachtungsdauer von nur 0,05 

% ist zu vermuten, dass sich das Seeadlerpaar vom Brutplatz aus in andere 

Richtungen zur Nahrungssuche begab. In diesem Zusammenhang wird die Be-

deutung des Unteren Odertales (ca. 7 km südöstlich vom Brutplatz) als attrakti-

ves Nahrungsgebiet hervorgehoben.“  

(SALIX-Büro für Umwelt- und Landschaftsplanung, Dr. W. Scheller: 3 WEA 

Schönfeld. Raumnutzungsuntersuchung 2018. Stand: 23. Okt. 2018) 

UNB LK VG: Die Raumnutzungsanalyse (RNU) für die Errichtung von 3 WEA im 

Windpark Schönfeld (Brandenburg) ist nach Ansicht der UNB für das vorliegende 

Vorhaben im WEG Penkun nur sehr bedingt heranzuziehen. Das Untersuchungsge-

biet der RNU umfasste nur die Bestandsanlagen des Windparks in Brandenburg. Die 

Flugbewegungen der Seeadler im Bereich des eigentlichen WEG Penkun wurden 

somit für eine Bewertung nur unzureichend erfasst. 

Aus der RNU geht aber auch hervor, dass es regelmäßig Flugbewegungen in und 

aus dem Bereich der Penkuner Seenkette von und in Richtung des Seeadlerhorstes 

in Brandenburg gibt. Dies lässt auf eine generelle Nutzung der Penkuner Seen als 

Nahrungshabitat schließen. Auch ließ sich eine Auseinandersetzung zweier adulter 

Seeadler unweit des WEG Penkun beobachten, wobei ein Seeadler aus dem Norden 

kam, einen anderen verfolgte/verjagte und dann wieder nach Norden abdrehte. Dies 

kann zusätzlich zur Nutzung der Umgebung der Penkuner Seenkette für mehrere 

Seeadler ein Indiz dafür sein, dass sich im Umfeld des WEG weitere Seeadlerreviere 

befinden.  

Sichtungen von Seeadlern im Bereich der Penkuner Seen auf Nahrungssuche und 

bei der Jagd bekräftigten die Annahme der UNB, dass die Penkuner Seen doch ein 

attraktives Nahrungshabitat für Seeadler darstellen. Zudem lassen auch diese Be-

obachtungen vermuten, dass sich entweder weitere vorhabenrelevante Seeadler-

horste in der Umgebung des Vorhabengebietes befinden, oder dass das Seead-

lerbrutpaar in Brandenburg die Penkuner Seen doch regelmäßig zur Nahrungssuche 

nutzt. 

Durch die nun geplanten WEA im WEG Penkun (gerade auch im Zusammenhang 

mit den parallel beantragten WEA im WEG Penkun) würde für das Seeadlerbrutpaar 

in Brandenburg der gesamte Flugkorridor zu den Nahrungsgewässern der Penkuner 

Seen verstellt (WEA dann flächendeckend vor der gesamten Seenkette), was zu ei-

nem Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG führen würde. Aus ge-

genwärtiger Sicht sind die geplanten Anlagen daher abzulehnen. Eine abschlie-

ßende Klärung der Belange steht noch aus. 
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102 Der Fischadler wird regel-

mäßig bei Nahrungssuche 

auf den Gewässern um 

Penkun beobachtet, daher 

ist eine Kollisionsgefahr 

mit den geplanten WEA zu 

befürchten. 

Für Fischadler gilt gemäß AAB WEA LUNG 2016 ein Aus-

schlussbereich von 1 km und ein Prüfbereich von 3 km. Im 3 km 

Radius brütet kein Fischadler, insofern ist keine Beeinträchtigung 

durch die geplanten WKA zu prognostizieren. Jagdzüge des 

Fischadlersauf den Seen bei Penkun sind nicht durch die geplan-

ten WKA beeinträchtigt, da der See weit genug entfernt ist. Da im 

näheren Umfeld südlich des geplanten Windfeld keine Fischadler 

brüten, müssen sie dieses nicht queren, so dass keine Kollisio-

nen von Fischadlern prognostiziert werden. 

Für Fischadler gilt gemäß Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe 

MV (AAB-WEA) ein Ausschlussbereich von 1 km und ein Prüfbereich von 3 km. 

Im 3 km Radius brütet kein Fischadler, insofern ist keine Beeinträchtigung 

durch die geplanten Windkraftanlagen zu prognostizieren. Jagdzüge des Fisch-

adlers auf den Seen bei Penkun sind nicht durch die geplanten Windkraftanla-

gen beeinträchtigt, da der See weit genug entfernt ist. Da im näheren Umfeld 

südlich des geplanten Windfeld keine Fischadler brüten, müssen sie dieses 

nicht queren, so dass keine Kollisionen von Fischadlern prognostiziert werden. 

UNB LK VG: Der UNB ist kein Brutplatz des Fischadlers im Umfeld von 3 km um das 

WEG Penkun bekannt. Somit liegen die Anlagen alle außerhalb des Ausschluss- 

bzw. Prüfradius um Fischadlerhorste und es kann nicht von einer erhöhten Kollisi-

onsgefahr ausgegangen werden. 

Auch liegen der UNB keine methodisch belastbaren Sichtungen von Fischadlern im 

Bereich des WEG vor. Ebenso hat die UNB keine Kenntnis über Meldungen zu Brut-

vorkommen des Fischadlers im Umfeld des WEG Penkun. 

103 Die Nahrungsgebiete 

"Storkower Bruch-Bereich 

Obersee" und "Storkower 

Os" des Schwarzstorches 

werden durch die geplan-

ten WEA verstellt, daher 

ist eine Kollisionsgefahr zu 

befürchten. 

In dem artenschutzrechtlichen Fachgutachten wurde ausdrück-

lich festgestellt: "Die Nahrungsflächen (des Schwarzstorchs) be-

finden sich auf den extensiven Grünlandflächen, so dass die ge-

planten WEA nicht im Flugkorridor vom Brutplatz zu den Nah-

rungsflächen liegt." (AFB, S. 68). Das Kollisionsrisiko wird als ge-

ring eingeschätzt. Die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. 

Abs. 5 BNatSchG sind nicht einschlägig (AFB, S. 68 f.).  

Nur einmalig in 2011 gab es Bruterfolg im Revier des südlichen vom Vorhaben-

gebiet liegenden Brutplatzes im Piepergrund. In weiteren Jahren wurden nur 

äußerst selten Einzeltiere beobachtet, so dass eine Revierbesetzung nicht 

mehr sicher war. Danach gab es in relevanten Entfernungen nach Daten des 

LfU (2018 u. 2019 und des LUNG MV (2019) keinen Hinweis auf einen anderen 

Brutplatz in Richtung Süden. Schwarzstörche haben während ihrer Brutzeit re-

gelmäßig große Aktionsräume mit Nahrungsflügen > 20 km (AAB-WEA LUNG 

MV 2016), so dass die beobachteten Schwarzstörche von weiter entfernten 

Brutplätzen stammen können. Zudem kann es sich auch um Nichtbrüter gehan-

delt haben, die in einem großen Gebiet umherstreifen. 

UNB LK VG: Aus Sicht der UNB ist auch für die aufgeführten Gebiete anzunehmen, 

dass es sich um Nahrungsflächen des Schwarzstorches handelt. 

In den Antragsunterlagen wird die Nahrungsflächenausstattung im 3 km-Radius als 

unzureichend bewertet. Es wird lediglich vermutet, dass die Hauptnahrungsflächen 

um den Landgraben und das Salveytal südlich des Brutplatzes liegen. Auch werden 

Gebiete um die untere Oder sowie der Randow-Welse-Bruch in Teilbereichen als 

Nahrungsflächen angesehen. Weiterhin wird vermutet, dass der Nahrungsmangel / 

die schlechte Nahrungsflächenausstattung in der Brutplatzumgebung Ursache für die 

nicht erneute Besetzung des Horstes in den Jahren 2016, 2017, 2018 und 2019 sein 

kann. 

Es ist davon auszugehen, dass durch die unzureichende Nahrungsflächenausstat-

tung ein großer Anteil des Nahrungsbedarfs im 7 km-Radius und darüber hinaus ge-

deckt werden muss. Dafür kommen insbesondere die Penkuner Seenlandschaft mit 

einem geringen, aber vorhandenen Anteil geeigneter Nahrungshabitate und die 

nordwestlich gelegene Randow-Niederung in Frage. Diese Nahrungsflächen wären 

durch den geplanten Windpark verstellt. 

Gerade vor dem Hintergrund, dass sich die geeigneten Nahrungsflächen um den 

Landgraben, das Salveytal und die Oderniederung in der Vergangenheit deutlich ver-

schlechtert haben, sodass die Nahrungsverfügbarkeit südlich des Brutplatzes redu-

ziert ist, scheint auch das Aufsuchen von potenziell etwas weniger geeigneten Nah-

rungshabitaten, wie es die Penkuner Seen mit angrenzenden Grünland- und Feucht-

bereichen oder auch die Randowniederung darstellen, bedeutsam zu sein. Diese An-

nahme wird auch durch Sichtungen von Schwarzstörchen im Umfeld der Penkuner 

Seenlandschaft gestützt. Die geplanten WEA würden in den Flugkorridoren zu den 

potenziellen Nahrungsflächen stehen (Randowniederung und Penkuner Seenland-

schaft). 

Die Sichtweise der UNB wurde den Vorhabenträgern bekannt gegeben. Eine ab-

schließende Prüfung steht noch aus. 

104 Die geplanten WEA A8, 

Z3, Z4, NO4, NO5 liegen 

im 3km-Ausschlussbereich 

zu einem Brutwald des 

Schwarzstorches in Bran-

denburg (nach Niststätten-

erlass BB 10 Jahre ge-

schützt). Es liegen keine 

Negativnachweise für die 

Jahre ab 2017 vor (sie hät-

ten ausliegen müssen). 

Der Horstschutz wird eingehalten. 

 

Pauschale Abstandsregelungen sollten dann nicht anzuwenden 

sein, wenn dies durch die besondere Situation vor Ort nicht sinn-

voll ist. Dieser Fall liegt hier in Bezug auf die Abstandsregelung 

zu dem nicht mehr besetzten Schwarzstorchhorst in Branden-

burg vor. 

 

Bereits die für Mecklenburg-Vorpommern anzuwendende Arten-

schutzrechtlichen Arbeits- und Beurteilungshilfe (Teil Vögel), 

Stand vom 01. August 2016 sieht für atypische Fälle wie den hier 

vorliegenden keine pauschale Anwendung des 3km-Abstandes 

vor. Die AAB-WEA-Vögel bestimmt auf S. 2 für die Bewertung 

der Vögel:  

Es liegen lückenlose Kartierungen des Büro Salix - Büro für Umwelt- und Land-

schaftsplanung aus den Jahren 2015, 2016, 2018, 2019 und 2020 vor. Wobei 

seit 2016, auch in Abstimmung mit dem Horstbetreuer J. Haferland (bis 2019), 

festgestellt wurde, dass der Brutplatz im Piepergrund letztmalig 2015 von Ein-

zeltieren besucht wurde. Eine Wiederbesetzung ist nicht bekannt. 

Nach Anlage 4 Niststättenerlass vom 2. Okt. 2018 erlischt der Schutz der Fort-

pflanzungsstätte für den Schwarzstorch 5 Jahre nach Aufgabe des Revieres. 

Die in den Einwendungen zitierten 10 Jahre beziehen sich auf den Schutz von 

ungenutzten Wechselhorsten in besetzten Revieren, wobei für die Planung von 

WEA hier ebenfalls die Einschränkung auf 5 Jahre bzw. den natürlichen Zerfall 

des Horstes erfolgt.  

Wechselhorste wurden im bekannten Revier nicht festgestellt. 

Da mit einer Inbetriebnahme der Windenergieanlagen vor Ende des Jahres 

2020 nicht gerechnet werden kann, ist zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme der 

UNB LK VG: Ungeachtet der Brandenburger Regelung gilt in M-V uneingeschränkt 

und nach Auskunft des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG) 

ein 10-jähriger Schutz der Fortpflanzungsstätte des Schwarzstorches. Dies gilt ins-

besondere auch für den betroffenen Brutplatz in Brandenburg. 

Zudem ist aus Sicht der UNB die AAB-WEA M-V Grundlage der artenschutzrechtli-

chen Beurteilung. Dies steht den UNBs im Rahmen ihrer naturschutzfachlichen Ein-

schätzungsprärogative zu. Im vorliegenden Fall liegen keine Gründe vor, auf eine 

andere Bewertungsgrundlage zurückzugreifen. Im Sinne des Gleichbehandlungs-

grundsatzes wurden bisher alle artenschutzrechtlichen Betroffenheiten im Landkreis 

Vorpommern-Greifswald nach der AAB-WEA geregelt. 

Aus Sicht der UNB liegt kein atypischer Fall vor. 

Neben den Grundsätzen der AAB-WEA werden jährlich tierökologische Abstandskri-

terien im Sinne raumordnerischer Kriterien vom Land M-V herausgegeben. Danach 
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„Ob einer oder mehrere dieser Konflikte zutreffen, muss stets im 

Einzelfall für das jeweilige Vorhaben geprüft werden. Beurtei-

lungsrelevant sind die technischen Eigenschaften der vorgesehe-

nen WEA, die geplanten Standorte mit ihrem Umfeld sowie die 

zu Brut, Zug oder Rast vorkommenden Vogelarten mit ihren spe-

zifischen Eigenschaften und Verhaltensweisen.“ (AAB-WEA, S. 

2). 

 

Ein solcher atypischer Fall nach der AAB-WEA ist vorliegend ge-

geben. Dass der Fall atypisch ist folgt schon daraus, dass die 

AAB-WEA an keiner Stelle explizit regelt, wie mit Vorbelastungen 

umzugehen ist, dies aber nach der bundesweit verbindlichen 

höchstrichterlichen Rechtsprechung zwingend bei der Anwen-

dung des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu berücksichtigen ist und 

dies vorliegend erheblich ist. Aufgrund der vor 2011 in Betrieb 

gegangenen Bestandsanlagen und deren Lage im Verhältnis zu 

den geplanten Windkraftanlagen handelt es sich um einen auch 

tatsächlich atypischen Fall, in dem naturschutzfachlich zweifels-

frei nachgewiesen werden kann (und behördlich bereits bestätigt 

wurde), dass das betroffene Gebiet aufgrund der landschaftli-

chen Ausstattung voraussichtlich während des gesamten Zeitrau-

mes der Geltungsdauer der Genehmigung von den Individuen 

der betroffenen Art unter Berücksichtigung insbesondere der 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten, der Nahrungsflächen, der Flug-

routen und Aktionsräume sowie unter Berücksichtigung eines 

normalen Fruchtwechsels und repräsentativer Aktivitätsmuster 

(z. B. Aktivitätsmuster im Zuge erfolgreichen Brutverlaufes) in 

deutlich unterdurchschnittlicher Intensität genutzt werden wird. 

 

Hinzu kommt, dass die AAB-WEA selbst das Verhalten von 

Schwarzstörchen wie folgt beschreiben:  

 

„Der Schwarzstorch brütet in naturnahen Altholzbeständen und 

sucht seine Nahrung in Fließgewässern und auf grundwasserna-

hen Grünlandflächen.“ (AAB-WEA, S. 23)  

 

Die landschaftliche Ausstattung im Umfeld des nicht mehr be-

setzten Horstes weist die relevanten Nahrungsgebiete also in ge-

nau entgegengesetzter Richtung zu den geplanten WEA auf. 

Südlich des nicht mehr besetzten Horstes befinden sich Landgra-

ben als Fließgewässer mit zahlreichen grundwassernahen Grün-

landflächen. Die gemäß AAB-WEA vorgesehene Öffnung und 

damit Abweichung von dem pauschalen 3 km-Abstand ermög-

licht eine adäquate Lösung für atypische Fälle wie den hier vor-

liegenden. Von der pauschalen Anwendung des 3 km-Abstandes 

ist daher in diesem Fall zwingend abzusehen. 

 

 

Zudem ist § 44 BNatSchG als Norm des Bundesgesetzgebers 

bundesweit einheitlich auszulegen und zu vollziehen. Dass die 

brandenburger Behörde, in welcher sich der naturschutzfachliche 

Konflikt belegen ist, bereits mehrfach eine Genehmigungen erteilt 

Schutz der Fortpflanzungsstätte bereits erloschen 

Nach der AAB-WEA Vögel 2016 müssen nur Negativ-Nachweise für einige der 

betroffenen Arten, für die die Horste bzw. Brutreviere durch Geländeerfassun-

gen ermittelt werden (Tabelle 4), dokumentiert werden. Nach der Tabelle 4 der 

AAB-WEA Vögel 2016 ist aber beim Schwarzstorch nur dann eine Geländeer-

fassung ggf. erforderlich, wenn eine mögliche Neuetablierungen besteht. Dem-

gegenüber handelt es sich bei den Untersuchungsunterlagen zum Besatz eines 

brandenburgischen Schwarzstorchhorstes um die grundsätzlich erforderliche 

Datenabfrage und Auswertung bereits vorhandener Erkenntnisse. Solche Un-

terlagen sind nicht auszulegen. 

wurde im Jahr 2019 ein 3 km-Schutzbereich um den betreffenden Schwarzstorch-

horst auf Brandenburger Seite ausgewiesen, in deren Folge die WEA A8, Z3, Z4 und 

NO4 nicht genehmigungsfähig sind. Alle weiteren geplanten Anlagen befinden sich 

im Prüfbereich gemäß AAB-WEA. 
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hat, welche dieselben bzw. aufgrund der größeren Nähe schwie-

rigere Ausgangsbedingungen aufwiesen, zeigt, dass der natur-

schutzfachliche Konflikt vorliegend nicht pauschal über die Ab-

stände zwischen Horst und WEA zu lösen ist. 

 

 

Die Einwender verkennen, dass nach der AAB WEA LUNG MV 

2016 nur Negativ-Nachweise für einige der betroffenen Arten, für 

die die Horste bzw. Brutreviere durch Geländeerfassungen ermit-

telt werden müssen (Tabelle 4), dokumentiert werden müssen. 

Nach der Tabelle 4 der AAB WEA LUNG MV 2016 ist aber beim 

Schwarzstorch nur dann eine Geländeerfassung ggf. erforderlich, 

wenn eine mögliche Neuetablierungen besteht. Demgegenüber 

handelt es sich bei den Untersuchungsunterlagen zum Besatz ei-

nes brandenburgischen Schwarzstorchhorstes um die grundsätz-

lich erforderliche Datenabfrage und Auswertung bereits vorhan-

dener Erkenntnisse. Solche Unterlagen sind nicht auszulegen. 

105 Der in Brandenburg ge-

setzlich vorgeschriebene 

Horstschutz ist einzuhalten 

und daher der Windpark 

derzeit nur in den Grenzen 

des WEG 54/2015 im Ent-

wurf 2018 zulässig. 

Der Horstschutz wird eingehalten. 

 

Pauschale Abstandsregelungen sollten dann nicht anzuwenden 

sein, wenn dies durch die besondere Situation vor Ort nicht sinn-

voll ist. Dieser Fall liegt hier in Bezug auf die Abstandsregelung 

zu dem nicht mehr besetzten Schwarzstorchhorst in Branden-

burg vor. 

 

Bereits die für Mecklenburg-Vorpommern anzuwendende Arten-

schutzrechtlichen Arbeits- und Beurteilungshilfe (Teil Vögel), 

Stand vom 01. August 2016 sieht für atypische Fälle wie den hier 

vorliegenden keine pauschale Anwendung des 3km-Abstandes 

vor. Die AAB-WEA-Vögel bestimmt auf S. 2 für die Bewertung 

der Vögel:  

 

„Ob einer oder mehrere dieser Konflikte zutreffen, muss stets im 

Einzelfall für das jeweilige Vorhaben geprüft werden. Beurtei-

lungsrelevant sind die technischen Eigenschaften der vorgesehe-

nen WEA, die geplanten Standorte mit ihrem Umfeld sowie die 

zu Brut, Zug oder Rast vorkommenden Vogelarten mit ihren spe-

zifischen Eigenschaften und Verhaltensweisen.“ (AAB-WEA, S. 

2). 

 

Ein solcher atypischer Fall nach der AAB-WEA ist vorliegend ge-

geben. Dass der Fall atypisch ist folgt schon daraus, dass die 

AAB-WEA an keiner Stelle explizit regelt, wie mit Vorbelastungen 

umzugehen ist, dies aber nach der bundesweit verbindlichen 

höchstrichterlichen Rechtsprechung zwingend bei der Anwen-

dung des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu berücksichtigen ist und 

dies vorliegend erheblich ist. Aufgrund der vor 2011 in Betrieb 

gegangenen Bestandsanlagen und deren Lage im Verhältnis zu 

den geplanten Windkraftanlagen handelt es sich um einen auch 

tatsächlich atypischen Fall, in dem naturschutzfachlich zweifels-

frei nachgewiesen werden kann (und behördlich bereits bestätigt 

wurde), dass das betroffene Gebiet aufgrund der landschaftli-

Die Antragstellerin teilt die Einschätzung des Einwenders nicht. Es ist nicht so, 

dass die Antragstellerin „die Sinnhaftigkeit [von] Abstandsregelungen“ grund-

sätzlich anzweifelt. Allerdings ist es tatsächlich so, dass pauschale Abstandsre-

gelungen dann nicht anzuwenden sind, wenn dies durch die besondere Situa-

tion vor Ort nicht sinnvoll ist. Dieser Fall liegt hier in Bezug auf die Abstandsre-

gelung zu dem nicht mehr besetzten Schwarzstorchhorst in Brandenburg vor. 

Bereits die für Mecklenburg-Vorpommern anzuwendende Artenschutzrechtli-

chen Arbeits- und Beurteilungshilfe (Teil Vögel), Stand vom 01. August 2016 

(nachfolgend: AAB-WEA) sieht für atypische Fälle, wie den hier vorliegenden 

keine pauschale Anwendung des  

3km-Abstandes vor. Die AAB-WEA-Vögel bestimmt auf S. 2 für die Bewertung 

der Vögel:  

„Ob einer oder mehrere dieser Konflikte zutreffen, muss stets im Einzelfall für 

das jeweilige Vorhaben geprüft werden. Beurteilungsrelevant sind die techni-

schen Eigenschaften der vorgesehenen WEA, die geplanten Standorte mit ih-

rem Umfeld sowie die zu Brut, Zug oder Rast vorkommenden Vogelarten mit ih-

ren spezifischen Eigenschaften und Verhaltensweisen.“ (AAB-WEA, S. 2) 

Ein solcher atypischer Fall nach der AAB-WEA ist vorliegend gegeben. Dass 

der Fall atypisch ist folgt schon daraus, dass die AAB-WEA an keiner Stelle ex-

plizit regelt, wie mit Vorbelastungen umzugehen ist, dies aber nach der bundes-

weit verbindlichen höchstrichterlichen Rechtsprechung zwingend bei der An-

wendung des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu berücksichtigen ist und dies vor-

liegend erheblich ist. 

Aufgrund der vor 2011 in Betrieb gegangenen Bestandsanlagen und deren 

Lage im Verhältnis zu den geplanten Windkraftanlagen handelt es sich um ei-

nen auch tatsächlich atypischen Fall, in dem naturschutzfachlich zweifelsfrei 

nachgewiesen werden kann (und behördlich bereits bestätigt wurde), dass das 

betroffene Gebiet aufgrund der landschaftlichen Ausstattung voraussichtlich 

während des gesamten Zeitraumes der Geltungsdauer der Genehmigung von 

den Individuen der betroffenen Art unter Berücksichtigung insbesondere der 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten, der Nahrungsflächen, der Flugrouten und Ak-

tionsräume sowie unter Berücksichtigung eines normalen Fruchtwechsels und 

repräsentativer Aktivitätsmuster (z. B. Aktivitätsmuster im Zuge erfolgreichen 

Brutverlaufes) in deutlich unterdurchschnittlicher Intensität genutzt werden wird. 

Hinzu kommt, dass die AAB-WEA selbst das Verhalten von Schwarzstörchen 

UNB LK VG: Ungeachtet der Brandenburger Regelung gilt in M-V uneingeschränkt 

und nach Auskunft des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie (LUNG) 

ein 10-jähriger Schutz der Fortpflanzungsstätte des Schwarzstorches. Dies gilt ins-

besondere auch für den betroffenen Brutplatz in Brandenburg. 

Zudem ist aus Sicht der UNB die AAB-WEA M-V Grundlage der artenschutzrechtli-

chen Beurteilung. Dies steht den UNBs im Rahmen ihrer naturschutzfachlichen Ein-

schätzungsprärogative zu. Im vorliegenden Fall liegen keine Gründe vor, auf eine 

andere Bewertungsgrundlage zurückzugreifen. Im Sinne des Gleichbehandlungs-

grundsatzes wurden bisher alle artenschutzrechtlichen Betroffenheiten im Landkreis 

Vorpommern-Greifswald nach der AAB-WEA geregelt. 

Aus Sicht der UNB liegt kein atypischer Fall vor. 

Neben den Grundsätzen der AAB-WEA werden jährlich tierökologische Abstandskri-

terien im Sinne raumordnerischer Kriterien vom Land M-V herausgegeben. Danach 

wurde im Jahr 2019 ein 3 km-Schutzbereich um den betreffenden Schwarzstorch-

horst auf Brandenburger Seite ausgewiesen, in deren Folge die WEA A8, Z3, Z4 und 

NO4 nicht genehmigungsfähig sind. Alle weiteren geplanten Anlagen befinden sich 

im Prüfbereich. 
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chen Ausstattung voraussichtlich während des gesamten Zeitrau-

mes der Geltungsdauer der Genehmigung von den Individuen 

der betroffenen Art unter Berücksichtigung insbesondere der 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten, der Nahrungsflächen, der Flug-

routen und Aktionsräume sowie unter Berücksichtigung eines 

normalen Fruchtwechsels und repräsentativer Aktivitätsmuster 

(z. B. Aktivitätsmuster im Zuge erfolgreichen Brutverlaufes) in 

deutlich unterdurchschnittlicher Intensität genutzt werden wird. 

 

Hinzu kommt, dass die AAB-WEA selbst das Verhalten von 

Schwarzstörchen wie folgt beschreiben:  

 

„Der Schwarzstorch brütet in naturnahen Altholzbeständen und 

sucht seine Nahrung in Fließgewässern und auf grundwasserna-

hen Grünlandflächen.“ (AAB-WEA, S. 23)  

 

Die landschaftliche Ausstattung im Umfeld des nicht mehr be-

setzten Horstes weist die relevanten Nahrungsgebiete also in ge-

nau entgegengesetzter Richtung zu den geplanten WEA auf. 

Südlich des nicht mehr besetzten Horstes befinden sich Landgra-

ben als Fließgewässer mit zahlreichen grundwassernahen Grün-

landflächen. Die gemäß AAB-WEA vorgesehene Öffnung und 

damit Abweichung von dem pauschalen 3 km-Abstand ermög-

licht eine adäquate Lösung für atypische Fälle wie den hier vor-

liegenden. Von der pauschalen Anwendung des 3 km-Abstandes 

ist daher in diesem Fall zwingend abzusehen. 

 

 

Zudem ist § 44 BNatSchG als Norm des Bundesgesetzgebers 

bundesweit einheitlich auszulegen und zu vollziehen. Dass die 

brandenburger Behörde, in welcher sich der naturschutzfachliche 

Konflikt belegen ist, bereits mehrfach eine Genehmigungen erteilt 

hat, welche dieselben bzw. aufgrund der größeren Nähe schwie-

rigere Ausgangsbedingungen aufwiesen, zeigt, dass der natur-

schutzfachliche Konflikt vorliegend nicht pauschal über die Ab-

stände zwischen Horst und WEA zu lösen ist. 

wie folgt beschreiben: „Der Schwarzstorch brütet in naturnahen Altholzbestän-

den und sucht seine Nahrung in Fließgewässern und auf grundwassernahen 

Grünlandflächen.“ (AAB-WEA, S. 23) 

Die landschaftliche Ausstattung im Umfeld des nicht mehr besetzten Horstes 

weist die relevanten Nahrungsgebiete also in genau entgegengesetzter Rich-

tung zu den geplanten WEA auf. Südlich des nicht mehr besetzten Horstes be-

finden sich Landgraben als Fließgewässer mit zahlreichen grundwassernahen 

Grünlandflächen.  

Die gemäß AAB-WEA vorgesehene Öffnung und damit Abweichung von dem 

pauschalen 3 km-Abstand ermöglicht eine adäquate Lösung für atypische Fälle 

wie den hier vorliegenden. Von der pauschalen Anwendung des 3 km-Abstan-

des ist daher in diesem Fall zwingend abzusehen. 

Zudem ist § 44 BNatSchG als Norm des Bundesgesetzgebers bundesweit ein-

heitlich auszulegen und zu vollziehen. Dass die brandenburger Behörde, in 

welcher sich der naturschutzfachliche Konflikt belegen ist, bereits mehrfach 

eine Genehmigungen erteilt hat, welche dieselben bzw. aufgrund der größeren 

Nähe schwierigere Ausgangsbedingungen aufwiesen, zeigt, dass der natur-

schutzfachliche Konflikt vorliegend nicht pauschal über die Abstände zwischen 

Horst und WEA zu lösen ist. 

106 Der Windpark gefährdet 

Vogelarten wie den Wes-

penbussard 

Die durch die geplanten Anlagen betroffenen Tiere werden nicht 

unzulässig beeinträchtigt (siehe unter anderem Artenschutzrecht-

licher Fachbeitrag S. 88, Gutachten zur Chiropterenfauna und 

Umweltverträglichkeitsbericht S. 99). Der Wespenbussard wurde 

im Vorhabengebiet nicht nachgewiesen und kann damit nicht be-

troffen sein. Die Voraussetzungen des Bundesnaturschutzgeset-

zes, des Bundes-Immissionsschutzgesetztes und des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung werden eingehalten.  

Eine mögliche Meidung von Windenergieanlagen sowie die Kollisionsgefahr 

sind jeweils artspezifisch zu betrachten. Die gemäß Artenschutzrechtliche Ar-

beits- und Beurteilungshilfe MV (AAB-WEA) vorgeschriebenen Abstände zu ge-

schützten Vogelarten werden eingehalten. Auch werden Lenkungsflächen für 

Vogelarten umgesetzt, die gemäß AAB-WEA im Prüfbereich brüten. Diese sind 

als attraktive Nahrungsflächen geeignet, die Vögel aus dem Windfeld fernzu-

halten. Verbotstatbestände nach $ 44 BNatSchG sind einschlägig. 

Gemäß bekannter Karterungen und Abfragen liegt kein Vorkommen vom Wes-

penbussard vor.  

UNB LK VG: Brut- und Rastplätze des Wespenbussards sind der UNB in vorhaben-

relevanten Abständen bisher nicht bekannt. Es ist somit davon auszugehen, dass 

aktuell keine Gefährdung des Wespenbussards vorliegt. 

107 2016 bestand ein Brutplatz 

des Mäusebussards in 

180m Abstand zur Z4. Die 

Horste des Mäusebus-

sards genießen in MV 

Horstschutz über 3 Jahre. 

Nach der AAB-WEA LUNG MV bedarf es einer Einzelfallprüfung 

bezüglich der Auswirkungen auf den Mäusebussard. Diese 

wurde in dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag vorgenommen. 

So wird in diesem ausdrücklich festgestellt:  

 

"Unter zusätzlicher Betrachtung der standörtlichen Gegebenhei-

ten mit seinen hauptsächlich strukturarmen Ackerflächen und 

Bei Mäusebussarden erlischt der Schutz ihrer Fortpflanzungsstätte „mit der 

Aufgabe des Reviers“, was sich in der „Abwesenheit für 1 - 3 Brutperioden je 

nach Ortstreue und ökologischer Flexibilität der Art“ zeigt (s. die vom Einwen-

der selbst zitierte Tabelle vom LUNG „Angaben zu den in Mecklenburg-Vor-

pommern heimischen Vogelarten“, Fassung vom 08. November 2016). Beim 

Mäusebussard ist die Abwesenheit bereits nach einer Brutperiode anzusetzen, 

UNB LK VG: In der aktuellsten vorliegenden Brutvogelkartierung des Vorhabenträ-

gers aus dem Jahr 2018 befindet sich der nächste kartierte Mäusebussardhorst ca. 

1.300 m von der nächstgelegenen geplanten WEA NO5 entfernt. 

Inzwischen liegen der UNB für das Jahr 2020 Nachweise von 3 erfolgreichen Mäuse-

bussard-Brutpaaren im WEG Penkun und dessen nahem Umfeld vor. Die Brutplätze 

wurden von einem anerkannten und langjährig erfahrenen Ornithologen festgestellt. 

U.a. handelt es sich auch um den in der Einwendung benannten Horst, welcher 2020 
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Ein Negativnachweis er-

folgte nur für 2018, Kon-

trollen in 2017 und 2019 

unterblieben. Es steht 

nicht fest, dass der Brut-

platz 3 Jahre unbesetzt 

blieb. 

dem Vorhandensein von geeigneten Nahrungsflächen mit Wie-

sen, Weiden und Feuchtgebieten im Süden des Vorhabengebiets 

abseits der geplanten Anlagenstandorte, ist mit einer vorhaben-

bedingten signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos nicht zu 

rechnen." (AFB, S. 57, 58).  

 

Der Schutz der Fortpflanzungsstätte nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 

erlischt nach Angaben zu den in Mecklenburg-Vorpommern hei-

mischen Vogelarten, Fassung vom 08. November 2016, nach 

Aufgabe des Reviers. Das Revier ist aufgegeben, wenn eine Ab-

wesenheit von 1-3 Brutperioden, je nach Ortstreue und ökologi-

scher Flexibilität, besteht. Im Jahr 2018 wurde der Brutplatz nicht 

genutzt. Da der Mäusebussard oft seine Horste wechselt und da-

mit ökologisch flexibel ist, ist bereits nach einer Brutperiode die 

Aufgabe des Reviers gegeben.  

 

Erforderlich und für das geplante Vorhaben vorhanden sind Da-

ten, welche Rückschlüsse auf die Häufigkeit und Verteilung der 

geschützten Arten sowie deren Lebensstätten bezüglich des 

Plangebietes ermöglichen (BVerwG, U. v. 09.07.2008 – 9 A 

14/07 –, BVerwGE 131, 274-315, Rn. 54). Dies ist vorliegend ge-

währleistet. Es bedarf keiner neuen oder weiteren Kartierung.  

weil er zu den Arten gehört, die häufig ihre Horste wechselt, demnach also öko-

logisch sehr flexibel ist. 

sicher und mit Bruterfolg wiederbesetzt ist. Generell wiesen alle in 2020 festgestell-

ten Mäusebussardhorste erfolgreiche Bruten auf und sind somit im weiteren Geneh-

migungsverfahren für 3 Jahre entsprechend der Vogelschutztabelle des LUNG zu 

berücksichtigen. 

Die genaue Lage der festgestellten Horste wurde den Vorhabenträgern von der Be-

hörde zur weiteren Berücksichtigung mitgeteilt. 

108 Jagdflächen von Lachmö-

wen und Flussseeschwal-

ben liegen auf an die Brut-

kolonien angrenzenden 

Feldern. Insbesondere 

während der Bodenbear-

beitung bzw. Ernte besteht 

eine erhöhte Kollisionsge-

fahr mit den geplanten 

WEA. 

Die Lachmöwen- und Flussseeschwalben werden keinem unzu-

lässigen Kollisionsrisiko ausgesetzt. Der Ausschlussbereich von 

1 km nach der AAB-WEA - LUNG MV um die Kolonien wird 

durch die geplanten Anlagen nicht unterschritten. Die Verbotstat-

bestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG können aus-

geschlossen werden.  

 

Zwar ist die Nutzung der Ackerflächen im Vorhabengebiet durch 

Lachmöwen und Flussseeschwalben nicht auszuschließen. 

Diese sind jedoch nur temporär, während der Bewirtschaftung, 

als Nahrungsflächen von Bedeutung. Dabei fliegen die Vögel in 

niedriger Höhe hinter dem Pflug her. Der Rotorbereich beginnt 

bei den beantragten WEA erst in einer Höhe von 91 m, was ein 

geringes Kollisionsrisiko erwarten lässt. Die Zentrale Schlagopfer 

Funddatei verzeichnet für die Lachmöwe 10 Totfunde in BB und 

2 in MV, für die Flussseeschwalbe sind in beiden Ländern keine 

Totfunde an WEA bekannt. Temporäre Abschaltungen zu Attrak-

tionszeiten werden deshalb nicht als erforderlich angesehen. 

Die Nutzung der Ackerflächen im Vorhabengebiet durch Lachmöwen und 

Flussseeschwalben ist nicht auszuschließen. Diese sind jedoch nur temporär, 

während der Bewirtschaftung, als Nahrungsflächen von Bedeutung. Dabei flie-

gen die Vögel in niedriger Höhe hinter dem Pflug her. Der Rotorbereich beginnt 

bei den beantragten WEA erst in einer Höhe von 91 m, was ein geringes Kolli-

sionsrisiko erwarten lässt. Die Zentrale Schlagopfer Funddatei verzeichnet für 

die Lachmöwe 10 Totfunde in BB und 2 in MV, für die Flussseeschwalbe sind 

in beiden Ländern keine Totfunde an WEA bekannt (1). 

Nach Scheller (mündl. Mitteilung) nutzen die Flussseeschwalben hauptsächlich 

die Penkuner Seenkette sowie andere Kleingewässer in der Umgebung (Wolli-

ner Dorfsee, Großer See sowie Dorfsee Grünz) für die Nahrungssuche, da sie 

sich vorwiegend von kleinen Fischen ernähren. Darüber hinaus ist für die Lach-

möwe ein allgemeines Lebensrisiko gegeben.  

 

(1) http://www.lfu.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.312579.de, Zugriff am 

18.05.2020 

UNB LK VG: Generell ist aus Sicht der UNB der 1 km-Ausschlussbereich um den 

Bürgersee (Uferrand) zum Schutz der Brutkolonien einzuhalten ist. In der AAB-WEA 

ist eindeutig formuliert, dass der Ausschlussbereich um die Gewässer einzuhalten 

ist, in denen die Kolonien gelegen sind. Gerade in den ersten Wochen der Kolonie-

besiedelung sind noch deutlich mehr Möwen als letztendlich Brutpaare im Gebiet der 

Kolonien, sprich im gesamten Gewässergebiet unterwegs. Erst wenn die Kapazitäts-

grenze der Kolonie erreicht ist und alle Nistplätze gesichert sind, fliegen die Tiere 

aus dem Gebiet ab, die keinen Nistplatz besetzen konnten. So ist gerade in dieser 

Zeit, in der die Lachmöwen noch nicht brüten, eine Nutzung des gesamten Gewäs-

sers und auch der Gewässerrandbereiche gegeben. Zudem suchen die Brutpaare 

zum Nestbau die Umgebung des Gewässers für Nistmaterial ab. Auch aus diesem 

Grund ist explizit der 1 km-Ausschlussbereich um das Gewässer, nicht nur die Kolo-

nieinseln, freizuhalten. Auch aufgrund der Austausch- und Wechselbeziehungen zwi-

schen den beiden Kolonien muss das gesamte Gewässer als Koloniestandort ange-

sehen werden. 

Die Standorte der geplanten WEA A1, A2, A3 und A4 unterschreiten den 1 km-Aus-

schlussbereich um den Bürgersee und sind somit unzulässig. 
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109 Der Schutzabstand zu Ko-

lonien von Lachmöwen 

und Flussseeschwalben 

wird durch die WEA A1, 

A2, A3, A4 nicht eingehal-

ten, da dieser ab dem Ge-

wässerrand zu messen ist 

(vgl. UNB vom 

21.06.2019).  

Nach AAB-WEA ist ein 1 km Ausschlussbereich um Möwen- und 

Seeschwalben-Kolonien (bzw. die Gewässer, in denen die Kolo-

nien gelegen sind) von WEA freizuhalten. Dies wird durch die 

von Notus beantragten Anlagen erfüllt (S. 54 AFB). 

Nach AAB-WEA ist ein 1 km Ausschlussbereich um Möwen- und Seeschwal-

ben-Kolonien (bzw. die Gewässer, in denen die Kolonien gelegen sind) von 

WEA freizuhalten.  

Die hier in Frage stehende Lachmöwenkolonie befindet sich auf der östlichen 

Insel im Penkuner Bürgersee.  

Nur eine der beantragten 12 Windkraftanlagen, die nächstgelegene Anlage A2, 

unterschreitet den 1.000 m Ausschlussbereich um diese Kolonie. Da die untere 

Naturschutzbehörde den Abstand ab dem Gewässerrand misst, würde die Un-

terschreitung für drei weitere WEA (A1, A3 und A4) auftreten. Da die Kolonie 

exakt auf der Insel lokalisiert werden kann, ist tatsächlich nur durch die WEA 

A2 der Ausschlussbereich, der der Vermeidung von Kollisionsgefahren dienen 

soll, berührt. Da die durch die Kolonie nutzbaren Nahrungsgewässer alle er-

reichbar sind, ohne das Windfeld queren zu müssen, wird nicht von einem er-

höhten Kollisionsrisiko ausgegangen. 

UNB LK VG: Generell ist aus Sicht der UNB der 1 km-Ausschlussbereich um den 

Bürgersee (Uferrand) einzuhalten ist. In der AAB-WEA ist eindeutig formuliert, dass 

der Ausschlussbereich um die Gewässer einzuhalten ist, in denen die Kolonien gele-

gen sind. Gerade in den ersten Wochen der Koloniebesiedelung sind noch deutlich 

mehr Möwen als letztendlich Brutpaare im Gebiet der Kolonien, sprich im gesamten 

Gewässergebiet unterwegs. Erst wenn die Kapazitätsgrenze der Kolonie erreicht ist 

und alle Nistplätze gesichert sind, fliegen die Tiere aus dem Gebiet ab, die keinen 

Nistplatz besetzen konnten. So ist gerade in dieser Zeit, in der die Lachmöwen noch 

nicht brüten, eine Nutzung des gesamten Gewässers und auch der Gewässerrand-

bereiche gegeben. Zudem suchen die Brutpaare zum Nestbau die Umgebung des 

Gewässers für Nistmaterial ab. Auch aus diesem Grund ist explizit der 1 km-Aus-

schlussbereich um das Gewässer, nicht nur die Kolonieinseln, freizuhalten. Auch 

aufgrund der Austausch- und Wechselbeziehungen zwischen den beiden Kolonien 

muss das gesamte Gewässer als Koloniestandort angesehen werden. Die Grenze ist 

somit der Gewässerrand. 

Die Standorte der geplanten WEA A1, A2, A3 und A4 unterschreiten den 1 km-Aus-

schlussbereich um den Bürgersee und sind somit aus Sicht der UNB unzulässig. 

110 Es erfolgte keine Funkti-

onsraumanalyse trotz 

nachweislich vieler Lach-

möwen im Plangebiet bei 

Vor-Ort-Termin am 

04.04.2019 und obwohl 

diese nach der AAB WEA 

Vögel als auch dem Hel-

goländer Papier erforder-

lich gewesen wäre. 

Nach AAB-WEA ist ein 1 km Ausschlussbereich um Möwen- und 

Seeschwalben-Kolonien (bzw. die Gewässer, in denen die Kolo-

nien gelegen sind) von WEA freizuhalten. Dies wird durch die 

von Notus beantragten Anlagen erfüllt (S. 54 AFB). 

 

Eine Funktionsraumprüfung beziehungsweise eine ausführliche 

Raumnutzungsanalyse ist nach der AAB-WEA an Brutvogelkar-

tierungen nicht vorgesehen. Sie werden gem. AAB-WEA (S.10) 

nicht als zielführend angesehen. 

 

Zudem stellt das Helgoländer Papier nicht den allgemein aner-

kannten Stand von Wissenschaft und Technik dar (VG Leipzig B. 

v. 26.4.2017 – 1 L 1117/16, BeckRS 2017, 122017, beck-online). 

Das Helgoländer Papier ist für Behörden und Gerichte nicht ver-

bindlich zu beachten. Dies ist in der Rechtsprechung allgemein 

anerkannt (VG Leipzig B. v. 26.4.2017 – 1 L 1117/16, BeckRS 

2017, 122017; OVG Lüneburg, B. v. 16. 11.2016 – 12 ME 132/16 

–, juris; VG Aachen B. v. 2.9.2016 – 6 L 38/16, BeckRS 2016, 

53979, beck-online; OVG Rheinland-Pfalz, B. v. 08.05.2019 – 8 

B 10483/19 –, Rn. 12, juris). Daher wurden die Hinweise des Hel-

goländer Papiers in Mecklenburg-Vorpommern überprüft und an-

gepasst und eine eigenständige Regelung durch die AAB-WEA 

LUNG eingeführt (siehe AAB-WEA LUNG S. 7). 

Nach AAB-WEA ist ein 1 km Ausschlussbereich um Möwen- und Seeschwal-

ben-Kolonien (bzw. die Gewässer, in denen die Kolonien gelegen sind) von 

WEA freizuhalten.  

Die hier in Frage stehende Lachmöwenkolonie befindet sich auf der östlichen 

Insel im Penkuner Bürgersee.  

Nur eine der beantragten 12 WEA, die nächstgelegene WEA A2, unterschreitet 

den 1.000 m Ausschlussbereich um diese Kolonie. Da die UNB den Abstand ab 

dem Gewässerrand misst, würde die Unterschreitung für drei weitere WEA (A1, 

A3 und A4) auftreten. Da die Kolonie exakt auf der Insel lokalisiert werden 

kann, ist tatsächlich nur durch die WEA A2 der Ausschlussbereich, der der Ver-

meidung von Kollisionsgefahren dienen soll, berührt. Da die durch die Kolonie 

nutzbaren Nahrungsgewässer alle erreichbar sind, ohne das Windfeld queren 

zu müssen, wird trotzdem nicht von einem erhöhten Kollisionsrisiko ausgegan-

gen. 

Gemäß AAB-WEA (S.10) ergibt sich keine Veranlassung zu einer Funktions-

raumanalyse. Das „Helgoländer Papier“ hat einen rein empfehlenden Charakter 

ohne Verbindlichkeit für die einzelnen Bundesländer. Es hat sich nicht als aner-

kannter wissenschaftlicher Standard durchgesetzt. 

UNB LK VG: Unter den verschiedenen fachlichen Empfehlungen zu Abständen von 

WEA zu Vogelbrutplätzen hat sich die UNB für die Artenschutzrechtliche Arbeits- 

und Beurteilungshilfe für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlage – 

Teil Vögel – vom 01.08.2016 in M-V (AAB-Vögel M-V) entschieden. Diese Entschei-

dung steht der Behörde innerhalb der naturschutzfachlichen Einschätzungspräroga-

tive zu. Auch wird die Anwendung dieser Arbeits- und Beurteilungshilfe den UNBs 

vom Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz empfohlen. In-

sofern ist diese auch auf die Lachmöwen und Flussseeschwalben im Penkuner Bür-

gersee anzuwenden. 

Gemäß AAB sind keine Raumnutzungsanalysen zwingend notwendig. Für Kolonie-

brüter wie die betroffenen Lachmöwen und Flussseeschwalben ist ein 1 km-Aus-

schlussbereich zu den Kolonien bzw. den Gewässern, in denen diese liegen, freizu-

halten um ein erhöhtes Kollisionsrisiko zu vermeiden. 

Dieser Ausschlussbereich wird durch die geplanten WEA A1, A2, A3 und A4 unter-

schritten. Die geplanten Anlagen sind somit aus Sicht der UNB unzulässig. Durch 

Einhaltung des Ausschlussbereiches werden die Verbotstatbestände nach § 44 

BNatSchG nicht einschlägig. 

111 Als Mindestmaß wird ge-

fordert, die WEA zu Attrak-

tionszeitpunkten abzu-

schalten. 

Sind die Abstände, die gemäß AAB einzuhalten sind, eingehal-

ten, ist eine signifikante Erhöhung des Kollisionsrisikos ausge-

schlossen, so dass darüber hinaus ein Abschaltregime zu Attrak-

tionszeiten nicht erforderlich ist.  

 

Ist dies notwendig, ist eine „Abschaltung bei Attraktionspunkten“ 

vorgesehen. Abschaltzeiten sind hier für die WEA NO1 (Vermei-

dungsmaßnahme V3.5) vorgesehen (S. 87 AFB). 

 

Für den Schreiadler beispielsweise ist dies nicht vorgesehen, da 

„Abschaltung bei Attraktionszeitpunkten“ ist nicht vorgesehen, da die Aus-

schlussbereiche gemäß AAB eingehalten sind und außerdem Lenkungsflächen 

als Vermeidungsmaßnahme zur Senkung eines potenziellen Tötungsrisikos 

eingerichtet werden. 

UNB LK VG: Die Abschaltung zu Attraktionszeitpunkten stellt gemäß AAB-WEA eine 

begleitende Vermeidungsmaßnahme dar. Eine Abschaltung der WEA zu Attraktions-

zeitpunkten ist gegenwärtig rechtlich noch umstritten und wird von der UNB noch ge-

prüft. 
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die Ausschlussbereiche gemäß AAB eingehalten sind und außer-

dem Lenkungsflächen als Vermeidungsmaßnahme zur Senkung 

eines potenziellen Tötungsrisikos eingerichtet werden. 

112 Auf Flur 5, Flst 349/1 be-

steht ein Kranichbrutplatz 

(ca. 150m von WEA NR 

A2) und kommen z.B. Rot-

halstaucher vor. 

Vom Kranich wurden durch Salix – Büro für Umwelt- und Land-

schaftsplanung (2017a) drei Brutplätze festgestellt. Alle drei Brut-

plätze befanden sich in überstauten und ganz oder teilweise ver-

schilften Ackerhohlformen. Für den Kranich gilt gem. AAB-WEA 

ein 500 m-Prüfbereich. Diese drei Kranichbrutplätze waren im 

Jahr 2018 nicht mehr besetzt (Salix 2018a). 

 

 

Der Schutz eines Kranich-Brutplatzes erlischt gemäß der in der 

Einwendung zitierten Vorlage vom LUNG, „Angaben zu den in 

Mecklenburg-Vorpommern heimischen Vogelarten“ (Fassung 

vom 08. November 2016) „mit der Aufgabe des Reviers (Abwe-

senheit für 1-3 Brutperioden je nach Ortstreue und ökologischer 

Flexibilität der Art)“. Demnach gilt beim nicht brutortstreuen Kra-

nich, dass der Schutz erlischt, wenn der Brutplatz im Folgejahr 

nicht wiederbesetzt ist. Also sind die drei benannten Brutplätze 

nicht mehr beachtlich.  

 

Da Rothalstaucher aufgrund ihrer gewässergebundenen Nah-

rungssuche nicht durch eine Kollisionsgefahr mit den WEA be-

troffen sind und auch die Brut gewässergebunden ist - daher 

greift auch das Störungsverbot nicht ein- liegt kein Verstoß ge-

gen die Vorgaben des § 44 BNatSchG vor.  

Das oben genannte Kleinstbiotop war gem. Brutvogelgutachten (Salix 2017) im 

Jahr 2016 von einem Kranichbrutpaar besetzt. Dieser Brutplatz war bei einer 

erneuten Kartierung im Jahr 2018 nicht mehr besetzt.  

Vogelzählungen von 2019 sind nicht bekannt. 

Rothalstaucher sind eine eher seltene Vogelart, deren Vorkommen hier bemer-

kenswert und erfreulich ist. Rothalstaucher leben sowohl für die Brut als auch 

zur Nahrungssuche streng gewässer-gebunden, so dass keinerlei Konflikt mit 

Windkraftanlagen bestehen kann. Weder das Tötungsverbot (potenzielle Kolli-

sion an Windkraftanlagen) noch das Störungsverbot (mögliches Hineinwirken 

der Windkraftanlagen in das Brutgewässer) sind für Rothalstaucher hier an-

wendbar. 

UNB LK VG: Der angegebene Kranichbrutplatz auf Flurstück 349/1, Flur 1, Gemar-

kung Penkun ist 2016 durch die Brutvogelkartierung der Vorhabenträger bestätigt 

worden. In der Brutvogelkartierung 2018 konnte dieses Brutrevier nicht bestätigt wer-

den. Das Kranichbrutrevier befindet sich jetzt nördlich in einer Entfernung von ca. 

250 m zum Nachweis aus dem Jahr 2016. Somit ist das Brutrevier 2018 für die ar-

tenschutzrechtliche Prüfung zugrunde zu legen. Auch dieses Revier liegt im Prüfbe-

reich von 500 m laut AAB-WEA. Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 

Für den Rothalstaucher geben sowohl die AAB-WEA als auch die Länderarbeitsge-

meinschaft Vogelschutzwarten (2015) keine Abstandsempfehlungen vor. Aus Sicht 

der UNB ist für den Rothalstaucher ein Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 

BNatSchG auch nicht zu erwarten. 

113 In 2016 gab es drei be-

setzte Kranich-Brutplätze 

in einem Abstand von we-

niger als 500 m zum Vor-

habenbereich. Die Nist-

stätten des Kranichs ge-

nießen in MV Schutz über 

3 Jahre. Ein Negativnach-

weis für diese Brutplätze 

erfolgte nur für 2018, Kon-

trollen in 2017 und 2019 

unterblieben. Es steht 

nicht fest, dass die Brut-

plätze 3 Jahre unbesetzt 

blieben. 

Ein Ausschlussbereich ist für den Kranich nach der hier einschlä-

gigen AAB WEA LUNG MV 2016 (S. 27) nicht vorgesehen. Es 

wird lediglich ein Prüfbereich von 500 m festgelegt. Dieser wird 

durch einen Brutplatz unterschritten. Der Artenschutzrechtliche 

Fachbeitrag führte diesbezüglich aus:  

 

"Dem Kranich stehen in der direkten Umgebung des Vorhabens 

mehrere geeignete Bruthabitate zur Verfügung. Diese weichen 

von Jahr zu Jahr voneinander ab. Eine parallele Besetzung der 

Brutplätze, wie in den Brutvogelgutachten 2016 und 2018 nach-

gewiesen, gab es nicht. Nicht alle geeigneten Brutplätze sind 

gleichzeitig besetzt, es stehen für den Kranich geeignete Aus-

weichhabitate in direkter Umgebung sofort zur Verfügung. [...] 

Aus diesem Grund wird es nicht als notwendig erachtet für den 

potenziellen Verlust von einem Brutplatz ein Ersatzhabitat zu 

schaffen." 

 

Der Schutz der Fortpflanzungsstätte nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 

erlischt nach Angaben zu den in Mecklenburg-Vorpommern hei-

mischen Vogelarten, Fassung vom 08. November 2016, nach 

Aufgabe des Reviers. Das Revier ist aufgegeben, wenn eine Ab-

wesenheit von 1-3 Brutperioden, je nach Ortstreue und ökologi-

scher Flexibilität, besteht. Im Jahr 2018 wurde der Brutplatz, wel-

cher 2017 nachgewiesen wurde nicht besetzt. Da der Kranich 

brutortstreu ist, ist der Schutz nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erlo-

schen.  

Der Schutz eines Kranich-Brutplatzes erlischt gemäß der in der Einwendung zi-

tierten Vorlage vom LUNG, „Angaben zu den in Mecklenburg-Vorpommern hei-

mischen Vogelarten“ (Fassung vom 08. November 2016) „mit der Aufgabe des 

Reviers (Abwesenheit für 1-3 Brutperioden je nach Ortstreue und ökologischer 

Flexibilität der Art)“. Demnach gilt beim nicht brutortstreuen Kranich, dass der 

Schutz erlischt, wenn der Brutplatz im Folgejahr nicht wiederbesetzt ist. Also 

sind die drei benannten Brutplätze nicht mehr beachtlich. 

UNB LK VG: In der Brutvogelkartierung der Vorhabenträger sind 3 Brutreviere des 

Kranichs nachgewiesen wurde, davon waren 2 Brutreviere für die artenschutzrechtli-

che Prüfung relevant. Auch in 2018 wurden diese beiden relevanten Kranichbrutre-

viere bestätigt. 

Nach gängiger Verwaltungspraxis ist der Vorhabenträger verpflichtet eine einjährige 

Brutvogelkartierung vorzunehmen. Nur in Ausnahmefällen sind mehrjährige Kartie-

rungen erforderlich. Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Auch sind die Kar-

tierungen im Sinne des VGH Kassel 11B 368/08.T vom 02.01.2009, Flughafen 

Frankfurt, aktuell und im Genehmigungsverfahren zu verwenden. Im konkreten Fall 

wurden die relevanten Brutreviere in 2 Jahren bestätigt. 

Die Reviere liegen im Prüfbereich von 500 m laut AAB-WEA. Die Prüfung ist noch 

nicht abgeschlossen. 
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114 Forderung nach Maßnah-

men zur Schaffung von Er-

satzbrutplätzen für Krani-

che in räumlicher Nähe, 

um die erforderliche Aus-

wahl für dynamische Brut-

platzwahl zu erhalten. 

Dem Kranich stehen, wie von der NABU gefordert mehrere Brut-

plätze zur Verfügung. Im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wird 

auf Seite 56 festgestellt, dass dem Kranich in der direkten Umge-

bung des Vorhabens nicht nur ein Brutplatz, sondern mehrere 

geeignete Bruthabitate zur Verfügung stehen. Es bedarf daher 

keines Ersatzbrutplatzes. Außerdem gibt es zahlreiche Beobach-

tungen, dass Kraniche auch in Entfernungen von weniger als 500 

m zu WKA erfolgreich brüten, also von den WKA offensichtlich 

nicht gestört werden. 

Der Kranich wechselt häufig seine Brutplätze und orientiert sich an den jeweils 

aktuellen Gegebenheiten. Da mehrere geeignete Bruthabitate in der Umgebung 

weiterhin vorhanden sind und diese sich nicht im 500 m Radius um die geplan-

ten Windkraftanlagen befinden, ist diese Möglichkeit auch weiterhin gegeben. 

Vorliegend wurden nur die nächstgelegenen Bruthabitate auf ihre Eignung ge-

prüft, jedoch ist es für den Kranich ohne weiteres möglich, auch weiträumiger 

nach geeigneten Brutplätzen zu suchen.  

Zudem gibt es zahlreiche Beobachtungen, dass Kraniche auch in Entfernungen 

von weniger als 500 m zu Windkraftanlagen erfolgreich brüten, also von den 

Windkraftanlagen offensichtlich nicht gestört werden. 

UNB LK VG: Gemäß aktuellen Brutvogelkartierungen befinden sich mehrere Anla-

gen im Prüfbereich zu Kranichbrutplätzen. Auch aus Sicht der UNB sind hier für je-

den beeinträchtigten Kranichbrutplatz CEF-Maßnahmen zur Schaffung neuer, außer-

ordentlich geeigneter Brutplätze, vorzusehen. 

Aufgrund der Lage der besetzten Kleingewässer in einer weitgehend ungestörten, 

unzerschnittenen Landschaft ohne Vorbelastung ist die untere Naturschutzbehörde 

der Ansicht, dass es durch den Bau von WEA (durch die Meidung und in deren 

Folge durch die Aufgabe des Brutplatzes bzw. durch reduzierten Bruterfolg) zu ei-

nem Eintreten des Schädigungsverbotes gemäß § 44 Abs. 3 BNatSchG kommt. 

Kraniche sind grundsätzlich gegenüber Störungen empfindlich. Zwar werden zuneh-

mend windparknahe Bruten dokumentiert, die Brutdichte ist dort aber um 40 % und 

der Bruterfolg um 30 % geringer als auf Vergleichsflächen ohne WEA (Scheller & 

Vökler 2007; AAB-WEA). 

Somit werden die Brutplätze beeinträchtigt und es sind CEF-Maßnahmen erforder-

lich. 

Bei CEF-Maßnahmen ist gemäß AAB-WEA für jeden beeinträchtigten Brutplatz ein 

alternativer Brutplatz anzubieten bzw. anzulegen. 

Die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bezeichnet die Vo-

raussetzungen für eine erfolgreiche Fortpflanzung und ungestörte Ruhephasen. Sie 

ist i. d. R. dann weiterhin erfüllt, wenn die erforderlichen Habitatstrukturen in gleicher 

Qualität und Größe erhalten bleiben bzw. nachgewiesen oder mit Sicherheit ange-

nommen werden kann, dass es nicht zur Minderung des Fortpflanzungserfolgs bzw. 

der Ruhemöglichkeiten des Individuums bzw. der Individuengruppe der betroffenen 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten kommen kann. 

Nach Runge at al. (2010) sind CEF-Maßnahmen in einem räumlichen Zusammen-

hang zur betroffenen Lebensstätte anzulegen. Die konkrete räumliche Abgrenzung 

der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang ist dabei nach 

fachlichen Gesichtspunkten vorzunehmen und ergibt sich aus den Verhaltensweisen 

und Habitatansprüchen der einzelnen Arten sowie den örtlichen Habitatstrukturen. 

Bei revierbildenden Arten mit geringen Raumansprüchen werden nicht nur das ein-

zelne Revier, sondern die im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang als Revier-

standort geeigneten bzw. entwickelbaren Habitate zu betrachten sein. Der Raumbe-

zug umfasst somit in der Regel nur in engem räumlich-funktionalen Zusammenhang 

stehende Bereiche. 

115 Die Kartierungen aus 2016 

sind zu alt und die Erhe-

bungen wurden nicht sach-

gemäß durchgeführt. 

Nach allgemein anerkannter Rechtsprechung darf das verwen-

dete Datenmaterial nicht älter als sieben Jahre sein und sollte 

nicht älter als fünf Jahre sein (BVerwG, U. v. 09.02.2017 – 7 A 

2/15 –, BVerwGE 158, 1-142, Rn. 149; VG Düsseldorf, U. v. 

19.09.2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 127, juris; VG Düsseldorf, B. v. 

17.05.2018 – 28 L 793/18 –, Rn. 53, juris). Die Brut- und Rastvo-

gelkartierungen aus dem Jahr 2016 sind vier Jahre alt und damit 

nicht älter als fünf Jahre. Regelmäßig kann über diese Jahre 

nicht von einem wechselnden Vogelbestand ausgegangen wer-

den (VG Düsseldorf, U. v. 19.09.2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 125, 

juris).  

 

Die naturräumliche Situation hat sich gegenüber 2016 nicht gra-

vierend geändert. Es ist somit nicht davon auszugehen, dass 

weitere Jagdgebiete oder Leitstrukturen etabliert haben. Auf-

grund der anhaltenden Trockenheit seit 2018 kann eher davon 

ausgegangen werden, dass die Fledermausaktivität im Untersu-

Die Forderung nach einem aktuellen Gutachten ist nicht direkt herleitbar, da 

sich gegenüber 2016 die naturräumliche Situation nicht gravierend geändert 

hat und somit nicht davon auszugehen ist, dass weitere Jagdgebiete oder Leit-

strukturen etabliert haben. Aufgrund der anhaltenden Trockenheit seit 2018 

kann eher davon ausgegangen werden, dass die Fledermausaktivität im Unter-

suchungsgebiet weiter zurückgegangen ist und sich stärker in Bereichen von 

Gewässern konzentriert. Die Jagdgebiete an Gewässern werden bereits be-

rücksichtigt und für die Anlagen innerhalb der vorgegebenen Abstandsradien 

Vermeidungsmaßnahmen vorgesehen.  

UNB LK VG: Entsprechend VGH Kassel 11B 368/08.T vom 02.01.2009, Flughafen 

Frankfurt, sind die Kartierungen im Genehmigungsverfahren anzuwenden. Allerdings 

weist das Gutachten aus Sicht der UNB methodische Fehler und Mängel auf. 

Die gewählten Transekte sind geeignet bedeutende Leitstrukturen herauszustellen. 

Die Aktivitätseinstufung ist nicht nachvollziehbar und auch nicht nach AAB-WEA 

prüfbar. 

Es wurde zwar eine Voruntersuchung durchgeführt, die aber z.T. mangelhaft und 

nicht prüfbar ist. Somit sind gemäß S. 18 AAB-WEA für alle geplanten WEA-Stand-

orte pauschale Abschaltzeiten erforderlich und von der UNB gefordert. 
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chungsgebiet weiter zurückgegangen ist und sich stärker in Be-

reichen von Gewässern konzentriert. Die Jagdgebiete an Gewäs-

sern werden bereits berücksichtigt und für die Anlagen innerhalb 

der vorgegebenen Abstandsradien Vermeidungsmaßnahmen 

vorgesehen.  

 

Weitere Erfassungen sind für die Fledermausfauna nicht notwen-

dig. 

116 Es erfolgte allgemein keine 

ausreichende Prüfung von 

Nahrungshabitaten, Flug-

routen etc. geschützter Ar-

ten 

Auf Grundlage umfassender Brut- und Rastvogelkartierungen 

wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt. Dieser ent-

hält unter der Nr. 8.3.12. auch Angaben zu Flugbewegungen im 

Rastgeschehen und wurde nach den einschlägigen fachlichen 

und rechtlichen Vorgaben erstellt.  

Der Rotmilan wurde im Rahmen der Brut- sowie Zug- und Rastvogelkartierung 

(Salix 2017) einmalig als Rastvogel kartiert. Ein Brutplatz des Rotmilans konnte 

innerhalb des 6 km-Radius um die geplanten WEA nicht festgestellt werden.  

Der Rotmilan brütet gem. LAG VSW in abwechslungsreichen Wald-Offenland-

Mosaiken und bevorzugt häufig Bereiche, die durch lange Grenzen zwischen 

Wald und Offenland und einen hohen Grünlandanteil gekennzeichnet sind. 

Diese Habitateigenschaften sind im näheren Umfeld des beantragten Windfeld 

nicht vorhanden, so dass hier nicht von einer Ansiedlung des Rotmilans (d.h. 

Brutplatz) ausgegangen wird.  

Der Schreiadler wurde im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag ausführlich be-

trachtet. Da der Schreiadler zur Nahrungssuche auf Grünland angewiesen ist, 

handelt es sich bei dem Vorhabengebiet mit seinen intensiv bewirtschafteten 

Ackerflächen nicht um ein bevorzugtes Nahrungshabitat. 

Die aktuelle Meldung des BfN an die EU-Kommission zeigt sowohl im Kurzzeitt-

rend (2004–2016) als auch im Langzeittrend (1988 bis 2016) eine stabile Be-

standsentwicklung für den Rotmilan . Weder der Anstieg der Population bis 

1990, noch der Abfall zwischen 1990/91 und 1996 stehen im Zusammenhang 

mit dem Ausbau der Windenergie. Gleiches gilt für die natürlichen Schwankun-

gen innerhalb einer insgesamt stabilen Entwicklung des Bestandes seit 1988.  

Die in der Stellungnahme zitierten Studien können einen Zusammenhang zwi-

schen Auswirkungen der Windkraft und regionalen Bestandsveränderungen 

beim Rotmilan nicht begründen. Die Studie von Katzenberger & Sudfeldt wertet 

die Rotmilan-Revierdichten je TK25-Karten und die Windkraftanlagen-Dichte je 

Landkreis in unterschiedlichen Landschaftsausschnitten bzw. Bezugsräumen 

aus. Auch sind nicht die Distanzen zwischen Rotmilan-Revieren und Windkraft-

anlagen ausgewertet. Die Studie von Katzenberger & Sudfeldt zeigt z.B. hohe 

Rotmilan-Dichten im an Penkun angrenzenden Nordost-Brandenburg, wo 

gleichzeitig die Windkraftanlagen-Dichte sehr hoch ist, während in Südbayern 

ein Rotmilan-Rückgang festgestellt wird und dort fast keine Windkraftanlagen 

sind. Für die Entwicklung des Rotmilan-Bestands sind vielmehr die örtliche Bio-

topstruktur und Anbaukulturen von Bedeutung, da diese die Nahrungsverfüg-

barkeit bestimmen. In den nordöstlichen Bundesländern wie z.B. Brandenburg 

und Sachsen-Anhalt sind die Rotmilan-Bestände stabil oder nehmen zu – bei 

gleichzeitig hohen Windkraftanlagen-Dichten. 

UNB LK VG: Die artenschutzrechtliche Prüfung erfolgte aus Sicht der UNB ord-

nungsgemäß im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. Allerdings weisen auch aus 

Sicht der UNB einzelnen Betrachtungen der Vogelarten Defizite auf. Daher sind die 

Unterlagen zu überarbeiten und die Prüfungen für einige Arten zu vertiefen bzw. zu 

überarbeiten. Die Prüfungen sind z.T. noch nicht abgeschlossen. 
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117 Das Windfeld Büssow ist 

Brutgebiet von Feldler-

chen, negative Auswirkun-

gen auf den Bestand durch 

die WEA sind zu befürch-

ten. 

Betriebsbedingte Tötungen/ Verletzungen der Feldlerche sind 

nicht zu erwarten. Feldlerchen sind zunächst durch die landwirt-

schaftliche Bearbeitung unmittelbar gefährdet. In der Liste von 

Kollisionsopfern an WKA, die bundesweit in den letzten 20 Jah-

ren gefunden wurden, sind insgesamt 116 Feldlerchen notiert 

(Daten aus der zentralen Fundkartei der Staatlichen Vogel-

schutzwarte im Landesamt für Umwelt Brandenburg, zusammen-

gestellt von Tobias Dürr, Stand vom 07. Januar 2020, 

http://www.lfu.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.312579.de). 

Dies ist bei einem Bestand von insgesamt 1,3 bis 2 Millionen Re-

vieren der Feldlerchen (Gedeon, K. et al. 2014: Atlas Deutscher 

Brutvogelarten. Stiftung Vogelmonitoring Deutschland und Dach-

verband Deutscher Avifaunisten, Münster.) in Deutschland (also 

2,6 bis 4 Millionen Einzeltiere plus jährlicher Nachwuchs) ein ge-

ringer Anteil, auch wenn diese Sammlung, der größtenteils keine 

systematischen Suchen zugrunde liegen, längst nicht alle an 

WKA kollidierten Vögel erfasst. Aus der zitierten Kollisionsopfer-

liste geht außerdem hervor, dass die meisten Fundmeldungen 

auf WEA mit einem Freiraum unterhalb der Rotorzone von unter 

70 m entfallen (Tobias Dürr, Landesamt für Umwelt Brandenburg 

(Staatliche Vogelschutzwarte): Bundesweite Funddatei Vogelver-

luste an Windenergieanlagen, Auszug vom 26.07.2019). Ange-

sichts der hier geplanten WKA verbleibt ein rotorfreier Raum von 

rund 95 m unterhalb der WKA. In diese Höhe gelangen Feldler-

chen-Männchen bei ihren Balzflügen nur selten, so dass damit 

das Kollisionsrisiko gering ist.  

 

Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 

BNatSchG können ausgeschlossen werden (AFB, S. 46).  

Feldlerchen sind zunächst durch die landwirtschaftliche Bearbeitung unmittel-

bar gefährdet. weil dort ihre Bruten regelmäßig vor dem Flüggewerden der 

Jungvögel ausgemäht werden.  

 

In der Liste von Kollisionsopfern an Windkraftanlagen, die bundesweit in den 

letzten 20 Jahren gefunden wurden, sind insgesamt 116 Feldlerchen notiert 

(Daten aus der zentralen Fundkartei der Staatlichen Vogelschutzwarte im Lan-

desamt für Umwelt Brandenburg, zusammengestellt von Tobias Dürr, Stand 

vom 07. Januar 2020, http://www.lfu.brandenburg.de/cms/de-

tail.php/bb1.c.312579.de). Dies ist bei einem Bestand von insgesamt 1,3 bis 2 

Millionen Revieren der Feldlerchen (Gedeon, K. et al. 2014: Atlas Deutscher 

Brutvogelarten. Stiftung Vogelmonitoring Deutschland und Dachverband Deut-

scher Avifaunisten, Münster.) in Deutschland (also 2,6 bis 4 Millionen Einzel-

tiere plus jährlicher Nachwuchs) ein geringer Anteil, auch wenn diese Samm-

lung, der größtenteils keine systematischen Suchen zugrunde liegen, längst 

nicht alle an Windkraftanlagen kollidierten Vögel erfasst.  

 

Aus der zitierten Kollisionsopferliste geht außerdem hervor, dass die meisten 

Fundmeldungen auf WEA mit einem Freiraum unterhalb der Rotorzone von un-

ter 70 m entfallen (Tobias Dürr, Landesamt für Umwelt Brandenburg (Staatliche 

Vogelschutzwarte): Bundesweite Funddatei Vogelverluste an Windenergieanla-

gen, Auszug vom 26.07.2019). 

 

Angesichts der hier geplanten Windkraftanlagen verbleibt ein rotorfreier Raum 

von rund 95 m unterhalb der Windkraftanlagen. In diese Höhe gelangen Feld-

lerchen-Männchen bei ihren Balzflügen nur selten, so dass damit das Kollisi-

onsrisiko gering ist.  

UNB LK VG: Insgesamt ist, basierend auf der Brutvogelkartierung 2016, von einer 

Schädigung der Fortpflanzungsstätten von Feldlerchen durch direkte Überbauung 

und durch zu geringe Meideabstände (bei Feldlerche 120m) bei ca. 8 Brutpaaren 

auszugehen. Diese Brutplätze gehen dauerhaft verloren. Die UNB ist daher der An-

sicht, dass für die Feldlerchen vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen zusätzlich zur 

geplanten Bauzeitenregelung zu ergreifen sind. 

Erhebliche Störungen der europarechtlich geschützten Vogelarten während der Fort-

pflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten können 

insbesondere durch den Betrieb von WEA eintreten. Das Störungsverbot - § 44 

Abs. 1 Nr.2 BNatSchG - tritt ein, wenn sich störungsbedingt der Erhaltungszustand 

der lokalen Population verschlechtert, also innerhalb des Meideabstandes Brutre-

viere gestört werden. Dabei ist der geplante Rotordurchmesser von 150 m mit zu be-

urteilen. 

Unter Berücksichtigung vorgezogener Kompensationsmaßnahmen könnte eine Ver-

schlechterung des Erhaltungszustandes der abzugrenzenden lokalen Population ver-

mieden werden. 

Die Errichtung der Anlagen oder zugehöriger Nebenanlagen kann das für die Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten der Vogelarten geltende Schädigungsverbot - § 44 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG - auslösen, z.B. durch Baufeldfreimachung, Überbauung, 

Gehölzrodung, Herrichtung von Zuwegungen oder das Auslösen von Flucht- und/o-

der Meideeffekten (auch zu essentiellen oder traditionellen Nahrungsgebieten von 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten). 

In Folge der Flächeninanspruchnahme (auch temporär) und der Meidedistanz kommt 

es zur unmittelbaren Zerstörung der Fortpflanzungsstätten. Dabei ist der geplante 

Rotordurchmesser von 150 m mit zu beurteilen. 

Unter Berücksichtigung vorgezogener Kompensationsmaßnahmen im räumlichen 

Zusammenhang könnte der Verbotstatbestand nicht eintreten. 
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118 Die allgemeinen Brut- und 

Rastvogelzählungen aus 

2016 sind veraltet und dar-

über hinaus unvollständig, 

da die Darstellung der Be-

obachtungsposten fehlt.  

Nach allgemein anerkannter Rechtsprechung darf das verwen-

dete Datenmaterial nicht älter als sieben Jahre sein und sollte 

nicht älter als fünf Jahre sein (BVerwG, U. v. 09.02.2017 – 7 A 

2/15 –, BVerwGE 158, 1-142, Rn. 149; VG Düsseldorf, U. v. 

19.09.2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 127, juris; VG Düsseldorf, B. v. 

17.05.2018 – 28 L 793/18 –, Rn. 53, juris). Die Brut- und Rastvo-

gelkartierungen aus dem Jahr 2016 sind vier Jahre alt und damit 

nicht älter als fünf Jahre. Regelmäßig kann über diese Jahre 

nicht von einem wechselnden Vogelbestand ausgegangen wer-

den (VG Düsseldorf, U. v. 19.09.2019 – 28 K 3594/17 –, Rn. 125, 

juris). Eine aktuelle Ermittlung ist daher nicht notwendig.  

 

Die Beobachtungsposten mussten nicht mit dargestellt und aus-

gelegt werden.  

Der Umfang und der Inhalt der auszulegenden Unterlagen richtet 

sich gemäß § 6 Abs. 2 S. 1 UVPG nach dem einschlägigen 

Fachrecht (BVerwG, U. v. 28.04. 2016 – 9 A 9/15 –, BVerwGE 

155, 91-129, Rn. 19). Das Bundesverwaltungsgericht führte in 

seinem Urteil vom 28. April 2016 wörtlich aus: 

 

"Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-

richts muss die Auslegung nicht alle Unterlagen umfassen, die 

möglicherweise zur vollständigen Beurteilung der Rechtmäßigkeit 

der Planung erforderlich sind. Sie kann sich vielmehr - wie vorlie-

gend - auf die Unterlagen beschränken, deren der Einzelne be-

darf, um als Laie den Grad seiner Beeinträchtigung abschätzen 

und sich das Interesse, Einwendungen zu erheben, bewusst ma-

chen zu können (BVerwG, U. v. 3. März 2011 - 9 A 8.10 - 

BVerwGE 139, 150 Rn. 19)." (BVerwG, U.v. 28.04.2016 – 9 A 

9/15 –, BVerwGE 155, 91-129, Rn. 19) 

 

Zudem führte das OVG Lüneburg wörtlich aus: 

 

"Das Vorhandensein von Angaben über Datum und Witterung 

und – im Einzelfall – des Zeitpunktes des Abbruchs einer Bege-

hung [indiziert], dass auch insoweit methodengerecht gearbeitet 

wurde. Der Beklagte war nicht gehalten, sich die Tageskarten der 

Gutachter vorlegen zu lassen, nur um Klarheit über die genauen 

Zeiten der Begehungen zu gewinnen. Denn die Auswertung der 

Rohdaten obliegt dem Fachgutachter, der sie dann in seinem 

Gutachten in aufgearbeiteter Form vorlegt (vgl. Nds. OVG, Urt. v. 

22.4.2016 - 7 KS 27/15 -, juris, Rnrn. 298 und 302; OVG NRW, 

Urt. v. 29.3.2017 - 11 D 70/09.AK -, juris, Rn. 458). Offensichtli-

che Unzulänglichkeiten, die hier eine abweichende Beurteilung 

gebieten könnten, sind gerade nicht erkennbar." 

(OVG Lüneburg, U. v. 25.10.2018 – 12 LB 118/16 –, Rn. 218, ju-

ris) 

 

Der Fachgutachter hat die Rohdaten ausgewertet, in hinreichen-

der Art aufgearbeitet und in dem Gutachten dargelegt. Das Gut-

achten enthält im Ergebnisteil konkrete Angaben über Kartie-

rungstage und Witterungsbedingungen, die Auswertungen der 

Transektbegehungen und stationären Lauterfassungen in Text, 

Im Jahre 2018 wurde eine erneute Brutvogelkartierung durchgeführt und mit 

Übergabeschreiben vom 16.12.2019 der Naturschutzbehörde übergeben. Die 

Rastvogelkartierung 2016/2017 ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch zur Be-

wertung geeignet (< 5 Jahre alt).  

Die Beobachtungsposten mussten nicht mit dargestellt und ausgelegt werden.  

Der Umfang und der Inhalt der auszulegenden Unterlagen richtet sich gemäß 

§ 6 Abs. 2 S. 1 UVPG nach dem einschlägigen Fachrecht (BVerwG, U. v. 

28.04. 2016 – 9 A 9/15 –, BVerwGE 155, 91-129, Rn. 19). Das Bundesverwal-

tungsgericht führte in seinem Urteil vom 28. April 2016 wörtlich aus: 

UNB LK VG: Die UNB folgt der Methodik der Rastvogelkartierung hinsichtlich z.B. 

des Untersuchungsgebietes und der Anzahl der Beobachtungstage. Die Rohdaten 

der Kartierung wurden von der UNB von den Vorhabenträgern angefordert, liegen 

aber noch nicht vor. Somit ist derzeit keine abschließende Prüfung der Kartierung 

möglich. U.a. die Beobachtungsposten sollen aus den Rohdaten ersichtlich werden. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

Grafiken und Karten. Den Grundsätzen der Rechtsprechung und 

den fachlichen Standards wird damit entsprochen. Der Einzelne 

kann den Grad der Beeinträchtigung und das Interesse Einwen-

dungen zu erheben abschätzen. 
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4.5.2 Fledermäuse 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

119 Das Kollisionsrisiko von 

Fledermäusen an den 

WEA, insbesondere des 

Großen Abendseglers, 

während Nahrungsflügen 

wurde nicht ausreichend 

berücksichtigt. 

Der vorgelegte Fachbericht zur Chiropterenfauna untersucht das 

Vorhandensein von potenziell gegenüber WKA Schlaggefährde-

ten Arten, deren Quartieren, Jagdgebieten, sowie Flugrouten. 

Wie im Gutachten und Artenschutzrechlichen Fachbericht darge-

stellt wurde die oben genannte Art Großer Abendsegler im Ge-

biet nachgewiesen. Im Untersuchungsgebiet wurden elf Fleder-

mausarten nachgewiesen. Für die Art wird eine Vermeidungs-

maßnahme in Form von Abschaltzeiten für die WEA NO1 (Ver-

meidungsmaßnahme V3.5) vorgesehen. (Artenschutzrechtlicher 

Fachbeitrag, S. 34). 

 

Im Untersuchungsgebiet wurden Flugrouten und Jagdgebiete 

von Fledermäusen erfasst und nachgewiesen, die sich auch in 

das Plangebiet erstrecken. Maßgeblich sind hierbei die in der 

AAB – MV Teil Fledermäuse festgelegten Abstandsregelungen 

zu bedeutenden Fledermauslebensräumen.  

Zu bedeutenden Jagdgebieten und Flugrouten ist bei einem Ab-

stand von <250m zu Flugrouten und Jagdgebieten, bei <500m zu 

größeren Gewässern (Jagdgebiete) mit erhöhten Aktivitäten und 

ohne vorgesehene Vermeidungsmaßnahmen von einer signifi-

kanten Erhöhung des Tötungsrisikos auszugehen.  

 

Die Anlagenstandorte WEA NO2, NO3, NO4 und NO5 sind von 

allen Flugstraßen und regelmäßig genutzten Jagdgebieten mehr 

als 250 m sowie mehr als 500 m von Jagdgebieten und Quartie-

ren kollisionsgefährdeter 

Arten entfernt. Damit ist nicht von einer signifikanten Erhöhung 

des Tötungsrisikos auszugehen.  

 

Im Fachbericht wird aufgrund der Nähe einer Windkraftanlage zu 

bedeutenden Flugstraßen und Jagdgebieten durch Abschaltung 

der WKA während bestimmter Zeiten und Witterungsbedingun-

gen eine entsprechende Vermeidungsmaßnahme vorgesehen. 

Dies entspricht den Vorschlägen aus der AAB – MV und dem 

derzeitigen Stand wissenschaftlicher Empfehlungen (Brinkmann 

et al.; 2011; Entwicklung von Methoden zur Untersuchung und 

Reduktion des Kollisionsrisikos von Fledermäusen an Onshore 

Windenergieanlagen).  

 

Da Aktivitätszeiten von Fledermäusen weitgehend bekannt sind, 

kann durch eine Abschaltung der WKA während dieser Zeiten 

das Tötungsrisiko der Fledermäuse auf ein nicht mehr signifikant 

erhöhtes Maß gesenkt werden. Fledermäuse sind in den Som-

mermonaten, nachts während geringer Windgeschwindigkeiten 

aktiv. Deren Aktivitäten richten sich u.a. auch nach der Aktivität 

von Insekten, deren Hauptnahrung, daher kann bei stärkerem 

Niederschlag ebenfalls von keiner hohen Fledermausaktivität 

ausgegangen werden (vgl. Brinkmann et al. 2011).  

Damit ist nicht von einem erhöhten Kollisionsrisiko während Akti-

vitäten von Fledermäusen im Gebiet auszugehen, wenn die WKA 

während dieser Zeiten abgeschaltet werden.  

Der vorgelegte Fachbericht Chiroptera (Fledermäuse) untersucht das Vorhan-

densein von potenziell gegenüber Windkraftanlagen schlaggefährdeten Arten, 

deren Quartieren, Jagdgebieten, sowie Flugrouten. Wie im Gutachten und Ar-

tenschutzrechlichen Fachbericht dargestellt wurde der Große Abendsegler im 

Gebiet nachgewiesen. Im Untersuchungsgebiet wurden elf Fledermausarten 

nachgewiesen. Für die Art Großer Abendsegler sind nächtliche Abschaltzei-

ten nach der Artenschutzrechtlichen Arbeits- und Beurteilungshilfe (AAB – 

WEA) an den Windkraftanlagen vorgesehen, um das Tötungsrisiko zu mini-

mieren. 

 

Bei einem Abstand von <250m zu Flugrouten und Jagdgebieten, einem Ab-

stand von <500m zu größeren Gewässern (Jagdgebiete) mit erhöhten Aktivi-

täten und keinen vorgesehene geeigneten Vermeidungsmaßnahmen, ist von 

einer signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos auszugehen. Daher sind 

nächtliche Abschaltzeiten vorgesehen. 

Im Untersuchungsgebiet wurden Flugrouten und Jagdgebiete von Fledermäu-

sen erfasst und nachgewiesen, die sich auch in das Plangebiet erstrecken. 

Maßgeblich sind hierbei die in der Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurtei-

lungshilfe (AAB – WEA) Teil Fledermäuse mit festgelegten Abstandsregelun-

gen zu bedeutenden Fledermauslebensräumen.  

Die nachgewiesen relevanten Sommerquartiere von Fledermäusen sind über 

500m entfernt von den geplanten Windkraftanlagen, damit ist nicht von einer 

signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos auszugehen. Auch diese Bewer-

tung basiert auf der Artenschutzrechtliche Arbeits- und Beurteilungshilfe 

(AAB-WEA). 

Da Aktivitätszeiten von Fledermäusen weitgehend bekannt sind, kann durch 

eine Abschaltung der Windkraftanlagen das Tötungsrisiko auf ein nicht mehr 

signifikant erhöhtes Maß gesenkt werden. Fledermäuse sind in den Sommer-

monaten, nachts während geringer Windgeschwindigkeiten aktiv. Deren Akti-

vitäten richten sich u.a. auch nach der Aktivität von Insekten, deren Haupt-

nahrung, daher kann bei stärkerem Niederschlag ebenfalls von keiner hohen 

Fledermausaktivität ausgegangen werden (vgl. Brinkmann et al. 2011).  

Damit ist nicht von einem erhöhten Kollisionsrisiko während Aktivitäten von 

Fledermäusen im Gebiet auszugehen, wenn die Windkraftanlagen während 

dieser Zeiten abgeschaltet werden.  

Somit wird das Kollisionsrisiko von Fledermäusen während ihrer Aktivitäten 

im Gebiet deutlich gesenkt, indem nächtliche Abschaltzeiten vorgesehen 

sind.  

UNB LK VG: Aus Sicht der UNB sind pauschale Abschaltzeiten gemäß der Arten-

schutzfachlichen Arbeits- und Beurteilungshilfe (AAB-WEA Teil Fledermäuse) festzu-

legen bzw. zu beantragen. Damit wird das Kollisionsrisiko ausreichend berücksichtigt 

und artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nicht ausgelöst. 
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4.5.3 sonstige Tierarten 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

120 Große Mengen von Insek-

ten (1200t/Jahr) werden 

von WEA getötet. Es er-

folgte keine Prüfung, ob 

eine wichtige Flugroute 

von Insekten im Gebiet der 

geplanten WEA liegt. "In-

terference of fying Insects 

and Wind Parks" DLR 

2019 

Für die nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BNatSchG geschützten Ar-

ten, zu denen tlw. auch Insekten gehören, ist anerkannt, dass die 

Verletzung einzelner Individuen nicht unter den Verbotstatbe-

stand fällt, vielmehr bedarf es einer signifikanten Risikoerhöhung 

für die Arten (vgl. Heugel, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG, 2. Auflage 

2018, § 44 Rn. 8). Von einer solchen wird hier nicht ausgegan-

gen. Die Ursachen zur Abnahme der Insektenbestände sind viel-

fältig. Die Intensivierung der Landnutzung und der Einsatz von 

Pflanzenschutzmitteln sind die bislang nachgewiesenen Hauptur-

sachen. Auch der zunehmende Straßen- und Schienenverkehr, 

die Zersiedelung sowie der Klimawandel sind als wesentliche 

Einflussfaktoren auf den Insektenbestand in Deutschland aner-

kannt. Wissenschaftliche Untersuchungen machen seit vielen 

Jahrzehnten auf einen Rückgang der Insektenbestände in 

Deutschland und weltweit aufmerksam. Dabei steht auch fest, 

dass die Windenergie nicht der Grund für das Insektensterben 

ist. Der Rückgang findet auch in Räumen ohne WKA statt und 

begann bereits vor dem Ausbau der Windkraft.  

 

Konkrete Messergebnisse zur tatsächlichen Menge des Insekten-

schlags an Windenergieanlagen wurden in der DLR Studie nicht 

erhoben oder dargestellt. 

Wissenschaftliche Untersuchungen machen seit vielen Jahrzehnten auf einen 

Rückgang der Insektenbestände in Deutschland und weltweit aufmerksam. 

Dabei steht auch fest, dass die Windenergie nicht der Grund für das Insekten-

sterben ist. Der Rückgang findet auch in Räumen ohne Windkraftanlagen 

statt und begann bereits vor dem Ausbau der Windkraft.  

Konkrete Messergebnisse zur tatsächlichen Menge des Insektenschlags an 

Windenergieanlagen wurden in der DLR Studie nicht erhoben oder darge-

stellt. Die Studie stützt sich teilweise auf unwissenschaftliche Quellen und ba-

siert auf methodisch willkürlichen Annahmen. Dabei werden andere, öffentlich 

mittlerweile seit Jahren diskutierte Einflussfaktoren (landwirtschaftliche Inten-

sivierung mit Monokulturen, vernichteten natürlichen Biotopen und Einsatz 

von Insektiziden) ausgeblendet. Auch werden Insektenarten, die ebenfalls 

deutlich zurückgehen, aber gar nicht fliegen, nicht betrachtet. Ohnehin leben 

die meisten Insektenarten stark strukturgebunden, und das Insektensterben 

ist auch in Regionen zu beobachten, wo sich gar keine Windkraftanlagen be-

finden. (Bundesamt für Naturschutz, Positionspapier vom 27.03.2019: "Insek-

tenrückgang - potenzieller Einfluss der Windenergienutzung in Deutsch-

land?"). 

Zudem gibt es keine Flugrouten von Insekten. Aufgrund ihrer geringen Größe 

und im Vergleich zur Kraft des Windes geringen Möglichkeit, ihre Flugrichtung 

in größeren Höhen, wo höhere Windgeschwindigkeit vorherrschen und wo 

sich die Rotorblätter drehen, aktiv zu bestimmen, werden sie eher verdriftet 

als dass sie gerichtete Flüge durchführen können. 

UNB LK VG: Nach gegenwärtigem Stand der Wissenschaft und Forschung stehen 

keine Leitlinien und Grundsätze zum Kollisionsrisiko von Insekten mit WEA und zu 

möglichen Schutzmaßnahmen zur Verfügung.  

 

4.5.4 Eingriffs- und Ausgleichsplanung, Kompensationsbedarf 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

121 Regionalplanung hat be-

schlossen, die Ausweisung 

von Flächen für Kompen-

sations- und Ausgleichsflä-

chen der Gemeinde Pen-

kun übertragen. 

Gemäß § 15 Abs. 4 S. 3 BNatSchG ist für die Ausführung, Unter-

haltung und Sicherung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

der Verursacher oder dessen Rechtsnachfolger verantwortlich. 

Der Unterhaltungszeitraum ist durch die zuständige Behörde im 

Zulassungsbescheid festzusetzen. Die Entscheidung über die Art 

der Realkompensation obliegt der Behörde  

(Schrader in: Giesberts/Reinhardt (Hrsg.), BeckOK UmweltR, 54. 

Ed. 1.1.2020, BNatSchG § 15 Rn. 15). 

Im Genehmigungsbescheid werden die Ersatzmaßnahmen fest-

gelegt, dies obliegt nicht der Stadt Penkun. 

 Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

122 Ausgleichs -und Ersatz-

maßnahmen Maßnahmen 

sind ortsnah durchzufüh-

ren. Für das Ökopunkte-

konto "Wiedervernässung 

Gelliner Bruch" besteht 

kein Ortsbezug. Diese 

Kompensation ist daher 

abzulehnen. 

Die Kirchschalleen, als M1 und M2, stellen jeweils ein neugestal-

tetes, landschaftsbildwirksames Element, im vom Eingriff be-

troffenen Raum dar. Dennoch baut dieses auf vorhandenen land-

schaftlichen Elementen auf. Dies entspricht sowohl den Maßga-

ben für Ausgleichs- als auch Ersatzmaßnahmen nach § 15 

Abs. 2 BNatSchG, vgl. Lütkes, in: Lütkes/Ewers, BNatSchG, 2. 

Auflage 2018, § 15 Rn. 19f., 24. 

Nach §15 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind unvermeidbare 

Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Er-

satzmaßnahmen). Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald 

die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise 

wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederher-

gestellt oder neugestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und so-

bald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen 

Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild 

landschaftsgerecht neugestaltet ist. Für das beantragte Vorhaben sind Aus-

gleichsmaßnahmen nicht entsprechend umsetzbar und somit Ersatzmaßnah-

men der nächste Schritt zur Kompensation des Eingriffs in Natur und Land-

schaft. Die Maßnahme "Wiedervernässung Gelliner Bruch" liegt im betroffen 

Naturraum, gemäß der gesetzlichen Anforderung und auch in der betroffenen 

Landschaftszone.  

UNB LK VG: Ein Ausgleich für Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch die 

Errichtung von Windkraftanlagen ist in der Regel nicht möglich, da das optische Be-

ziehungsgefüge des vor dem Eingriff vorhandenen Zustands nicht in gleicher Art, mit 

gleichen Funktionen und ohne Preisgabe wesentlicher Faktoren wiederherstellbar 

ist.  

§ 15 Abs. 2 BNatSchG verpflichtet den Verursacher von Eingriffen für diesen Fall, 

unvermeidbare Beeinträchtigungen zu ersetzen, wozu eine Neugestaltung des Land-

schaftsbildes erforderlich ist. Ersatzmaßnahmen sind an anderer Stelle als am Ort 

des Eingriffs, aber im vom Eingriff betroffenen Raum (also in der visuellen Wirkzone 

der Windkraftanlagen) umzusetzen. Dadurch wird ein optischer Bezug zum Eingriff 

gewährleistet.  

Ebenso wie Ausgleichsmaßnahmen müssen auch Ersatzmaßnahmen in einer funkti-

onellen Beziehung zu eingriffsbedingten Wirkungen stehen und dürfen sich nicht da-

rauf beschränken, dass "irgendwo irgendwas" für Natur und Landschaft getan wird. 

Sollen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch Ersatzmaßnahmen vollstän-

dig kompensiert werden, ist daher regelmäßig eine landschaftsgerechte Neugestal-

tung des Landschaftsbildes an anderer Stelle des vom Eingriff betroffenen Raumes 

erforderlich, die in Art und Ausmaß den durch des Eingriff zerstörten Funktionen und 

Werten des Landschaftsbildes entspricht (vgl. Niedersächsisches OVG, Urt. v. 

16.12.2009 – Az. 4LC 730/07). 

Bei der Zielsetzung, das beeinträchtigte Landschaftsbild neu zu gestalten, muss bei 

den Ersatzmaßnahmen ein optischer Bezug zum Eingriff bestehen, was durch Maß-

nahmen innerhalb der visuellen Wirkzone der Windkraftanlagen, gewährleistet wer-

den kann. Da der Begriff Neu-Gestaltung impliziert, dass dort etwas gestaltet wird, 

wo eine Beeinträchtigung sich auswirkt, haben die Maßnahmen zur Neugestaltung 

des Landschaftsbildes in der gleichen Landschaftsbildeinheit zu erfolgen (Jessel und 

Hüftle: Bewältigung von Eingriffen durch Verkehrsvorhaben in das Landschaftsbild, 

Naturschutz und Landschaftsplanung 35, 2003).  

Eine vollständige Kompensation der Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 

durch Maßnahmen zur Neugestaltung des Landschaftsbildes ist bei einer Windkraft-

anlage mit einer Gesamthöhe von 241 m praktisch nicht umsetzbar. Der Neugestal-

tung des Landschaftsbildes steht aber auch nicht entgegen, dass die Veränderung 

des Landschaftsbildes durch die Windkraftanlagen optisch wahrnehmbar bleibt 

(Schumacher/Fischer-Hüftle: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar 2011, Rdnr. 58 

S. 315). Wenn § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG davon spricht, dass das Landschafts-

bild neugestaltet ist, so meint das Gesetz damit keine Paketlösung in der Weise, 

dass sie nur vollständig möglich ist oder gar nicht. Die Neugestaltung ist bezüglich 

der vom Vorhaben ausgehenden Landschaftsbildbeeinträchtigungen im Einzelnen zu 

prüfen und zu ersetzen (Schumacher/Fischer-Hüftle: Bundesnaturschutzgesetz 

Kommentar 2011, Rdnr. 52 S. 313). Sinn und Zweck der Eingriffsregelung zum 

Landschaftsbild ist es, die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie den Erholungswert 

der Landschaft zu schützen (siehe § 1 Abs. 1 Ziff. 3 BNatSchG). Auch deshalb ist 

der Neugestaltung des Landschaftsbildes soweit wie möglich im Interesse einer aus-

geglichenen Gesamtbilanz der Landschaft Rechnung zu tragen. Das Landschaftsbild 

soll in Art und Bewertung dem landschaftstypischen Landschaftsbild vor dem Eingriff 

weitestgehend entsprechen. 

In der bisherigen langjährigen Verwaltungspraxis der unteren Naturschutzbehörde 

waren jeweils mindestens 35 % des Kompensationsbedarfes für die Beeinträchti-

gung des Landschaftsbildes durch Maßnahmen zur Neugestaltung des Landschafts-

bildes praktisch umsetzbar. Um für den Vorhabenträger die Umsetzung der Eingriffs-

regelung und Herleitung von Kompensationsmaßnahmen für das Landschaftsbild zu 

erleichtern und dem Gleichbehandlungsgrundsatz Rechnung zu tragen, ist die UNB 

der Ansicht, dass mindestens 35 % des Kompensationsbedarfes durch Maßnahmen 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

zur Neugestaltung des Landschaftsbildes umzusetzen sind.  

Da Windkraftanlagen aufgrund ihrer Größe, Gestalt und Rotorbewegung das Land-

schaftsbild als Fremdkörper erheblich beeinträchtigen, besteht ein hoher qualitativer 

Anspruch an die kompensierende Neugestaltung des Landschaftsbildes. 

Zudem sind diese 35 % Realkompensation sowohl innerhalb der vom Eingriff be-

troffenen Landschaftszone als auch in der visuellen Wirkzone des Vorhabens vorzu-

nehmen. 

Das Ökokonto "Wiedervernässung Gelliner Bruch" liegt zwar innerhalb derselben 

Landschaftszone, jedoch außerhalb der visuellen Wirkzone des Vorhabens. Eine An-

rechnung auf den Kompensationsbedarf für den Eingriff in das Landschaftsbild ist 

daher nicht möglich. 

 

4.5.5 Landschaftsbild, Landschaftsbildanalyse, Sichtbarkeit 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

123 Durch die vorhandenen 

und die geplanten WEA 

wird das Landschaftsbild 

zerstört / verschandelt und 

technisch überprägt. 

Die Identität der Landschaft in Form des Landschaftsbildes wird 

nicht beeinträchtigt. Eine rechtlich beachtliche Beeinträchtigung 

ist nur gegeben, wenn unter Beachtung des Landschaftsbildes 

das Vorhaben in ästhetischer Hinsicht grob unangemessen ist 

und auch von einem für ästhetische Eindrücke offenen Betrach-

ter als belastend empfunden wird (vgl. VGH München, U. v. 

01.10.2007 - 15 B 06.2356 -, juris Rn. 20; BVerwG, B. v. 

08.05.2008 - 4 B 28/08 -, juris). Da es sich bei Windenergieanla-

gen um ein privilegiertes Vorhaben im Außenbereich handelt, ist 

eine derartige Beeinträchtigung nur im Ausnahmefall gegeben. 

Privilegierten Vorhaben kommt eine erhöhte Durchsetzungsfähig-

keit zu (Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, U. v. 01. Oktober 

2007 – 15 B 06.2356 –, Rn. 20, juris).   

 

Die durch das Vorhaben betroffene Landschaft unterliegt bereits 

einer technogenen Vorbelastung durch den Windpark Schönfeld. 

Zwar kommt es auch durch das Vorhaben zu einer Beeinträchti-

gung des Landschaftsbildes durch die optische Dominanz des-

sen. Nach dem Umweltbericht zum Entwurf der Zweiten Ände-

rung des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes Vorpom-

mern befinden sich die geplanten Anlagen allerdings nicht in ei-

nem durch einen hohen ästhetischen Eigenwert oder einem ho-

hen Empfindlichkeitsgrad gegenüber der Windenergienutzung 

auszeichnenden Gebiet (UVP-Bericht, S. 86). Der Eingriff in das 

Landschaftsbild wird darüber hinaus im Rahmen der Eingriffsre-

gelung durch Maßnahmen zur Aufwertung im selben Naturraum 

kompensiert (UVP-Bericht, S. 88, 89). Es ist keine erheblich 

nachteilige Umwelteinwirkung auf das Schutzgut Landschaft zur 

erwarten. 

 

Durch die Planung kommt es zu einem Hinzufügen weiterer tech-

nischer Elemente, die jedoch nicht geeignet sind, bestehende 

Das Landschaftsbild wird durch ein Windfeld nachhaltig verändert. Der Cha-

rakter der Landschaft verändert sich von einer rein durch die landwirtschaftli-

che Nutzung geprägte Kulturlandschaft zu einer Windlandschaft. Das wird 

auch im UVP-Bericht so beschrieben. Diese Veränderung wird allerdings 

durch unterschiedliche Betrachter auch subjektiv unterschiedlich wahrgenom-

men.  

Eine zusätzliche visuelle Beeinträchtigung des Menschen stellt die nächtliche 

Befeuerung der WEA dar. Bei den beantragten WEA wird diese nächtliche 

Lichtemission durch die bedarfsgesteuerte Nachtkennzeichnung (BNK) weit-

gehend minimiert. Die Befeuerung der WEA schaltet sich nur ein, wenn sich 

ein Flugzeug nähert.  

 

Im UVP-Bericht wird festgestellt, dass die Landschaft durch die beantragten 

WEA vor allem im Nah- und Mittelbereich beeinträchtigt wird. Hier stellt das 

Vorhaben eine technische Überprägung der gewachsenen Kulturlandschaft 

und nachhaltige Beeinträchtigung dar, wobei festgestellt werden muss, dass 

sich gerade die Kulturlandschaft im Laufe der Menschheitsgeschichte konti-

nuierlich und erheblich verändert hat. Windenergieanlagen gehören mittler-

weile zum Landschaftsbild einer modernen Kulturlandschaft dazu.  

Nach §§15ff des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sind erhebliche 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft - soweit nicht vermeidbar- zu 

kompensieren. Über Art und Ausmaß der Kompensationsmaßnahmen ent-

scheidet die untere Naturschutzbehörde nach Vorschlägen der Antragstelle-

rin. Der Eingriff wird durch Maßnahmen zur Aufwertung des Landschaftsbilds 

an anderer Stelle im selben Naturraum kompensiert. Folgende Maßnahmen 

sind zur Kompensation vorgesehen: 

M1: Umwandlung von Acker und Anlegen einer Streuobstwiese (Gemarkung 

Büssow; Größe 5.110 m²) 

M2: Umwandlung von Acker mit anschließender Sukzession (Gemarkung 

Büssow; Größe 9.643 m²) 

M3: Umwandlung von Acker und Anlegen von Strauchgruppen (Gemarkung 

Büssow; Größe 6.647 m²)  

UNB LK VG: Entsprechend der landesweiten Analyse und Bewertung der Land-

schaftspotenziale in M-V (LAUN M-V 1996) befindet sich das geplante WEG im 

Landschaftsbildraum "Ackerlehmplatte um Penkun" mit einer mittleren bis hohen 

Bewertung. 

Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden nach gültigen gesetzlichen Regelungen 

kompensiert. 
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Sichtbeziehungen entlang markanter Sichtachsen zu unterbre-

chen (UVP-Bericht, S. 36). Auswirkungen auf die Wahrnehmung 

und Erlebbarkeit vorhandenen kulturellen Sehenswürdigkeiten 

wurde im UVP-Bericht unter Punkt 8.4.1 „Kulturelles Erbe und 

sonstige Sachgüter – Bestandsanalyse“ erfasst. Demnach sind 

im Vorhabengebiet keine Bodendenkmale bekannt. Gemäß Ent-

wurf 2017 des Umweltberichts zur Zweiten Änderung des RREP 

Vorpommern werden von der Ausweisung des WEG Penkun 

keine erheblichen Umweltwirkungen auf die Schlossanlage und 

die Kirche in Penkun ausgehen. 

M4: Umwandlung von Acker und Anpflanzung Einzelbäumen und Baumgrup-

pen (Gemarkung Penkun; Größe 11.660 m²) 

M6: Nahrungs- und Lenkungsflächen für den Schreiadler (Gemarkung Rade-

witz; Größe 96.223 m²) 

Ökokonto "Wiedervernässung Gelliner Bruch" (Größe 129.283 m²) 

124 Windpark widerspricht § 2 

Abs. 7 Satz 1 LPIG: (Wah-

rung der Ursprünglichkeit 

und Identität der Land-

schaft, Vermeiden und Be-

seitigung von entsprechen-

den Beeinträchtigungen)  

Bei § 2 Nr. 7 LPlG handelt es sich um einen Grundsatz der Lan-

desplanung und Raumordnung und nicht um eine Vorschrift, die 

im Genehmigungsverfahren nach § 4 BImSchG zu berücksichtig-

ten ist. Darüber hinaus sind im Landesplanungsgesetz MV meh-

rere unterschiedliche Grundsätze formuliert. Diese Grundsätze 

werden – wie in § 4 Abs. 1 des Gesetzes festgelegt – durch das 

Landesraumentwicklungsprogramm und die Raumentwicklungs-

programme verwirklicht. Das Gebiet in dem die beantragten 

Windkraftanlagen errichtet werden sollen, entspricht den Festle-

gungen der Raumentwicklungsprogramme für die Nutzung von 

Windenergie, so dass davon auszugehen ist, dass die Grunds-

ätze eingehalten werden. 

Im Landesplanungsgesetz MV sind mehrere unterschiedliche Grundsätze for-

muliert. Diese Grundsätze werden – wie in § 4 Abs. 1 des Gesetzes festge-

legt – durch das Landesraumentwicklungsprogramm und die Raumentwick-

lungsprogramme verwirklicht. Das Gebiet in dem die beantragten Windkraft-

anlagen errichtet werden sollen, entspricht den Festlegungen der Raument-

wicklungsprogramme für die Nutzung von Windenergie, so dass davon aus-

zugehen ist, dass die Grundsätze eingehalten werden. 

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 
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125 Durch die geplanten WEA 
kommt es zur Zerstörung 
der Natur und damit zum 
Verstoß gegen Art 20a GG 

Die Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) stellt keinen Verstoß gegen Artikel 20a GG dar. Art. 
20a GG ist eine Staatszielbestimmung, nach welcher der Staat in 
Verantwortung für die künftigen Generationen die natürliche Le-
bensgrundlage und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßi-
gen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von 
Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Recht-
sprechung schützt. Dem Schutz dieser Ziele steht eine Genehmi-
gung nach dem BImSchG allerdings gerade nicht entgegen, 
wenn die Genehmigungsvoraussetzungen vorliegen. Nach § 1 
BImSchG ist der Zweck des Gesetzes, Menschen, Tiere und 
Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- 
und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu 
schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen 
vorzubeugen. Hinsichtlich genehmigungsbedürftiger Anlagen, 
wie es eine WEA ist, soll das Genehmigungsverfahren nach der 
BImSchG gerade einen umfassenden Schutz dieser Schutzgüter 
gewährleisten (Schulte/Michalk in: Giesberts/Reinhardt (Hrsg.), 
BeckOK UmweltR, 53. Ed. 1.7.2019, BImSchG § 1 Rn. 11).  
 
Das BImSchG gibt ein geregeltes Genehmigungsverfahren vor, 
welches von der Anlage ausgehende Gefahren kontrollieren soll 
(vgl. Schulte/Michalk in: Giesberts/Reinhardt (Hrsg.), BeckOK 
UmweltR, 53. Ed. 1.7.2019, BImSchG § 1 Rn. 1). 
  
Die Auswirkungen des Vorhabens auf die angeführten Schutzgü-
ter werden umfänglich berücksichtigt und geprüft. Es wurde ein 
UVP-Bericht erstellt, welcher ausdrücklich ausführte:  
 
"Als Ergebnis des UVP-Berichts wird nachgewiesen, dass nach 
Durchführung der im Eingriffs-Ausgleichs-Plan für die 5 WEA ge-
planten Vermeidungsmaßnahmen bei Umsetzung des beantrag-
ten Vorhabens keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen 
auf die Schutzgüter des § 2 Abs. 1 UVPG zu erwarten sind."  
 
Betrachtet wurden unter anderem die Auswirkungen auf Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt, Menschen, insbesondere 
menschliche Gesundheit, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima 
und Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter. Zudem 
liegt ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, ein Schallgutachten 
sowie ein Gutachten zum Schattenwurf vor. Die nach § 5 und § 6 
Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten sind er-
füllt und es gehen keine schädlichen Umweltauswirkungen und 
sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen aus.  

Im Genehmigungsverfahren wird geprüft ob die gemäß §6 BImSchG genann-
ten Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind.  
Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn  
1. sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 und einer auf Grund des § 7 erlas-
senen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden, und 
2. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes 
der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 
 
Der § 5 BImSchG regelt zudem:  
(1) Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, 
dass zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insge-
samt  
1.schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nach-
teile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbar-
schaft nicht hervorgerufen werden können; 
2.Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, 
erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbeson-
dere durch die dem Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen; 
 
Hierzu wird u.a. geprüft ob Richtwerte der TA Lärm bzw. der Schattenwurfleit-
linie für Schallimmissionen und Schattenwurf durch das Vorhaben eingehal-
ten werden.  
 
Wird eine Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm-
SchG) erteilt, kann kein Verstoß gegen das Grundgesetz vorliegen, da das 
BImSchG gerade die Einhaltung des Grundgesetzes sicherstellen soll.  
Art. 20a GG ist eine Staatszielbestimmung, nach welcher der Staat in Verant-
wortung für die künftigen Generationen die natürliche Lebensgrundlage und 
die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzge-
bung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Ge-
walt und die Rechtsprechung schützt. Dem Schutz dieser Ziele dient gerade 
das BImSchG. Nach § 1 BImSchG ist der Zweck des Gesetzes, Menschen, 
Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- 
und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen 
und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung erforderlich. 

126 Durch die geplanten WEA 
kommt es zur Zerstörung 
des Lebensraumes von 
Pflanzen und Tieren. 

Die Anlagen führen nicht zu einer unzulässigen Beeinträchtigung 
der Tiere und Pflanzen. Die Voraussetzungen des Bundesnatur-
schutzgesetzes, des Bundes- Immissionsschutzgesetztes und 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung werden 
eingehalten (siehe u.a. UVP-Bericht S. 101, Artenschutzrechtli-
ches Fachgutachten S. 88, Eingriffs- Ausgleichs-Plan, S. 62). Die 
Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG können unter 
Berücksichtigung von an das geplante Vorhaben angepassten 
Vermeidungsmaßnahmen ausgeschlossen werden (Artenschutz-
rechtlicher Fachbeitrag, S. 88). Wo dies notwendig ist, werden 
hinreichende Lenkungsflächen geschaffen (vgl. zum Beispiel S. 
60 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag). 
 
Die Auswirkungen des Vorhabens auf die angeführten Schutzgü-
ter werden umfänglich berücksichtigt und geprüft. Es wurde ein 
UVP-Bericht erstellt, welcher ausdrücklich ausführte:  
 
"Als Ergebnis des UVP-Berichts wird nachgewiesen, dass nach 
Durchführung der im Eingriffs-Ausgleichs-Plan für die 5 WEA ge-

Auch nach Planoptimierung kann ein Eingriff in die geschützten Biotope Ru-
deralgebüsch (BLR) und Baumhecke (BHB) sowie in zwei Einzelbäume nicht 
vermieden werden. Alle Gehölz- und auch sonstigen Eingriffe werden bilan-
ziert und durch Maßnahmen im gleichen Naturraum kompensiert. 
Auf die möglichen Auswirkungen der Windkraftanlagen auf Fledermäusen, 
Brut- und Rastvögeln wird in den Antragsunterlagen in den Kapiteln (Kapitel 
13.5) ausführlich eingegangen. Erhebliche Beeinträchtigungen sind mit der 
Umsetzung der Schutz,- Vermeidungs- bzw. Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men nicht zu erwarten.  

UNB LK VG: Durch bauliche Maßnahmen jeglicher Art werden immer auch Lebens-
räume von Tieren und Pflanzen bzw. Biotoptypen allgemeiner Bedeutung zerstört. 
Durch eine optimierte Planung werden Lebensraumzerstörungen so weit wie möglich 
vermieden. Mögliche Beeinträchtigungen der beiden Schutzgüter werden in den An-
tragsunterlagen betrachtet und geprüft. Es handelt sich in aller Regel um Biotopty-
pen allgemeiner Bedeutung (i.d.R. Ackerland). Durch Planungsoptimierungen, Ver-
schiebungen, Streichungen oder die Planung von Vermeidungs- und Kompensati-
onsmaßnahmen können Zerstörungen von Lebensräumen vermieden oder ausgegli-
chen werden. 
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planten Vermeidungsmaßnahmen bei Umsetzung des beantrag-
ten Vorhabens keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen 
auf die Schutzgüter des § 2 Abs. 1 UVPG zu erwarten sind."  

 
Betrachtet wurden unter anderem die Auswirkungen auf Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt, Menschen, insbesondere 
menschliche Gesundheit, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima 
und Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter.  
 
Die nach § 5 und § 6 BImSchG aufgestellten Pflichten sind erfüllt 
sind und es gehen keine schädlichen Umweltauswirkungen und 
sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen aus.  

127 Durch den Bau werden ge-
schützte Biotope dauerhaft 
zerstört. 

Die Auswirkungen des Vorhabens auf Schutzgüter werden um-
fänglich berücksichtigt und geprüft. Es wurde ein UVP-Bericht er-
stellt, welcher ausdrücklich ausführte:  
 
"Als Ergebnis des UVP-Berichts wird nachgewiesen, dass nach 
Durchführung der im Eingriffs-Ausgleichs- Plan für die 5 WEA ge-
planten Vermeidungsmaßnahmen bei Umsetzung des beantrag-
ten Vorhabens keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen 
auf die Schutzgüter des § 2 Abs. 1 UVPG zu erwarten sind."  
 
Umfänglich betrachtet wurden auch die Auswirkungen der WEA 
auf Biotope.  
 
Die geplanten Windenergieanlagen werden auf intensiv genutz-
ten Ackerflächen errichtet. Naturzerstörung wird damit minimiert. 
Die durch die geplanten Windenergieanlagen unvermeidbaren 
Eingriffe in die Schutzgüter Boden, Biotope und Landschaftsbild 
werden durch Realmaßnahmen im Umfeld des Vorhabens aus-
geglichen. Durch die Lage der geplanten WEA auf Acker ist der 
Biotopverlust von vornherein gering. Die Erschließung wurde so 
optimiert, dass der Eingriff in Gehölze gering ist und ausgegli-
chen wird. (vgl. UVP-Bericht, S. 67 ff.) 
 
Die nach § 5 und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestell-
ten Pflichten sind erfüllt sind und es gehen keine schädlichen 
Umweltauswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraft-
anlagen aus. 

Auch nach Planoptimierung kann ein Eingriff in die geschützten Biotope Ru-
deralgebüsch (BLR) und Baumhecke (BHB) sowie in zwei Einzelbäume nicht 
vermieden werden. Alle Gehölz- und auch sonstigen Eingriffe werden bilan-
ziert und durch Maßnahmen im gleichen Naturraum kompensiert. 
Folgende Maßnahmen, die das Landschaftsbild aufwerten, sind vorgesehen: 
M1: Umwandlung von Acker und Anlegen einer Streuobstwiese (Gemarkung 
Büssow; Größe 5.110 m²) 
M2: Umwandlung von Acker mit anschließender Sukzession (Gemarkung 
Büssow; Größe 9.643 m²) 
M3: Umwandlung von Acker und Anlegen von Strauchgruppen (Gemarkung 
Büssow; Größe 6.647 m²)  
M4: Umwandlung von Acker und Anpflanzung Einzelbäumen und Baumgrup-
pen (Gemarkung Penkun; Größe 11.660 m²) 
M6: Nahrungs- und Lenkungsflächen für den Schreiadler (Gemarkung Rade-
witz; Größe 96.223 m²) 
Ökokonto "Wiedervernässung Gelliner Bruch" (Größe 129.283 m²) 

UNB LK VG: Aus Sicht der UNB sind Eingriffe in geschützte Biotope grundsätzlich zu 
vermeiden. 
Durch die Vorhabenträger sind im geringen Umfang Eingriffe in geschützte Biotope 
im Zuge der Wegeführung bzw. durch die geplante Lage von Kranstellflächen ge-
plant. Aus derzeitiger Sicht der UNB sind jedoch auch geringfügige Eingriffe nicht zu-
lässig. Die Vorhabenträger sind aufgefordert, mögliche Alternativen (Nutzung von 
vorhandenen Lücken, Verschiebung der Kranstellfläche) zu prüfen und die Planung 
nochmals zu optimieren. Das Ergebnis der Planungsoptimierungen liegt bisher nicht 
vor. 
Im Ausnahmefall kann der Gesetzgeber Befreiungen vom gesetzlichen Biotopschutz 
zulassen. Dafür sind die Gründe von den Vorhabenträgern detailliert darzustellen 
und der Eingriff ist durch adäquate Kompensationsmaßnahmen, bei denen der be-
troffene Biotoptyp wiederhergestellt wird, additiv zu kompensieren. 

128 Es sind 500 m Abstands-
puffer zu Vorranggebieten 
für Naturschutz und Land-
schaftspflege, zum FFH 
Gebiet Storkower Bruch 
mit der Abgrenzung zum 
Managementplan GGB DE 
2651-301 und zu den 
Schutzgebieten 6240-002-
B u. 3150-001-B einzuhal-
ten. 

Der Abstandspuffer von 500 m stellt ein Planungskriterium der 
Zweiten Änderung des RREP VP dar. Das Planungsverfahren 
läuft noch. Gesetzliche Mindestabstände sind nicht vorgesehen. 
Die FFH-Gebiete sind nicht beeinträchtigt und sind berücksich-
tigt. Darüber hinaus besteht zu den Gebieten jeweils ein Abstand 
über 500m. Keiner der beantragten Anlagenstandorte befindet 
sich in einem Vorranggebiet für Naturschutz- und Landschafts-
pflege nach RREP VP und LEP MV. Sowohl zum Vorbehaltsge-
biet Natur und Landschaft als auch zum FFH-Gebiet „DE 2651-
301 Storkower Os und östlicher Bürgersee bei Penkun“ und den 
schützenswerten Lebensraumtypen 6240-002-B u. 3150-001-B 
nach Managementplan des FFH-Gebietes müssen laut aktuellem 
Kriterienkatalog keine 500 m Abstand eingehalten werden. 

Wir gehen davon aus, dass der Einwender hier das FFH-Gebiet „DE 2651-
301 Storkower Os und östlicher Bürgersee bei Penkun“ meint. Gemäß aktuel-
len rechtskräftigen Regionalen Raumentwicklungsprogrammes 2010 umfasst 
dieses Schutzgebiet auch ein Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft   
 
Laut Kriterienkatalog des aktuellen Entwurfes zur Fortschreibung des Regio-
nalen Raumentwicklungsprogrammes 2020 müssen zu Vorranggebieten Na-
tur und Landschaft ein von Abstand 500 m eingehalten werden.  
Sowohl zum Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft als auch zum FFH-Ge-
biet „DE 2651-301 Storkower Os und östlicher Bürgersee bei Penkun“ und 
den schützenswerten Lebensraumtypen 6240-002-B u. 3150-001-B nach Ma-
nagementplan des FFH-Gebietes müssen laut aktuellem Kriterienkatalog 
keine 500 m Abstand eingehalten werden. 

UNB LK VG: Ein FFH-Gebiet "Storkower Bruch" gibt es nicht. Vermutlich ist hier das 
FFH-Gebiet DE2651-301 "Storkower Os und östlicher Bürgersee bei Penkun" ge-
meint. 
Zur südlichen Grenze des FFH-Gebietes wird ein Abstand von 500 m durch die ge-
plante Anlage A1 unterschritten. Mögliche Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes 
und seiner maßgeblichen Gebietsbestandteile (Zielarten und FFH-Lebensraumty-
pen) durch die Errichtung der geplanten WEA wurden im Rahmen einer FFH-Vorprü-
fung betrachtet. Aus dieser Prüfung geht hervor, dass keine Beeinträchtigungen der 
maßgeblichen Gebietsbestandteile des FFH-Gebietes durch das Vorhaben zu erwar-
ten sind. Dieser Einschätzung folgt die UNB. 
Bei dem 500 m-Abstandspuffer zu Vorranggebieten für Naturschutz handelt es sich 
um ein raumordnerisches Kriterium, welches im Genehmigungsverfahren als Aus-
schlusskriterium nicht berücksichtigt werden kann. 
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129 Unzerschnittene Land-
schaftsräume sind als Ver-
bundflächen und als Wild-
korridore zu erhalten.  

Bei dem weichen Tabukriterium "Schutzwürdigkeit landschaftli-
cher Freiräume (Funktionsbewertung - Stufe 4 sehr hoch)" han-
delt es sich um ein Planungskriterium der Zweiten Änderung des 
RREP VP. Das Planungsverfahren läuft jedoch noch. Das Rest-
riktionskriterium entfaltet keine Wirkung in dem vorliegenden Ge-
nehmigungsverfahren. Die landschaftlichen Freiräume der ver-
schiedenen Schutzstufen nach dem Gutachterlichen Land-
schaftsprogramm und dem Gutachterlichen Landschaftsrahmen-
programm Region Vorpommern stellen keinen sonst ungenann-
ten Belang nach § 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB dar, sondern fallen 
nach lex specialis derogat legi generali unter § 35 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 BauGB. Hierbei ist festzustellen, dass es sich bei dem Ge-
biet südlich von Penkun je nach Bewertungsgrundlage (Größen- 
oder Funktionenbewertung) um einen landschaftlichen Freiraum 
der Stufe 4 - sehr hoch (GLP 2003, Größenbewertung) oder um 
einen der Stufe 2 - mittlere Schutzwürdigkeit (GLRP VP 2009, 
Funktionenbewertung) handelt. Im Ergebnis kommt die UVP 
hierzu jedoch zu dem Ergebnis, dass eine Beeinträchtigung des 
Schutzgutes Landschaft durch die beantragten WEA nicht zu er-
warten ist. 
 
Zudem besteht bereits eine Vorbelastung der Landschaft durch 
den WP Schönfeld in Brandenburg. Weiterhin sind die unzer-
schnittenen landschaftlichen Freiräume sowohl nach dem GLP 
2003 (vgl. Kap. III.3.3.2/ S.230) als auch nach GLRP VP 2009 
(vgl. III.3.3./ S. III.71) in der Raumordnung als Vorbehaltsgebiete 
zu berücksichtigen, stehen also der Windenergie als raumbe-
deutsamer Nutzung nicht von vorneherein entgegen. 
 
Die Identität der Landschaft in Form des Landschaftsbildes wird 
nicht beeinträchtigt. Eine rechtlich beachtliche Beeinträchtigung 
ist nur gegeben, wenn unter Beachtung des Landschaftsbildes 
das Vorhaben in ästhetischer Hinsicht grob unangemessen ist 
und auch von einem für ästhetische Eindrücke offenen Betrach-
ter als belastend empfunden wird (vgl. VGH München, U. v. 
01.10.2007 - 15 B 06.2356 -, juris Rn. 20; BVerwG, B. v. 
08.05.2008 - 4 B 28/08 -, juris). Da es sich bei Windenergieanla-
gen um ein privilegiertes Vorhaben im Außenbereich handelt, ist 
eine derartige Beeinträchtigung nur im Ausnahmefall gegeben. 
Privilegierten Vorhaben kommt eine erhöhte Durchsetzungsfähig-
keit zu (Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, U. v. 01. Oktober 
2007 – 15 B 06.2356 –, Rn. 20, juris).   
 
Die durch das Vorhaben betroffene Landschaft unterliegt bereits 
einer technogenen Vorbelastung durch den Windpark Schönfeld. 
Zwar kommt es auch durch das Vorhaben zu einer Beeinträchti-
gung des Landschaftsbildes durch die optische Dominanz des-
sen. Nach dem Umweltbericht zum Entwurf der Zweiten Ände-
rung des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes Vorpom-
mern befinden sich die geplanten Anlagen allerdings nicht in ei-
nem durch einen hohen ästhetischen Eigenwert oder einem ho-
hen Empfindlichkeitsgrad gegenüber der Windenergienutzung 
auszeichnenden Gebiet (UVP-Bericht, S. 86). Der Eingriff in das 
Landschaftsbild wird darüber hinaus im Rahmen der Eingriffsre-
gelung durch Maßnahmen zur Aufwertung im selben Naturraum 
kompensiert (UVP-Bericht, S. 88, 89). Es ist keine erheblich 
nachteilige Umwelteinwirkung auf das Schutzgut Landschaft zur 
erwarten. 

Landschaftsräume und Verbundflächen werden durch geplanten Windkraftan-
lagen freigehalten und auch Wildkorridore werden nicht verstellt.  
Durch den Bau von punktuell in der Landschaft verteilten WEA entsteht keine 
Barrierewirkung. Der Biotopverbund und auch Wildkorridore werden nicht zer-
schnitten, da das Vorhaben hauptsächlich auf Ackerfläche umgesetzt wird 
und keine Biotope in Anspruch genommen werden.   

UNB LK VG: Entsprechend der landesweiten Analyse und Bewertung der Land-
schaftspotenziale in M-V (LAUN M-V 1996) befindet sich das geplante WEG im 
Landschaftsbildraum "Ackerlehmplatte um Penkun" mit einer mittleren bis hohen Be-
wertung. 
Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden nach gültigen gesetzlichen Regelungen 
kompensiert. 
Der Freiraumschutz ist in den gesetzlichen Zielen und Grundsätzen des Naturschut-
zes und der Raumordnung verankert. Für die Beurteilung bedient man sich der lan-
desweit einheitlichen Festlegung der „Unzerschnittenen Landschaftlichen Frei-
räume“. Als weiches Tabukriterium im RREP VP ist der "Landschaftliche Freiraum - 
Stufe 4" gemäß Größenbewertung abgewogen worden. Das ausschließliche raum-
ordnerische Kriterium "Landschaftlicher Freiraum" wird vom Planungsverband ge-
mäß Funktionsbewertung bewertet. 

130 Das WEG Damitzow (Land 
BB) findet nicht im Arten-
schutzrechtlichen Fachbei-
trag Berücksichtigung, ob-
wohl weiter entfernte WEA 
betrachtet wurden. Dies ist 
ein Verstoß gegen die um-

Zum Zeitpunkt der Erstellung des Artenschutzrechtlichen Fach-
beitrages mit Stand vom 28.11.2018 waren die sieben im Geneh-
migungsverfahren befindlichen WEA im WEG Nr. 6 „Damitzow“ 
noch nicht beantragt und müssten dementsprechend nicht be-
rücksichtigt werden. 

In den Unterlagen von Planung+Umwelt, insbesondere im Artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrag, wird die Ist-Situation in Bezug zur Planung bewertet. Ein-
bezogen wird hier der jeweilige Bestand, sei es die naturräumliche Ausstat-
tung als auch der Bestand der Windkraftanlagen. In die Wirkungsprognosen 
fließen zudem die zum Zeitpunkt der Erstellung bekannten Planungen im Um-
feld des Vorhabens ein. Zum Zeitpunkt der Erstellung der Unterlagen waren 
die sieben im Genehmigungsverfahren befindlichen WEA im Windeignungs-

UNB LK VG: Die Anlagen im WEG Damitzow befinden sich bisher in der Planung. 
Ob und in welcher Form diese Anlagen jemals genehmigt und realisiert werden, 
kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht bewertet werden. Bei der Bewertung der zu 
erwartenden Auswirkungen auf Natur und Landschaft sind aus Sicht der UNB nur 
zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits genehmigte bzw. errichtete Windkraftanla-
gen zu berücksichtigen. 
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fassende Information, da-
her sind die Unterlagen 
neu aufzustellen. 

gebiet Nr. 6 „Damitzow“ noch nicht beantragt. Daraus ergibt sich für das Ver-
fahren in Damitzow, dass die Anlagen der ENERTRAG AG und NOTUS 
energy dort als Vorbelastung einzustellen sind. 

Im Falle einer Genehmigung sowohl der Anlagen in Brandenburg (WEG Damitzow) 
als auch der in Mecklenburg-Vorpommern (WEG Penkun), womöglich sogar syn-
chron, ist eine Barrierewirkung aller Anlagen (zusammengefasst auch mit den Be-
standsanlagen) zu betrachten. Es ist zu befürchten, dass die Erreichbarkeit der Nah-
rungsflächen in nördlicher Richtung für Schrei-/Seeadler und Schwarzstorch vollkom-
men verbaut wird. Dies hätte erhebliche Auswirkungen auf die Brutpaare der vorge-
nannten Arten.  

131 Durch die WEA ist ein un-
zerschnittener Freiraum 
der Stufe 4 betroffen. Die-
ser ist gem. LEP M-V bei 
Infrastrukturvorhaben ins-
besondere bei Bedeutung 
für den Schutz störungs-
empfindlicher Arten zu be-
rücksichtigen. Es handelt 
sich um ein Ausschlusskri-
terium für WEA lt. Energie-
ministerium M-V und ist 
daher als sonstiger unbe-
nannter Belang bei der 
Genehmigung zu berück-
sichtigen. 

Bei dem weichen Tabukriterium "Schutzwürdigkeit landschaftli-
cher Freiräume (Funktionsbewertung - Stufe 4 sehr hoch)" han-
delt es sich um ein Planungskriterium der Zweiten Änderung des 
RREP VP. Das Planungsverfahren läuft jedoch noch. Das Rest-
riktionskriterium entfaltet keine Wirkung in dem vorliegenden Ge-
nehmigungsverfahren.  
 
Die landschaftlichen Freiräume der verschiedenen Schutzstufen 
nach dem Gutachterlichen Landschaftsprogramm und dem Gut-
achterlichen Landschaftsrahmenprogramm Region Vorpommern 
stellen keinen sonst ungenannten Belang nach § 35 Abs. 3 Satz 
1 BauGB dar, sondern fallen nach lex specialis derogat legi ge-
nerali unter § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB.  
 
Hierbei ist festzustellen, dass es sich bei dem Gebiet südlich von 
Penkun je nach Bewertungsgrundlage (Größen- oder Funktio-
nenbewertung) um einen landschaftlichen Freiraum der Stufe 4 - 
sehr hoch (GLP 2003, Größenbewertung) oder um einen der 
Stufe 2 - mittlere Schutzwürdigkeit (GLRP VP 2009, Funktionen-
bewertung) handelt. Im Ergebnis kommt die UVP hierzu jedoch 
zu dem Ergebnis, dass eine Beeinträchtigung des Schutzgutes 
Landschaft durch die beantragten WEA nicht zu erwarten ist. Zu-
dem besteht bereits eine Vorbelastung der Landschaft durch den 
WP Schönfeld in Brandenburg. Weiterhin sind die unzerschnitte-
nen landschaftlichen Freiräume sowohl nach dem GLP 2003 
(vgl. Kap. III.3.3.2/ S.230) als auch nach GLRP VP 2009 (vgl. 
III.3.3./ S. III.71) in der Raumordnung als Vorbehaltsgebiete zu 
berücksichtigen, stehen also der Windenergie als raumbedeutsa-
mer Nutzung nicht von vorneherein entgegen. 

Die eingereichte Planung zum Windpark ist sowohl mit dem Landesraument-
wicklungsprogramm MV sowie mit dem RREP VP vereinbar und widerspre-
chen diesem nicht. 
Das geforderte Kriterium für die Ausweisung von Windeignungsgebieten kann 
im vorliegenden Fall nicht angewendet werden. Der Regionale Planungsver-
band begründet seine Entscheidung, die Funktionenbewertung für die 
Schutzwürdigkeit landschaftlicher Freiräume als weiches Tabukriterien heran-
zuziehen wie folgt: 
„Im Rahmen seiner Abwägungsentscheidung hat sich der Regionale Pla-
nungsverband Vorpommern entschlossen, „landschaftliche Freiräume der 
Stufe 4 als „weiche“ Tabuzonen einzuordnen und diese von Windenergieanla-
gen freizuhalten. Dabei geht der Regionale Planungsverband davon aus, 
dass dem gebotenen Schutz des Freiraums durch eine qualitative Betrach-
tung besser Rechnung getragen werden kann, als durch eine quantitative. 
Nicht nur die Größe des Freiraums ist nach Ansicht des Regionalen Pla-
nungsverbandes für dessen Schutzwürdigkeit entscheidend, sondern vor al-
lem auch die Qualität des Gebiets. Dies schlägt sich nieder in dem zur An-
wendung kommenden Kriterium „Schutzwürdigkeit landschaftlicher Freiräume 
(Funktionenbewertung – Stufe 4 sehr hoch)“, wie es im Gutachterlichen Land-
schaftsrahmenplan Vorpommern (GLRP VP) definiert ist.“ 
Damit wird deutlich, dass der Regionale Planungsverband Vorpommern nicht 
die Größe – also die quantitative Betrachtung - sondern die qualitative Be-
trachtung bzw. die Funktion des Freiraumes für die Ausweisung von Eig-
nungsgebieten zu Grunde legt. Die beantragten Windkraftanlagen befinden 
sich gemäß GLRP VP in einem landschaftlichen Freiraum der Funktionsbe-
wertungsstufe 2 – mittel. Demnach werden die regionalplanerischen Vorga-
ben durch die beantragten Windkraftanlagen eingehalten. 

StALU MS: Entsprechend der landesweiten Analyse und Bewertung der Land-
schaftspotenziale in M-V (LAUN M-V 1996) befindet sich das geplante WEG im 
Landschaftsbildraum "Ackerlehmplatte um Penkun" mit einer mittleren bis hohen Be-
wertung. 
 Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden nach gültigen gesetzlichen Regelungen 
kompensiert. 
 Der Freiraumschutz ist in den gesetzlichen Zielen und Grundsätzen des Naturschut-
zes und der Raumordnung verankert. Für die Beurteilung bedient man sich der lan-
desweit einheitlichen Festlegung der „Unzerschnittenen Landschaftlichen Frei-
räume“. Als weiches Tabukriterium im RREP VP ist der "Landschaftliche Freiraum - 
Stufe 4" gemäß Größenbewertung abgewogen worden. Das ausschließliche raum-
ordnerische Kriterium "Landschaftlicher Freiraum" wird vom Planungsverband ge-
mäß Funktionsbewertung bewertet. 

132 Verwendung von Rohstof-
fen (z.B. seltenen Erden 
wie Neodym) aus stark 
umweltbeeinträchtigender 
Gewinnung ist nicht aus-
geschlossen (Verweis auf 
ARD-Sendung "Das 
schmutzige Geheimnis 
sauberer Windräder"). 
Auch die Verwendung von 
Schwefelhexafluorid (SF6) 
ist nicht ausgeschlossen, 
obwohl es sich dabei um 
ein stark klimaschädigen-
des Gas handelt. 

Seltene Erden werden in nahezu allen Produkten mit elektrischen 
Bauteilen verbaut. Bei Windkraftanlagen führen sie zu einer Per-
formance Steigerung sowie zu Einsparung von anderen Ressour-
cen (10 % Einsparung von Material des Turms möglich). Dies er-
möglicht insgesamt eine Verringerung des CO2-Fußabdruckes, 
der bei Produktion entsteht. 
 
In dem geplanten Anlagentyp kommt ein System mit Schaltge-
triebe zum Einsatz. Dieser Anlagentyp besitzt im Gegensatz zum 
direktantrieb ohne Getriebe sehr wenig dieser seltenen Erden 
(ca. 10mal weniger). Zusätzlich setzt sich der Anlagenhersteller 
dafür ein, dass Menschrechte bei den Zulieferern respektiert wer-
den und Umweltstandards eingehalten werden (vgl. Customer 
letter – Rare Earth (Vestas)). 
 
Schwefelhexafluorid (SF6) wird überwiegend im geschlossenen 
System eingesetzt. Das Gas kommt in den WKA nicht zum Ein-
satz; nur in den Umspannwerken. 

Seltene Erden werden in nahezu allen Produkten mit elektrischen Bauteilen 
verbaut. 
Bei Windkraftanlagen führen sie zu einer Performance Steigerung sowie zu 
Einsparung von anderen Ressourcen (10 % Einsparung von Material des 
Turms möglich). Dies ermöglicht insgesamt eine Verringerung des CO2-Fuß-
abdruckes, der bei Produktion entsteht. 
In dem geplanten Anlagentyp kommt ein System mit Schaltgetriebe zum Ein-
satz. Dieser Anlagentyp besitzt im Gegensatz zum Direktantrieb ohne Ge-
triebe sehr wenig dieser seltenen Erden (ca. 10mal weniger). Zusätzlich setzt 
sich der Anlagenhersteller dafür ein, dass Menschrechte bei den Zulieferern 
respektiert werden und Umweltstandards eingehalten werden (1). 
 
(1) Customer letter – Rare Earth (Vestas) 

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. 
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133 Durch die Verarbeitung gif-

tiger Stoffe beim Bau und 

der flächendeckenden und 

in die Tiefe gehenden In-

stallation wird das Grund-

wasser verseucht. 

Erheblich nachteilige Umweltauswirkungen auf das Schutzgut 

Wasser und damit auch das Grundwasser sind nicht zu erwarten. 

Durch die geplanten Anlagen und die damit einhergehende teil-

weise Bodenversiegelung wird die Grundwasserneubildung ins-

gesamt wenig beeinträchtigt, da wegen des geringen Oberflä-

chenabflusses Niederschläge weiter vor Ort versickern können. 

Das Beziehungsgefüge zwischen dem Schutzgut Boden und 

dem Schutzgut Grundwasser wird durch die nur punktuelle bzw. 

teilweise Bodenversiegelung nicht erheblich beeinträchtigt (UVP-

Bericht, S. 79). Auch eine Beeinträchtigung des Grundwassers 

durch Schadstoffe ist nicht zu erwarten (UVP-Bericht, S. 80). Wo 

dies notwendig ist, sind Vermeidungsmaßnahmen vorgesehen 

(S. 79 UVP-Bericht). 

 

Das Grundwasser liegt im Untersuchungsraum zwischen 26 bis 

27 m unter Gelände. Für die Fundamente werden Baggerarbei-

ten in einer Tiefe von 3,70 m erforderlich. Eine Zerstörung der 

Wasserführenden Schichten kann somit ausgeschlossen werden. 

Aufgrund der lehmigen Deckschicht ist das Grundwasser gut ge-

gen Stoffeinträge geschützt. Eine Verseuchung des Grundwas-

sers durch die Installation der Windkraftanlagen kann somit mit 

großer Sicherheit ausgeschlossen werden. Wasserschutzgebiete 

sind aufgrund ihrer Entfernung zum Vorhaben nicht betroffen. 

Um den Schutz des Grundwassers zu gewährleisten sind bei der Bauausfüh-

rung Vermeidungsmaßnahmen V1 nach dem Stand der Technik zu berück-

sichtigen (Vgl. Eingriffs-Ausgleichs-Plan S. 62): 

- Zum Schutz von Boden und Grundwasser vor Schadstoffeintrag sind War-

ten, Reinigen und Betanken der Baustellenfahrzeuge nur auf geeigneten, ge-

sicherten Flächen zulässig. 

- Die Stellflächen und Zuwegungen werden in mechanisch belastbarer aber 

luft- und wasserdurchlässiger Form ausgeführt. Es kommen Schotterflächen 

zur Anwendung. Damit wird die Nettoneuversiegelung des Bodens minimiert. 

 

Das Grundwasser liegt im Untersuchungsraum zwischen 26 bis 27 m unter 

Gelände. Für die Fundamente werden Baggerarbeiten in einer Tiefe von 3,70 

m erforderlich. Aufgrund der lehmigen Deckschicht ist das Grundwasser gut 

gegen Stoffeinträge geschützt. Eine Verseuchung des Grundwassers durch 

die Installation der Windkraftanlagen kann somit mit großer Sicherheit ausge-

schlossen werden. 

UNB LK VG: Durch die Festlegung von Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen kann 

eine Verunreinigung des Grundwassers ausgeschlossen werden. 

134 Die Fundamente (auch 

Rüttelstoffsäulen) zerstö-

ren wasserführende 

Schichten. Die Verfügbar-

keit und die Neubildung 

von Grundwasser ist hier-

durch und darüber hinaus 

auch durch Versiegelung 

gefährdet. 

Erheblich nachteilige Umweltauswirkungen auf das Schutzgut 

Wasser und damit auch das Grundwasser sind nicht zu erwarten. 

Durch die geplanten Anlagen und die damit einhergehende teil-

weise Bodenversiegelung wird die Grundwasserneubildung ins-

gesamt wenig beeinträchtigt, da wegen des geringen Oberflä-

chenabflusses Niederschläge weiter vor Ort versickern können. 

Das Beziehungsgefüge zwischen dem Schutzgut Boden und 

dem Schutzgut Grundwasser wird durch die nur punktuelle bzw. 

teilweise Bodenversiegelung nicht erheblich beeinträchtigt (UVP-

Bericht, S. 79). Auch eine Beeinträchtigung des Grundwassers 

durch Schadstoffe ist nicht zu erwarten (UVP-Bericht, S. 80). 

 

Das Grundwasser liegt im Untersuchungsraum zwischen 26 bis 

27 m unter dem Gelände. Für die Fundamente werden Baggerar-

beiten in einer Tiefe von 3,70 m erforderlich. Eine Zerstörung der 

Wasserführenden Schichten kann somit ausgeschlossen werden. 

Aufgrund der lehmigen Deckschicht ist das Grundwasser gut ge-

gen Stoffeinträge geschützt. Eine Verseuchung des Grundwas-

sers durch die Installation der Windkraftanlagen kann somit mit 

großer Sicherheit ausgeschlossen werden. Wasserschutzgebiete 

sind aufgrund ihrer Entfernung zum Vorhaben nicht betroffen. 

Die Tiefenlage des Grundwassers liegt im Untersuchungsraum zwischen 26 

m im westlichen Bereich und 27 m im östlichen Bereich unter Gelände. Bis in 

diese Tiefen reicht das Fundament nicht, sodass nicht davon auszugehen ist, 

dass wasserführende Schichten im Boden zerstört werden. Die Grundwasser-

neubildung wird nicht beeinträchtigt, da wegen des geringen Oberflächenab-

flusses Niederschläge weiter vor Ort versickern können. 

Um den Schutz des Grundwassers zu gewährleisten, werden bei der Bauaus-

führung die Vermeidungsmaßnahmen nach dem Stand der Technik berück-

sichtigt. Diese beinhalten den Schutz von Boden und Grundwasser vor 

Schadstoffeintrag. Warten, Reinigen und Betanken der Baustellenfahrzeuge 

sind nur auf geeigneten, gesicherten Flächen zulässig 

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. 
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135 Die verbauten Öle und 

Schmierstoffe und der un-

geklärte Umgang im 

Brandfall gefährden die 

Wasserschutzzone Stor-

kow enorm. Eine Einord-

nung in die Wassergefähr-

dungsklasse 3 wird not-

wendig. Bis zur abschlie-

ßenden Sicherung ist 

keine Genehmigung zu er-

teilen.  

Das Wasserschutzgebiet Storkow (ID Nr. MV_WSG_2651_05) 

wurde in dem UVP-Bericht berücksichtigt und als Schutzzone III 

betrachtet. Die Schutzzone befindet sich in einer Entfernung von 

mehr als 3.000 m zu der nächstgelegenen Anlage WEA A 1. 

Diese Schutzzonen werden aufgrund der räumlichen Entfernung 

nicht beeinträchtigt. Die Tiefenlage des Grundwassers liegt im 

Untersuchungsraum zwischen 26 m im westlichen Bereich und 

27 m im östlichen Bereich unter Gelände. Aufgrund der lehmi-

gen, gut filtrierenden bzw. puffernden Deckschichten ist das 

Grundwasser gut gegen Stoffeinträge geschützt. (UVP-Bericht, 

S. 79). 

Eine Einordnung in die Wassergefährdungsklasse obliegt nicht dem Vorha-

benträger.  

Das Vorhabengebiet befindet sich außerhalb von Wasserschutzgebieten. Das 

WSG Storkow (ID Nr. MV_WSG_2651_05) mit der Schutzzone III befindet 

sich ca. 1.600 m vom Vorhabengebiet entfernt. Eine Betroffenheit der Rand-

bereiche des Gebiets kann daher mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlos-

sen werden.  

Das Grundwasser liegt im Untersuchungsraum zwischen 26 bis 27 m unter 

Gelände. Aufgrund der lehmigen Deckschicht ist das Grundwasser gut gegen 

Stoffeinträge geschützt. Grundsätzlich sind Gondeln der Windkraftanlagen je-

doch so konstruiert, dass ein Austreten von Schmierstoffen und anderen 

Flüssigkeiten unwahrscheinlich ist. Zusätzlich sind während der Bauausfüh-

rung die Vermeidungsmaßnahmen einzuhalten um Verunreinigungen von Ge-

wässern zu vermeiden. 

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. 

 

4.6.2 Sonstiges 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

136 Das Schutzgut Boden 

wird zerstört. 

Eine unzulässige Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden liegt 

nicht vor. 

 

"Durch die beantragten 5 WEA einschließlich der Zuwegungen 

wird Boden im Umfang von 57.509 m² dauerhaft neu versiegelt. 

Nach Vermeidung und Kompensation sind jedoch keine erheblich 

nachteiligen Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Boden zu 

erwarten." (UVP-Bericht, S. 78). 

Vom Vorhaben ist ackerbaulich genutzter, d.h. anthropogen stark bean-

spruchter Kulturboden betroffen. Es sind keine seltenen und / oder besonders 

schützenswerten Bodengesellschaften betroffen. 

 

Durch die beantragten 12 Windkraftanlagen einschließlich der Zuwegungen 

wird Boden im Umfang von 64.973 m² dauerhaft, d.h. für die Betriebszeit der 

WEA versiegelt. Vermindert wird der Eingriff in den Boden durch die Ausfüh-

rung der Kranstellflächen und Zuwegungen in wasserdurchlässiger Form. Alle 

bauzeitlich befestigten Flächen werden unmittelbar nach Bauabschluss wie-

der entsiegelt und rekultiviert. 

 

Die dauerhafte Teil- und Vollversiegelung von Boden führt zum Verlust von 

Bodenfunktionen und ist damit ein Eingriff, der gem. BNatSchG durch Maß-

nahmen zur Aufwertung von Bodenfunktionen im Naturraum kompensiert 

wird. Nach Ende der Betriebszeit der WEA wird der in Anspruch genommene 

Boden entsiegelt und rekultiviert. Die landwirtschaftliche Nutzung ist wieder 

uneingeschränkt möglich. 

Nach Kompensation und Vermeidung verbleiben keine erheblichen Umwelt-

auswirkungen auf das Schutzgut Boden. 

UNB LK VG: Aus Sicht der UNB sind Böden allgemeiner Bedeutung betroffen. Diese 

Eingriffe werden entsprechend kompensiert. 

137 Das Geotop Storkower 

Os wurde nicht berück-

sichtigt. 

Das Geotop Storkower Os wurde in dem UVP-Bericht sowie im 

Landschaftspflegerischen Begleitplan berücksichtigt (UVP Be-

richt, S. 24, 25; LBP S.10). Nach diesem sind aufgrund der räum-

lichen Entfernung zu dem Gebiet keine materiellen Einwirkungen 

zu erwarten. Das Gebiet, dessen LRT und FFH-Arten sowie die 

Schutz- und Erhaltungsziele des Gebietes werden durch das 

Vorhaben nicht beeinträchtigt. 

Das Storkower Os liegt ca. 1.500 m vom Vorhabengebiet entfernt und ist so-

mit nicht vom Vorhaben betroffen. 

UNB LK VG: Aus Sicht der UNB wurde das Geotop "Storkower Os" bei der Betrach-

tung möglicher Umweltauswirkungen ausreichend berücksichtigt. 

Lediglich die geplante Anlage Z4 liegt auf dem Gebiet des Oszuges und stellt somit 

einen Eingriff in das Geotop dar. An dieser Stelle ist der Oszug jedoch bereits stark 

beeinträchtigt und stellt sich als intensiv genutzte Ackerfläche dar. Wertvolle Struktu-

ren, die den Oszug prägen und ausmachen, sind hier nicht mehr erkennbar, der Os-

zug ist somit durch langjährige anthropogene Nutzung zerstört. Reste des Oszuges 

sind an dieser Stelle nicht mehr erkennbar. Eine Beeinträchtigung des Oszuges 

durch das geplante Vorhaben ist somit nicht zu erwarten. 

Das Verfahren zur Anpassung des Oszuges wurde bereits beantragt. 



Seite 118/127 Windfeld Penkun 

 Unterlage für die Online-Konsultation gem. § 5 Abs. 4 PlanSiG 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

138 Flächen, die für die WEA 

versiegelt werden, stehen 

nie wieder für eine land-

wirtschaftliche Nutzung 

zur Verfügung.  

Eine unzulässige Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden liegt 

nicht vor.  

 

"Durch die beantragten 5 WEA einschließlich der Zuwegungen 

wird Boden im Umfang von 57.509 m² dauerhaft neu versiegelt. 

Nach Vermeidung und Kompensation sind jedoch keine erheblich 

nachteiligen Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Boden zu 

erwarten." (UVP-Bericht, S. 78).  

 

Die Bilanzierung der teil- und vollversiegelten Flächen ist im Ein-

griffs-Ausgleichs-Plan aufgeführt. Am Ende der vorgesehen Be-

triebszeit der Windkraftanlagen sind der Rückbau der Anlagen 

und die Entsiegelung des Bodens ohne Einschränkungen und 

verbleibende Belastungen möglich. Eine selbstschuldnerische 

Bankbürgschaft in Höhe der Rückbaukosten wird als Sicherheits-

leistung für den Rückbau der Windkraftanlagen vor Baubeginn 

der Genehmigungsbehörde vorgelegt. Dem Antrag liegt eine 

Rückbauverpflichtung nach § 35 Abs. 5 BauGB bei.  

Am Ende der vorgesehenen Betriebszeit der Windkraftanlagen sind der Rück-

bau der Anlagen und die Entsiegelung des Bodens ohne Einschränkungen 

und verbleibende Belastungen möglich. Eine selbstschuldnerische Bankbürg-

schaft in Höhe der Rückbaukosten wird als Sicherheitsleistung für den Rück-

bau der Windkraftanlagen vor Baubeginn der Genehmigungsbehörde vorge-

legt. Dem Antrag liegt eine Rückbauverpflichtung nach § 35 Abs. 5 Bauge-

setzbuch bei.  

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. 

139 Der Betrieb der Anlagen 

führt zur Austrocknung 

der Böden durch Wind-

schleppen; Klimaverände-

rung und Bodenerosion 

mit Auswirkungen auf die 

Tier- und Pflanzenwelt 

sind die Folgen. Studie 

Halard-Uni? 

Die Bodenerosion durch Wind und Wasser wird vor allem durch 

unsachgemäße Landnutzung in den agrarisch geprägten Lan-

desteilen verursacht, wie z.B.: fehlende Vegetationsbedeckung 

(bei Anbau von z.B. Mais, Kartoffel- und Winterweizen bzw. auch 

bei Anwendung von Unkrautvernichtern), Bodenverdichtung 

durch landwirtschaftliche Maschinen, zu tiefes Pflügen und das 

Fehlen von natürlichen Strukturen in der Ackerlandschaft (wie 

Hecken, Brachstreifen, Feldgehölzen) (vgl. https://www.umwelt-

bundesamt.de/themen/boden-landwirtschaft/bodenbelastun-

gen/erosion). 

Verstärkt wird die Bodenerosion dabei durch den globalen Klima-

wandel, der sich im Nordosten Deutschlands besonders durch 

Niederschlagsmangel und steigende Temperaturen im Sommer 

bemerkbar macht.  

 

Die im Umfeld von WEA beobachteten Temperaturveränderun-

gen von ±0,3°C und Niederschlagsveränderung von 0-5% liegen 

weit unter der natürlichen Variabilität von Jahr zu Jahr (vgl. 

https://www.bundestag.de/re-

source/blob/627700/d2062d540c0e87120ce20046681c8622/WD-

8-139-18-pdf-data.pdf, Zugriff am 12.05.2020.) . Ein Beitrag von 

WEA zur Bodenerosion ist ausgeschlossen, da diese lokal beo-

bachteten Effekte gegenüber den nutzungs- und klimatisch be-

dingten Effekten (hier insbesondere Intensivlandwirtschaft und 

abnehmende Niederschläge) zu vernachlässigen sind.   

 

Windenergieanlagen nutzen die Energie des Windes und erzeu-

gen keinen Wind. Die Stärke des Windes ist daher auf der wind-

abgewandten Seite der WEA geringer als davor. Veränderungen 

des Windstroms durch WEA finden dabei in Höhe der Rotoren 

zwischen ca. 80 und 140 m statt und laufen in einer weitreichen-

den Nachlaufschleppe aus. Die in Bodennähe vorhandenen 

Pflanzen und Tiere werden dadurch nicht beeinträchtigt. 

 

Die Bodenerosion durch Wind und Wasser wird vor allem durch unsachge-

mäße Landnutzung in den agrarisch geprägten Landesteilen verursacht (1), 

wie z.B.: fehlende Vegetationsbedeckung (bei Anbau von z.B. Mais, Kartoffel- 

und Winterweizen bzw. auch bei Anwendung von Unkrautvernichtern), Bo-

denverdichtung durch landwirtschaftliche Maschinen, zu tiefes Pflügen und 

das Fehlen von natürlichen Strukturen in der Ackerlandschaft (wie Hecken, 

Brachstreifen, Feldgehölzen).  

Verstärkt wird die Bodenerosion dabei durch den globalen Klimawandel, der 

sich im Nordosten Deutschlands besonders durch Niederschlagsmangel und 

steigende Temperaturen im Sommer bemerkbar macht.  

 

Die im Umfeld von WEA beobachteten Temperaturveränderungen von ±0,3°C 

und Niederschlagsveränderung von 0-5% liegen weit unter der natürlichen 

Variabilität von Jahr zu Jahr (2). Ein Beitrag von WEA zur Bodenerosion ist 

ausgeschlossen, da diese lokal beobachteten Effekte gegenüber den nut-

zungs- und klimatisch bedingten Effekten (hier insbesondere Intensivlandwirt-

schaft und abnehmende Niederschläge) zu vernachlässigen sind.   

 

Windenergieanlagen nutzen die Energie des Windes und erzeugen keinen 

Wind. Die Stärke des Windes ist daher auf der windabgewandten Seite der 

WEA geringer als davor. Veränderungen des Windstroms durch WEA finden 

dabei in Höhe der Rotoren zwischen ca. 80 und 140 m statt und laufen in ei-

ner weitreichenden Nachlaufschleppe aus. Die in Bodennähe vorhandenen 

Pflanzen und Tiere werden dadurch nicht beeinträchtigt. 

 

(1) https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-landwirtschaft/bodenbe-

lastungen/erosion 

(2) https://www.bundestag.de/re-

source/blob/627700/d2062d540c0e87120ce20046681c8622/WD-8-139-18-

pdf-data.pdf, Zugriff am 12.05.2020. 

 

Zur Studie der Harvard-Universität: 

Die Studie bezieht sich auf die USA. In der Hochrechnung wird prognostiziert, 

dass bei Versorgung des kompletten Strombedarfs der USA mit Windenergie, 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. 
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Es ist nicht ersichtlich, inwiefern die Studie das Vorhaben betref-

fen soll. Das anzuwendende Recht (unter anderem BImSchG, 

BNatSchG, UVPG) wird durch das Vorhaben eingehalten.  

dort die kontinentale Oberflächentemperatur um 0,24 °C steigen würde. 

Gleichzeitig ist auch dargestellt, dass durch die Einsparung von CO2 der Glo-

balen Erderwärmung entgegengewirkt wird. Der Erwärmungseffekt durch 

Windkraftanlagen wird gegenüber der Erderwärmung als gering eingestuft. 

Hierbei handelt es sich jedoch um ein Extrembeispiel, welches so nicht in 

Deutschland skalierbar ist. In Deutschland ist es vorgesehen ein Mix aus er-

neuerbaren Energien zu schaffen. Strom aus Wind, Biomasse und Solarener-

gie soll dabei in erster Linie zum Einsatz kommen.   

Laut UVP-Bericht gehen die klimatischen Funktionen der Flächen im Vorha-

bengebiet durch den Betrieb der Anlagen nicht verloren, da genügend Freiflä-

chen erhalten bleiben und die Anlagen nicht geeignet sind Luftbahnen zu ver-

bauen. Nach derzeitigem Wissensstand kann somit eine nachteilige Beein-

flussung des Wetter- und Klimageschehen durch das Vorhaben ausgeschlos-

sen werden. 

 

4.7 Denkmalschutz 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

140 Zwischen Penkun Büsch-

brück und dem Franzosen-

berg liegt eine steinzeitli-

che Frühsiedlung. Die 

Durchführung von Maß-

nahmen in der Umgebung 

bedarf einer denkmalrecht-

lichen Genehmigung. 

"Nach der Kartierung von Bodendenkmalen (GAIA-MV) sind im 

Vorhabengebiet keine Bodendenkmale bekannt." (UVP-Bericht, 

S. 89). Das Baudenkmal "Schloss Penkun" liegt 2 km von dem 

Vorhabengebiet entfernt (UVP-Bericht, S. 89). Das aufgeführte 

Gebiet zwischen Penkun Büschbrück und dem Franzosenberg 

befindet sich deutlich außerhalb des Vorhabengebiets und wird 

von den Planungen nicht beeinträchtigt. Es bedarf daher keiner 

denkmalrechtlichen Genehmigung.  

Die zuständige Denkmalschutzbehörde wurde im Verfahren beteiligt und hat 

Stellung zur Planung genommen. Das Vorhabengebiet ist vom Denkmal-

schutzbelangen nicht betroffen. 

Das aufgeführte Gebiet zwischen Penkun Büschbrück und dem Franzosen-

berg befindet sich deutlich außerhalb des Vorhabengebiets und wird von den 

Planungen nicht beeinträchtigt.  

StALU MS 

Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege hat das Einvernehmen hergestellt. 
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141 Schloss und Kirche Pen-

kun werden im UVP-Be-

richt als schutzwürdige 

Objekte benannt. Die kon-

krete Betroffenheit wurde 

jedoch nicht untersucht, 

obwohl dies lt. Umweltbe-

richt zur 2. Änderung des 

RREP VP, auf den im 

UVP-Bericht verwiesen 

wird, auf Projektebene zu 

erfolgen hat. 

Nach S. 85 des Umweltberichts zur Zweiten Änderung des RREP 

Vorpommern gehen von dem Windeignungsgebiet keine erhebli-

chen Umwelteinwirkungen auf das Schloss Penkun und die Kir-

che Penkun aus.  

 

Die nach dem Umweltbericht zur Zweiten Änderung des RREP 

Vorpommern erforderliche Untersuchung der Standorte auf vor-

handene Bau- und Bodendenkmäler wurden vorgenommen. Der 

Bestandsanalyse zum Kulturellen Erbe und sonstigen Sachgü-

tern nach Nr. 8.4.1. ist zu entnehmen, dass keine weiteren Bo-

dendenkmäler vorhanden sind:  

 

"Nach der Kartierung von Bodendenkmalen (GAIA-MV) sind im 

Vorhabengebiet keine Bodendenkmale bekannt." (S. 89 UVP-Be-

richt). 

 

Nach dem Umweltbericht sind hinsichtlich der Schlossanlage und 

der Kirche Penkun gerade keine erheblichen Umwelteinwirkun-

gen zu erwarten. Dies ergibt sich zudem bereits aus der räumli-

chen Entfernung der geplanten Anlagen zu dem Schloss und der 

Kirche Penkun von 2 km (S. 89 UVP-Bericht).  

Das bekannte Baudenkmal „Schloss Penkun“ wird durch die Planung nicht 

berührt. Die Denkmalschutzbelange für Kultur- und Sachgüter wurden auch 

im Rahmen des Umweltberichtes des Entwurfs zur Zweiten Änderung des 

RREP Vorpommern geprüft. Nach S. 85 des Umweltberichts zur Zweiten Än-

derung des RREP Vorpommern gehen von dem Windeignungsgebiet keine 

erheblichen Umwelteinwirkungen auf das Schloss Penkun und die Kirche 

Penkun aus.  

StALU MS 

Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege hat das Einvernehmen hergestellt. 

 

 

4.8 Brandschutz  

4.8.1 Standortspezifisches Brandschutzkonzept  

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

142 Die WEA führen im Scha-

densfall zu keiner norma-

len Brandlast. Die ortsan-

sässige Feuerwehr ist 

nicht für das Löschen einer 

WEA ausgestattet. Eine 

Genehmigung kann vor 

abschließender Klärung 

des Brandschutzes nicht 

erteilt werden (vgl. Anlage 

9 zur Einwendung 129) 

Im Falle eines Brandes der WEA (besonders des Maschinenhau-

ses und der Rotorblätter) wird diese aufgrund der Höhe nicht ge-

löscht, sondern ein kontrolliertes Abbrennen unter Aufsicht der 

Feuerwehr bevorzugt. (vgl. Brandschutznachweis/ Brandschutz-

gutachten von Hagen Ingenieure, S. 8). 

 

Mit den Bauvorlagen ist eine standort- und anlagenbezogenes 

Brandschutzkonzept beim StALU einzureichen, was die Antrag-

stellerin getan hat (vgl. Ruppel in: Maslaton (Hrsg.), Windener-

gieanlage, 2. Auflage 2018, 2 Rn. 244. Die Antragstellerin hat ei-

nen Brandschutznachweis mit den Antragsunterlagen einge-

reicht, dieser lag auch mit aus. Neben Maßnahmen in der Kon-

struktion der WEAs, die Brände vorbeugen sollen, dazu gehört 

auch ein Blitzschutzsystem, werden auch Maßnahmen zur Ein-

dämmung der Gefahren, die von einem Brand ausgehen ergrif-

fen, bspw. Feuerwehrzufahrten und Löschwasserversorgung. 

 

"Der LBauO M-V ist die Erforderlichkeit von Feuerwehrplänen 

nicht zu entnehmen. Dennoch wird im Rahmen der Errichtung 

der WEA und in Abstimmung mit der Brandschutzdienststelle ein 

Feuerwehrplan nach DIN 14095 erstellt. Der Feuerwehrplan ist 

mit der zuständigen Brandschutzdienststelle abzustimmen. Im 

Korrekt ist, dass Windkraftanalagen aufgrund der baulichen Höhe nicht direkt 

gelöscht werden können. Jedoch muss im Brandfall zwischen Klein- und Voll-

brand unterschieden werden. Kleinbrände können in der Regel mit Klein-

löschgeräten im Inneren der Windkraftanlage manuell durch anwesende Per-

sonen oder die Feuerwehr gelöscht werden. Bei einem Vollbrand, sind die 

wesentlichen Brandlasten auf das Maschinenhaus/Gondel begrenzt. Auf-

grund der baulichen Höhe ist ein Löschen der Gondel vom Boden aus für die 

Feuerwehr nicht realisierbar. Die Brandbekämpfung beschränkt sich im Fall 

des Vollbrandes auf die Verhinderung der Brandausbreitung.  

Der angegebene Anteil von 1.500 Liter Öl und Schmierstoffen ist nicht ganz 

korrekt. Ein Teil dieser Liter-Angabe schließt auch Kühlmittel mit ein.  

  

LK VG/Brandschutzdienststelle 

Bewertungsmaßstab ist die Brandbekämpfung eines Flächenbrandes unterhalb der 

WEA. 
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Rahmen der Abstimmung werden die genauen Lagen der Lösch-

wasserentnahmestellen sowie der Flächen für die Feuerwehr ge-

klärt." (vgl. Brandschutznachweis/ Brandschutzgutachten von Ha-

gen Ingenieure, S. 14). 

 

4.8.2 Löschwasserbereithaltung 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

143 Bei den WEA 6 bis 9 ist 

nach gängigen Brand-

schutzvorschriften ein 

Löschwasservorrat von 

mindestens 150 cbm ver-

teilt auf mindestens 2 

Löschwasserentnahme-

stellen bereitzuhalten. 

Diese gibt es nicht.  

Das mit den Bauvorlagen eingereichte Brandschutzkonzept sieht 

keine gesonderten Löschwasserentnahmestellen vor. Die Sicher-

stellung der Löschwasserversorgung erfolgt über die Löschwas-

serentnahmestellen der Ortschaft Penkun, vgl. Brandschutznach-

weis/ Brandschutzgutachten von Hagen Ingenieure, S. 10.  

Der Antragstellerin ist keine rechtliche Grundlage für die Forderung nach 

150m³ bekannt. Dennoch kann mit dem Feuerwehrplan unter Kapitel 12.5 der 

Antragunterlagen belegt werden, dass im Umkreis der Anlagen mehrere 

Löschwasserentnahmestellen vorhanden sind, das sind z.B. der Löschwas-

serteich in der Ortslage Büssow sowie eine Löschwasserentnahmestelle am 

Bürgersee. 

LK VG/Brandschutzdienststelle 

Die zuständige öffentliche Feuerwehr, die FF Penkun mit drei weiteren Ortsfeuerweh-

ren sowie einer Löschgruppe, kommt als Stützpunktfeuerwehr zum Einsatz. Grund-

sätzlich ist die wirksame Löschhilfe bei größeren Einsätzen über Nachbarwehren mög-

lich. Über den sofortigen Einsatz weiterer Nachbarwehren oder die Nachforderung von 

Kräften und Mitteln vor Ort, entscheidet der Wehrführer mit der Abstimmung des Feu-

erwehrwehrplanes.  

Die Löschwasserversorgung soll über Löschfahrzeuge der Feuerwehr gewährleistet 

werden. Bewertungsmaßstab ist die Brandbekämpfung eines Flächenbrandes unter-

halb der WEA. 
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144 Durch die Verwendung 

von kohlenstoffverstärktem 

Kunststoff kommt es beim 

Brand / Bruch von Rotoren 

zur Freisetzung krebserre-

gender Stoffe (Verstoß ge-

gen Art. 2 GG). Ein Notfall-

plan ist nicht vorhanden. 

Eine Verletzung von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, der körperlichen 

Unversehrtheit, besteht nicht schon durch die Errichtung von 

Windenergieanlagen. Es besteht lediglich die Möglichkeit einer 

Gesundheitsgefährdung und eine daraus resultierende Vorsorge-

pflicht staatlicher Organe. Dieser wird jedoch durch die Einhal-

tung der Genehmigungsvoraussetzungen insbesondere zum Im-

missionsschutz ausreichend Rechnung getragen. Die nach § 5 

und § 6 Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten 

sind erfüllt und es gehen keine schädlichen Umweltauswirkungen 

und sonstige Gefahren von den Windkraftanlagen aus.  

 

Im Brandfall muss zwischen Klein- und Vollbrand unterschieden 

werden. Kleinbrände können in der Regel mit Kleinlöschgeräten 

im Inneren der Windkraftanlage manuell durch anwesende Per-

sonen oder die Feuerwehr gelöscht werden. Bei einem Voll-

brand, sind die wesentlichen Brandlasten auf das Maschinen-

haus/Gondel begrenzt. Diese Bauteile enthalten keine Kohlen-

stofffasern. Aufgrund der baulichen Höhe ist ein Löschen der 

Gondel vom Boden aus für die Feuerwehr nicht realisierbar. Die 

Brandbekämpfung beschränkt sich im Fall des Vollbrandes auf 

die Verhinderung der Brandausbreitung. 

 

Grundsätzliche ist jeder Art von Brand gefährlich, da je nach 

brennbarem Stoff giftige Atemgase entstehen. Es werden diverse 

Maßnahmen zum vorbeugenden Brandschutz getroffen, um ein 

Brandereignis möglichst zu verhindern. Vergleichbar mit anderen 

Bränden, bei denen Atemgifte entstehen (z.B. PKW Brand) sind 

bei solchen Einsätzen Atemschutzgeräte während der Löschar-

beiten zu tragen. Darüber hinaus ist – je nach dem Ermessen 

des zuständigen Einsatzleiters – ein Schutzabstand einzuhalten. 

Auch ist die aktuelle Windrichtung zu beachten. Einsatztaktisch 

sind dies jedoch gängige Parameter, die für Brände zu berück-

sichtigen und auch für Windkraftanlagen übertragbar sind. 

 

 

Bereits im September 2019 fand zusammen mit der Ortsfeuer-

wehr Penkun eine Besichtigung einer Windkraftanlage in 

Schönfeld statt. In diesem Rahmen wurde über die verbauten 

Stoffe sowie über möglich Rettungs- und Löschmaßnahmen in-

formiert.  

Die Aufstellung eines Katastrophen- bzw. Evakuierungsplan ist 

gemäß Landeskatastrophenschutzgesetz – (LKatSG) M-V vom 

15. Juli 2016 Aufgabe des Landes, der Landkreise und der kreis-

freien Städte. 

Eine Verletzung von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, der körperlichen Unversehrtheit, 

besteht nicht schon durch die Errichtung von Windenergieanlagen. Es besteht 

lediglich die Möglichkeit einer Gesundheitsgefährdung und eine daraus resul-

tierende Vorsorgepflicht staatlicher Organe. Dieser wird jedoch durch die Ein-

haltung der Genehmigungsvoraussetzungen insbesondere zum Immissions-

schutz ausreichend Rechnung getragen. Die nach § 5 und § 6 Bundes-Immis-

sionsschutzgesetz aufgestellten Pflichten sind erfüllt und es gehen keine 

schädlichen Umweltauswirkungen und sonstige Gefahren von den Windkraft-

anlagen aus.  

 

Korrekt ist, dass Windkraftanalagen aufgrund der baulichen Höhe nicht direkt 

gelöscht werden können. Jedoch muss im Brandfall zwischen Klein- und Voll-

brand unterschieden werden. Kleinbrände können in der Regel mit Klein-

löschgeräten im Inneren der Windkraftanlage manuell durch anwesende Per-

sonen oder die Feuerwehr gelöscht werden. Bei einem Vollbrand, sind die 

wesentlichen Brandlasten auf das Maschinenhaus/Gondel begrenzt. Diese 

Bauteile enthalten keine Kohlenstofffasern. Aufgrund der baulichen Höhe ist 

ein Löschen der Gondel vom Boden aus für die Feuerwehr nicht realisierbar. 

Die Brandbekämpfung beschränkt sich im Fall des Vollbrandes auf die Ver-

hinderung der Brandausbreitung. Erkenntnisse über gesundheitsgefährden-

den Eigenschaften von carbonfaserverstärkten Kunststoffen (Fasern gebun-

den) im eingebauten Zustand liegen nicht vor und sind auch nicht zu erwar-

ten. Mögliche Gefahren die bei der thermischen oder mechanischen Behand-

lung von carbonfaserverstärkten Kunststoffen entstehen können, sind der An-

tragstellerin nicht bekannt.  

 

Bereits im September 2019 fand zusammen mit der Ortsfeuerwehr Penkun 

eine Besichtigung einer Windkraftanlage in Schönfeld statt. In diesem Rah-

men wurde für die verbauten Stoffe sowie über möglich Rettungs- und Lösch-

maßnahmen informiert.  

 

Der LBauO M-V ist die Erforderlichkeit von Feuerwehrplänen nicht zu entneh-

men. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist dennoch ein Evakuie-

rungs- Flucht- und Rettungsplan nach DIN 14095 unter Kapitel 7.1 der An-

tragsunterlagen eingereicht worden, der sich auf die Betriebsstätte bezieht, 

wie es u.a. nach Arbeitsschutzgesetz und Arbeitsstättenverordnung gefordert 

ist. Eine Forderung nach einem Evakuierungsplan für die Bevölkerung bzw. 

des Stadtgebietes obliegt aus rechtlicher Sicht nicht dem Vorhabenträger o-

der Betreiber der Betriebstätte bzw. hier der Windkraftanlage. Die Aufstellung 

eines Katastrophen- bzw. Evakuierungsplan ist gemäß Landeskatastrophen-

schutzgesetz – (LKatSG) M-V vom 15. Juli 2016 Aufgabe des Landes, der 

Landkreise und der kreisfreien Städte. 

Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. 
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4.9 Sonstiges  

4.9.1 Unwirtschaftlichkeit 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

145 Für Windkraft bestehen 

keine Energiespeicher 

bzw. keine wirtschaftli-

chen Energiespeicher. 

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Es ist korrekt, dass zukünftig auch verstärkt Energiespeicher benötigt werden. 

Die ENERTRAG AG hat unter anderem mit dem Wasserstoffspeicher im Ver-

bundkraftwerk Uckermark sowie dem Batteriespeicher in Cremzow Beispiele 

für Energiespeichervarianten geliefert und unterstützt deren Ausbau. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 

 

146 Die Strompreise sind in 

MV hoch bzw. steigen 

weiter durch WEA. 

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. 

Die Höhe des Strompreises für Verbraucher hängt maßgeblich von Vorgaben 

der Bundespolitik ab.  

Nach aktueller Lage führt der Genehmigungsstau bei geplanten Windkraftan-

lagen zu einem höheren Strompreis, da die Vorhaben nicht wie geplant um-

gesetzt werden können und Strom aus Kohlekraftwerken durch die CO2-Be-

steuerung teurer wird.  

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 

147 Der Nachweis, dass die 

im geplanten Windpark 

produzierte Energie ver-

braucht wird und damit 

ein volkswirtschaftlicher 

Nutzen sowie CO2-Ein-

sparung erfolgt, ist nicht 

erbracht. Dieser ist anzu-

zweifeln, da MV bereits 

mehr Windstrom produ-

ziert, als es verbrauchen 

kann.  

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Dar-

über hinaus ist die Aussage, dass „der Strom nicht abgenom-

men“ werden könne, nicht korrekt. Mecklenburg-Vorpommern hat 

durch den Ausbau des Stromnetzes in den letzten Jahren nur re-

lativ geringe Strommengen, die nicht abgeführt werden können 

(vgl. jeweils aktueller Netzsicherheitsbericht der Bundesnetza-

gentur). 

Durch die im Erneuerbare Energien Gesetz vorgesehene ver-

pflichtende Direktvermarktung des im Windfeld Penkun erzeug-

ten Stroms ist sichergestellt, dass die im Windfeld erzeugte Ener-

gie „einem Nutzer zugeführt“ wird. Die Betreiber der Windkraftan-

lagen sind (wie jeder andere Kraftwerksbetreiber auch) selbst 

verpflichtet, sich Abnehmer für ihren Strom zu suchen. 

Die Aussage, dass Mecklenburg-Vorpommern mehr Windenergie erzeuge als 

es verbrauchen kann ist korrekt. Mecklenburg-Vorpommern ist ein Exportland 

für erneuerbaren Strom genauso wie für Raps, Mais und Schiffe.  

Die Aussage, dass die Überschüsse nicht abgeführt werden könnten ist nicht 

korrekt. Mecklenburg-Vorpommern hat durch den Ausbau des Stromnetzes in 

den letzten Jahren nur relativ geringe Strommengen, die nicht abgeführt wer-

den können (vgl. jeweils aktueller Netzsicherheitsbericht der Bundesnetza-

gentur (1)) . 

Durch die im Erneuerbare Energien Gesetz vorgesehene verpflichtende Di-

rektvermarktung des im Windfeld Penkun erzeugten Stroms ist sichergestellt, 

dass die im Windfeld erzeugte Energie „einem Nutzer zugeführt“ wird. Die Be-

treiber der Windkraftanlagen sind (wie jeder andere Kraftwerksbetreiber auch) 

selbst verpflichtet, sich Abnehmer für ihren Strom zu suchen. 

 

(1) https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Elektrizitaetund-

Gas/Unternehmen_Institutionen/Versorgungssicherheit/Netz_Systemsicher-

heit/Netz_Systemsicherheit_node.html 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 

148 Bereits jetzt wird der er-

zeugte Windstrom zu ei-

nem großen Teil nicht 

verwertet (z.B. Abrege-

lung von 210 GWh Wind-

strom in Norddeutschland 

während Sturmtief "Sa-

bine" lt. Onlineausgabe 

"Die Zeit" im Feb. 2020). 

Ein weiterer Ausbau der 

Windenergie ist nicht zu 

begründen. 

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Die 

Aussage, dass „der Strom nicht abgenommen“ werden könne ist 

nicht korrekt. Mecklenburg-Vorpommern hat durch den Ausbau 

des Stromnetzes in den letzten Jahren nur relativ geringe Strom-

mengen, die nicht abgeführt werden können (vgl. jeweils aktuel-

ler Netzsicherheitsbericht der Bundesnetzagentur). 

Durch die im Erneuerbare Energien Gesetz vorgesehene ver-

pflichtende Direktvermarktung des im Windfeld Penkun erzeug-

ten Stroms ist sichergestellt, dass die im Windfeld erzeugte Ener-

gie „einem Nutzer zugeführt“ wird. Die Betreiber der Windkraftan-

lagen sind (wie jeder andere Kraftwerksbetreiber auch) selbst 

verpflichtet, sich Abnehmer für ihren Strom zu suchen. 

Die Aussage, dass Mecklenburg-Vorpommern mehr Windenergie erzeuge als 

es verbrauchen kann ist korrekt. Mecklenburg-Vorpommern ist ein Exportland 

für erneuerbaren Strom genauso wie für Raps, Mais und Schiffe.  

Die Aussage, dass die Überschüsse nicht abgeführt werden könnten ist nicht 

korrekt. Mecklenburg-Vorpommern hat durch den Ausbau des Stromnetzes in 

den letzten Jahren nur relativ geringe Strommengen, die nicht abgeführt wer-

den können (vgl. jeweils aktueller Netzsicherheitsbericht der Bundesnetza-

gentur (1)) . 

Durch die im Erneuerbare Energien Gesetz vorgesehene verpflichtende Di-

rektvermarktung des im Windfeld Penkun erzeugten Stroms ist sichergestellt, 

dass die im Windfeld erzeugte Energie „einem Nutzer zugeführt“ wird. Die Be-

treiber der Windkraftanlagen sind (wie jeder andere Kraftwerksbetreiber auch) 

selbst verpflichtet, sich Abnehmer für ihren Strom zu suchen. 

 

(1) https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Elektrizitaetund-

Gas/Unternehmen_Institutionen/Versorgungssicherheit/Netz_Systemsicher-

heit/Netz_Systemsicherheit_node.html 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

149 Es besteht keine Verhält-

nismäßigkeit des Ertrags / 

des Nutzens der WEA 

zum Eingriff, da aufgrund 

der umweltfachlich erfor-

derlichen Drosselungen / 

Abschaltungen die Effekti-

vität bei nur ca. 5% der 

Nennleistung liegen wird. 

Die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens ist keine Genehmigungsvo-

raussetzung nach § 6 Abs. 1 BImSchG. Die Antragstellerin würde 

jedoch nicht die BImSch-Genehmigung beantragen, würde sie 

nicht von deren Wirtschaftlichkeit ausgehen.  

Deutschland hat sich im Zuge des Pariser Klimaabkommens dazu bekannt, 

die Erderwärmung deutlich unter 2° Celsius zu beschränken. Darüber hinaus 

hat sich Deutschland als EU-Mitgliedsland verbindlich dazu verpflichtet die 

Treibhausgasemissionen bis 2030 um mind. 40% und bis 2050 um mind. 

80% zu senken. Die konkrete Umsetzung dieser Ziele soll unteranderem 

durch das 2019 beschlossene Klimaschutzprogramm der Bundesregierung 

erfolgen, dass bis 2030 einen Anteil der Erneuerbaren Energien von 65% vor-

sieht. 

Zu diesem Zweck ist ein deutlicher Ausbau der Anlagen zur Erzeugung Er-

neuerbaren Stroms notwendig.  

Es ist nicht klar, was mit der Aussage „Effektivität einer WEA liegt deshalb in 

der Regel nur bei etwa 5 % ihrer installierten Nennleistung“ gemeint ist oder 

wie diese Behauptung begründet wird. Genauso wenig ist klar, wie die „Effek-

tivität des Vorhabens genau bemessen und bewertet“ werden soll. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 

 

4.9.2 Wertverlust von Grundstücken/Immobilien 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

150 Durch die geplanten WEA 

kommt es zur Umzinge-

lung von Penkun, so dass 

die geplante wirtschaftliche 

Entwicklung der Schlossin-

sel Penkun durch den Ein-

wendenden gefährdet ist. 

Bei dem Restriktionskriterium "Restriktionsgebiet zur Vermeidung 

einer erheblich beeinträchtigenden Umfassung von Siedlungen" 

handelt es sich um ein Planungskriterium der Zweiten Änderung 

des RREP VP, das Verfahren läuft noch. Es fällt nicht unter das 

Gebot der Rücksichtnahme nach § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 BauGB, 

wie u.a. die optisch bedrängende Wirkung.  

 

Zudem hat der regionale Planungsverband auf Antrag der Stadt 

Penkun das Restriktionskriterium zur Vermeidung erheblich be-

einträchtigender Umfassung bei der Festlegung von Windeig-

nungsgebieten im Zuge der aktuellen Fortschreibung des Regio-

nalen Raumentwicklungsprogrammes explizit für Penkun über-

prüft und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass keine erheblich 

beeinträchtigende Umfassung vorliegt. 

 

Die beantragten WEA der Antragstellerin Notus weisen alle einen 

Mindestabstand von 1.000 m zur nächstgelegenen Wohnbebau-

ung auf, dies entspricht dem baurechtlichen Rücksichtnahmege-

bot und den Maßstäben der Zweiten Änderung des RREP VP zur 

Ausweisung von Eignungsgebieten für Windenergienutzung. 

Auch ansonsten verstößt das Beantragte nicht gegen raumord-

nerische Ziele. Entgegenstehende gemeindliche Planung ist hier 

nicht vorhanden. Im Ergebnis besteht kein rechtlicher Grund, 

weshalb sich das Entwicklungsvorhaben um das Penkuner 

Schloss und die beantragten WEA gegenseitig ausschließen soll-

ten. 

Das Restriktionskriterium zur Vermeidung erheblich beeinträchtigender Um-

fassung wird auf Antrag der jeweiligen Gemeinde bzw. Stadt durch den regio-

nalen Planungsverband bei der Festlegung von Windeignungsgebieten im 

Zuge der aktuellen Fortschreibung des Regionalen Raumentwicklungspro-

grammes angewendet. 

Die Stadt Penkun hat eben diese Anwendung bereits im Zuge der dritten Be-

teiligungsrunde beantragt. Die Überprüfung hat nachgewiesen, dass keine er-

heblich beeinträchtigende Umfassung vorliegt. 

StALU MS: Die Umzingelung/Umfassung zählt nicht zu den harten Tabukriterien. Für 

die weichen Kriterien, die vom Planungsverband selbst ausgearbeitet und von diesem 

auch abgewogen werden, gibt es demnach keine öffentlich-rechtlichen Regelungen, 

die gemäß § 6 BImSchG einem Vorhaben entgegenstehen könnten. Unter die weichen 

Kriterien fallen z.B. auch Abstandsregelungen und Kriterien der Umfassung. Weiche 

Kriterien werden demnach nur auf der Ebene der Raumordnung berücksichtigt. Ent-

sprechende Einwendungen gegen den RREP können daher nur im Verfahren zur Auf-

stellung des RREP geltend gemacht werden. Sofern die mit dem RREP bzw. dessen 

Entwurf herausgestellten Kriterien dem Vorhaben nicht entgegenstehen, stehen auch 

keine Ziele der Raumordnung entgegen und das Vorhaben ist aus raumordnerischer 

Sicht zulassungsfähig. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

151 Durch die Nähe zu WEA 

kommt es zum Wertverlust 

von Immobilien, die teil-

weise auch als Altersvor-

sorge dienen. Es gibt 

keine Regelung zur Ent-

schädigung von Immobili-

enbesitzern im Umkreis 

der geplanten WEA. "The 

case of Windturbines" 

Ruhruni Bonn 

Nach ständiger Rechtsprechung besteht kein Anspruch auf Ver-

schonung von Wertverlust (vgl. OVG Greifswald, U. v. 

20.05.2015 – 3 K 18/12 -, juris, Rn. 36). Bei der Errichtung von 

WEA ist davon auszugehen, dass sich die langfristige Minderung 

von Immobilienwerten nur in sehr geringem Maße feststellen 

lässt und dagegen andere Faktoren, wie etwa die Beeinflussung 

der Bevölkerungsentwicklung, die Wertentwicklung viel deutlicher 

prägen. Überdies ist ein Verlust von Immobilienwerten, der durch 

eine materiell-rechtlich zulässige Bebauung auf benachbarten 

Grundstücken entsteht, gesetzlich nicht geschützt. Die Rechtssi-

cherheit könne anderenfalls nicht erlangt werden. 

 

 Die Errichtung von WEA stellt auch keinen Eingriff in das Eigen-

tumsrecht aus Art. 14 GG dar. Dieses schützt die Nutzbarkeit des 

Eigentums und die diesbezügliche Verfügungsfreiheit als Rechts-

gut und keine Erwartungspositon bzgl. eines evtl. Erlöses. Ho-

heitlich bewirkte Minderungen des Marktwertes eines Vermö-

gensgutes berühren aber in der Regel nicht den Schutzbereich 

des Eigentumsrechts. Dies gilt insbesondere für Wertverluste an 

einem Grundstück, die durch die behördliche Zulassung eines 

Vorhabens in der Nachbarschaft entstehen (VGH München, B. v. 

05.10.2007 – 22 CCS 07.2073 -, juris, Rn. 9).  

Es ist nicht nachgewiesen, dass die Errichtung von Windkraftanlagen in einer 

Region zu maßgeblichen Wertverlusten bei Immobilien in dieser Region füh-

ren – zumal zu Wertverlusten, die andere Faktoren (wie z.B. generelle wirt-

schaftliche Entwicklung der Region, Bevölkerungsentwicklung, Infrastruktur) 

übersteigt. 

Darüber hinaus besteht grundsätzlich kein Anspruch auf Verschonung von 

Wertverlust (vgl. OVG Greifswald, U. v. 20.05.2015 – 3 K 18/12). Insbeson-

dere ist ein Verlust von Immobilienwerten, der durch eine materiell-rechtlich 

zulässige Bebauung auf benachbarten Grundstücken entsteht, gesetzlich 

nicht geschützt. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 
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4.9.3 Erholung, Freizeit, Tourismus 

Nr. Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

152 Die WEA haben negative 

Auswirkungen auf den 

Tourismus und damit auf 

die wirtschaftliche Entwick-

lung einer ohnehin struk-

turschwachen Region. 

Der naturorientierte Tourismus und Landtourismus sowie die 

diesbezügliche Erholungseignung des Gebietes wird nur gering 

verringert. Zu berücksichtigen ist, dass die Erholungseignung des 

Gebietes aufgrund der fehlenden Naturnähe der großflächigen 

Ackerflächen und der Vorbelastung durch bereits bestehende 12 

WEA in Schönfeld bereits derzeit gering ist. Der Oder-Neiße-

Radweg wird zudem seit Jahren trotz der bereits bestehenden 

Nähe zu den WEA in Schönfeld weiter genutzt. Der geringe Ein-

griff in das Landschaftsbild wird durch Maßnahmen zur Aufwer-

tung im selben Naturraum kompensiert (vgl. UVP-Bericht, S 86 

ff.; Eingriffs-Ausgleichs-Plan, S. 40). Umsatzrückgänge stellen 

zudem keine geschützte Rechtsposition nach dem Rücksichtnah-

megebot gem. § 35 Abs. 3 BauGB dar. 

 

Im Rahmen der Reiseanalyse 2014 der Forschungsgemeinschaft 

Urlaub und Reisen (FUR) wurden bundesweit mehr als sieben-

tausend persönliche Interviews im Januar 2014 durchgeführt. Die 

Ergebnisse sind repräsentativ für die deutschsprachige Wohnbe-

völkerung ab 14 Jahre in Deutschland. Ergänzend zum Stan-

dardfragenprogramm der Reiseanalyse wurde eine Sonderfrage 

zur Wahrnehmung von Landschaftsbildmerkmalen bei der Ur-

laubsreise 2013 in das Fragenprogramm aufgenommen. Die Er-

gebnisse sind in einer Sonderstudie des NIT Institut für Touris-

mus- und Bäderforschung in Nordeuropa GmbH unter dem Titel 

„Einflussanalyse Erneuerbare Energien und Tourismus in Schles-

wig-Holstein“ dokumentiert. Die dort gemessenen Meidungsab-

sichten der Schleswig-Holstein-Urlauber aufgrund der wahrge-

nommenen und als störend bewerteten Landschaftsbildmerkmale 

durch die Erneuerbaren Energien waren in der landesweiten Per-

spektive ausgesprochen niedrig. Die Meidungsabsicht war in 

Schleswig-Holstein insgesamt nur für die Windkraft überhaupt re-

levant. Sie schwankt in den Flächenreisegebieten Ostsee SH 

und Nordsee SH zwischen 1% und 2%. Die Werte lagen dem-

nach auf einer Höhe mit den Messungen für Mecklenburg-Vor-

pommern und Niedersachsen.  

Es sei darauf verwiesen, dass die in der Region Vorpommern geltenden Kri-

terien für Windeignungsgebiete werden durch den Regionalen Planungsver-

band Vorpommern festgelegt werden und einheitlich für die gesamte Region 

Vorpommern gelten. Der Planungsverband hat sich dazu entschieden, dem 

Belang des Tourismus durch das Freihalten von sogenannten „Tourismus-

schwerpunkträumen“ Rechnung zu tragen. Ein solcher Tourismusschwer-

punktraum liegt in Penkun nicht vor. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 

 

4.9.4 Kabeltrasse, Stromabnahme, Einspeisepunkt, Leitungsnetz und Kapazität 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

153 Windkraftanlagen sind 

nicht grundlastfähig und 

daher keine Alternative zu 

anderen grundlastfähigen 

Energiequellen. Eine zu-

verlässige Stromversor-

gung durch Windkraft ist 

nicht möglich. 

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Deutschland hat sich im Zuge des Pariser Klimaabkommens dazu bekannt, 

die Erderwärmung deutlich unter 2° Celsius zu beschränken. Darüber hinaus 

hat sich Deutschland als EU-Mitgliedsland verbindlich dazu verpflichtet die 

Treibhausgasemissionen bis 2030 um mind. 40% und bis 2050 um mind. 

80% zu senken. Die konkrete Umsetzung dieser Ziele soll unteranderem 

durch das 2019 beschlossene Klimaschutzprogramm der Bundesregierung 

erfolgen, dass bis 2030 einen Anteil der Erneuerbaren Energien von 65% vor-

sieht. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 
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Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

Zu diesem Zweck ist ein deutlicher Ausbau der Anlagen zur Erzeugung Er-

neuerbaren Stroms notwendig. 

Darüber hinaus ist dem Antragsteller die Bedeutung des Einwandes für das 

vorliegende Verfahren nicht klar. 

 

4.9.5 Sonstiges 

Nr.  Einwendung 
Erwiderung des Antragstellers Notus energy Wind GmbH & 

Co. KG 
Erwiderung des Antragstellers ENERTRAG AG Stellungnahme der Fachbehörden 

154 Es ist für den Vorhabenträ-

ger sinnvoller, stadteigene 

Dachflächen zur Energie-

erzeugung mit PV auszu-

bauen anstatt WEA. 

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Die Bereitschaft zur Nutzung von Photovoltaikanlagen in der Stadt Penkun 

durch den Einwender wird begrüßt. Die ENERTRAG AG plant, baut und be-

treibt auch Photovoltaikanlagen und ist auch bereit auf dem Gebiet der Stadt 

Penkun die Nutzung von Photovoltaik zu prüfen. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 

155 Bereicherung auf Kosten 

des Allgemeinwohls 

(Pachterträge) 

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Anders als z.B. bei Infrastrukturprojekten, wie Straßenbau oder Bergbau ist 

es bei den Erneuerbaren Energien rechtlich nicht möglich Privateigentümer 

der benötigten Flächen zu enteignen. Die Flächeninanspruchnahme muss 

durch den Projektierer ausgehandelt werden. Die vereinbarten Pachtzahlun-

gen sind deutlich höher als sie es für die landwirtschaftliche Nutzung wären, 

so dass eine Windenergieanlage in aller Regel Vorteile bringt. Anderenfalls 

hätte der Eigentümer keinen Anreiz die Flächen bereit zu stellen. Die Ein-

künfte aus Grundbesitz sind jedoch wie alle anderen Einkünfte auch zu ver-

steuern, so dass ein Teil davon der Allgemeinheit über Steuern wieder zu-

fließt. Die Pachtzahlungen. machen zudem nur einen vergleichsweise gerin-

gen Teil der gesamten Projektkosten und diese wieder nur einen kleineren 

Teil der letztendlichen Strompreise aus, so dass ein regulierendes Eingreifen 

durch den Gesetzgeber weiterhin nicht vorgesehen ist.  

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 

156 Es ist falsch, die Energie-

wende fast nur mit Wind-

kraftanlagen zu vollziehen. 

Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Es ist korrekt, dass zum einen auch andere erneuerbare Energiequellen (wie 

z.B. insbesondere Photovoltaik) notwendig sein werden, um eine 100% er-

neuerbare Energieversorgung zu erreichen. Zum anderen werden zukünftig 

auch verstärkt Energiespeicher benötigt werden. ENERTRAG hat unter ande-

rem mit dem Wasserstoffspeicher im Verbundkraftwerk Uckermark sowie 

dem Batteriespeicher in Cremzow Beispiele für Energiespeichervarianten ge-

liefert und unterstützt deren Ausbau. 

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 

157 Die Bauzeit ist zu lang Der Einwand bezieht sich nicht auf das konkrete Vorhaben. Dar-

über hinaus wird die Bauzeit auf ein Mindestmaß reduziert (vgl. 

S. 21 UVP-Bericht). Zudem können erhebliche Umweltauswir-

kungen durch ein geeignetes Bauzeitenregime (siehe zum Bei-

spiel Vermeidungsmaßnahme V3.3) vermieden werden (S. 99 

UVP-Bericht). 

Die Bauzeit wurde auf ein Mindestmaß reduziert. Dies ist auch im Sinne des 

Vorhabenträgers um Kosten für Kran, Bauunternehmen und Ressourcen zu 

sparen.  

StALU MS: Aus Sicht des StALU MS ist hierzu keine Ergänzung notwendig. Das auf-

geworfene Thema zählt nicht zu den zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen. 

 


